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Einladungen zu Versammlungen. 

Aerztlicher Bezirksverein Ansbach. 
Nächste Sitzung: Dienstag, den 1. September, nach¬ 

mittags .» Uhr, im Hotel Zirkel. Tagesordnung: 1. Be¬ 
sprechung über die zweite Sitzung der Bayer. Landes¬ 
ärztekammer bzw. ries 10. Bayer. Aerztetages. 2. Son¬ 
stiges. I. A.: I)r. L. Meyer. 

Bek. d. Staatsmin. d. Inn. v. 17. 8. 28 Nr. 5302 f. 1 
Uber die Jahresversammlung des Landesverbandes für 
Mutterschafts-, Säuglings- und KleinkinderfUrsorge und 
des Landesverbandes zur Bekämpfung der Tuberkulose. 

Die Jahresversammlung des Landesverbandes für 
Multerschafls-. Säuglings- und Kleinkinderfürsorge und 
des Landesverbandes zur Bekämpfung der Tuberkulose 
findet am Freitag, dem 21. September 1928, vorm. 10 Uhr, 
in Neustadl a. d Haardt, Saalbau (Kaisersaal), statt. In 
der Tagesordnung ist neben dem geschäftlichen Teil ein 
Vortrag von Universitätsprofessor Dr. J. Husler (Mün¬ 
chen über „Moderne Ernährungsfragen beim Säugling“ 
vorgesehen. Am Vorabend, Donnerstag, den 20. Septem¬ 
ber, abends 8 Uhr, findet im Gesellschaftshause, Berg¬ 
straße 1, ein öffentlicher Lichtbildervortrag über „Mutter 
und Kind im Wandel der Zeiten“ von Stadtmedizinalrat 
Dr. Elisabeth Jacki (Ludwigshafen a. Ith.) statt. 

Die Bezirksärzlc und Bezirksfürsorgerinnen werden 
darauf aufmerksam gemacht. Den Bezirksärzten wird für 
die Teilnahme an der Jahresversammlung ein außer¬ 
ordentlicher Urlaub gewährt. 

Mitteilung der Bayerischen Landesärztekammer. 
y Der Landessekretär wird in seinem Jahresbericht am 
10. Bayerischen Aerztetag folgende Anträge der Vorsland- 
schafl unterbreiten: 

1. Zur Feststellung der ärztlichen Begründung für 
eine Schwangerschaftsunterbrechung ist, von 
dringenden Notfällen abgesehen, die vorherige Beratung 
mit wenigstens noch einem zweiten Arzt erforderlich. 
An Orten, wo die Kollegen jetzt schon verpflichtet sind, 
mit zwei Kollegen eine Beratung betreffs Schwanger- 
schaflsunlerbreehung abzuhalten, verbleibt es hei diesem 

Beschlüsse. Die Bezirksvereine bestimmen zu diesem 
Zwecke einen oder mehrere Aerzte. Wo mehrere Aerzte 
gewählt werden, sollen möglichst Fachärzte für Frauen¬ 
krankheiten, innere Krankheiten und Nervenkrankheiten 
vertreten sein. Das Ergebnis der Beratung ist in einem 
Protokoll festzulegen. das eine genaue Begründung ent¬ 
halten muß. Jedes Protokoll dieser Art ist versiegelt und 
mit der Aufschrift der beteiligten Aerzte an die vom 
zuständigen Bezirksverein zu bestimmende Stelle zur Auf¬ 
bewahrung zu übergeben. (Auf die einschlägigen Be¬ 
schlüsse des Passauer Aerztetages vom Jahre 1925, Leit¬ 
sätze Hoeher und Dreyer, und auf die diesbezüglichen 
Beschlüsse des Leipziger Aerztetages vom Jahre 1925, 
Leitsätze Vollmann, und den diesbezüglichen Beschluß 
des Geschäftsausschusses des Aerztevereinsbundes wird 
hingewiesen. 

2. Die Ordnung des Vorverfahrens im berufsgerieht- 
lichen Verfahren durch Herrn Prof. Dr. Mayer (Dillin¬ 
gen ist sehr sorgfältig durchgearbeitet und die gegebenen 
Ausführungen sind als Richtlinien empfehlenswert. Ob 
aber eine für die Bezirksvereine bindende Regelung des 
Vorverfahrens jetzt schon am Plätze ist, scheint zweifel¬ 
haft. Wir treten zunächst in eine Periode der Berufs¬ 
gerichtsbarkeit ein. in der Erfahrungen gesammelt wer¬ 
den müssen, und das Ergebnis der Erfahrungen der näch¬ 
sten Jahre ist zweckmäßigerweise abzuwarten. Auch ist 
die Belastung der im Standeslehen tätigen Kollegen durch 
das Studium der Aerzteordnung, der Berufsgerichtsord¬ 
nung. der Neuorganisation der Bezirksvereine und der 
wirtschaftlichen Verbände zunächst eine ziemlich große. 
Es empfiehlt sich daher, mit weiteren Ordnungen zu war¬ 
ten. bis die neuen umfangreichen Vorschriften sich ein- 
gelehl haben. 

Der Antrag Mayer Dillingen lautet: 
..Vorverfahren. 

ij 11. Das Vorverfahren hat den Zweck, das gemein¬ 
same Ansehen des Standes und das des einzelnen zu wah¬ 
ren und zu schützen und die Verletzung der Interessen 
des Standes und der ärztlichen Berufspflicht zu verfolgen. 

£ 12. Zur Beurteilung des Vorverfahrens gehören: 
n Alle Handlungen und Unterlassungen von Aerzten. 

die dem Ansehen oder den Interessen des Standes oder 
der ärztlichen Bemfspflicht zuwider sind und daher das 
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gemeinsame Ansehen des Standes oder das des einzelnen 
gefährden oder verletzen. 

b Die Fälle, in denen Aerzte zum Schutze ihres eige¬ 
nen Ansehens das Vorverfahren beantragen. 

§ 13. Ist eine zur Zuständigkeit des Vorverfahrens 
gehörende Handlung oder Unterlassung zugleich in den 
Strafgesetzen mit Strafe bedroht und deshalb ein gericht¬ 
liches Verfahren anhängig gemacht, so darf erst nach 
dessen Beendigung das Vorverfahren aufgenommen 
werden. 

In einem solchen Falle dürfen, wenn gerichtlich auf 
Freisprechung erkannt ist. diejenigen Tatsachen, die in 
dem gerichtlichen Verfahren zur Erörterung gekommen 
sind, nur noch insoweit dem Vorverfahren unterstellt 
werden, als sie an sich einen Verstoß gegen die Inter¬ 
essen und das Ansehen des Standes enthalten oder gegen 
die Berufspflicht. 

Ist dagegen eine gerichtliche Beurteilung erfolgt, so 
erscheint Einleitung des Vorverfahrens notwendig. 

Diejenigen Tatsachen, die auf Grund eines rechts¬ 
kräftig ergangenen, strafgerichtlichen Urteils als fest¬ 
stehend anzusehen sind, dürfen nicht mehr nachgeprüfl 
werden. 

£ 11. Bei jedem ärztlichen Bezirksverein wird ein 
Ausschuß von drei Aerzten gebildet. Dieser steht dem 
I. Vorsitzenden des ärztlichen Bezirksvereins als ausfüh¬ 
rende und begutachtende Stelle zur Seite. 

Außerdem soll der Ausschuß Aerzten. die sich zum 
Schutze ihres Ansehens an ihn wenden, mit seinem Bat 
zur Seile stehen. 

§ lö. Die dem Ausschuß zufallenden schwierigen Auf¬ 
gaben bedingen eine sorgfältige Auswahl seiner Mitglie¬ 
der. Fis sollen daher nur solche Aerzle in den Ausschuß 
gewählt werden, die infolge ihrer Erfahrung und ihrer 
Charaktereigenschaften das besondere Vertrauen ihrer 
Slandesgenossen besitzen. 

Kein Arzt darf die Wahl in den Ausschuß ablehnen. 
Der Ausschuß wählt ein Mitglied als Vorsitzenden des 

Ausschusses. 
S 1<>. Glaubt ein Arzt Handlungen oder Unterlassun¬ 

gen eines anderen Arztes, in denen er einen Verstoß gegen 
das ärztliche Ansehen oder die Berufspflicht erblickt, zur 
Sprache bringen zu müssen, so ist er berechtigt, hiervon 
dem Ausschuß Mitteilung zu machen. 

§ 17. Der Ausschuß hat die Pflicht, sobald Hand¬ 
lungen oder Unterlassungen, die das Ansehen des Standes 
oder eines Arztes oder die Berufspflicht gefährden oder 
verletzen können, zu seiner Kenntnis kommen, dem 
I. Vorsitzenden des ärztlichen Bezirksvereins davon Be¬ 
richt zu erstatten. Der Ausschuß entscheidet, ob und auf 
welchem Wege die Sache weiter zu verfolgen ist. Ueber 
alle diese Meldungen und Entscheidungen ist ein ein¬ 
gehendes schriftliches Protokoll aufzunehmen, das nach 
jeder Handlung von den drei Mitgliedern des Ausschusses 
unterschrieben wird. 

§18. Hält der Vorsitzende des Ausschusses Ermittelun¬ 
gen zur Feststellung des Tatbestandes für nötig, so hat 
er diese vorzunehmen und dem Ausschuß über das Fir- 
gebnis schriftlich zu berichten. Dasselbe gilt von Vor 
gängen. mit deren Feststellung der I. Vorsitzende des ärzt¬ 
lichen Bezirksvereins den Ausschuß beauftragt. 

§ 19. Im Vorverfahren ist zunächst der Sachverhalt 
möglichst aufzuklären durch Fanvernahme des beanstan¬ 
deten Arztes und seiner eventuellen Beschuldiger. Hier¬ 
über wird schriftliches Protokoll aufgenommen und am 
Ende der Vornahme vom Ausschuß und den Kinvernom- 
menen unterschrieben. 

§ 20. Von den beteiligten Aerzten kann Auskunft und 
persönliches Erscheinen verlangt* werden. Ihre Aussagen 
werden wie unter § 19 niedergelegt. Bei unberechtigter 
Verweigerung usw. wie § 13 II der Ordnung. 

§ 21. § 1 1 I und II der Ordnung. 
111. Ueber alle obigen Vornahmen ist schriftliches 

Protokoll mit eingehender Begründung niederzulegen und 
jeweils vom Ausschuß zu unterschreiben. 

§ 22. Artikel lö des Gesetzes ganz. 
§ 23. Wenn das Vorverfahren durch eine wider bes¬ 

seres Wissen erstattete oder auf grober Fahrlässigkeit be¬ 
ruhende Anzeige veranlaßt war, so hat der Vorsitzende 
des Ausschusses die Pflicht, das Vorverfahren gegen den 
Anzeiger zu eröffnen, wenn dieser ein Arzt ist. 

§ 21. In allen rechtlichen Fragen und Bedenken hat 
der Vorsitzende des Ausschusses einen. .luristen mit Be¬ 
fähigung zum Richteramt zu Rate zu ziehen. In Betracht 
kommen vor allem Richter und Verwaltungsbeamte, die 
bei persönlicher Bekanntschaft gerne den nötigen Auf¬ 
schluß geben werden. 

§ 25. Der Vorsitzende des Ausschusses setzt für das 
Pirscheinen der Parteien und für die schriftliche Beant¬ 
wortung von Fragen Fristen an; dieselben sollen nicht 
unter drei und nicht über sieben Tage betragen. 

§ 2<i. Koslenregelung. Die Kosten sind auf ein Min¬ 
destmaß zu beschränken. Den von auswärts kommenden 
Ausschußmitgliedern stehen dir Gebühren der Sachvcr-, 
ständigen vor den ordentlichen Gerichten zu, den Zeugen 
die gerichtlichen Zeugengebühren. 

Die Kostenregelung wird am Ende des Vorverfahrens 
ausgesprochen. Hat sich keine Schuld des Beanstandeten 
ergeben, so sind die Kosten dem ärztlichen Bezirksverein 
zu überbürden, wenn nicht nach § 52 II Satz 2 zu ver¬ 
fahren ist. Auch im übrigen siehe § 52 . 

§ 27. Am Schlüsse jedes Kalenderjahres sind die er¬ 
ledigten Akten unter kurzer Beric.hlerstallung der Dan 
desärztekammer zur Aufbewahrung zu übersenden ■ 

Sitzung des Vorstandes der Bayer. Landesärztekammer 
am Sonntag, dem 2(5. August d. .1.. in München. 

I nter den FHnlaufen befanden sich verschiedene 
wichtige Schriftstücke einzelner Kollegen, die erledigt 
wurden. 

ln längerer Aussprache wurden die Wahlvorgängc 
in München besprochen und lebhaft bedauert, daß die 
bewährten alten Führer nicht wieder aufgestellt wurden, 
wodurch ein großer Schaden für das ganze Land er¬ 
wachse. 

Püngchend wurde dann über die Vorbereitung für den 
Bayerischen Aerztetag in Neustadt a. d II ge 
sprechen, insbesondere über die zu fassenden Beschlüsse 
und die Wahlen. 

Erfreulicherweise kann mitgeleilt werden, daß die 
Bayerische Aerzteversorgung einen guten Stand 
aufweist. Es wird zu beraten sein, in welcher F'orm der 
„Invalidenverein" in Zukunft weiter bestellen soll 
und kann: ob als selbständiger Verein neben der Lan- 
desärztekammer oder als Unlcrslülzungsausschuß, also 
Unterabteilung der Landesärztekammer. 

/ 

S/tzung des Vorstandes des Bayer. Aerzteverbandes 
V am Sonntag, dem 2C>. August d. ,1., in München 

Mil gemischten Gefühlen wurde der Bescheid des 
Reich sscli i cd sam les bclr. Zulässigkeit der Re¬ 
vision bei A u ssch I u ß e i n es A r z tes 'uis der K as- 
senpraxis, den uns das Bayerische Slaalsministcrium 
für Soziale Fürsorge übermittelte, aufgenommen. Damit 
stellt sich das Rcichsschiedsamt in vollem Umfang auf 
den Standpunkt des Bayerischen LandesschiedsamlFs, der 
für uns Aerzle einfach unbegreiflich ist. Fs wird dort mit 
juristischen Spitzfindigkeiten zu beweisen versucht, daß 
es sich auch bei vorübergehendem Ausschluß aus der Kas- 
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senpraxis um eine Zulassungsfrage handle, für die die 
Zuständigkeit der Schiedsämter und des Landesschieds- 
amtcs bzw. Reichsschiedsamtes gegeben sei. Dadurch 
wird die Selbstdisziplin und Selbstkontrolle der Aerzte 
wesentlich erschwert, wenn nicht ganz verhindert, so daß 
ein großer Schaden auch für die Krankenkassen er¬ 
wachsen kann. Da diese Frage von grundsätzlicher \a- 
lur ist, wird darüber noch auf dem Bayerischen Aerzte- 
lag und in der Presse zu sprechen sein. 

Vom Hartmannbund wird durch Rundschreiben auf 
die Entschließung der Hauptversammlung hingewiesen, 
wonach private Verrechnungsstellen cingerich- 
tet und insbesondere bei Mittelstandsversicherungen in 
Anspruch genommen werden sollen. 

Eine kurze Aussprache erfolgte über die Zusammen¬ 
setzung der Landesarzneimittelkommission, die 
bis heute noch nicht konstituiert ist. 

Als Vertreter der bayerischen ärztlichen Organisation 
für den Zulassungsausschuß bei der Bahn- und für den 
Zulassungsausschuß bei der Postbelriebskrankenkasse 
wurden benannt die Herren: Steinheimer, als Stellver¬ 
treter Scholl, für den Vertragsausschuß die Herren: 
Schmilz (Abbach), als Stellvertreter Glasser. 

Zum Schlüsse wurde über die Vorbereitung der 
Hauptversammlung des Bayerischen Aerztever- 
bandes in Neustadt a. d. H. gesprochen, insbesondere 
über die Wahl der Vorstandschaft und der Beiralsmilglie- 
der für den Hartmannbund. In dem Referat Scholl über 
„Wirtschaftliche Fragen des Standes“ soll vor 
allem die Reform der Reichsversicherungsordnung vom 
ärztlichen Standpunkt aus und die Erhöhung der Ver¬ 
sicherungsgrenze behandelt werden. 

Erhöhung der Versicherungsgrenze. 
Das Reichskabinett beschloß bekanntlich vor kurzem 

eine Erhöhung der Versicherungspflicht für Angestellte 
bis zu einem Jahresgehalt von 8100 RM., während die 
Versicherungspflicht bekanntlich bis jetzt bei einem Jah¬ 
reseinkommen von 6000 RM. Halt machte. Die Angestell- 
tenvertreter hatten die Grenze sogar auf 12000 RM. fesl- 
setzen wollen. Dagegen haben die Arbeitgeber sich ener¬ 
gisch aufgelehnt. 

Dies Höherschrauben der Grenze der Versicherungs¬ 
pflicht wird sich natürlich auch auf die Versicherungs¬ 
pflicht in der Krankenversicherung auswirken. Die Orts¬ 
krankenkassen streben ja schon lange danach, die Ver¬ 
sicherungsgrenze, die erst im Oktober 1927 bei einem mo¬ 
natlichen Einkommen von 300 RM. festgesetzt ist, zu er¬ 
höhen und die Angehörigen der freien Berufe, die bisher 
noch frei waren, ebenfalls in die VersichernngspfHehl 
hineinzuziehen. Früher hatte der ReichsarbeitsminLster 
die Berechtigung, durch einfache Verordnung solche 
Erhöhung zu bestimmen. Nachdem der § 165a der Reichs¬ 
versicherungsordnung gestrichen ist, ist ihm diese Berech¬ 
tigung genommen. Eine Erhöhung der Versicherungs¬ 
grenze in der Krankenversicherung kann daher nur 
durch Reichsgesetz erfolgen, bis wird sich zeigen, wieweit 
der Reichstag bereit ist, auf diesem Wege der Soziali¬ 
sierung mitzugehen. Die Aerzte haben guten Grund, auf 
alle Zeichen, die den kommenden Sturm anzeigen, zu 
achten und die Reichsboten scharf zu machen, wo sie 
irgendwie dazu Gelegenheit haben. 

Einen kräftigen, rührigen Rundesgenossen gegen die 
Ausdehnung der Versicherungspflicht haben wir neuer¬ 
dings in den Mittelstandskrankenversicherungen bekom¬ 
men. Sie haben bekanntlich reichlich an Wirkungsgcbiel 
gewonnen; mehr, als es den Acrzten lieh ist, die den freien 
Verkehr mit ihren Patienten durch keine Zwischeninstanz 
unterbrochen haben möchten, stoßen sie jetzt fortwährend 
auf die Einflüsse der Mittelstandskrankcnversichcrungen. 
Der Mittelslandsversicherung nimmt die Ausdehnung des 

Versicherungszwanges über den ganzen Mittelstand den 
besten Boden für die eigene Bearbeitung fort: sie ver¬ 
suchen daher, in der öffentlichen Presse Stimmung da¬ 
gegen zu machen. 

Ein Aufsatz in den „Hamburger Nachrichten“ 
vom 13. August 1928 verdient unsere volle Beachtung. 
Er lautet: 

„Die Sozialversicherung soll ihrer ursprünglichen 
Idee nach die Bevölkerungskreise erfassen, die nicht in 
der Lage sind oder nicht genügend Einsicht besitzen, sich 
für den Krankheitsfall im voraus den nötigen Schutz zu 
sichern. Keinesfalls sollte der der Versicherung unter¬ 
worfen werden, der nach seinen Charaktereigenschaften 
oder seinen finanziellen Verhältnissen so eingeschälzt 
werden kann, daß er sicherlich von selbst an den Notfall 
denkt und sich darauf einrichtet. 

Diese Gedankengänge, die für die gesamte Sozialver¬ 
sicherung grundlegend sind, scheinen vollkommen ver¬ 
lorengegangen zu sein. Jedenfalls traut man seinen Ohren 
nicht, wenn man hört daß die Pflichtgrenze für die Zu¬ 
gehörigkeit zur gesetzlichen Krankenversicherung, also 
den Orts- und Landkrankenkassen, jetzt auf 500 bis 
700 RM. monatliches Einkommen hinaufgesetzt werden 
soll. Man fragt sich, wozu diese Maßnahmen für nötig 
erachtet werden, denn gewiß sind diese oberen Einkom¬ 
mensschichten doch selbst in der Lage, für Krankheits¬ 
fälle Vorsorge zu treffen. Sicherlich ist auch die Stellung 
dieser Bevölkerungsschichten zum Versicherungszwang 
berechtigterweise feindlich. Der Mittelständler, denn als 
solchen wollen wir den Empfänger mittleren Einkom¬ 
mens der Kürze halber bezeichnen, fühlt sich an seiner 
empfindlichsten Stelle getroffen, wenn seine persönliche 
Entschlußfreiheit, auf der gewöhnlich auch sein beruf¬ 
licher Aufstieg und seine Weltanschauung beruhen, un¬ 
nötig durch staatliche Maßnahmen eingeengt wird. Er 
sieht den Zwang der Zugehörigkeit zur Sozialversiche¬ 
rung nur als einen Zwang zur Zahlung hoher Beiträge 
an, die ilun doch keinen Vorteil bieten, da die Einrich¬ 
tungen der Sozialversicherung nicht auf seine Bedürf¬ 
nisse passen. Er will weder Kassenpatient der OrLskran- 
kenkasse noch Rentenempfänger der Angestelltenver¬ 
sicherung werden, noch dazu, wo die Leistungen dieser 
Versicherungsträger fast durchgängig so unübersichtlich 
sind, daß er doch nicht weiß, ob er jemals für seine hohen 
Beitragsleislungen ein Entgelt in entsprechender Höhe 
erlangt. Die Parlamente sollten also nicht immer wieder 
auf eine Ausdehnung der sozialpolitischen Maßnahmen 
des Reiches oder der Länder liedacht sein und glauben, 
mit diesen sozialpolitischen Gesetzen dem Volke beson¬ 
dere Geschenke zu machen. Die wirtschaftliche Lage der 
Bevölkerung hat sich seil der Inflationszeit fortwährend 
gebessert. Das dauernde Anwachsen der Ersparnisse 
zeigt, daß sich bereits ein hoher Prozentsatz der deut¬ 
schen Bevölkerung wieder im Besitz gewisser Rücklagen 
befindet, die er im Falle besonderer Beanspruchung 
durch Krankheit oder Not einzusetzen in der Lage ist. 
Es ist deshalb unnötig, Leuten mit 300 bis 500 RM. Mor 
nalseinkommen 15 bis 30 RM. vom Monatseinkommen 
als Krankenkassenbeilrag wegzunehmen. Diese Leute 
werden in den meisten Fällen die Ortskrankenkasse bei 
einer Erkrankung nicht heranziehen, weil sie ihre freie 
Beweglichkeit als Privatpatient des Arztes höher eiu- 
schälzen als die Behandlung als Kassenpatient der Orls- 
krankenkasse. Kleinere Erkrankungen wird der Orts- 
krankenkassenpflichtige mit höherem Einkommen 
sicherlich durch den Arzt seines Vertrauens kurieren 
lassen, da er in der Lage ist, aus seinen Ersparnissen 
oder aus seinem Einkommen die Kosten zu bestreiten. 
Statt also den Ortskrankenkassen Personen zuzuführen, 
die zwar für sie ein finanziell günstiges Moment darstel¬ 
len, ist es richtiger, dem Ausbau des Schutzes bei wirk¬ 
lich schweren Erkrankungen mehr Beachtung zu sehen- 
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ken. Die Mittelstandskreise brauchen, sofern sie über¬ 
haupt Versicherungsschutz nötig haben, heute nicht die 
Rückerstattung aller noch so geringen Kosten bei einer 
Erkrankung, sondern wünschen höchstens bei schweren 
Krankheitsfällen, die mit Klinikaufenthalt und Opera¬ 
tionen verbunden sind, vor Vermögensschaden bewahrt 
zu Sein, und zwar ohne daß sie für die Erkaufung des 
Versicherungsschutzes zum Kassenpatienten werden. 
Man sollte endlich in Deutschland auf die fortwährende 
Bevormundung und Gängelung, um nicht zu sagen Sche¬ 
matisierung, durch gesetzgeberische Maßnahmen verzich¬ 
ten und der persönlichen Freiheit mehr Raum lassen, 
Sozialpolitik um des Prinzips willen oder um der staat¬ 
lichen Zwangsversicherung eine finanzielle Entlastung 
auf Kosten von Bevölkerungskreisen, die für diese Ver¬ 
sicherungsart keinen Bedarf haben, zuteil werden zu 
lassen, geht nicht an.“ 

Die Aerzte können diesen Ausführungen in allen 
Teilen nur zustimmen und hoffen, daß dem bisher teil¬ 
nahmslosen Mittelstand dadurch die Augen geöffnet 
werden. 
..Norddeutsches Aerzteblatt“ Nr. 35 vom 26. Aug. 192S. 

Aus den Parlamenten. 

Anträge zur Reichs Versicherungsordnung. 

Am 12. Juli d. .1. sind dem Reichstag folgende 
Anträge der Deutschen Volkspartei zugegangen: 

Der Reichstag wolle beschließen: 
a) die Reichsregierung zu ersuchen, dem Reichs¬ 

tag einen Gesetzentwurf vorzulegen, nach dem § 250 
der Reichsversicherungsordnung dahin abgeändert wird, 
daß auch mehrere Innungen eine gemeinsame I n - 
nungskrankenkasse errichten können: 

b) die Reichsregierung zu ersuchen, bald einen Ge¬ 
setzentwurf über Aenderung des Zweiten Buches der 
Reichsversicherungsordnung vorzulegen, durch den be¬ 
stimmt wird, 

daß in der Organisation der Ortskrankenkassen die 
Möglichkeit gegeben wird, den berufsständischen 
Gedanken zu berücksichtigen: 

daß Krankengeld nur für jeden Arbeitstag 
bezahlt wird; 

daß die Berechtigung der Kassen nach § 191 Abs. 2 
der Reichsversicherungsordnung, die Wartezeit der 
ersten drei Tage abzukürzen und aufzuheben, beseitigt 
wird; 

daß die Kassen die Berechtigung erhalten, durch die 
Satzung die Wartezeit über drei Tage hinaus auszu¬ 
dehnen für solche Mitglieder, die während der Krank¬ 
heit Anspruch auf Fortzahlung von Lohn oder Gehalt 
haben: 

daß die Satzung der Kasse bestimmen kann, daß an 
Stelle von Sachleistungen Geldbeträge treten, die in 
leichten Fällen einen höheren Vomhundertsatz der 
nach gewiesenen Aufwendungen des Mitglieds für Arzt 
und Heilmittel ausmachen. 

Am 13. Juli d. .1. sind dem Reichstag folgende An¬ 
träge des Zentrums zugegangen: 

Der Reichstag wolle beschließen: 
a) die Reichsregierung zu ersuchen, die Pflicht¬ 

versicherungsgrenze in der Kranken- und Ange- 
sielltenversicherung in angemessener Weise zu er¬ 
höhen: 

b) die Reichsregierung zu ersuchen, gesetzliche Maß¬ 
nahmen vorzubereiten, durch die in der sozialen Ver¬ 
sicherung die Verwaltung wirtschaftlicher, einfacher 
und billiger gestaltet und die Selbstverwaltung weiter 
ausgebaut wird. Nachweisbare Mängel, insbesondere auf 
dem Gebiete der Arbeitslosenversicherung, sind abzu¬ 
stellen. 

Von der Sozialdemokratischen Fraktion ist 
im Reichstag folgender Antrag eingebracht: 

Der Reichstag wolle beschließen: 
a) die Reichsregierung zu ersuchen, einen Gesetz¬ 

entwurf vorzubereiten, der in der sozialen Versicherung 
die SelsbstVerwaltung nach folgenden Richtlinien 
herbeiführt: 

1. Den Versicherten ist der maßgebende Einfluß ein¬ 
zuräumen. Auszugehen ist dabei von dem Zweck der 
Versicherung, nicht von der Art und Höhe der Bei¬ 
tragsleistung. 

2. Das Recht der Selbstverwaltung schließt in sich, 
daß die Beamten und Leiter von den Organen der Ver¬ 
sicherungsträger zu wählen sind. 

3. Das Aufsichtsrecht des Staates darf nicht zu 
bureaukratischer Bevormundung führen; 

b) den Herrn Reichsarbeitsminister zu ersuchen, 
die Pflichtversicherungsgrenze in der Angestelltenver¬ 
sicherung auf 961)0 RM. festzusetzen; 

c) die Reichsregierung zu ersuchen, dem Reichstag 
1. einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch den der 

im Gesetz über die Beschäftigung vor und nach der 
Niederkunft vorgesehene Schwangeren- und Wöchne¬ 
rinnenschutz ausgedehnt wird auf die Landarbeiterin¬ 
nen und Hausangestellten, und 

2 einen Gesetzentwurf vorzulegen, nach dem auf 
das laut § 195 a Abs. 1 Ziffer 3 und Abs 2 der Reichs¬ 
versicherungsordnung zu zahlende Wochengeld ein Zu 
schuß gewährt wird in dem Fall, daß die Schwangere 
während sechs Wochen vor der Niederkunft keine Be¬ 
schäftigung gegen Entgelt ausübt. 

Dieser Zuschuß ist bis zum Tage der Niederkunft 
zu zahlen in einer solchen Höhe, daß das Wochen¬ 
geld zuzüglich des Zuschusses die Höhe des Grund¬ 
lohnes erreicht. 

Ferner ist am 6. Juli folgender Antrag der Deut¬ 
schen Völkspartei eingegangen: 

„Der Reichstag wolle beschließen: 
die Reichsregierung zu ersuchen, haidtunlichst den 

Entwurf eines Gesetzes zur Aenderung der Reichsver¬ 
sicherungsordnung vorzulegen, wodurch den Trägern 
der Krankenversicherung untersagt wird, die wertvolle 
Kreise des Mittelstandes (Apotheker, Drogisten, Optiker, 
Bandagisten usw.) schädigende, die Krankenkassen und 
Krankenverbände auf finanziell und grundsätzlich be¬ 
denkliche Abwege abdrängende Eigenversorgung mit 
Heil- und Korrektionsmitteln (Brillen, Bruchbändern, 
Bandagen. Stärkungsmitteln, medizinischen Markenarti¬ 
keln usw.) in irgendwelcher Weise zu betreiben.“ 

Am 10. Juli haben die Sozialdemokraten fol¬ 
genden Antrag gestellt: Der Reichstag wolle beschließen;. 

Der Reichstag hat am I. April 1927 nach dem Be¬ 
richt des 9. Ausschusses (Soziale Angelegenheiten) über 
den von den Abgeordneten Müller (Franken und Ge¬ 
nossen beantragten Entwurf eines Gesetzes über die 
Errichtung von Innungskrankenkassen beschlossen: 

,.Die Reichsregierung zu ersuchen, darauf hinzuwir¬ 
ken, daß die Voraussetzungen für die Errichtung neuer 
Land-, Betriebs- und Innungskrankenkassen (§§ 226 ff . 
248ff. und 251 ff. der Reichsversicherungsordnung) von 
den Oberversicherungsämtern schärfer geprüft und die 
Genehmigung bei der Bildung leistungsunfähiger Kassen 
versagt wird.“ 

Trotzdem der Herr Reichsarbeilsminister in einem 
Erlaß vom 29. Juli 1927 die Länderregierungen auf den 
Beschluß des Reichstages aufmerksam gemacht hat, 
werden nach wie vor kleinste und kleine Krankenkas¬ 
sen errichtet und dadurch die Krankenversicherung 
zersplittert. 
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Die Heichsregierung wird daher ersucht, einen (le- 
selzenlwuri' folgenden Inhalts vorzulegen: 

1. daß keine Krankenkassen weiter bestehen oder 
errichtet werden dürfen, die nicht mindestens KX)() 
Mitglieder zählen; 

2 zu der Errichtung haben die Versicherten mit 
Mehrheit ihre Zustimmung zu erteilen: 

3. bei der Prüfung der Gleichwertigkeit der Lei¬ 
stungen sind auch die Leistungen zu vergleichen, die 
die beteiligten Ortskrankenkassen auf dem Gebiete der 
Gesundheitsfürsorge gewähren. 

Ferner gingen an diesem läge nachstehende An¬ 
träge der Wirtschaftspariei ein: 

,,l)er Reichstag wolle beschließen, 
a) die Reichsregierung zu ersuchen, den § 2 j() der 

Reichsversicherungsordnung dahingehend abzuändern, 
daß auch mehrere Innungen gemeinsam eine Innungs¬ 
krankenkasse errichten können: 

b) die Reichsregierung zu ersuchen, die Reichsver- 
sicherungsordnung dahin zu ändern, daß den Kranken¬ 
kassen die Möglichkeit genommen wird, durch eigene 
Fabrikation oder gewerbliche Unternehmungen oder 
Releiligungen an solchen die selbständigen Gewerbe¬ 
treibenden zu benachteiligen, so namentlich die Dro¬ 
gisten. Optiker, Bandagisten, Apotheker, Dentisten und 
den in Frage kommenden Großhandel durch unmittel¬ 
bare Lieferung von Arzneimitteln. Stärkungsmitteln. 
Brillen, Bruchbändern. Verbandstoffen, Zahnersatz an 
die Kasscnmijglieder sowie durch Unterhaltung von 
ärztlichen und zahnärztlichen Ambulatorien.“ 

Zum Milchproblem in den Städten. 
/ Von Dr. R. Leenen, München. 

Für die Städte erweist es sich als immer dringen¬ 
dere Notwendigkeit, einen, soweit das möglich ist. 
direkten Verkauf von guter Vollmilch aus einwand¬ 
freiem Stalle zu fördern. Nach Berlin kommt nur 
pasteurisierte und tiefgekühlte Milch aus Sammel¬ 
molkereien herein und wird in extra dazu bestimmten 
Verkaufsläden verteilt bzw. abgegeben. In Neuyork. 
welches Pasteurisierungszwang hat, treiben nach alt- 
ägyptischem Vorbild findige Geschäftsleute lebende 
Ziegen in die Straßen und melken nach Bedarf ab. 
In Halle, Elberfeld usw. existiert noch der Milchmann, 
der mit Handwagen durch die Straßen fährt: auf sein 
Geklingel eilen die Hausfrauen herbei und empfangen 
auf offener Straße aus großen Milchkannen mit 10 
bis 30 Liter Inhalt ihren täglichen Bedarf. In Leipzig 
sind die Verhältnisse ähnlich geregelt wie in Berlin 
und München. Die Zubringung der Milch per Rahn und 
Händler wird sich in den Großstädten nicht ganz ver¬ 
meiden lassen; aber, was in Aulonähe liegt, muß ohne 
Umwege hereinkommen. 

Die pasteurisierte Milch wird in weilen Kreisen 
abgelehnt wegen der Geschmacksverschleehlerung; 
außerdem wird die Milch dadurch verteuert. Die Tief¬ 
kühlanlagen von Sammelmilch (sog. Milchbrauereien) 
haben die Gefahr der Entrahmung und der Verschleie¬ 
rung eventueller Infektionsquellen; zudem sind sie kost¬ 
spielige Anlagen, wozu Geld aufgenommen worden muß, 
diese Kredite von den Ranken erholt werden müssen 
und das Produkt „Milch“ dadurch ebenso in einzelne 
Hände kommt, wie der Getreide- und Viehhandel. 
Dieser Gefahr auf Kosten des Verbrauchers heißt es 
einen Riegel vorschieben durch direkte Belieferung. 
Dem Bauern, der die. Arbeit und das Risiko hat. gönne 
ich seinen Verdienst: und der ließe sich zweifellos 
erhöhen, wenn einzelne Güter oder Ortschaften die 
Milch nicht in Sammelbecken, sondern in Einzelkannen 
oder auch in im Stall abgefüllten Ganz- und Halb- 
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Urschen im Auto mit Schutz gegen Hitze u^.s?hesjuj‘tt.s U j 
einzelnen Stadtbezirken zur Milchversorgung^uhrin^eshiC < 
würden. So war es vielfach vor dem Kriege\|in 
das damals nicht per Auto, sondern wesentlichCjgHW? ' 
sanier durch Fuhrwerk. Der raschere Transport, vor 
Hitze geschützte Zubringung durch Kühlung der Einzel¬ 
kannen oder Flaschen, das sind neuzeitliche Errungen¬ 
schaften in der Milchbeschaffung, die wir uns gern 
gefallen lassen. Alles andere ist von Uebel. München 
ist in der glücklichen Lage, daß es den Kuhslail ge¬ 
wissermaßen vor den Toren hat: München könnte 
durch Anwendung besagter neuzeitlicher Errungen¬ 
schaften einen erheblichen Teil der benötigten Milch 
als reines, ungemindertes Naturprodukt direkt an den 
Konsumenten bringen und den zur Zeit in erfreulicher 
Weise sich mehrenden Milchkiosken zuführen. Ohne 
Zweifel würde in diesen der Milchkonsum weit mehr 
dadurch gehoben als durch die künstlerische Ausstat¬ 
tung. Daß in den Milchkiosken auf 3—5 verlangte Glä¬ 
ser Milch etwa 10 Portionen Schlagrahm kommen, 
ist bezeichnend. Rahm ist an sich für L'nterernährte 
und Blutarme sicherlich ein gutes Heilmittel. Vielleicht 
noch wertvoller ist die kuhwarme, vitaminreiche Roh¬ 
milch von velerinärärztlich kontrollierten und sauber 
gehaltenen Kühen, da sie leichter verdaut wird und so 
rascher ins Blut übergeht. Solche Milchkuranstallen 
bestanden vor dem Kriege in vorbildlicher Weise z. B. 
in Nürnberg. Aschaffenburg. Ulm usw. Dort waren die 
Stallungen gewöhnlich so angelegt, daß rechts und 
links prachtvolle, gesunde, sauber gehaltene Kühe stan¬ 
den: in der Mitte ein erhöhter Gang mit eisernen Ti¬ 
schen und Stühlen: ums Haus herum standen einfache 
Holzbänke für den Sommerbetrieb. Morgens und abends 
war Ausschank kuhwarmer Milch, und immer war die 
Milchkuranslalt überfüllt von Frauen, Kindern und Lei¬ 
denden. Jetzt, in der Zeit der pasteurisierten oder tief¬ 
gekühlten Sammelmilch. läßt man solche Milchkur- 
anslalten leider nicht aufkommen. Ich aber halle es 
für zweckmäßig und durchführbar, in unmittelbarer 
Nähe der Stadl München eine Milchkuranlage zu er¬ 
richten. Der Milchpreis dürfte sich auf 35—10. evtl. 
15 Pfennig stellen. Der Oekonomiehof am Rande des 
Englischen Gartens müßte hierzu recht geeignet sein. 

Mil Ziegen könnte eine Milchkuranlage wohl ohne 
jedes Risiko durchgeführt werden. Auf der DLG.-Aus- 
stellung, Abteilung Ziegen, waren hübsche Schaubilder 
ausgestellt, die etwa folgendes besagten: 

1. Die Ziegenhaltung gleicht Klassengegensätze aus. 
Von der Gesamtzahl der Ziegen in Deutschland werden 
ungefähr gehalten: 37 Proz. von Handwerkern. 16 Proz. 
von Industriearbeitern und 9 Proz. von Beamten. 

2. Die Zicgenhaltung macht Freude in der Familie 
und fördert die Liebe zu Tieren. 

Mit Ziegenhaltung: Das Schaubild zeigt Liebe der 
Menschen zum Tier. Am Pfingstsonntag frohes Fest¬ 
mahl es wurde ein Bock geschlachtet). Ohne Ziegen¬ 
ballung: Kinder werfen Kleintieren Prügel nach. Am 
Pfingstsonntag herrscht Ungemütlichkeit, kein Fest¬ 
mahl usw. 

3. Die Ziegenhaltung beeinflußt stark die Säuglings¬ 
sterblichkeit. Im Kreise Schwaben werden zirka 1600!) 
Ziegen gehalten; die Säuglingssterblichkeit beträgt 
37 Proz. ln Unlerfranken werden zirka 50000 Ziegen 
gehalten; die Säuglingssterblichkeit beträgt nur 6 Proz. 
Nähere Auskunft darüber bei den Ziegenzuchtvereinen 

erhältlich.) 
Zum Schluß möchte ich meine Ansichten über 

das Milchproblem in den Städten dahin zusammen¬ 
fassen: Direkte Zufuhr von Milch aus einwandfreiem 
Stalle ist nach Möglichkeit anzustreben Milchkur¬ 
anlagen in der Nähe der Städte sind zu schaffen die 
Zicgenhaltung ist nach Möglichkeit zu fördern. 



SEITE 428. 
BAYERISCHES AERZTLICHES CORRESPONDENZBLATT. Nr. 35. 1928. 

Die Geschlechtskranken in Bayern 
nach der Zählung vom Jahre 1927. 

Anläßlich des Inkrafttretens des Gesetzes zur Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten wurde in der 
Zeit vom 15. November bis 14. Dezember 1927 eine 
Reichszählung der Geschlechtskranken durchgeführt. 
Die Zählung erstreckte sich auf die während der ge¬ 
nannten Zeit bei einem Arzt oder in einer Heilanstalt 
erstmalig in Behandlung getreten e n ge- 
schlechtskranken Personen. Von einer Zählung 
sämtlicher Geschlechtskranken wurde schon aus stati¬ 
stisch-technischen Gründen abgesehen. 

Die Durchführung der Zählung erfolgte in Bayern 
unter Mitwirkung der Bezirksärzte. An der Lieferung 
von Nachweisen sind 4954 allgemeine Aerzte, 170 Fach¬ 
ärzte und 630 Krankenanstalten beteiligt. 

Entsprechend der Zusammenstellung seitens des 
Statistischen Landesamts sind 2466 geschlechtskranke 
Personen ermittelt worden — 15/6 männliche und S90 
weibliche —. das sind 3.3 auf 10000 der Bevölkerung — 
4-4°/(MX) beim männlichen Geschlecht. 2.3" 000 beim 
weiblichen Geschlecht. Die Häufigkeit der geschlecht¬ 
lichen Erkrankungen bleibt etwas hinter dem Reichs¬ 
durchschnitt zurück. Dort trafen nach dem vorläufigen 
Ergebnis 4.9 Geschlechtskranke auf 10000 der Bevölke¬ 
rung (6.9 männliche. 3.0 weibliche). 

Yon den Geschlechtskranken standen im Alter 
bis zu 19 Jahren.347 
von 20—29 Jahren.1352 
von 30—39 Jahren.496 
von 40 u. mehr Jahren.234 

Bei 37 Personen war das Alter unbekannt. 
Nach dem Familienstand gegliedert, waren unter 

den Geschlechtskranken 1708 ledig und 676 verheiratet. 
Die Hauptmasse der Kranken traf absolut und rela¬ 

tiv auf die Großstädte — 1026 oder 7.7 auf 10000 der 
Einwohner —; davon waren 585 in München, -62 in 
Nürnberg: 

männliche weibliche überhaupt auf 10000 der 
Geschlechtskranke Bevölkerung 

100000 u. mehr Einwohner . 630 396 1026 7,7 
20000—100000 Einwohner . 377 182 559 6,7 
10000—20000 Einwohner 61 25 _86 4,a 
unter 10000 Einwohner . 508 287 795 1,6 

Im einzelnen verteilen sie sich nach Regierungs¬ 
bezirken und Großstädten wie folgt: 

männliche weibliche 
Geschlechtskranke 

309 
210 

55 
100 

Oberbayern.536 
hierunter München . . . 375 

Niederbavem.120 
Pfalz . '.192 

hierunter Ludwigshafen 42 34 
Oberpfalz . 63 41 
Oberfranken .118 55 
Mittelfranken.281 183 

hierunter Nürnberg . . . 152 HO 
Unterfranken. 123 64 
Schwaben. 143 83 

hierunter Augsburg ... 61 42 

Zwei Drittel der Erkrankten litten an Tripper, 
unter den sonstigen Geschlechtskrankheiten ist die Sy¬ 
philis stärker vertreten: 

Krankheiten Behandelte 

845 
585 
175 
292 

76 
104 
173 
464 
262 
187 
226 
103 

Tripper, frischer.1632 
Tripper, chronischer.23) 
Blennorrhoe.12 
Weicher Schanker.14 
Svphilbischer Primäraffekt.108 
Sekundäre Syphilis mit klinischen Erscheinungen . 190 
Sekundäre Syphilis latent.187 
Angeborene Syphilis.    65 
Tripper oder Blennorrhoe und weicher Schanker . ^ 1 
Tripper oder Blennorrhoe und Spyhilis.25 
Weicher Schanker und Syphilis.  ^ 

Leuchtende Schilder für Aerzte! 
y Erleichterungen für die erste Hilfe. 

Mit einem interessanten Vorschlag ist vor cinigei 
Zeit die A.E.G. an die deutsche Aerzteschaft mit Unter¬ 
stützung maßgebender Persönlichkeiten und Verbände 
aus dem Verkehrswesen herangetreten. Auf dem Aerzlc- 
lag in Danzig wurde angeregt, leuchtende Transparente, 
an den Häusern anzubringen, in denen Aerzte wohnen, 
um dadurch nachts die erste Hilfebringung zu erleich¬ 
tern. In kleineren Städten und au! dem flachen Lande, 
ist es bekanntlich für den Ortsfremden meist schwierig, 
bei Verkehrsunfällen oder sonstigem plötzlichen l n- 
glück das Haus des nächstwohnenden Arztes ausfindig 
zu machen. In der Großstadt dagegen würde das Trans¬ 
parent vor allem den Sinn haben, daß cs, wenn ei- 
leuchtet, dem Hilfesuchenden anzeigl, oh der Arzt zu 
Hause ist. 

Das Transparent soll in einheitlicher Form gehalten 
sein und. um möglichst weit gesehen zu werden, un¬ 
gefähr in Haustürhöhe angebracht werden; von dort 
würde es ähnlich wie ein Arm herausragen. Auf dem 
Transparent, das nach dem ersten \orschlag die Form 
eines Dreiecks hat und, wie die Verkehrszeichen, rot 
umrandet ist, wird als einzige Aufschrift das Wort 
„Arzt“ stehen. In Aerztckreisen hat dieser Vorschlag 
Aufsehen erregt. Gegen die Einführung bestehen al>or 
keine grundsätzlichen Bedenken mehr. Nur ist den ein¬ 
zelnen Ortsausschüssen überlassen worden, die vorge- 
schlagene Neuerung einzuführen oder nicht. Ein großer 
Teil der Aerzteschaft soll sich für diesen Vorschlag er¬ 
klärt haben, zumal seine Ausführung mit der Standes¬ 
ehre durchaus zu vereinbaren sei. 

Kilometergelder. 

v Es ist die Frage aufgeworfen worden, ob die Finanz¬ 
ämter berechtigt sind, die Kilometergelder, die von den 
Aerzten, welche Automobil oder Motorrad benützen, 
dem Patienten in Rechnung gestellt werden, zur Ein¬ 
kommensteuer heranzuziehen. 

Der Unterhalt eines Autos rechnet mit zu den Wer¬ 
bungskosten. Diese können von Aerzten bekanntlich 
entweder pauschal (25—35 Proz. des Bruttoeinkommens 
oder nach ihrer wirklichen Höhe in Anrechnung ge¬ 
bracht werden. Wrelche von beiden Methoden der be¬ 
treffende Arzt anwendet, ist für die vorliegende Frage 
gleichgültig: Er hat in jedem Falle das, was ihn sein 
Auto kostet, in seinem Einkommen bereits dem Finanz¬ 
amt gegenüber in Abzug gebracht. Wenn er nun von 
Patienten einen Teil dieser Kosten in Gestalt von Kilo¬ 
metergeldern ersetzt bekommt, so stellen diese I oslen 
eine. Reineinnahme dar, die selbstverständlich von 
der Einkommensteuer getroffen wird. Es bedeutet das 
auch keine Benachteiligung für den Arzt, denn er ist 
ja jederzeit in der Lage, seine gesamten Unkosten für 
Auto und Motorrad in seine Werbungskosten aufzu¬ 
nehmen. .Justizrat Dr. Schulz, München. 

Ueberproduktion von Akademikern. 

Die Zahl der Studierenden an den deutschen Uni¬ 
versitäten und Hochschulen hat auch im Jahre 1927 
wieder erheblich zugenommen. Im Sommerscmesler be¬ 
trug die Gesamtzahl nach den Erhebungen des Statisti¬ 
schen Reichsamts 101436, von denen 10425 Frauen und 
6515 Ausländer waren. Das begehrteste Fach waren die 
Rechts- und Staatswissenschaften, dem sich 20518 zu¬ 
wandten. An dritter Stelle stehen die Mediziner mit 
9663 Studierenden. 

2466 
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/Hygienische Volksbelehrung in Stadt und Land. 
Von Dr. med. Karl Born stein, Generalsekretär des Landes¬ 

ausschusses für hygienische Volksbelehrung in Preussen. 

I. 

Man Spricht gern von inneren und äußeren Peinden 
der Gesundheit und weiß vielfach leider nicht, daß man 
selbst sein größter Feind ist, wenn inan das Vernünftige 
meidet und das Schädliche tut. Dann kommt man zu 
uns Acrzten und sagt: „Ach, hätten wir das trüber ge¬ 
wußt, wir wären heute nicht so schlimm daran.“ Aber 
vielfach liegt es nicht am Nichtwissen, sondern am 
Nichtwollen, weil man nicht den Mut findet, von Ge¬ 
wöhnungen und Verwöhnungen, auch wenn sic als 
falsch erkannt sind, abzurücken. Es gibt Dinge, die fest¬ 
stehend und so allgemein bekannt sind, daß nur der 
Tor an ihnen mit geschlossenen Augen und zugehaltenen 
Ohren vorbeigehl. 

Wer draußen im Kampf gegen die Gesundheitsschä¬ 
den steht und es sich zur Lebensaufgabe macht, in 
Wort und Schrift aufklärend zu wirken, begegnet täglich 
einer Unkenntnis über Gesundheitsfragen und einem 
Nicht verstehen wollen, das vielfach unglaublich ist. Da 
Wissen verpflichtet, fühlen wir uns gezwungen und be¬ 
rechtigt. dieses Wissen über die grundlegenden Fragen 
unseres Lebens weithin zu verbreiten oder, wie es in 
dem ersten Aufruf des Landesausschusses für hygieni¬ 
sche Volksbelchrung heißt: „Aufklärung über Gesund- 
hcilsfragen bis ins kleinste Dorf zu tragen“. 

Man glaube nicht, daß diese Dinge so schwer ver¬ 
ständlich sind, daß sie nicht auch der Einfachste be¬ 
griffe. Die Gebote der Gesunderhaltung lassen sich in 
wenigen Sätzen für den zusammenfassen, der weder 
Zeit noch Lust hat. viel zu hören oder viel zu lesen» 
Aller es genügt nicht, nur das Gerüst der Volkshygieno 
zu kennen, zu wissen, was man machen soll, sondern 
auch warum man es gerade so machen soll. Nötig 
sind kurze Abhandlungen, von Leuten verfaßt, die ein 
einfaches, klares Deutsch zu schreiben in der Lage 
sind, vor allen Dingen aber das mit Herz und Verstand 
und vollkommener Beherrschung der Bedürfnisse des 
Einzelindividuums, der sozialen Schichten und ihrer 
sozialen Lage gesprochene Wort. 

Ms' ist selbstverständlich, daß die Gesundheitsfragen 
und die Gesunderhaltung ein wichtiger Teil der häus¬ 
lichen und der Schulerziehung sein müssen, daß sie zu 
den Dingen gehören, die man in der Schule lernen 
muß. In erster Reihe wird der Lehrer selbst, auf dem 
hygienischen Gebiete genügend vorgcbildet, wissend, daß 
der gesunde Körper die Grundlage des gesunden Geistes 
ist, jede Gelegenheit wahrnehmen, um seine Schüler in 
einer besonderen Stunde oder bei passender Gelegen¬ 
heil hygienisch zu belehren. Hier und überall ist man 
dabei, in größeren Kursen die Lehrer, soweit sie dieses 
Gebiet noch nicht in ihr Lehrfach aufnehmen konnten, 
für dieses wichtige Ami vorzubereilen. Größere Lehr¬ 
bücher, die den Lehrern Anregungen nach verschiede¬ 
nen Richtungen geben können, sind erschienen und be¬ 
reits zu Zehntausenden in den Händen der für dieses 
Sonderfach besonders begeisterten Schulmänner. 

Wer von uns in zahlreichen Vorträgen an die Massen 
herantritt, betrachtet es als eine besonders dankbare 
Aufgabe, den Schülern und Schülerinnen,- besonders der 
Fortbildungsschulen, Aufklärung zu bringen. Gewisse 
Dinge sind es, die in diesem gefährlichen Aller der 
Tugend besonders dringend vorgeführt werden müssen. 

Es gibt Pessimisten, die da meinen, daß das Heran¬ 
gehen an die Erwachsenen weniger erfolgreich sei, da 
man in diesem Aller von Angewohnheiten, besonders 
von schlechten, nicht gern abgeht. Man lut dadurch den 
zu Belehrenden Unrecht und wirkt auf die, die hinaus¬ 
gehen wollen, um zu lehren, abschreckend. Aus reicher 

Erfahrung können wir bestätigen, daß das Herangehen 
an die Erwachsenen ein durchaus dankbares Beginnen 
ist, man muß nur wissen, was und wie man zu reden 
hat, sich in die Seele und Aufnahmefähigkeit seines 
Publikums einzufühlen verstehen. Aber auch den Mut. 
besitzen, Wahrheiten zu sagen, auch wenn sie vielen 
unangenehm sind. 

Man predige vor allen Dingen: Hygiene des täg¬ 
lichen Lebens. Das Hauptthema meiner zahlreichen 
Vorträge lautet: ..Wie erhalten wir uns gesund?“ („Wie 
verlängern wir unser Leben?“ . Hierbei schildere ich 
einen l ag aus dem Leben eines arbeitenden Menschen, 
wie man den l ag zu seinem eigenen Besten gesundheils- 
gemäß gestalten und wie man der höchsten Pflicht, 
der Pflicht zur Gesundheit, genügen kann. Aber 
auch über den Rahmen der Individualhygiene 
hinaus: was man von der Allgemeinheit fordern 
muß und fordern darf, um der Einzelhygiene ge¬ 
nügen zu können. Wir fordern peinlichste Sauberkeit: 
aber es muß Raum vorhanden sein, in dem man dieser 
Pflicht genügen kann. Wir erklären, die Luft ist das 
wichtigste Nahrungs- und Lebensmittel: da müssen wir 
verlangen, daß auch in den Wohnräumen. besonders in 
den Schlafräumen, beste Atemluft vorhanden Ist. Wir 
bekämpfen die Ansteckung und müssen verhindern, 
daß die Menschen durch engstes Zusammenwohnen, 
durch Zusammenschlafen Ansteckungsmöglichkeiten be¬ 
kommen. An der Spitze jeder sozialhygienischen Maß¬ 
nahme müßte aber der Satz stehen: ..Solange wir nicht 
in Deutschland für 63 Millionen Einwohner 63 Mil¬ 
lionen Eigenbetten haben in menschenwürdigen Schlaf¬ 
räumen. in die Licht. Luft und Sonne hineinkommen, 
solange wir nicht auch den Geringsten dieser 63 Mil¬ 
lionen abends satt in sein Eigenbelt schicken können, 
halien wir kein Recht, von einer Kultur zu reden. — 
dürfen auch wir nicht ruhig schlafen.“ 

Aber selbst die besten sozialhygienischen Maßnah¬ 
men und die beste Belehrung bleiben ohne Erfolg, wenn 
das Einzelindividuum nicht selbst Vernunft annimmt 
und das tut. was ihm gut ist. Es ist beklagenswert, daß 
der gute deutsche Roggen jetzt zum Teil verfüttert, zum 
Teil ausgeführt wird, weil sich der \Tolksgaumen in 
falscher Richtung zu bewegen anfängt. Die Ernährung 
mit gleicher Menge Weizenbrot kostet das Doppelte und 
zwingt uns — was vielleicht noch schlimmer ist — , 
Hunderte von Millionen Goldmark ins Ausland zu tra¬ 
gen. Das ist eine Versündigung am Volke, gerade an 
dem schwer arbeitenden Teile des Volkes. Zunächst 
sollen wir das verzehren, was im Inland wächst, nicht 
vergeuden, nicht in seinem Werte auf dem Umwege 
über die allzu große Fleischproduktion (man hüte 
sich vor Fleisch ü her Schätzung! auf ein Fünftel herab- 
mindern. Das ist Vergeudungspolilik und dürfte sich 
bald schwer an uns rächen. 

Wir haben jetzt Milch in Hülle und Fülle, die bei 
gleichem Nährwert und bei höherer Qualität nur den 
vierten Teil von dem kostet, was man für Fleisch an- 
legcn muß. ..Hast du Durst, trinke Milch, hast du 
Hunger, iß Milch!“ sagt ein Merkblatt. Trinkt mehr 
Frischmilch, damit tut ihr euch, euren Kindern und 
auch der deutschen Milchwirtschaft, die bemüht ist. 
möglichst einwandfreie Milch auf den Markt zu bringen, 
den größten Gefallen. Zwingt die Landwirtschaft nicht, 
durch Verfütterung von Milch vier Fünftel des ur¬ 
sprünglichen Wertes zu vernichten. Selbst ein reiches 
Volk hat kein Recht, derartige Politik zu treiben. Das 
widerspricht den einfachsten Regeln der Vernunft. 

Auch darüber soll die hygienische Volksbelehrung 
aufklären, auch über die Zusammenhänge zwischen den 
Bedürfnissen des einzelnen und der Gesamt¬ 
heit. und wie man den Bedürfnissen des einzelnen 
nach Nahrung und Genuß der Mensch will nicht mir 



SEITE 132. BAYERISCHES AERZTLICHES CORRESPONDENZBLATT. Nr. 35. 1928. 

satt \yerden. sondern auch einen Genuß von seiner Nah¬ 
rung haben — gerecht werden und zugleich die Be¬ 
dürfnisfrage für die Gesamtheit im n a t ional hygie¬ 
nischen Sinne — wie ich es zu nennen pflege — 
lösen kann. 

Wenn der Volksaufklärer in dieser etwas großzügi¬ 
gen Form an seine Hörer herantritt und ihnen zeigt, 
daß er ihnen seine Forderungen nicht aufzwingen, son¬ 
dern sie zum Nachdenken veranlassen will, dann wird 
er Gegenliebe finden. 

Ein katholisches missionsärztliches Institut. 

V In aller Stille ist in den letzten Jahren in Würz- 
burg ein Unternehmen herangereift, das katholischer- 
seits einzig in der ganzen Welt dasieht. Während man 
zumal auf seiten der angelsächsischen Protestanten 
schon fast seit einem Jahrhundert die missionsär/tliche 
Arbeit systematisch in den Dienst des Missionswerkes 
stellte, blieb die katholische Mission aus mancher¬ 
lei Ursachen auf diesem Gebiete zurück. Den ersten 
Anfang machte man, um hierin nachzukommen, gegen 
Ende 1922 in Würzburg. Unterdessen ist schon man¬ 
cherlei geschehen, um die Missionsländer mit Aerzlen 
und Aerztinnen oder mit gut ausgebildetem Kranken¬ 
pflegepersonal zu versehen und auch den ausziehenden 
Missionaren die nötigsten Kenntnisse über erste Hilfe 
bei Krankheits- und Unglücksfällen. Verwundungen 
durch wilde Tiere, giftige Schlangenbisse u. dgl. mit 
auf den Weg zu geben. Gegenwärtig wird in Würzburg 
der Neubau des Missionsärztlichen Institutes 
aufgeführt, das bis jetzt in ungenügenden gemieteten 
Räumen untergebracht war. Mit der Eröffnung des¬ 
selben wird, falls die weitere Aufbringung der Mittel 
keine Schwierigkeiten bereitet, bis zum Winterseme¬ 
ster dieses Jahres gerechnet. Es braucht nicht dar¬ 
auf hingewiesen zu werden, welche Bedeutung diesem 
Werke nicht nur zur Unterstützung und Wegbereitung 
der Missionsarbeit, sondern auch in kultureller Be¬ 
ziehung in der Pflege des Deutschtums im Auslande, 
das dort ohnedies heutzutage großen Einschränkungen 
unterworfen ist, sowie auch in bezug auf tropenmedi¬ 
zinische Forschungen zukommt. Das Bayernland darf 
stolz darauf sein, das erste Unternehmen dieser Art auf 
seinem Boden zu besitzen. (Bayer. Staatszeitung.) 

Aufruf der dänischen Aerzte. 

Wie die Kopenhagener Zeitung ..Politiken1 berich¬ 
tet, ruft die dänische Aerzteschaft das gesamte Volk zur 
Schaffung eines M i 11 i o n e n f o n d s zur Bekämpfung 
des Krebses auf. 

Aus der Rechtsprechung. 

Steuerpflichtige Vermietung einer Wohnung mit Einrichtung 
zur Ausnützung der ärztlichen Praxis. UmsStG. § I Nr. I. 

Ein Vertrag, in dem die Witwe eines Facharztes 
dessen Wohnung an einen anderen Facharzt zur Fort¬ 
setzung der fachärztlichen Praxis in den zugleich dazu 
eingerichteten Räumen und mit ärztlichen Instrumenten 
gegen Vergütung.einräumt, ist nicht so aufzufassen, daß 
die Steuerpflichtige die ärztliche Praxis des verstorbe¬ 
nen Ehemanns gegen Entgelt veräußert habe, da sie- 
selbst nicht in der Lage ist, die ärztliche Praxis auszu¬ 
üben. Der Vertrag ist vielmehr dahin zu verstehen, daß 
die sämtlichen darin festgesetzten Leistungen des Fach¬ 
arztes mit Einschluß des Eindrittels der Reineinnahme 
aus seiner ärztlichen Berufstätigkeit die Eigenschaft von 
Entgelten haben, die der Steuerpflichtigen für die 
Ueberiassung von eingerichteten Räumen gewährt wur¬ 

den. Hierauf weist besonders die Bestimmung hin, wo¬ 
nach der Mieter nach Ablauf von 5 Jahren eine Ver¬ 
längerung des Vertrages auf weitere 2 Jahre verlangen 
darf, und daß in diesem Fall zwar der zugebilligte An¬ 
teil am Reinertrag fortfaRen, dafür aber die Steuer¬ 
pflichtige berechtigt sein soll, eine angemessene Miet¬ 
entschädigung zu fordern. Bei Bemessung der festgesetz¬ 
ten Miete ist neben dem allgemeinen Wohnungsmangel 
auch der Umstand von Bedeutung gewesen, daß in der 
vermieteten Wohnung der verstorbene Ehemann der 
Vermieterin eine der Berufstätigkeit des Mieters gleich¬ 
geartete ärztliche Praxis betrieben hatte, so daß das 
Publikum gewöhnt war, sich dorthin um ärztliche Hille 
zu wenden. Es liegt also eine besondere Eigenschaft 
der vermieteten Wohnung vor, die mit abgegolten wird. 
Eine gewerbliche Tätigkeit im Sinne § 1 Nr. 1, die ledig¬ 
lich eine fortgesetzte planmäßige Vereinnahmung von 
Entgelten voraussetzt, ist hienach zu bejahen. (V. Sen. 
v. 27. April 2.S V A 814/27.) 

Bekanntmachung. 

Der Zulassungsausschuß für den Bezirk des Stadt. 
Versicherungsamts Nürnberg hat in seiner Sitzung vom 
21. August 1928 beschlossen, den praktischen Arzt Dr. 
Konrad Bock in Nürnberg, Plobenhofstraße 1, inner¬ 
halb der Normalzeit mit Wirkung vom 1. September 
1921 als Kassenarzt zuzulassen. 

Die Gesuche der anderen um Zulassung zur Kas¬ 
senpraxis in Nürnberg sich bewerbenden und in das 
Arztregister eingetragenen Aerzte mußten, obwohl die 
allgemeinen für die Zulassung geltenden Voraussetzun¬ 
gen erfüllt waren, abgelehnt werden, da nur eine Stelle 
zu besetzen war und Herr Dr. Bock nach den für die 
Auswahl der zuzulassenden Aerzte gemäß § ö der Zu¬ 
lassungsgrundsätze (Bayer. Staatsanzeiger 1925. Nr. 29.5 
geltenden besonderen Bestimmungen aus der Zahl der 
vorliegenden Anträge zunächst zuzulassen war. 

Gemäß § 8 Abs. VIII Satz 2 der Zulassungsbestim¬ 
mungen wird dies mit dem Bemerken bekanntgemacht, 
daß den beteiligten Krankenkassen und den hiernach 
nicht zugelassenen Aerzten gegen diesen Beschluß das 
Recht der Berufung zum Schicdsamt zustehl. Die Be¬ 
rufung der nichtzugelassenen Aerzte kann sich jedoch 
nicht gegen die Zulassung des Herrn Dr. Bock, sondern 
nur gegen die eigene Nichtzulassung wenden; auf¬ 
schiebende Wirkung hinsichtlich der Ausübung der Kas¬ 
senpraxis durch den zugelasscnen Arzt kommt ihr da¬ 
her nicht zu. (Vgl. Entscheidung des Reichsschiedsamtes 
Nr. 27 vom 19. November 192(i, Amtliche Nachrich¬ 
ten S. 501, Entscheidung des Bayer. Landcsschiedsamtcs 
Nr. II 11/2(5 vom 17. Februar 1927.) 

Eine etwaige Berufung ist gemäß § 9 der Zulas¬ 
sungsbestimmungen und § 128 der Rcichsversichcrungs- 
ordnung binnen 11 Tagen nach Ausgabe der vorliegen¬ 
den Nummer des „Bayerischen Acrztlichen Lorrespon- 
denzblaltes“ schriftlich oder mündlich beim Schieds- 
amt beim Bayerischen Oberversicherungsamt Nürnberg, 
Weintraubengasse 1, einzulegen. 

Nürnberg, den 24. August 1928. 
'Städtisches Versicherungsamt Nürnberg. 

Amtliche Nachrichten. 

Dienstesnachrichten. 

Die Bezirksarztstelle Würzburg (Bezirksamt; und 
die Bezirksarzlslelle Aichach sind erledigt. Bewerbun 
gen sind hei der für den Wohnort des Bewerbers zu 
ständigen Regierung, Kammer des Innern, bis 15. Sep¬ 
tember 1928 einzureichen. 
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SIRAN 
das führende deutsche Expektorans 

Kassenwirtschaftlich: Kassenpackung Mk. 1.75 Privatpackucg Hk. 2.10 
Klinikpackung 500 g Mk. 4.— 

TEMMLER-WERKE, BERLIN-JOHANNISTHAL 

Bei Chlorose, Anaemie, Schwächezuständen 

SICCOPAN 
60° o Haemoglobin restlos resorbierbar, Lecithin, Albumin, Calcium und Kieselsäure 

in leicht assimilierbarer Form. 

Bei den meisten Kassen zugelassen! 

SICCO A.-G., CHEMISCHE FABRIK, BERLIN O. 112 
Vereinsmitteilungen. 

Sterbekasse des Aerztl. Kreisverbandes Oberbayern-Land. 
V (39. Sterbefall. 
Herr I)r. Alexander Adam in Kochel isl geslorlten. 

Das Slerbegeld wurde umgehend angewiesen. Ich bitlc 
die Herren Kassiere der Vereine in Oberbayern-Land, 
umgehend ."> RM. pro Kopf ihrer Mitglieder zu senden 
an die Adresse: (lemeindesparkasse Gauting, Poslscheck- 
konlo 21X27, unter der Mitteilung: Auf Konto Slerlx'- 
kassc, xmal ö RM. für 3!) Sterbefall. 

l)r. Graf, Gauting. 

Mitteilungen des MünchenerAerztevereins für freie Arztwahl. 
^ 1. Wiederholt kommt es vor, daß Kassenmitgllcdcr 

dem Arzt gegenüber erklären, ein Beamter der Orls- 
krankcnkassc habe ihnen gesagt, der behandelnde Arzt 
solle die Arbcilsunfähigkeitsbescheinigung ruhig zurück- 
dalieren oder ähnliches, „die Sache mit der Kasse sei 
schon geregelt“. 

L s wird dringend ersuch I. derartigen An¬ 
gaben keinen Glauben zu schenken und sich 
strengstens an die Bestimmungen betr. Aus¬ 
stellung der Arbeitsunfähigkeit zu halten. 

2. Zur Aufnahme in den Verein als außemrdent- 
liehes Mitglied hat sich gemeldel: Herr I)r. Karl Wag¬ 
ner, Leopoldslraße 21 1, Allgemeine Praxis mit Ge- 
hurtshilfe. 

3. Zur gell. Kenntnisnahme diene, daß ein Engel¬ 
bert Quinz, geboren 2. September 1892, angeblich 
Automechaniker bei der Firma Kolmspergcr, bei Aerz- 
ten Kokainlös\mgen zum Seibstkalbelerisieren (Slriklur 
der Harnröhre zu erlangen sucht unter der Angabe, 
Mitglied der (Iriskrankenkasse München zu sein. 

Erkundigungen bei der Kasse haben ergeben, daß 
er nicht Mitglied ist. Es erscheint also wahrscheinlich, 
daß der Mann einen falschen Namen gebraucht, um in 
den Besitz der Kokainlösungen zu gelangen. 

Die Herren Kollegen werden unter Hinweis auf 
V.O. 31 vor diesem Kokainisten gewarnt und gebeten, 
falls seitens desselben neuerliche Versuche zur Erlan¬ 
gung von Kokainlösungen gemacht werden, dies um¬ 
gehend der Arzneimittelkommission hekanntzugeben. 

Mitteilungen des Kassenärztlichen Vereins Nürnberg E V. 
1 (Tn Mißverständnissen vorzubeugen, weisen wir 

darauf hin. daß l>ci Operationen, die im Theresienkran- 
kenhaus ausgeführt werden, keine Wegegelder bezahlt 
werden, und daß auf Grund der weiten Entfernung des 
Krankenhauses auch kein erhöhter Zeitaufwand hei 
Operationen in Ansatz gebracht werden darf. 

2. Wir weisen darauf hin, daß, entgegen den Be¬ 
hauptungen der herstellenden Firmen, die Kräftigungs¬ 
mittel „Promonla“ und „Ovomalline“ hei den hiesigen 
Krankenkassen nicht zugelassen sind. 

Fachnormenausschuß Krankenhaus (Fanok). 
Vorsitzender: Professor Dr. Hoffmann, Direktor im Haupt- 

eesundheitsamt der Stadt Berlin. 
Die Gruppe Krankenhausmöbel des Fachnormenaus- 

schusses Krankenhaus befaßte sich in ihrer 18. Silzung am 
13. Juni 1928 mit der Beratung der eingegangenen Einsprüche 
gegen folgende Krankenhausmöhel und ihrer endgültigen 
Normung: 

a Bellfahrer Spindelhelrieh DIX E 2 2303: 
h Eiserner Stuhl für Krankenanstalten DIX E 2. 2303; 
<• Liegest uh! DIS E 2. 2307. 
Bei dem Bettfahrer soll, abweichend von der bisherigen 

Art der Normung, nur das System, nicht auch die Konstruk¬ 
tion genormt werden. Es wurde dann ein eiserner Kranken- 
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sluhl ausgewählt und für die weitere Normung vorgeschlagen. 
Die Gruppe beschloß ferner, den Liegestuhl DIN E I 
2307 für die weitere Normung zu empfehlen. Es soll auch 
den mehrfachen Wünschen der Heilstätten für 1 uberkulose 
entsprochen und neben dem Liegestuhl 2307 noch ein be¬ 
sonders einfaches Liegebett genormt werden. 

Zur Normung der H o 1 z s t ü h 1 e sind drei Vorschläge 
veröffentlicht worden. Nach den bisher aus Kreisen der 
Stuhlfabrikanten und Krankenhausverwaltungen eingegangenen 
Stellungnahme sollen vorläufig zwei Stühle für die Normung 
vorgeschlagen werden; einstweilen bleibt aber die weitere 
Stellungnahme der Interessenten abzuwarten. 

Die Niederschrift über diese Sitzung ist im Fanoktcil 
des Heftes 17 der Zeitschrift für das gesamte Krankenhaus¬ 
wesen. Verlag Julius Springer. Berlin W 9. Linkstraße 23. 
veröffentlicht. 

Gesellschaft für Verdauungs- und Stoffwechsel- 

y krankheiten. 
Programm der 8. Tagung inAmsterdam vom 12. bis 14. Sep¬ 

tember 1928 im Koloniaal Instituut, Mauritskade 62. 
Dienstag, 11. September: 

17 Uhr Sitzung des Vorstandes und Ausschusses. 
Ab 20 Uhr Begrüßungsabend im ..Pavillioen" Yondelpark;. 

Mittwoch, 12. September: 
Der Hunger. 

Referate: J. Hudig Apeldoorn Der Hunger des Acker¬ 
bodens. — Morgulis Omaha. U. S. A. Physiologie und 
Pathologie des Hungers. — Determann Wiesbaden;: Prak¬ 
tische Anwendung dosierten Hungers. 

Zur Diskussion aufgefordert: Fischler .München). Engel Dort¬ 
mund). — Vorgemerkt: Schur (Wien), Vogel-Eysern Davos . 

Vorträge: Schur Wien Zur Theorie der Insulinwirkung. 
Borges Wien : Behandlung des Diabetes mit fettarmer Kost. 

Donnerstag, 13. September: 
Beziehungen zwischen Digestionstraktus und Blutkrankheilen. 

I. Beziehungen zwischen Darm- und Blutkrankheiten. 
Reierale: Morawitz Leipzig . — Nordmann (Berlin . 
Zur Diskussion aufgefordert: Seyderhelm Frankfurt a. M. . 

Löwenberg Berlin . v. d. Reis Danzig . \orgemerkl. 
Singer Wien . Sinek Prag . 
II. Beziehungen zwischen Leber- und Blutkrankheiten: 

Referat: Schottmüller Hamburg). 
Zur Diskussion aufgefordert: E. Laqueur Amsterdam.. 
Vorträge- Mühsam Berlin): Die operative Behandlung des 

Morbus Gaucher. — L. Pick Berlin,: Projektionsdemon¬ 
stration zur lipoidzelligen Splenohepatomegalie, Typus Nie- 
mann-Pick. 

Zur Diskussion vorgemerkt: Jung Bremen). Neumann Wien . 
III. Ueberwiegend in den Tropen vorkommende Darm- und 

Blutkrankheilen: 
Referate: Schüffner — Snyders Amsterdam,. 
Zur Diskussion aufgefordert: Kuenen (Amsterdam), Koolemans 

Beynen (Utrecht). 
Zur Diskussion vorgemerkt: Thaysen Kopenhagen,. 

Freitag. 14. September. 
8.30 Uhr: Ordentliche Mitgliederversammlung. 
9 Uhr: 
Diagnostische und therapeutische Irrtümer auf dem Gebiete 

der Verdauungskrankheiten und ihre Verhütung. 
Referate: von Bergmann fBerlin,. L. Kuttner (Berlin;, von 

Haberer Düsseldorf;, Berg (Berlin;. 
Zur Diskussion aufgefordert: Boas Berlin;. 
Zur Diskussion vorgemerkt: W. Braun /Berlin;, Finger (Wien), 

Schindler (München), von Friedrich (Budapest). 
Die Bedeutung der Rohkost. 

Referate: Friedberger Berlin;, Scheunert Leipzig), Stepp 
Breslau). 

Zur Diskussion aufgefordert: Strasburger (Frankfurt a. M.; 
Zur Diskussion vorgemerkt: lloffstaedt (Berlin). 

Die Sitzungen beginnen pünktlich um 9 Uhr und werden 
mit kurzer Mittagspause 30 Minuten, Gelegenheit zu einem 
Frühstück) bis etwa 15 Uhr durchgeführt. Aenderungen in 
der Reihenfolge der Vorträge und Diskussionsbemerkungen 
behält sich der Vorsitzende vor. 

Anfragen wegen des wissenschaftlichen Teils an den Vor¬ 
sitzenden. Anmeldungen zur Mitgliedschaft an das General¬ 
sekretariat, zur Teilnahme an der Tagung auch an das 
Amsterdamer Bureau des Kongresses, Job. Nermeerplein 18, 

das auch Wünsche betreffs Unterkunft usw. entgegennimmt 
und für alle sonstigen lokalen Anfragen zur Verfügung steht. 
Niederländer können den Betrag für die Teilnehmerkarte 

10 M. oder fl. 6.—) auch an das Amsterdamer Bureau zahlen. 
Freiquartiere können in beschränkter Zahl vergeben werden. 
Reichsdeutsche und Oesterreicher brauchen kein Visum nach 
Holland. 

Das Bureau der Gesellschaft befindet sich am Begrüßungs¬ 
abend im „Pavillioen“, Vondelpark, während der Tagung im 
Koloniaal Instituut. 

An gesellschaftlichen Veranstaltungen sind u. a. vor¬ 
gesehen: Am 12. September nachmittags Rundfahrt durch das 
alte und neue Amsterdam und abends aut Einladung ein I'est- 
konzert. Am 13. September Festessen im Kurhaus in Sche¬ 
veningen. Am 14. September nachmittags Rundfahrt durch 
den Hafen — Einladung der Stadt Amsterdam und abends 
Vorführung eines holländischen Folklore-Hlms. Am 15. Sep¬ 
tember findet ein Tagesausflug statt zur Besichtigung der 
Trockenlegung der „Zuiderzee“. Einzelheiten und Karten im 
Bureau. 

Das Damenkomilee veranstaltet u. a. Führungen durch 
die alte Stadt und das Juden viertel, Reichsmuseum und Rem- 
brandthaus. Besuch der Galerie Goudstikker und der Diamant¬ 
schleiferei Asscher. Näheres im Sonderprogramm des Damen- 
komitees. 

Die Besichtigung der mit der Tagung verbundenen Aus¬ 
stellung wird besonders empfohlen. 

Der diesjährige Vorsitzende 
Prof. A. A. Hijmans van den Bergli. 

Utrecht, Maliebaan 2. 
Der Generalsekretär: 

Prof. R. von den Velden. 
Berlin W 30, Bamberger Straße 19. 

Bllcherschau. 
Der Kranke und die Krankenversicherung. Ein Mahnwort von 

Dr. Friedrich Wolff. J. F. Lehmann Verlag, München 1928. 
Kart. RM. 5.—. 

Das vorliegende Buch des bekannten Verfassers und Preis 
trägers bei dem Preisausschreiben des Hartmannbundes über 
»Die Bedeutung der Freien Arztwahl in der deutschen Sozial¬ 
versicherung« macht den Versuch, die Fragen der deutschen 
sozialen Gesetzgebung, insbesondere der Krankenversicherung, 
in gemeinverständlicher Form zu behandeln. Der Verfasser be- 
absichtigt in seiner Schrift nicht, auf jede einzelne Frage er 
schöpfend wissenschaftlich einzugehen, sondern in möglichst klarer 
Form zu zeigen, wie sich die Verhältnisse heute wirklich ent¬ 
wickelt haben und wohin sie ohne tiefgreifende Aenderungen zu 
führen drohen. Das Buch wendet sich nicht nur an die Aerzte 
und Krankenkassen, sondern bemüht sich, auch dem nachdenken¬ 
den Laien die Verhältnisse und ihre inneren Zusammenhänge zu 
schildern und stellt immer wieder die Bedürfnisse des von der 
Versicherung betreuten Kranken in den Vordergrund. Das Buch 
ist besonders den Aerzten wärmstens zu empfehlen. 

Für die Red«kIlon verantwortlich: Dr. H. Scholl, München. 
Für die Inseratr» Adolf Dohn. München. 

Zur gefl. Beachtung! 
Der Gesamtauflage unserer heutigen Nummer liegt eine Preis¬ 

liste der Firma Kehrwieder Import GmbH., Hamburg, Bank¬ 
strasse 20—26, bei. 

Wir empfehlen die Beilage der besonderen Beachtung unserer 
Leser. __ 
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ANALGETIKUM 
von eigenartig schneller, durchschlagender und 
nachhaltiger Jod- und Champhorwlrkung bei 

Pleuritis, Angina, Grippe, 
Gicht, Rheuma, Myal., Lumb., 
Entzündungen, Furunkulose 

Grosse Tiefenwirkung! 
Kaisenpackung RM 1.05, grosse FUtchen ui KM 
Klinikpackung KM 5.70: in Jen Apotheken vorrätig. 

Johann G. W. Opfermann, Köln 6^ 
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Gesamtansicht Neustadt an der Haardt. 

Willkommen, bayerische Aerzte, in der Perle der Pfalz! 
Von Franz Hartmann, Verbandsleiter des Pfälzischen Verbandes für freie Volksbildung. Neustadt an der Haardt. 

Es ist schon so: wenn der Pfälzer und auch det 
rechtsrheinische Bayer das Wort Neustadt hört, dann 
fährt’s ihm in die Glieder; dann verbindet sich damit 
sogleich die Vorstellung von Freude, Wein, sonniger 
Stätte, Vergessen mühseligen Alltags und Hingebung 
an den ganzen Zauber vorderpfälzischen Weinlandes. 
Dann wissen alle, die schon einmal die Gastfreund- 
sehafl der bergumsäumlen llaardtsladl genossen, daß 
ihnen Stunden fröhlichen Auflebens und echt pfälzi¬ 
scher Lebensbejahung winken. Hs ist schon so . . . 

Ich will mit dieser Lobpreisung keiner anderen 
pfälzischen Stadl weh tun,-, will kein anderes Fleckchen 
unseres gesegneten Landes in den Schatten stellen. Wir 
haben auch kein Recht dazu. Dem Herrgoll die Ehr’! 
Er isl der große Baumeister all der Herrlichkeiten, die 
wir Neustadler jeden Tag wieder und wieder bewun¬ 
dern und die den Fremden anlocken zur Erholung und 
zum Ausruhen in landschaftlicher Pracht. 

Wir Xcusladter sind nur ein bißchen stolz dar¬ 
auf. daß wir den Herrgott verstanden haben in seinem 
Sehöpferwillen. Der wollte nicht, daß auch nur ein 
Griesgram auf diesem blühenden, versonnlen Fleck¬ 
chen Erde seßhaft werde!! Auf daß sich der Menschen¬ 
schlag fröhlich mit dieser heileren Landschaft ver¬ 
binde. das wollte er. Einklang schaffen zwischen 
lebensprühender Weinlandschönheit und entschieden 
„Ja!" sagendem Mensehtum, das wollte er. Darum strahlt 
blauer Himmel, strahlt seine feurige Wingertsonne fast 
dreihundert Tage im Jahr hin übers Land. Trutzig 
und eigenwillig, wie er den ragenden Bergslein hin- 
gesetzt hat; keck, wagemutig, erfüllt von sonniger Le¬ 
hensfreude. wie die Rebe den Berg hinanklettert bis 
zur äußersten Grenze des Fruehlbodens; übersprudelnd 
von Witz. l z und Neckerei, wie etwa die beseligende 
Wirkung des Federweißen; selbstbewußt und boden¬ 
ständig. wie die ehrwürdigen Palrizierhäuser dastehen 
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inniüten winkeliger Gassen, in denen er arbeitsfroh sein 
Tagwerk schafft und doch immer wieder Zeit findet, 
einen Blick hinaufzutun zu seinen zwei Sliftskirche- 
türmen, die ihm Sinnbild für das Hohe und Erhabene, 
für seine Ileimatliebe und Vaterlandstreue sind, — so 
will er den Xeustadter. Und so ist er auch! Diese Har¬ 
monie in Sonne überm Land und Sonne im Herzen, 
das ist wohl das Geheimnis der unwiderstehlichen An¬ 
ziehungskraft dieser Perle der Pfalz. 

Unsere Vorfahren haben um dieses Geheimnis ge¬ 
wußt. Neustadt spielte schon in der alten Kurpfalz ne¬ 
ben Heidelberg und Alzey jahrhundertelang eine be¬ 
deutende Rolle. Seine günstige Lage am Eingang zum 
Gebirge und nach Osten zum Rheine hin ward bei 
den großen Kriegszügen und anderen entscheidenden 
geschichtlichen Geschehnissen immer als Sammelorl 

* 

Stiftskirche. 

bevorzugt. Und in Verbindung damit war es immer 
der prächtige, mutige und empfängliche Geist der Xeu¬ 
stadter Bürgerschaft, welcher der Stadt auch in alter 
Zeit im Kranze der pfälzischen Städte eigene Be¬ 
deutung gab. Unabhängiger Bürgerstolz, der das Katz¬ 
buckeln nie lernen wollte und es heule noch nicht 
kann, neben aller fröhlichen Lebensart ein tüchtiger, 
zäher Arbeitsgeist, neben Beharrlichkeit in großen, ent¬ 
scheidenden Dingen ausgeprägte Empfänglichkeit für 
neue Ideen, echte vorderpfälzische Gewandtheit und 
leichte Auffassungsgabe selbst schwierigen Dingen ge¬ 
genüber — dies alles machte von jeher den Xeustadter 
und sein Neustadt aus. So nahm der Bat im lf5. Jahr¬ 
hundert unter dem Pfalzgrafen Johann Kasimir die 
Heidelberger Hochschule in den Mauern der Stadl auf, 
gab Gelehrten von Weltruf Heimstatt und machte die 
Stadt zu einem für einen weiten Umkreis bestimmten 
geistigen Mittelpunkt. Im Bauernkrieg sah der Rat mehr 
als eine Revolte; er sah die Anfänge einer großen so¬ 
zialen Umschichtung und freiheitlichen Erhebung eines 
geknechteten Standes. In dieser Erkenntnis und wohl 

nicht nur aus Zwang öffnete man damals den Bauern 
die Tore der Stadt, wofür dann mehrere Ratsmilgliedcr 
vom Kurfürsten enthauptet wurden. Wie die ganze 
Pfalz, so hat auch Neustadl schwer unler dem Dreißig¬ 
jährigen Kriege und später unter den Franzosenkriegen 
zn leiden gehabt. Die alten Sladlrechnungen sprechen 
erbarmungslos von den damaligen ungeheuren Lasten, 
Einquartierungen und Kontributionen, denen die Bür¬ 
gerschaft unterworfen wurde. Einige Male wurde ein 
großer Teil der Stadt niedergebrannt; doch nie traf Neu¬ 
stadl dieses Schicksal so furchtbar wie andere pfäl¬ 
zische Städte, von denen kaum mehr ein Stein auf dem 
anderen blieb. So steht heute noch in der Altstadt eine 
beträchtliche Zahl von prächtigen Fachwerkhäusern 
und reichausgestatteten Höfen aus dem 16. und 17. Jahr¬ 
hundert, und es sind noch die ursprünglichen winke¬ 
ligen Gassen zu sehen, in denen schon die Altvordern 
ihr Tagwerk trieben, ln diese ehrwürdige Vergangen¬ 
heit Neustadls, die zugleich ein Stück geschichtereicher 
Vergangenheit der Kurpfalz ist, möchten wir alle Frem¬ 
den hineinführen. Jeder, der einmal in unserer Stadt 
geweilt und diese reizvollen alten Baudenkmäler nicht 
betrachtet hat. brachte sich selbst um ein inhaltvolles 
kulturgeschichtliches Erlebnis. 

Wir möchten, daß unser Neustadt nicht nur mit 
bewunderndem Auge für die landschaftlichen Reize 
des Stadtbildes und seiner verlockenden Umgebung ge¬ 
sehen werde, sondern auch mit ehrfürchtigem Blicke 
für die Zeugen seiner mehr als alltäglichen geschicht¬ 
lichen Vergangenheit. Aus dieser l eberwindung furcht¬ 
barer Schicksalsschläge in früheren Jahrhunderten 
wuchs wohl auch die Standhafligkeit des heutigen Ge¬ 
schlechtes gegenüber allen Versuchungen, die sieh nach 
dem Zusammenbruch bis zum Jahre 1921 an uns heran- 
schlichen. Neustadt stellte wie die ganze Pfalz seine 
Männer in diesem unheimlichen Ringen um Heimat 
und Vaterland. Slolz aufs herrliche Land und un-. 
verbrüchliche Liebe zur angestammten Scholle. Treu 
lind Ehr’ waren die siegreichen Waffen in diesem Ab¬ 
wehrkampfe, den Geschlechter, die nach uns kom¬ 
men. nie vergessen sollen. Es ging ums Ganze! 

Aber nicht nur die fröhliche Weinsladt, nicht nur 
ihre landschaftverbundene, heitere, lebendige Bevölke¬ 
rung. auch ihre Umgebung ist lockendes Ziel von 
Wanderern und Fremden. Die waldbekränzte Haardt 
zieht sich wie eine Schutzmauer gegen jede Witterungs¬ 
unbill von Osten nach Westen. Im Tale und an den 
Bergabhängen, hier auf diesem größten zusammenhän¬ 
genden Weinbaugebiete Deutschlands brütet die herr¬ 
lichste Pfälzersonne und reift den Wein zu köstlich¬ 
ster Süße. Von Neustadl aus, dem bedeutendsten Wein¬ 
handelplatz der Pfalz, gehen die edlen und edelsten Ge¬ 
wächse des Unterlandes und der Mittel- und Ober¬ 
haardt in aller Herren Länder. Dürkheim, Forst, Wa¬ 
chenheim, Künigsbach, Ungstein, Kallstadt. Hambach, 
St. Martin, Rhodt. Ruppertsberg. Deidesheim für 
Weinkenner Namen von königlichem Klange. Wer sie 
ausspricht, setzt unwillkürlich einen Zungenschnnlzer 
hintendran! Jahrhundertelang schaut das Weingebiet, 
schauen die Trümmer der Wolfsburg, der Winzinger 
Burg und des Hambacher Schlosses auf das wein¬ 
gesegnete Land herab. Ganze Wälder von Edelkasta¬ 
nien, Alleen von Mandel-, Pfirsich- und Aprikosen¬ 
bäumen leuchten in das ewig junge, unübersehbare 
Weinland hinein. Lockt es (lieh, Wanderer, hin zu 
dieser fast südländischen Pracht und Fruchtbarkeit? 

So lieben wir, so liebe auch du unser sonniges 
Neustadt an der Haardt! 

Und so seid von Herzen willkommen, bayerische 
Aerzte, in unserer bayerischen, deutschen Pfalz! Wun¬ 
den zu heilen, ist euer Beruf. Ihr legt die Sonde an, 
um dem Uebel nachzuspüren. Der Pfalz wurde 1918 
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nach dem schweren Kriege eine furchtbare Wunde 
geschlagen. Wir sind nicht frei. Wir leiden nun seil 
zehn langen Jahren für das ganze Vaterland. Euer 
Kommen allem schon trägt zur Heilung dieser offenen 
Wunde bei, weil wir in diesem Kommen Anteilnahme 
an unserem bösen Geschick sehen. Ihr werdet dadurch 
zu Zeugen unseres Leides und zu Mitstreitern. Aus 
eueren Reihen erwuchs uns ja ein kluger und starker 
Führer in einer Zeit, als das vorgeschobene Separa¬ 
tistenpack uns losreißen wollte vom Multerlande. Ge¬ 
heimer Sanitälsrat Dr. Michael Bayersdörfer war 
es, der in diesen grauenvollen Tagen die Pfalz vor 
diesem Abgrund errettete und der nun seit Jahren 
als Mitglied des Reichstages seine Heimat überzeu¬ 
gungstreu und wortgewandt vertritt. Das ehrt ihn und 
den ganzen Stand! 

So grüßen wir, grüßt die sonnige Stadt an der 
deutschen Haardt. 

Programmänderung für den Bayerischen Aerztetag in 
Neustadt a. d. H. 

Montag, den 21. September, vormittags 9vx. Uhr: 
Fahrt mit Extra-Autobussen nach Rad Dürkheim. Dorl- 
selhst Empfang durch die Stadt- und Kurverwaltung 
Rad Dürkheim, Besichtigung der Kuranlagen, der Mi¬ 
neralquellen und der Pfälzischen Kinderheilstätte. An¬ 
schließend gemeinsames, einfaches Mittagessen im Park¬ 
hotel mit Weinprobe. Die Weine werden von der Kur¬ 
verwaltung gestellt. Gegen 3 Uhr Weilerfahrt nach 
Deidesheim. Forst, Wachenheim. Dortselbst gruppen¬ 
weise Besichtigung der Kellereianlagen der größten 
Weingüter v. Bassermann-Jordan und v. Buhl in Dei¬ 
desheim. W. Spindler in Forst und Bürklin-Wolff in 
\\ achcnheim), danach gemeinsame Sektprobe in der 
Sektkellerei Wachenheim. Rückfahrt ab 8 Uhr abends. 

Einladungen zu Versammlungen. 

Aerztlicher Bezirksverein Nürnberg. 
Einladung zur ordentlichen Mitgliederver¬ 

sammlung am Donnerstag, den 13. September 1928. 
abends Svi l hr, im Luitpoldhaus. Tagesordnung: 
X. Bayerischer Aerztetag, speziell das Thema: Die Be¬ 
kämpfung der Lungentuberkulose auf Grund der jetzi¬ 
gen Anschauung. 

Mitteilung des Bayerischen Aerzteverbandes. 

Bezugnehmend auf die Veröffentlichung in Nr. 33 
des „Bayerischen Aerztlichen Correspondenzblalles“ 
vom 18. August 1928, betr. Bahnarztstellen und 
Stellen als Bahnkassenarzt und Postkassen¬ 
arzt, machen wir den Herren Kollegen nochmals fol¬ 
gende Mitteilung: 

Wenn die Stelle eines bisherigen Bahnarztes frei 
wird, müssen diejenigen Kollegen, welche um die Bahn¬ 
arztstelle sich bewerben wollen, also um die Stelle des 
Bahnvertrauensarztes und des Bahnarztes für die Be¬ 
amten des Außendienstes, nach wie vor sich bei der 
betreffenden Reichsbahndirektion melden. Diejenigen 
Kollegen, welche sich um die Stelle als Bahnkassenarzt, 
und diejenigen Kollegen, welche sich um die Stelle 
als Postkassenarzt bewerben, müssen sich in das Arzt¬ 
register eintragen lassen. Das Arztregister wird zur 
Zeit sowohl für die Betriebskrankenkassen der Reichs¬ 
bahnverwaltung als auch für die Betriebskrankenkasse 
der Reichspostverwaltung getrennt nach Kassenarzt¬ 
bezirken beim Zentralwohlfahrtsamt Rosen¬ 
heim geführt. Die Herren Kollegen können ihr Gesuch 
um Eintragung in das Arztregister direkt an das Arzt¬ 
register beim Zentralwohlfahrtsamt in Rosenheini ein¬ 
schicken, können aber auch — und das wird sich emp¬ 
fehlen — das Gesuch durch ihren ärztlich-wirtschaft¬ 
lichen Verein an das Zentralwohlfahrlsamt- Rosenheim 
einschicken lassen. Die Anträge auf Eintragung sollen 
die Personalien, die Wohnung und die Art (Fach; der 
beabsichtigten Praxis enthalten. Die Eintragung für 
ein bestimmtes Fach ist nur unter der Voraussetzung 
des § 1 Ziffer 9 KLB möglich. 

Spätere Aenderungen sind schriftlith beim Zentral¬ 
wohl fahrlsamt Rosenheim zum Arztregister anzumelden. 

Die Herren Kollegen können sich bei Freiwerden 
einer Stelle eintragen lassen, sie können sich aber auch 
jederzeit ins Arztregister eintragen lassen, ohne daß eine 
Stelle frei geworden ist. Wir wiederholen nochmals, daß 
die Stelle des Bahnarztes, des Kassenarztes bei den 
Bahnbetriebskrankenkassen und des Kassenarztes bei 
der Postbetriebskrankenkasse nichts miteinander zu tun 
haben. 

Volkstümliche Arzneipflanzen im Lichte neuzeitlicher 
wissenschaftlicher Betrachtung. 

Von Apolhekendirektor Ludwig Kroeber, München. 

Oer Ferienaufenthalt in Gebirge. Wald und Heide 
hat manchen wiederum auf die weitverbreiteten 
Yolksvorstellungen von der Verwendung von Pflan- 
zensloffen in der Heilkunde aufmerksam gemacht. 
Was an diesem Volksglauben berechtigt, was über¬ 
trieben. was nicht unbedingt erwiesen ist. das setzt 
hier ein hervorragender Kenner der Arznei- und 
Heilpflanzen auseinander. Die Schriftleitung. 

Von jeglicher Kenntnis der chemischen pflanzlichen 
Inhaltsstoffe unbeschwert, setzt sich die ursprüngliche, 
lediglich auf Beobachtung und Erfahrung (Empirie) 
beruhende Richtung der Heilkunde in gerader Linie 
noch bis in die heutige Volksheilkunde fort, während 
die wissenschaftliche Medizin seit ihrer Begründung 
durch Paracelsus in den ersten Dezennien des 
16. Jahrhunderts sich die Erforschung der pflanzlichen 
Inhaltsstoffe und ihres Zusammenhanges mit der Heil¬ 
wirkung zur Aufgabe gemacht hat. So sehen wir diese 
beiden Richtungen noch heutigestags in der Weise 
nebeneinander gehen, daß der Arzt, den restlos analy¬ 
sierbaren. künstlich (synthetisch) hergestellten Arznei¬ 
stoffen den Vorzug gebend, in zunehmendem Grade 
auf den Gebrauch einfacher Arzneipflanzen Verzicht 
geleistet hat, während die Volksmedizin an der durch 
die Vorfahren übernommenen Ueberlieferung nach wie 
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vor zähe festhält. Sie bedient sich dabei der zumeist 
von Laien geschriebenen „Käuterbücher“, die aber in 
der Regel nichts anderes als kritiklose Wiederholungen 
der klassischen Kräuterbücher des Mittelalters dar¬ 
stellen. Da sich diese wiederum auf die Sammelwerke 
der beiden naturwissenschaftlichen Schriftsteller im 
ersten nachchristlichen Jahrhundert Dioskorides 
und Plinius stützen, so ist es nicht verwunderlich, 
daß uns aus den zeitgenössischen Kräuterbüchern der 
Geist der Antike noch kräftig entgegenweht. Dabei 
pflegt ihnen die von den Alten übernommene maßlose 
L'ebertreibimg der Heilwirkung der Arzneipflanzen ge¬ 
meinsam zu sein. Im Gegensätze zu den Kräuterbüchern 
des Mittelalters, oftmals noch obendrein schlecht illu¬ 
striert, tragen .sie mit seltenen Ausnahmen den Fort¬ 
schritten der Pharmakochemie (Pflanzenchemie und 
Medizin (Pharmakologie) nicht in genügender Weise 
Rechnung. Bedenklich erscheint in ihnen die Aufnahme 
von Arzneipflanzen mit Giftwirkungen. Hierin Wandel 
zu schaffen und durch die Feststellung der für die 
arzneiliche Wirkung in erster Linie maßgebenden che¬ 
mischen Inhaltsstoffe die heimischen Arzneipflanzen 
wiederum der wissenschaftlichen Medizin näherzu¬ 
bringen. ist die vornehmste Aufgabe der Pflanzen¬ 
chemie, die sich in den letzten Jahrzehnten großer Er¬ 
folge rühmen durfte. Durch sie sehen wir uns heute 
in die Lage versetzt, eine große Anzahl der mit Vor¬ 
liebe in der Volksheilkunde gebrauchten Heilpflanzen 
ohne Rücksicht auf ihre natürliche Verwandtschaft, 
lediglich auf Grund der ihnen jeweils gemeinsamen 
chemischen Inhaltsstoffe in bestimmte Gruppen unter¬ 
zubringen und sie damit aus der empirischen Betrach¬ 
tungsweise der yolksmedizin herauszuheben. 

Als solche Gruppen mögen u. a. erwähnt sein: 
Kieselsäuredrogen: Schachtelhalm, Hohlzahn, 

Vogelknöterich, Isländisches Moos. Heidekraut, Boh¬ 
nenschalentee u. a. stehen seit altersher in Anwen¬ 
dung bei Erkrankungen der Atmungsorgane, bei der 
Bekämpfung der Lungentuberkulose, bei Blutungen 
aller Art, in der Wundbehandlung sowie als wasser¬ 
treibende (diuretische) Mittel: trotzdem ist vor über¬ 
triebenen Erwartungen zu warnen, da dem sogenannten 
„Kieseltee“ bestenfalls lediglich der Charakter einer 
die übrige Tuberkulosetherapie unterstützenden Maß¬ 
nahme zukommt. Während die Beziehungen der Kie¬ 
selsäure zur Vermehrung der Wasserausscheidung noch 
durchaus der Klärung bedürfen, soll (nach allerdings 
nicht unwidersprochen gebliebenen Meinungen nam¬ 
hafter Vertreter der wissenschaftlichen Medizin) durch 
Zuführung von Kieselsäure neben einer Vermehrung 
der den Kampf mit den Tuberkelbazillen aufnehmenden 
weißen Blutkörperchen (Leukozytose) eine Erhöhung 
der Widerstandsfähigkeit des erkrankten, zum Zerfalle 
neigenden Lungengewebes herbeigeführt werden. 

Saponindrogen: Seifenwurzel, Hauhechel, Woll- 
blume, Birkenblätter, Goldrute, Stiefmütterchen, wohl¬ 
riechendes Veilchen, Schlüsselblume, Ackergauchheil, 
Bibernelle u.a. leiten ihren Sammelnamen vom latein. 
Sapo = Seife ab, da ihre Abkochungen beim Schüt¬ 
teln ähnlich wie Seife schäumen und gleich dieser 
Reinigungskraft besitzen. Sie sind die uralten „Blut¬ 
reinigungsmittel“ aller Völker, da sie angeblich zur An¬ 
regung der gesamten Körperdrüsentätigkeit schleim¬ 
verflüssigend, harntreibend, steinzerteilend, schweiß¬ 
treibend, appetitanregend und abführend im Sinne eines 
beschleunigten Stoffwechselumsatzes wirken. Wir be¬ 
gegnen daher ihrer Anwendung bei Erkrankungen der 
Atmungsorgane und der Harnwege, bei Skrofulöse u.a. 
Insbesondere will man gewisse chronische Haulaus¬ 
schläge (Ekzeme) mit ihnen mit gutem Erfolge behan¬ 
delt haben. Dagegen scheint ihre wasservermehrende 
Eigenschaft bei krankhaften Störungen im Wasserhaus¬ 

halte des Körpers nicht in das Gewicht zu fallen. 
Wertvoller erweist sich die Fähigkeit der Saponinsub¬ 
stanzen, gewisse schwer- oder unlösliche Stoffe vom 
Darme aus aufnahmefähig (resorbierbar) zu machen. 

Anthrachinohdrogen: Faulbaum, Kreuzdorn, 
Mönchsrhabarber, Heckenknöterich (ausländische: 
Chinarhabarber, Aloe, Mutter-, Sennesblälter) lassen die 
in ihnen enthaltenen chemischen Inhaltsstoffe (Anlhra- 
chinone) durch die Anregung der Darmeigenbewegung 
(Peristaltik) im Sinne einer Schubbewegung der im 
Darme angehäuften Kotmassen wirken. Sie sind daher 
mit Recht als zuverlässige Abführmittel geschätzt. 

Ger bs t o f f dr oge n: Tormcntillwurzel, Nelken¬ 
wurz, Gänsefingerkraut, Weiderich, Weidenblütlcr, 
Eichenrinde, Heidelbeerblätter u. a. wirken infolge ihres 
teilweise sehr hohen Gerbstoffgehaltes zusammen¬ 
ziehend (adstringierend), weshalb man sie sich bei 
Durchfällen und Blutungen zunutze macht. 

Bitterstoffdrogen: Wermut, Enzian, Tausend¬ 
güldenkraut, Fieberklee, Schafgarbe, Kardobenedikle, 
bitteres. Kreuzkraut (Ramsel) u. a. sollen auf Grund der 
in ihnen enthaltenen Bitterstoffe durch Reizung der Ma¬ 
gen- und Darmschleimhaut diese zu vermehrter Sekre¬ 
tion anregen und dadurch (allerdings von medizinischer 
Seite aus nicht unwidersprochen) neben einer Steige¬ 
rung des Hungergefühles zu einer Verbesserung der 
Verdauung führen. Wir begegnen ihnen auch in der 
Gestalt von Bitterschnäpsen (Apperilivs). 

Aetherische Üeldrogen: Baldrian, Kamille, 
Pfefferminze, Salbei, Thymian, Engelwurz, Anis. Fen¬ 
chel, Kümmel u. a. dienen der Behebung vom Magen- 
Darmkanalc ausgehender Unpäßlichkeiten. Das in ihnen 
enthaltene ätherische Oel besitzt windtreibende, be¬ 
ruhigende, desinfizierende, krampfstillendo, die Schleim¬ 
häute des Verdauungskanals und die Haut reizende 
Wirkungen. Pfefferminzöl regt die Gallensekretion an. 

Fette Oeldrogen: Lein, Mohn, Olive, Erdnuß. 
Sesam. Mandeln u. a. In ihre ausgedehnte Verwendung 
teilen sich Küche, Technik und Heilkunde. In dieser 
gelten sie als einhüllend und reizmildernd. 

Schleimdrogen: Eibisch, Stockrose-Malve, Woll- 
blume, Isländisches, Irländisches Moos, Salep (die Wur¬ 
zelknollen verschiedener Orchisarten u.a. wirken 
durch die in ihnen aufgespeicherlen Schleimsubstanzen 
stopfend sowie entzündungswidrig und reizmildernd bei 
innerlichen und äußerlichen entzündlichen Vorgängen. 

Alkaloid- und G1 y k o sid d r oge n: Bilsenkraut, 
Stechapfel, Tollkirsche, Herbstzeitlose, Schierling, Eisen¬ 
hut (Akonit) u. a. entfalten, wiewohl an und für sich 
in hohem Grade giftig, in der Hand des Arztes ihre 
schmerzstillenden und krampfmildernden Eigenschaften. 

„Den Arzt, der jede Pflanze nennt,’ 
Der Wurzeln bis ins tiefste kennt. 

Dem Kranken Heil, dem Wunden Lind rung schafft. 
Umarm’ ich hier in Geist- und Körperkraft.“ 

Goethe. 

Zum Milchproblem in den Städten. 

In dem Artikel in Nr. .'I.") „Zum Milchproblem in den 
Städten“ ist am Schlüsse in Ziffer .'1 ein erheblicher 
Irrtum enthalten. 

Die Säuglingssterblichkeit wird in Schwaben mit 
37 Proz., in Unterfranken mit nur (i Pro/., angegeben. 
Die amtlich veröffentlichten Zahlen der letzten drei 
statistisch verarbeiteten Jahre sind: 

1924: 1925: 1920: 
Schwaben 13,4 12,3 11,8 
Unterfranken 11,7 11,8 10,5 

Die mit dem Problem der Säuglingssterblichkeit sich 
befassenden Kreise beziehen die Unterschiede der ein- 
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zelneii Kreise nicht auf die Anzahl der Ziegen, sondern 
auf die Verbreitung des Stillens, welches in Pranken von 
jeher mehr eingeleht war als in Schwaben. Uebrigens 
sind die Unterschiede der beiden herangezogenen Kreise 
nicht so bedeutend. Niederbayern, wo wenig gestillt 
wird, hat folgende Zahlen an Säuglingssterblichkeit: 
21.3, 21,2, 20.1. Es wäre bedauerlich, wenn die Ziegen- 
haltung das allenthalben erreichte Stillen wieder in 
Abnahme bringen würde. 

Geheimrat Ho eher, Augsburg. 

Der Wert der Milch in der Volksernährung. 
! Von Geh. Obcrniedizinalrat Prof. I)r. Rubner, Berlin. 
»(Aus dem Reiehsgesumlheitsblalt vom 12. Oktober 1927.) 

I. 

Die Milch, vom Standpunkt unserer Volksernährung 
betrachtet, ist ein sehr wichtiges Nahrungsmittel. Die 
Mannigfaltigkeit ihrer Verwendung als Getränk, als Ma¬ 
terial in der Küche, zur Butter- und Käsebereitung 
macht sie uns besonders wertvoll und gibt die Möglich¬ 
keit einer Abwechslung im täglichen Speisezettel. Für 
unsere gesamte Fettversorgung ist sie unentbehrlich und 
als Eiweißträger kommt sie allgemein, besonders aber 
für Kinder und .fugendliche als guter Ersatz für Fleisch¬ 
speisen in Frage. 

Durch die Kuhhaltung gewinnen wir außerordent¬ 
lich viel an hochwertigen Nährstoffen. Die jährliche 
Milchmenge einer Kuh macht das Fünf- bis Sechsfache 
des Lebendgewichtes des Tieres (500 kg) aus, bei den 
Kleinlieren, Ziegen z. B. (30 kg), erhält man sogar das 
Zehn- bis Zwölffache vom Körpergewicht an Milch pro 
Jahr, freilich nur bei guter Fütterung. 

Vergleicht man unsere tägliche Fleischration (pro 
Kopf mit der Milchration im ganzen, so erhielten wir 
vor dem Kriege in Milch 63 Proz. mehr Protein und 
153 Proz. mehr Kalorien als im Fleisch. 

Für die Fleischversorgung werden die Rinder nach 
wenigen Jahren der Aufzucht geschlachtet, während 
eine Kuh durch Jahre hindurch Milch zu produzieren 
imstande ist. Wir erhielten vor dem Kriege pro Kopf 
und Tag 23.9 g Protein aus Fleisch, aus Milchprodukten 
aber 39.1 g Protein, die allerdings nicht ausschließlich 
dem Menschen zugute kamen. 

Wenn wir für die frühere Zeit die Gesamtmilchpro- 
duktion, gleichmäßig verteilt gedacht, zu 1,156 Liter pro 
Kopf und Tag annehmen, in den Städten freilich nur 
etwa 389 g, wozu noch außerdem 18 g Butter pro Kopf 
und Tag geliefert wurden. Der Städter zieht das Fleisch 
der Milch vor. 

Noch markanter tritt die Bedeutung der Milch und 
Milchprodukte als Volksnahrungsmittel dann in die Er¬ 
scheinung, wenn man berechnet, wieviel von 'den Ge- 
samlwärmccinhcilen der Nahrung des ganzen Volkes 
auf Fleisch und Milchprodukte trafen. 

Von 100 Wärmeeinheiten waren in der Vorkriegszeit 
im Fleisch .... 15.76 Proz. 
in der Milch . . . 8.62 Proz. I 
in der Butter . . . 1.08 Proz. [ 13,77 Proz. 
im Käse. 1,07 Proz. I 

Wir haben insgesamt fast ebensoviel Nährendes in 
Milchprodukten und Milch verzehrt wie im Fleisch. Daß 
man die Produktion eines solchen Nahrungsmittels mit 
aller Macht fördern muß, liegt auf der Hand. 

Bei einem Vergleich von Stadl und Land würden 
wir finden, daß auf dem Lande die Deckung des Pro¬ 
leinbedarfs der Leute zum größten Teil durch Milch und 
niehl durch Fleisch geschieht, zumal letzteres in vielen 
ländlichen Bezirken in der Woche nur einmal auf dem 
Tisch erscheint. 

Wir erinnern uns aus der Blockadezeit, daß die 

große Sterblichkeit der Kinder und Jugendlichen von 
jenem Zeitabschnitt an begann, als vom sechsten Jahre 
ab die Milch als Nahrungsmittel sozusagen ganz aus¬ 
gefallen war. 

Für die Krankenernährung ist die Milch ganz un¬ 
entbehrlich; auch hier kommt sie nicht allein als Trink¬ 
milch, sondern als Bestandteil von Gerichten aller Art 
in Betracht. 

•II. 
Nach einer über zehnjährigen Milchkalamilät sehen 

wir seit den letzten Jahren ein reichliches Angebot von 
Milch, aber keine Abnehmer für dieselbe. Für diese Er¬ 
scheinung lassen sich eine ganze Reihe von Momenten 
als Erklärung finden. 

Dadurch, daß man jahrelang kaum Milch erhalten 
konnte, haben sich viele Leute des Milchgenusses ganz 
entwöhnt. Dann kamen z. B. in Berlin Zeiten, in denen 
die Klagen über schlechte Beschaffenheit der Milch kein 
Ende nehmen wollten. Die Folge war entweder ein Ver¬ 
zicht auf die Milch oder Uebergang zur Büchsenmilch. 
Die hohen Milchpreise haben gleichfalls abschreckend 
gewirkt. Aber noch eine Reihe anderer Umstände muß 
henorgehoben werden. 

Der Milchverbrauch steht im engen Zusammenhang 
mit der Gewohnheit Kaffee oder Tee zu trinken. Der 
Kaffeeverbrauch betrug vor dem Kriege 2,6 kg pro Kopf 
und Jahr, jetzt aber nur 0,75 kg. der Teeverbraucb 
früher 0,06 kg, jetzt 0.050 kg. 

Nur bei Kakao ist der Import gestiegen von 0,77 kg 
in der Vorkriegszeit auf 1,12 kg in den letzten Jahren 
Das Trinken von Kakao mit Milch ist keine Volkssitte. 
Der Mehnerbrauch von Kakao beruht zweifellos auf 
dem Mehrverbrauch von Schokolade. Wesentlich bleibt 
die enorme Senkung des Kaffeeverbrauches, für den sich 
ein Ausgleich durch Konsum von Surrogaten sicherlich 
nicht eingebürgert hat. Der Abfall des Zuckerkonsums 
auf ein Drittel der Vorkriegszeit deutet gleichfalls auf 
wesentliche Einschränkungen vor allem im Gebrauch 
von Kaffee hin. 

Ein anderer wichtiger Vorgang bei der Abnahme des 
.Milchverbrauches hat sich schon während der Kriegs¬ 
zeit vollzogen. Im allgemeinen hatte sich bei der Volks¬ 
ernährung feststellen lassen, daß in jenen Bezirken, wo 
viel Milch verbraucht wurde, weniger Fett-, aber mehr 
.Mehlkonsum ist. Ein Zeichen, daß eben Mehlspeisen 
und andere Gerichte beliebt waren. Mit der Einführung 
der Aufstreichmittel, der Marmeladen und des Butter¬ 
brotes. ist die Art zu kochen verlorengegangen und der 
Fettkonsum, großenteils durch Kunstbutter gedeckt, ge¬ 
stiegen 

Die wichtigste Minderung im Milchverbrauch hängt 
zweifellos mit der Verarmung des Mittelstandes zusam¬ 
men. Bei diesen ist die Küche zweifellos viel schlechter 
geworden, als sie einst war. Bei einem großen Teil Fa¬ 
milien sind Dienstmädchen entlassen worden, weil Löhne 
und Unterhalt nicht mehr bezahlt werden konnten. Die 
Frau des Hauses muß seihst kochen und Hausarbeit 
leisten. Sie kann auf das Kochen nicht mehr soviel Zeit 
verwenden als früher. Alles, was mehr Zeit und Arbeit 
forderte, wie Mehlspeisen und .Mehlgerichte, mußte weg¬ 
fallen. An Stelle des Kochens auf dem Herd wurde die 
Kochkiste oder ein Gasbrenner benutzt, die Herstellung 
der Gerichte schließlich vereinfacht his zu den Intopf¬ 
gerichten. 

Auch die Wohnungsnot wirkt in ähnlichem Sinne. 
W o sich zwei oder mehrere Familien in eine Küche 
teilen müssen, muß sich jede Haushaltung in der Be¬ 
anspruchung der Kochgelegenheit möglichst einschrän¬ 
ken. Häufig genug haben aber einzelne Wohnungen 
überhaupt keine Küche, der Gaskocher auf der Kom¬ 
mode oder auf dem Tisch muß sie ersetzen. Das Ge- 
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kochte bietet wenig Anreiz und dient sozusagen nur 
zum Stillen des Hungers. 

III. 
Es gibt vorläufig keine rasch wirkenden Mittel, die 

sozialen Uebelstände unseres heutigen Lebens zu be¬ 
seitigen. Doch kann manches zur Hebung des Milch¬ 
verbrauches geschehen. Man wird daran denken müs¬ 
sen. die Krankenhaüsernährung wieder auf eine bessere 
Stufe zu stellen durch Verbesserung der Qualität der 
Kost, wozu auch die Mehlspeisen gehören. Bei der 
Schulspeisung wird man häufiger Milch als Getränk 
verabreichen können, bei den Fürsorgeeinrichtungen 
für Kinder lohnt eine Vermehrung der Milchgabe. 
Wahrscheinlich wird man auch überhaupt bei den I' ür- 
sorgeslellen für Tuberkulöse in der Abgabe von Milch 
die Vorkriegsmenge noch nicht erreicht haben. 

Vieles könnte gebessert werden, wenn die Haus¬ 
frauenvereine sich der Sache annehmen würden und 
die Küche zu verbessern versuchten. Es wäre auch die 
Anregung zu der Verwendung von Magermilch durch¬ 
aus am Platze. 

Alles übrige muß man mit Geduld erwarten. Mit 
der Besserung der Lage des Mittelstandes wird ohne 
weiteres auch die Kochweise sich besser gestalten. 

/ ^ Individuelle Privatkrankenversicherung bei dem jeweils 
freigewählten Arzt. 

Vorschlag, zur Diskussion gestellt von Jul. Epstein, Leipzig. 

. „Und nun erteile ich das Wort allen Fachmännern.“ 
Mechtilde Lichnowsky. 

Die Sache ist ganz einfach. Jedenfalls erscheint 
sie dem Autor dieser Zeilen, der kein Arzt ist, so. Die 
Fachleute sind ja schließlich unter anderem auch dazu 
da, um möglichst schnell nachzuweisen, daß die ganze 
Idee kindlich-phantastische Dummheit ist. Solange bis 
ein findiger Kopf unter den Aerzten die Probe aufs Ex¬ 
empel gemacht haben wird. Bis sich dann herausgestellt 
hat. daß es geht. Daß die Idee eigentlich selbstverständ¬ 
lich ist, daß sie in sozialethischer, aber auch in wirt¬ 
schaftlicher Beziehung zu begrüßen sei. Mit einem 
Wort: Daß es die Fachmänner und Frauen eigentlich 
immer gewußt haben und dafür waren. Der Autor 
dieser Zeilen bittet also Fachleute, d. h. Aerzle, 
aber auch Sozialhygieniker, N'ationalökonomen und alle 
sonst daran interessierten Versicherungsfachleute usw, 
recht rege an der hoffentlich bald einsetzen¬ 
den Diskussion teilzunehmen. 

Und nun zur Sache selbst. L’m die Geschichte 
dem Leser recht anschaulich zu machen, sei ganz ein¬ 
fach beschrieben, wie sich der Autor die Sache in der 
Praxis vorstellt. Nämlich so: 

Der Junggeselle (wras er natürlich nicht zu sein 
braucht, wir aber in unserem Beispielsfall zu seinen 
Gunsten hoffen wollen) Gabriel Schmidt, der sich so¬ 
eben in einer entzückenden deutschen Provinzstadt neu 
etabliert hat, begibt sich zum ersten Arzt der Stadt, 
Dr. Wiesenack, und sagt ohne alle Faxen: „Sehr ge¬ 
ehrter Herr Doktor! Nachdem ich mich soeben als 
Lehrer, Schriftsteller, bildender Künstler oder Gott 
weiß was sonst hier in Ihrem wunderschönen Ort nie¬ 
dergelassen habe, möchte ich mit Ihnen einen Indi¬ 
vidualversicherungsvertrag auf privatver¬ 
traglicher Grundlage abschließen. (Bitte, lieber 
Leser, erschrick nicht über diese langen, dir vielleicht 
fremd klingenden Worte. Ihre Bedeutung liegt so klar 
auf der Hand, daß man sie dir sicherlich nicht be¬ 
sonders zu erklären braucht.) Ich selbst wrar niemals 
ernstlich krank. Ich bitte Sie, mich zur Orientierung 
über meinen Gesundheitszustand gründlich zu unter¬ 
suchen.“ 

Worauf der Arzt, die Hornbrille zurechtrückend, 
Herrn Gabriel Schmidt gründlichsl untersucht, auch 
flicht vergißt, Blut- und Harnanalysen zu machen, ihn 
durchleuchtet, kurz, nach allen Grundsätzen moderner 
Versicherungsmedizin verfährt. Hierauf erwidert er 
unserem Klienten: „Lieber Herr Schmidt! Ich habe 
Sie soeben untersucht. Nach den Ergebnissen dieser — 
wie ich nicht weiter zu bemerken brauche, gründ¬ 
lichen — Untersuchung und nach den aus dieser Un¬ 
tersuchung zu ziehenden Schlüssen für den Versiche¬ 
rungsmediziner reihe ich Sie in die Kategorie (. 7, Ab¬ 
teilung A ein. Das sind Junggesellen mit Neigung zum 
Leben, Lieben, Alkohol und Tabak, bei denen noch 
keinerlei sichtbare Spuren all dieser Laster zu be¬ 
merken sind. Dieser Kategorie entspricht folgender Ver¬ 
trag.“ 

Und Herr Dr. A. Wiesenack liest Herrn Gabriel 
Schmidt folgenden Vertrag vor: (Hier seien nur 
die allerwichtigsten Punkte wiedergegeben.) 

Vertrag 
zwischen Herrn Gabriel Schmidt und Herrn Dr. A. 

Wiesenack, beide in Lübeck. 
§ 1. Herr Gabriel Schmidt schließt mit Herrn Dr. 

A. Wiesenack folgenden rechtsverbindlichen Privalver- 
sicherungsvertrag ab: 

§ 2. Herr Gabriel Schmidt verpflichtet sich, jähr¬ 
lich 120 Mark an Herrn Dr. A. Wiesenack zu zahlen. 
Der Betrag kann in drei Raten ä 40 Mark, zahlbar am 
1. Januar, t. Mai und 1. September, erlegt werden. 

§ 3. Herr Dr. A. Wiesenack verpflichtet sich, auf 
die Dauer eines Jahres als Hausarzt bei Herrn Gabriel 
Schmidt zu fungieren. Er ist bereit, die Tätigkeit eines 
Hausarztes bei Herrn Schmidt in vollem l mfangc ihres 
Begriffes auszuüben und sich bei Ausübung dieser 
Tätigkeit in allgemein ethischer und gesellschaftlicher 
Hinsicht an die entsprechenden Normen des Deutschen 
Aerztevcrbandes zu halten. Die Zahl der Kranken¬ 
besuche ist nicht begrenzt. (Hier kann natürlich auch 
die Klausel eingefügt werden, derzufolge die Zahl be¬ 
grenzt ist und im Falle des Uebcrschreilens dieser 
Grenze ein individuell zu bestimmendes Besuchshono¬ 
rar zu zahlen ist.) 

§ 4. Der Vertrag ist für beide Teile im Laufe des 
letzten Monats vor Ablauf der Vertragsperiode kündbar. 
Erfolgt eine Kündigung im Laufe des letzten Monats 
der Vertragsperiode nicht, so gilt der Vertrag als für 
eine gleich lange Periode erneuert. In diesem Pall muß 
spätestens im Laufe des ersten Monats der neuen Ver¬ 
tragsperiode ein neuer Vertrag von beiden I eilen unter¬ 
zeichnet werden. Der Erfüllungsort isl der Ort, an dem 
der Arzt seinen ständigen Wohnsitz hat. 

gcz. Gabriel Schmidt und Dr. A. Wicscnack. 
Dies ist der praktische Grundriß der gan¬ 

zen Idee. Es fehlt hier der Raum, um ‘die zahllosen mög¬ 
lichen Variationen dieser Privatversicherungsidee 
auch nur anzudeuten. Der Autor dieser Zeilen kann sich 
etliche davon vorstellen. So ein Vertrag läßt sich mit 
Leichtigkeit auf Familien erweitern. Er kann von 
einer Gruppe von Hausbewohnern oder Bewoh¬ 
nern desselben Bezirks abgeschlossen werden, ge¬ 
nau so wie ein Sportverein heute schon längst solche 
Pauschalverträge mit Aerzten abschließt oder wie ein 
Fabrikarzt angcstcllt wird. Der Vertrag kann auf be¬ 
liebige Zeiten abgeschlossen werden, und die Zah¬ 
lungsbedingungen können im weitesten Maße, der 
Klientel entsprechend, individualisiert werden. Das 
neu entstehende Verhältnis des Patienten zu seinem 
Arzt hat etwas sehr Labiles, Unstarres an sich. Dies 
zum Unterschied aller Beziehungen des Patienten zum 
Kassenarzt und vor allem zur Krankenkasse selbst, die 
gewöhnlich feindliche Beziehungen sind. So ein Vcr- 
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kommt es an! 
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Original - Leukoplast 
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Die Luft kann ungehemmt an die Wunde heran. 
Der Heilungsverlauf wird wesentlich 

beschleunigt. 
Etwaige Eiterungen werden sofort erkannt. 

Eine Verkrustung des Wundsekrets wird 
vermieden. 

Hansaplast ist bei den führenden Kranken¬ 
kassen zur Verordnung zugelassen. 

► R BEI ERSDORF & CO. A:G. A 
HAMBURG 

Prof. Kuhnsche Maske — hilft immer noch da 
gegen 

Asthma, Bronchitis und Lungen-Tuberkulose 
pleur. u. a. Exsudate. Anämie (rapide Vermehrung 
der roten Blutkörperdien und des Hämoglobins). 

Hersschruäche. 

wo andere Mittel versagen. 

Drei Größen für Männer, Frauen und Kinder 
Preis 26 Mark. Zu Versuchssruecken an Aerzte 
21 Mark. Nur ab Fabrik gegen Nachnahme. 

Gesellschaft für medizinische Apparate m.b. H., Berlin-Schlachtensee 10 

Gegen Gicht. Stein- und StofTwcchsellciden! — Auskunft »udi über Hauskuren durch die Badeverwaltung. 

Ermisstgte Pauschslkurcn (mindestens) 3 Wochen : Pauschalpreis .A 189.-; im Kurhaus: Wochenpauschalpreis: j» 80.50; im Badehof: Wochenpauschale * 105.- 

Analyse 
(Feste Htuptbestandteile in 1 kg Wasser auf Salze berechnet.) 

Natriumhydrokarbonat (NaHCOs) 2,915 g 
Calciumhydrokarbonar (Ca[HCO»]j) 0,529 , 
Magnesiumhydrokarbonat (Mg[HCOsJ«) 0,474 » 
.'«Atriumchlorid (NaCl) 0,390 , 
Ferrohydrokarbonat (FefHCOsJi) 0,012 . 
Lithiumhydrokarbonat (LiHCOs) 0,0C8 

Der natürliche Mineralbrunnen „Staatl. Fachingen“ findet seit Jahrzehnten mit hervorragendem Erfolg Verwendung bei 
Störungen der Verdauungsorgane (Magenkatarrh, Magenschmerzen und Magenbeschwerden sowie Darmstörung, habituelle Stuhlver¬ 

stopfung, Icterus katnrrhalis) b 
Erkrankungen der Harnorgane (akute Nephritis, chron. parenchymatöse Nephritis, Harnsäuresteine in Nieren u. Blase, Blasenerkrankuneen) 
Stoffwechselkrankheiten (Gicht, Diabetes) 6 

Erhältlich in allen Mlneralwasscrhandlungcn, Apotheken, Drogerien usw. und steht den Herren Aerztcn zur Verordnung in geeigneten Fällen stets zur Verfügung. 
BrunnenschrifUn sowie eine Zusammenstellung der äritlichen Gutachten kostenlos durch das Fachinger Zentralbüro Berlin W8, Wilhelmstr. SS. 

_ Aerztcjournal wird jederzeit auf Wunsch zugesandt. 
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trag nimmt dem Junggesellen und besonders den 
Kleinverdienern die dauernde Ang'st vor der wirt¬ 
schaftlichen Katastrophe, die gewöhnlich eine 
notwendige ärztliche Behandlung darstellt. Der Patient 
geht in unserem Fall lieber und früher zum Arzt als 
sonst. Die Tätigkeit des Arztes wird so in den mei¬ 
sten Fällen eine vorbeugende sein. Dies würde 
sich aber voraussichtlich bereits in einigen Jahren in 
ganz erheblichem Maße im allgemeinen Gesundheits¬ 
standard der Bevölkerung bemerkbar machen. Außer¬ 
dem würde das Vertrauensverhältnis von Pa¬ 
tient zu Arzt besser werden, als es vielfach heute ist. 

Selbstverständlich weiß der Verfasser auch, daß 
sich manches gegen seine Idee einwenden läßt. 
Es gibt Befürchtungen der verschiedensten Art. Die 
zu erörtern, ist eben Zweck dieser Veröffent¬ 
lichung. 

Der Autor spricht die Hoffnung aus, daß dies im 
reichen Ma.ß' geschehen wird. Ihm erscheint auch 
bei pessimistischster Erwägung — die A n r e g u n g für 
durchführbar. Die Idee dieses naheliegenden Ver¬ 
trages zwischen Arzt und Privatpatienten ist schließ¬ 
lich kaum so ..phantastisch” wie die in Wirklichkeit 
keineswegs phantastische Idee, in acht bis zehn Stun¬ 
den von Berlin nach Neuyork zu fliegen. Da aber dieses 
Projekt bereits in greifbare Nähe gerückt ist. ist nicht 
einzusehen, warum eine so unendlich einfachere Sache, 
wie es der Abschluß so eines Vertrages darstellt, nicht 
Wirklichkeit werden könnte. 

Wer macht den praktischen Anfang? Pa¬ 
tienten und Aerzte heraus! 

Bis dahin aber sind alle in Frage kommenden Fach¬ 
leute, Aerztekammern und Behörden zu einer herz¬ 
haften. die Kritik nicht scheuenden, öffentlichen 
Diskussion eingeladen. 

(Die ..Medizinische Welt" Xr. 28 v. 14. Juli 1928.) 

/ „Gesundschreiben.“ 
Xmf X ” 

Versicherte. Aerzte und Kassenbeamte bedienen 
/<uch gewohnheitsgemäß des Ausdruckes „gesundschrei- 

.. ben“. Man hört oft von Versicherten die Aeußerung: 
..Der Vertrauensarzt hat mich gesundgeschrieben.“ 
Diese Aeußerung fand ich auch in vom Versicherungs- 
amt aufgenommenen Klageschriften und in Kranken¬ 
hausgutachten. Kassenärzte sprechen häufig vom „Ge¬ 
sundschreiben“ ihrer Kranken. Diese Ausdrucksweise 
ist wohl in ganz Deutschland verbreitet und üblich. 
Trotzdem ist sie unsachlich und falsch. Der Kranke 
wird nach seiner Wiederherstellung nicht „gesund“, 
sondern ..arbeitsfähig“ geschrieben. Auf den meisten 
Krankenscheinen ist das Wort „arbeitsfähig“ vorge¬ 
druckt: der Arzt braucht nur das Dalum hinzuzufügen. 
Die Begutachtung der Kassenärzte hat sich nicht auf 
die Gesundheit, sondern auf die Arbeitsfähigkeit der 
Versicherten zu erstrecken. 

Mehrfach hörte ich von Aerzlen oder Versicherten 
die Worte: „das sei doch dasselbe“ oder „wenn ich 
arbeiten soll, dann muß ich auch gesund sein“ oder 
„das sei nur Wortklauberei“. Auch diese Ansicht ist 
falsch. 

Wer arbeitsfähig ist. braucht nicht gesund zu sein. 
Es gibt viele arbeitsfähige Kranke. Zum Beispiel sind 
an leichten Erkältungskrankheiten, Schnupfen, Husten, 
Heiserkeit Erkrankte oder Arteriosklerotiker, Emphy- 
sematiker, Neurastheniker, Epileptiker, Tabiker im 
Frühstadium, an latenter Lues, an inaktiver Tuberku¬ 
lose, an chronischer fionorrhöe oder (Adnexitis.Leidende 
zwar krank, aber durchaus nicht immer gleichzeitig 
arbeitsunfähig. Sie sind meist arbeitsfähige Kranke. 
Sie arbeiten vielfach monatelang, machen ihre ge¬ 
wohnte Arbeit, können aber bei Verschlimmerung ihrer 

Leiden leicht arbeitsunfähig im Sinne der RVO. werden. 
Anspruch auf Krankengeld hat der Versicherte erst 
dann, wenn er durch Krankheit arbeitsunfähig wird. 
Kranksein allein genügt zur Berechtigung dieses An¬ 
spruches noch nicht. Die Krankheit muß so erheblich 
sein, daß sie den Versicherten arbeitsunfähig macht. 
Wenn Versicherte, z. B. inaktive Tuberkulöse oder Epi¬ 
leptiker, manchmal unter lebhaftem Protest behaupten, 
sie seien vom Vertrauensarzt gesundgeschrieben, wäh¬ 
rend sie doch krank seien, wofür sie Beweise von Aerz¬ 
len aus Heilstätten und Krankenhäusern bringen könn¬ 
ten, so sprechen sie, allerdings unbewußt, die Unwahr¬ 
heit. Sie werden dann häufig auf ihren Irrtum hin¬ 
gewiesen; es wird ihnen bedeutet, daß sie nicht ..ge¬ 
sund”, sondern „arbeitsfähig“ geschrieben seien. „Ge¬ 
sund“ werde niemand geschrieben. Die Leute haben 
für solche Erklärungen zunächst wenig oder gar kein 
Verständnis; aber allmählich gewöhnen sich die Ver¬ 
sicherten doch an die richtige Ausdrucksweise und 
lefnen verstehen, daß es auch arbeitsfähige Kranke gibt. 

Wir möchten den Kassenärzten empfehlen, eben¬ 
falls in Zukunft, auch im mündlichen Verkehr mit den 
Versicherten, das unrichtige Wort „gesundschreiben" zu 
vermeiden und durch die richtigen Worte „arbeits¬ 
fähig“ schreiben zu ersetzen. 

(Norddeutsches Aerztcblätt 1928/3(5.) 

Erhöhung des Schularzthonorars 
auf LötlMk. für Kind und Jahr beantragte der Bezirks¬ 
verein Leipzig-Land bei der Amtshauptmannschafl we¬ 
gen der allgemeinen Teuerung. 

Hygiene durch den Poststempel. 
rn Italien hat man zur Verbreitung hygienischer 

Volksbelehrung einen neuen Weg cingcschlagen. Die 
Post verwendet nämlich dort in Malariabezirken zur 
Entwertung der Briefmarken einen Stempel, der neben 
Ort und Datum den Aufdruck zeigt: „Fliegen und 
Mücken bringen Krankheiten, vernichtet 
sie!“ Wie wäre es, wenn sich in Deutschland die Post 
auch einmal in den Dienst der Hygiene stellen würde, 
statt wie bisher lediglich Geschäftsreklamen durch ihre 
EntwertungsstempeLzu verbreiten? 

Alkoholverbot für behördlich angestellte Kraftfahrer. 
- Die Stadtverwaltung in Freiburg i. Breisgau hat ein 

Verbot erlassen, das sämtlichen bei ihr beschäftigten 
Kraftfahrern tagsüber während des Dienstes und wäh¬ 
rend der Pausen den Genuß jeglicher Art alkoholartiger 
Getränke verbietet. Ueberlretung des Verbotes kann mit 
Entlassung bestraft werden. 

SchulfrühstUck für Kinder. 
Die Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundung hat 

eine Umfrage bei den Groß-Berliner Jugendämtern und 
Stadlärzten veranstaltet, um einen Ueberblick über die 
Versorgung der Berliner Schulen mit Frühstücksmilch 
zu erhalten. Diese Erfahrungen sind in einer Denk¬ 
schrift zusammengefaßt, deren Ergebnis die Notwendig¬ 
keit der Verabreichung mindestens eines Milchfrüh¬ 
stücks zur Hebung des im allgemeinen schlechten Er¬ 
nährungszustandes eines großen Teils der Schuljugend 
erkennen läßt. Wünschenswert erscheinen allgemeine, 
in gewissem Sinne verbindliche Richtlinien für das Ge¬ 
biet des Schulfrühstücks. Der offene Trinkbecher soll 
aus hygienischen Gründen verboten werden. Dagegen 
erscheinen verschlossene Trinkgefäße unter Gebrauch 
von Saughalmen zweckmäßig. 
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Vereinsnachrichten. 
(Originalbericht des Bayer. Aerztl. Correspondenzblattes.) 

Aerztlicher Bezirksverein Ansbach. 

Sammelbericht. 

Sitzung vom 3. Januar 1928. 

Anwesend 14 Mitglieder. 
Herr Vorsitzender Dr. Hößlin gibt zunächst einen 

Bericht über das Vereinsjahr 1927. Eingehend wird der 
Verlauf der Landesärztekammersilzung in München dar- 
gelegt. Sodann werden die Satzungen beraten und beiden 
einzelnen Paragraphen geringfügige Ergänzungen für 
die lokalen Verhältnisse angefügt und die Satzungen im 
ganzen genehmigt. Beschlossen wird, daß jedes Mit¬ 
glied jährlich mindestens 3 Vollsitzungen des Vereins 
zu besuchen hat. 

1. Wenn ein Mitglied nur 2 Sitzungen im Jahre be¬ 
sucht. wird eine Strafe von lü Mark, 

2. wenn ein Mitglied nur 1 Sitzung im Jahre be¬ 
sucht, eine Strafe von 20 Mark, 

3. wenn ein Mitglied keine Sitzung besucht, eine Strafe 
von 40 Mark erhoben. (Triftige Gründe gelten als 
Entschuldigung.) 

Diese Sondergebühren werden dem In validen verein 
überwiesen. Endlich w’erden noch die jährlichen Ver- 
einsbeilräge in Anlehnung an die Weisungen der Lan- 
desürztckammer und des Bayer. Aerzteverbandes fest- 
gelegl. 

Sitzung vom 3. April 1928. 

Herr l'niversitätsprofessor Dr. Hauck (Erlangen 
spricht über „Das Gesetz zur Bekämpfung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten". Anwesend 39 Mitglieder. 

In DsStündigera Vorträge werden fast sämtliche Pa¬ 
ragraphen des Gesetzes durchgesprochen, kritisch be¬ 
leuchtet. die praktische Auswirkung an Beispielen ge¬ 
zeigt und hauptsächlich betont, daß das Gesetz eine 
Bresche in die Kurierfreiheit geschlagen habe. Die 
Hechte, die das Gesetz bringt, und die Pflichten, die es 
verlangt, wurden besonders hervorgehoben. Ebenso 
wichtig wie eine gründliche Untersuchung sei die Aus¬ 
stellung von richtigen Zeugnissen. Zum Beispiel ein 
Zeugnis: ..X. X. wurde nicht für geschlechtskrank be¬ 
funden". wie es oft nach oberflächlicher Untersuchung 
ausgestellt wird, ist falsch. Denn für ein richtiges Zeug¬ 
nis kann nur nach langen, mühsamen, auch mikro¬ 
skopischen. serologischen und sonstigen Untersuchun¬ 
gen garantiert werden. Die Aerzte müssen bestrebt 
sein, den Gesetzgeber zu überzeugen, daß alles ge¬ 
schieht. was dem Volkswohl dient, um dadurch das 
Nerirauen auf das ärztliche Können zu rechtfertigen 
und die Bedeutung des Gesetzes zu würdigen. Denn wer, 
wie der Kurpfuscher, nicht einmal eine Diagnose zu 
stellen vermag, kann doch auch nicht behandeln. Durch 
ein enges Zusammenarbeiten von Gesundheitsbehörde 
und Aerzteschaft ist zwar nicht das erstrebte Ideal, 
aber doch viel für das Volkswohl zu erreichen. 

Dem Vortrag schloß sich eine lebhafte Aussprache 
an, an der sich auch der als Gast anwesende Polizei¬ 
referent der Regierung, Herr Reg.-Rat Dr. Schmidt, 
beteiligte. Zum Schluß wurde dem Herrn Vortragen¬ 
den vom Herrn Vorsitzenden der wärmste Dank der 
Versammlung ausgesprochen. 

Sitzung vom 3. Juni 1928. 

Anwesend: 23 Herren. 
Der Antrag San.-Rat Dr. Riedel (Rothenburg), vom 

Verein einen Syndikus aufzustellcn, der gegen säumige 
Zahler vorzugehen hätte, wird, da die Sache nicht 
spruchreif isl. einer Kommission zur Bearbeitung über¬ 
wiesen. 

Die Salzungen des Vereins sind vom Ministerium 
mit einigen redaktionellen Aenderungen genehmigt wor¬ 
den. Der Austritt der Mitglieder des Bezirks Uffenheim 
aus dem Verein und Anschluß derselben an Neustadt 
a. d. Aisch wird bekanntgegeben. Ministerielle Geneh¬ 
migung steht noch aus. 

Die Einführung des ■Sonntagsdienstes soll in die 
Wege geleitet werden. 

Vom Herrn Vorsitzenden wird bekanntgegeben, daß 
in letzter Zeit öfters die Beobachtung gemacht wurde, 
daß ärztliche Zeugnisse nicht mit der nötigen Gewissen¬ 
haftigkeit und Sachlichkeit ausgestellt wurden. 

In der Juli-Sitzung haben die Wahlen der Vorstand¬ 
schaft und der Abgeordneten für die Landesärztekam¬ 
mer zu erfolgen. 

Sitzung vom 10. Juli 1928. 

Wahl der Vorstandschaft. Dieselbe wird, da von 
seiten der Versammlung kein Widerspruch erfolgt, per 
Akklamation wiedergewählt. Vorsitz: Ob.-Med.-Rat Dr. 
v. Hößlin: Schriftführung: San.-Rat Dr. Meyer; Kasse: 
Med.-Rat Dr. Hussel. 

Vorstandsmitglieder sind: Bezirksarzt Dr. Ratz. San - 
Ral Dr. Burckhardt. Dr. van Kuyck. Dr. Städler 
(Feuchtwangen . San.-Rat Dr. Lederle (Rothenburg . 

Die Wahl der Abgeordneten zur Landesärztekam¬ 
mer erfolgt ordnungsgemäß unter Bildung eines Wahl¬ 
ausschusses mit Stimmzeftel in geheimer Wahl. Es 
wurden 3 Abgeordnete gewählt, und zwar: Ob.-Med.- 
Rat Dr. v. Hößlin (Ansbach . Dr. Städler vFeuchtwan- 
gen . San.-Rat Dr. Meyer (Ansbach). 

Dr. Meyer. 

Bekanntmachung des Zulassungsausschusses 

München-Stadt. 

Der Zulassungsausschuß für den Bezirk des Ver- 
sicherungsamles der Landeshauptstadt München hat 
in seiner Sitzung vom 30. August 1928 beschlossen, die 
nachgenannlen Aerzte mit Wirkung ab 1. Oktober 1928 
als Kassenärzte zuzulassen: 

1. Dr. med. Benno Flehinger, Facharzt für Na¬ 
sen-, Rachen-, Kehlkopf- und Ohrenkrankheiten. 
Zieblandstraße 22. 

2. Dr. med. Rudolf Günder. allgemeine Praxis ohne 
Geburtshilfe. Leopoldslraße 27/1. 
Die Gesuche der übrigen in das Arztregister ein¬ 

getragenen Bewerber mußten trotz Vorliegens der 
allgemeinen für die Zulassung gellenden Voraussetzun¬ 
gen zur Zeit abgelehnt werden, da nach den für die 
Auswahl der zuzulassenden Aerzte gemäß § 5 der Zu¬ 
lassungsgrundsätze (Slaatsanzeiger 1923, Nr. 293 gel¬ 
tenden besonderen Bestimmungen aus der großen Zahl 
der vorliegenden Anträge die vorgenannten Aerzte zu¬ 
nächst zuzulassen waren. 

Dies wird gemäß §8 Abs. VIII Satz 2 der Zulas- 
sungsbestimmungen vom 13. Dezember 1923 in der Fas¬ 
sung der Beschlüsse des Landesausschusses für Aerzte 
und Krankenkassen vom 3./4. Dezember 1925 und 
12. Mai 1920 Staatsanzeiger 1925 Nr. 293 und 1926 Nr. 109 
bekanntgemacht. 

Gegen den Beschluß steht gemäß § 9 Abs. I der Zu¬ 
lassungsbestimmungen den beteiligten Krankenkassen 
und jedem nicht zugelassenen Arzte das Recht der 
Berufung an das Schiedsamt beim Bayer. Oberversiche¬ 
rungsamt in München zu. Die Berufung eines nicht 
zugelassenen Arztes kann sich jedoch nur darauf stüt¬ 
zen. daß nach Ansicht des Berufungsklägers bei der 
Auswahl der zuzulassenden Aerzte auf Grund des § 5 
der Zulassungsgrundsätze seine Person zu Unrecht 
übergangen worden ist (vgl. Entscheidung des Reichs- 
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schiedsamts Xr. 35 vom 10. Februar 1927 in Amtl. 
Nachrichten des RYA. 1927, S. 276). Aufschiebende Wir¬ 
kung hinsichtlich der Ausübung der Kassenpraxis durch 
die zugelassenen Aerzte kommt der Berufung nur dann 
zn, wenn auch seitens der beteiligten Krankenkassen 
Berufung zum Schiedsamt eingelegt wird (vgl. Ent¬ 
scheidungen des Reichsschiedsamts Nr. 27 vom 19. No¬ 
vember 1926 und Nr. 33 vom 10. Februar 1927 in Amtl. 
Nachrichten des RYA. 1926, S. 501 und 1927, S. 276, 
sowie Entscheidung des Bayer. Landesschiedsamts 
Nr. II 11 26 vom 17. Februar 1927 in Sachen Dr. .1. 
Tannenwald in Mitteilungen des Bayer. LYA. 1927, 
S. 34). 

Eine etwaige Berufung ist gemäß § 9 der Zulas¬ 
sungsbestimmungen und §128 der Reichsversicherungs¬ 
ordnung binnen 14 Tagen nach Ausgabe der vorliegen¬ 
den Nummer des Bayer. Aerztl. Correspondenzblattes 
schriftlich oder mündlich beim Schiedsamt beim Bayer. 
Oberversicherungsamt in München, Ludwigstr. 14 I. ein¬ 
zureichen. 

München, den 30. August 1928. 

Yersicherungsamt der Landeshauptstadt München. 
Der Yorsitzende: I. Y. gez. Dr. H. Jaeger. 

Vereinsmitteilungen. 

Mitteilungen des Kassenärztlichen Vereins Nürnberg E. V. 

1. Die Allgemeine Ortskrankenkasse sucht Kollegen, 
welche bereit sind, bei ihrer Kasse aushilfsweise ver¬ 
trauensärztliche Tätigkeit auszuüben. Wir ersuchen die 
Kollegen, welche dazu bereit sind, sich auf der Ge¬ 
schäftsstelle zu melden. 

2. Franz Schöberl, Schäufeleinstraße 4. und Ka- 
roline Karg. Schmausenbuckstraße 166, sind uns als 
Morphinisten bekannt. Wir erinnern daran, daß Mor¬ 
phium nur zu Heilzwecken verordnet werden darf. 

Mitteilungen desMünchenerAerztevereins für freie Arztwahl. 

1. Der Krankenstand der Allgemeinen Orlskran- 
'Tenkasse München-Stadt beträgt nach der letzten Mel¬ 
dung noch 4,68 Proz. des Mitgliederslandes. 

2. Es wird wiederholt darauf aufmerksam gemacht, 
daß die gesetzliche Krankenhilfe nach 26 Wo¬ 
chen endet, gleichgültig, ob neben ärztlicher Behand¬ 
lung Krankengeld bezogen wird oder nicht. Die Herren 
Kollegen werden höflich ersucht, sich in solchen Käl¬ 
ten beim Uebergang auf das nächste Quartal geeignete 
Yormerkungen zu machen, um zu verhüten, daß über 
die gesetzliche Frist hinaus auf Kosten der Kranken¬ 
kassen die Patienten ununterbrochen weiterbebandelt 
werden. 

3. Engelbert Angelo; Quinz, geboren am 2. Sep¬ 
tember 1892 in Sappada, vor dem schon in der letzten 
Nummer dieses Blattes gewarnt wurde, ist schwerer 
Morphinist und Kokainist und versucht auf alle 
mögliche Weise in den Besitz von Rauschgiften zu 
kommen. In letzter Zeit ist er dazu übergegangen, in 
den Sprechzimmern der Aerzte einen unbewachten 
Augenblick zu benützen, um die auf dem Tische vor¬ 
rätig gehaltenen Rezeptformulare nebst Stempeln zu 
entwenden. Bisher hat er dieses Manöver bei einer gan¬ 
zen Reihe von Aerzten in München und auswärts mit 
Erfolg durchgeführt. 

4. Es wird hiermit bekanntgegeben, daß der Augen¬ 
spülapparat „Erika“ der Fa. Wilhelm Strunz in Allers¬ 
berg i. B. zur Verordnung durch Fachärzte für Augen¬ 
krankheiten vorerst für die Kassen Münchens zugelas¬ 
sen ist. 

Aerztliche Auslandsstudienreise nach Aegypten. 
Das Komitee für ärztliche Auslandsstudienreisen veranstaltet 

aus Anlass der Hundertjahrfeier der Universität Kairo, des Kon¬ 
gresses für Tropen-Medizin und Hygiene und der damit ver¬ 
bundenen Ausstellung in der Zeit vom 14. Dezember 1928 bis 
4. Januar 1929 eine Studienreise nach Aegypten über Venedig, 
Brindisi, Alexandrien, Kairo, zurück über Rhodus, Athen, Korfu. 
Programme und nähere Mitteilungen auf schriftlichem Wege 
durch die Schriftleitung der iWiener Medizinischen Wochen¬ 
schrift«, Wien, IX., Porzellangasse 22, oder durch »Aerztliche Aus¬ 
landsstudienreisen«, Wien, I., Biberstrasse 11, I. Stock, Tür 6. 

BUcherschau. 
Blutprobe Im Vaterschafts-Beweise. Von Dr. Max Henke, wissen- 

schaftl. Hilfsarbeiter am Ger.-mediz. Institut München. Verlag 
der Aerztl Rundschau Otto Gmelin München 1928. 27 S. Preis 
RM. 1.-, geb. RM. 1.60. 

Auf diesem Gebiet war die Entscheidung des Gerichtsarztes 
bisher zum grossen Teil auf die subjektiven, nicht einwandfreien 
und oft ungenauen Aussagen der Parteien gegründet; an Stelle 
derselben vermag, wenn auch nicht in allen, aber doch sehr vielen 
Fällen das Ergebnis der Blutgruppenuntersuchung zu treten. Die 
Blutprobe ist in der Hand des Geübten anerkannt einwandfrei, 
ist leicht bzw. ohne Schädigung der Partner durchzuführen, ver¬ 
mag in vielen Fällen den sonst so langwierigen prozessualen Gang 
abzukürzen-, in manchen Fällen die Eidesleistung unnötig zu 
machen, und mancher Meineid wird ungeschworen bleiben, wenn 
der Betreffende weiss, dass die Blutprobe unter Umständen die 
Wahrheit zu erzwingen vermag. Verf., der selbst in der Praxis 
der Blutgruppenforschung steht, bespricht die einschlägigen Ge¬ 
setzesvorschriften, die Anwendbarkeit der Blutprobe und ihre Er¬ 
folge an aus der Praxis genommenen Beispielen des täglichen 
Lebens, sowie ihre Technik. Es ist kein ganz leichtes Kapitel, 
aber man kann sich mit der vorliegenden Schrift gut in die ganze 
Frage einiesen. Neger, München. 

Diättafel für Diabetiker. Von Dr. med. W. Fornet, Oberstabs¬ 
arzt a. D. Verlag Institut für Mikrobiologie, Saarbrücken. 

Eine »strenge Diabetiker Diät« ist für den Arzt bequem, aber 
nicht ungefährlich für den Kranken; ihm muss, zumal bei der 
langen Dauer seines Leidens, eine bestmögliche, genau seinem 
Kalorienbedarf entprechende Kost gereicht werden, und vor allem 
ist auf das richtige Verhältnis von Eiweiss, Fett und Kohlehydraten 
Bedacht zu nehmen, denn, wie Naunyn gesagt hat, verbrennen 
die Fette nur »im Feuer der Kohlehydrate in einer für den Körper 
unschädlichen Weise«. Zumal für den in Emährungskuren nicht 
geübten Arzt ist eine richtige Zusammenstellung nicht leicht und 
zeitraubend. Die Fornetsche Tafel scheint mir einen aus¬ 
gezeichneten Behelf darzustellen. Auf dem ersten Sektor der 
Tafel finden wir den Kalorienbedarf, der dem jeweiligen Körper¬ 
gewicht entspricht. Hat man ihn festgestellt, dann findet man 
durch Drehung eines beweglichen Hebels die entsprechende Kost¬ 
form, und zwar je nach den Forderungen, welche der jeweilige 
Zustand der Kranken stellt — d. h. je nachdem Präcoma vor¬ 
liegt, oder wenn es sich um Toleranzbestimmung handelt, oder 
wenn eine planmässige Entzuckerung vorgenommen werden soll, 
oder wenn ein arbeitender Kranker in seinem Kohlehydratgleich- fewicht erhalten werden soll. Durch eine weitere Drehung des 

lebels auf Sektor III findet man diese Kostform auf Morgen-, 
Vormittag-, Mittag-, Nachmittag und Abendmahlzeit verteilt 
Sektor IV ermöglicht die Abwechslung im Speisezettel auf 
Grund der hier angegebenen Zusammensetzung aller wesentlichen 
Nahrungsmittel. Durch mechanische Handgriffe — an das Prinzip 
der Rechenmaschine erinnernd — lassen sich bei einiger Ucbung 
zeitraubende Berechnungen vermeiden. Neger, München. 

Das Fasten als Heilmethode. Von Dr. med. Fr. von Segesser, 
Sennrüti-Degenheim, Schweiz. 3. verbesserte Auflage. Dresden 
1928. Verlag von Emil Pahl. 40 Seiten. Preis geh. RM. 1.60. 

Verfasser ist Leiter einer Kuranstalt, und sein Büchlein ist 
für Laien geschrieben. Er beschäftigt sich mit der Frage und den 
Folgen des Zuvielessens. Für den Kulturmenschen ist für die 
Grösse und Qualität der Nahrungsaufnahme nicht allein der 
Hunger, d. h. das Nahrungsbedürfnis entscheidend, sondern auch 
die Freude am Genuss, welchen die besonders zu ereitete Speise 
bietet, auch der Gedanke, dass die Gesundheit und Kraftleistung 
um so besser werde, je mehr dem Körper angeboten wird. Schon 
bei den alten Kulturvölkern spielt die zeitweise Enthaltung von 
Nahrung oder von gewissen Speisen eine religiös aufgemachte 
aber gesundheitlich gedachte Rolle. Auch der Verfasser ist unter 
Berufung auf Haig, Lahmann, vor allem aber Hereward Charrington 
und anderen Autoren aus alter und neuer Zeit der Meinung, dass 
bei richtiger Wahl durch zeitweises Fasten der Körper an Ge¬ 
sundheit und Leistungsfähigkeit gewinne. Er folgt dabei dem 
Gedankengang des Amerikaners Charrington: Im menschlichen 
Körper werden ohne Unterbrechung grosse Mengen Gifte erzeugt, 
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letztere entstehen aus der Nahrung. Werden sie nicht rasch 
herausbefördert, so verunreinigen sie den Organismus, und diese 
Verunreinigung ist die Grundursache des Krankseins. Er hat 
viele Heilungen von sog. nervösen Erkrankungen durch zeitweises 
Fasten, auch gute Wirkung bei Gicht, rheumatischen Erkrankungen, 
Zuckerharnruhr und anderen Erkrankungen gesehen Verfasser 
gibt einige Winke, unter welchen Voraussetzungen und wie 
Hungerkuren durchgeführt werden sollen, verlangt aber dazu den 
Aufenthalt in einer richtig geleiteten Anstalt. Die Schrift enthält 
viel Beachtenswertes und verdient gelesen zu werden. 

Neger, München. 

Der Hellwert der Nordsee. Von Dr. Häbcrlin. Heraus¬ 
gegeben vom Verband Deutscher Nordseebäder, Berlin. 

Soeben erscheint eine für Aerzle berechnete kleine Bro¬ 
schüre über die Heilfakloren der Nordsee. Sie ist entstanden 
aus dem Bedürfnis, den Aerzten des Binnenlandes die nicht 
unerheblichen Fortschritte der Forschung der letzten Jahre 
auf dem (lebiele der Klimatologie in kurzem Feberblick zu¬ 
gänglich zu machen, da ja erfahrungsgemäß gerade die kli- 
malologische Literatur sowohl von der Presse als von den 
Lesern wenig beachtet zu werden pflegt. Die Broschüre ent¬ 
hält die physiologischen und meteorologischen (irundlagen 
sowie die Heilanzeigen in übersichtlicher und knapper Form. 
Es sind die Forschungsresultate bis in die neueste Zeit hinein 
aufs eingehendste berücksichtigt. Der Aufsatz hält sich voll¬ 
kommen frei von jeder Subjektivität und wird, wie wir über¬ 
zeugt sind, weiten Kreisen der Aerzleschafl ein willkommener 
und zuverlässiger Führer bei der Auswahl eines Kurortes für 
ihre Kranken sein. Die physiologischen Untersuchungen be¬ 
ruhen auf den früheren von der Zuntzschen Schule und den 
in den letzten Jahren von Prof. Kestner ‘Hamburg gewon¬ 
nenen Resultaten und berücksichtigen eingehend die experi¬ 
mentellen Ergebnisse betreffend den Stoffwechsel, die Haut, 
den Kreislauf. Atmung, \erdauung, Psyche, endokrine Drü¬ 

sen. -- Die Meteorologie, deren medizinische Abart erst in der 
allerletzten Zeit einer praktischen, brauchbaren Behandlung 
teilhaftig wurde, stützt sich zum Teil auf die in der Bio¬ 
klimatischen Anstalt Föhr gewonnenen, vielfach ganz n<?uen 
Resultate. Die genannte Anstalt arbeitet schon seit etwa zwei 
Jahren mit allen modernen Mitteln und unter Beratung der 
ersten Autoritäten der jeweiligen Gebiete. Die Broschüre 
konnte daher über eine Anzahl bisher nirgends gegebener 
statistischer Zusammenstellungen, die insbesondere den Cha¬ 
rakter und Wert der Luftbewegung an der See zu würdigen 
geeignet sind, berichten. Demnächst findet die Strahlung eine 
eingehende Darstellung, während die übrigen Faktoren des 
Seeklimas, über die nichts Neues zu berichten war. kürzer 
behandelt werden konnten. Die Indikationen sind die alt¬ 
bekannten. bei denen in erster Linie die Katarrhe der Luft¬ 
wege. die exlrapulmonale Tuberkulose, die Entwicklungshem¬ 
mungen und Diathesen der Kinder genannt werden. Diese 
eben aufgeführlen stehen so sehr im Vordergründe sowohl 
der Heilungschancen als auch der Besucherzahl, daß die übri¬ 
gen Indikationen Blut. Verdauung. Nerven, Haut u. a. kürzer 
behandelt werden konnten. Sehr beherzigenswerte Winke über 
die Auswahl der Jahreszeit sowie die ins Auge zu fassende 
Kurdauer sind eine außerordentlich willkommene Ergänzung 
des Obigen. — 

Dem Verfasser. Dr. Häberlin Wyk,, ist es. wie wir glau¬ 
ben. gelungen, die nicht leichte Aufgabe einer so gedrängten 
und doch erschöpfenden Darstellung aller in Betracht kom¬ 
menden wichtigen Faktoren in glücklicher Weise zu lösen. 

Eine außerordentlich wertvolle Ergänzung zu obigem bil¬ 
det der beigefügte Aufsatz von SanitäLsrat Dr. Gmelin: ..Die 
gemeinnützigen Erholungs- und Genesungsheime an der Nord¬ 
see“. Gmelin. der ein Menschenalter hingebender Arbeit als 
ein Bahnbrecher für die Thalassotherapie hinter sich hat. war 
wie kein anderer zu diesem umfassenden Ueberblick geeignet. 
Für den Stand eines Heilverfahrens in der allgemeinen Wert- 

Yerband der Aerzte Deutschlands (flartmannbund). 
Hauptgeschäftsstelle: Leipzig CI, Plagwitzer Strasse 15. — Fernruf-Nr. 44001. — Drahtanschrift: „Aerzteverband Leipzig“. 
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Alltaburff SprcngeUrztstellen1) b. 
der früherca Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetit zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

AlLklrrhta, Sprengelarztsteilen ^ 
b.d. früheren AltenburgerKnapp- 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Anspach, Taunus, Gemeinde* u. 
Schularztstelle. 

Barmfa, Knappschaftsarztstelle. 
Ileashelm, Arztstelle am Kranken¬ 

haut. 
Berlln-Llchteaberg und benach¬ 

barte Orte, Schularztsteüe. 
Herl in-Mrdertr hon hausen, Arzt- 

stelle beim Altersheim d. Franz. 
Kolonie, Nordenditr. 67. 

Hlankenbarg, Harz, Halberstidter 
Knappschaftaveretn. 

Hlumenthal, Hana., Kommunal- 
assistcnzarztstellen des Kreises. 

Borna Btadt, Sprcngelarztstcllen1) 
bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Bralthardt, Untertaunus, Kreis, 
Keg.-Bez. Wiesbaden. 

Bremen, Fab.K.K. der Jutespinn, 
und Weberei. 

Bremen, Arzt- und Assistenzarzt- 
atelle am berufsgenossenschaft¬ 
lichen Ambulatorium. 

Bremea, Fabrik-, Betriebs* und 
Werkarztstellen jeder Art. 

Bugglngen, Arztatelle der Südd. 
Knappsch. München, Gewerk¬ 
schaft Baden, Kalisalzbergwerk. 

♦ S.-Altbg., Knappschafts- 
(Sprengel*) ArzUtelle. 

Dieburgb; Darmstadt,Vertragliche 
Tätigkeit oder Anstellung beim 
Sanitätsverein. 

Dobitschen, SprengelarztstellenJ) 
bei d. früh. Altenburger Knapp- 

‘J und jede ärztlirhe Tätigkeit. 

schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Doelitz, siehe Stargard, Bahnarzt¬ 
stelle. _ 

Rckernförde, Vertrauensarztstelle 
d. A. O. K. K. 

Khrenhain, Sprengelarztstellen *) 
b. d. früher. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Klberfcld, Knappsch.-Arztstelle. 
Klmshorn, Leit. Arzt- u. Assistenz¬ 

arztstelle am Krankenhaus. 
Krfnrt, Aerztlichc Tätigkeit bei 

dem Biochem. Verein »Volks- 
heil« u. d. Heilkundigen Otto 
Würzburg. 

Keetn, Bahr, Arztstelle an den 
von d. Kruppschen KK. etnge- 
richt. Behandlungsanstalten. 

Flnstcrnaldf, Stadtaritstclle. 
Frrifnnalde(Oder), Stellung eines 

Chirurgen alt gleicht, städt. 
Krankenhaus, FüttOrge* ur d 
behänd. Arzt für Stadtarme und 
Kleinrentner. 

Frohburg, Sprengelarztstellen1) b. 
der früheren Altenhurcer Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

fllf>sRmsnnsdorr. '-chles. 
Börbersdorf, Schics., Neubeset 

zung von Assistenzarztstellen 
an der Römplerschen Heil¬ 
anstalt und den Weickerschen 
Heilanstalten (Krankenheim und 
Marienhaus). 

Bossnltr., Sprengelarztstellen1) b. 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Groitzsch, Sprengelarztstellen1) b. 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Güstrow. Arztstelle i. L-rndesfür 
sorgehaus u, Landeskinderheim 
in Güstrow, I aades Strafanstalt 
Dreibergen und Zentralgefangnis 
Bützow. 

Halle'sehe Knappschaft. fach- 
arzti. Tätigkeit und Chefarzt¬ 
stelle einer Augen- und Ohren- 
rtation. 

Halle n. Sprengelarztstelien *) 
bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Hammeibach (Odenwald), Kr. 
Heppenheim : Gerneindearrtst 

Hannover, Assistenzarztstelle an 
der berufsgeno». Unfallklinik. 

Hartaa, siehe Zittau. 
HestuKCh Thariag. Knappschaft. 

Kar sei. 
Hlnchfelde, siehe Zittau. 
Kandrzln, Oberschi. Eisenbahn 

BKK.; ärztliche Tätigkeit am 
Antoniusstift. 

Keula, O.L., s. Rothenburg. 
Knappschaft, Sprengelarztstelien1) 

bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Knappschaft (Obersch’esUehe', 
sämtliche Sprengel- und Fach- 
arztstellcn. 

Kollin, siehe Stargard, Bahnarzt¬ 
stelle. 

Köthen (Anhalt), Aerztlichc Tätig¬ 
keit im Säuglings- und Ent¬ 
bindungsheim des Kreises. 

Kohren, Sprengelarztstelien1) bei 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Kotr.enan, BKK. d. Marienhütte. 
Langenlenba-Mederhain, Spren¬ 

ge larztstellcn1) b. d. früh. Alten¬ 
burger Knappschaft (jetzt zur 
Halleschen Knappsch. gehörig). 

Lncka, Sprengelsurutellen() b. d. 
früh. AUenburger Knappschaft 
(jetzt zur Halleschen Knapp- 
schafr gehörig). 

Mcngersklr< hea, Oberlahnkreis, 
Gemeindearztstelle i. Bez. 

Merseburg A.O.K K. 
Monster i. W., Knappschafbarzt- 

stelle. 

Haskaa (O -L .) und Umgegend, 
siehe Rothenburg. 

Nanmbunr a. S., Knappschafts¬ 
arztstelle. 

>'oMt7, Sprengelarztstelien1) b d. 
früh. Altenburger Knappschaft 
(jetzt zur Halleschen Knapp¬ 
schaft gehörig). 

Üöbdemitx. S.-AltenVurg., Knapp¬ 
schafts- (Sprengel-) Arztstelle. 

Oberschlesische Knappschaft, 
sämtliche Sprengel- und Fach- 
arztsrel en. 

Olbrrsdorf, siehe Zittau. 
Oschatz, hauptamtliche Fürsorge- 

arztstelle. 
Pegau, Sprengelarztstelien1) b. d. 

früh. Altenburger Knappschaft 
(jetzt zur Halleschen Knapp¬ 
schaft gehörig). 

Pölzig, S.-Altb., Knappschafts- 
(Sprengel-) Arztstelle. 

Ranaheim (b. Mainz), Gemeinde- 
amstelle. 

Regia Sprengelarztstelien1) b. d. 
früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Rennerod (WesterwdO. Gemeinde- 
arztstclle. 

Ronneburg, S.-Altbg. Knappsch.- 
(Sprengel-) Arztstelle. 

Rositz, Sprengelarztstelien1) b. d. 
früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Rothenburg, Schics., f. d. g. Kr., 
Niederschi, und Brandenburg. 
Knappschaft , LKK. u. AOKK. 
des Kreises Sagan. 

Satan, (f. d. Kr.) Niedenchles. 
u. Brandenb. Knappschaft. 

Schmiedeberg, Bez. Halle, leit. 
Arztstelle am städt. Kurbad. 

Schmitten, T., Gern.-Arztstelle. 
Srhmölln, Sprengelarztstelien1; b. 

der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Schonwerder. siehe Stargard 
Bahnarztstelle. 

Singhofen, Unterlahnkreis. Ge- 
meindebezirksarztst eile. 

Stargard, Pommern, Bahnarzt¬ 
stelle d. RBD. Osten beim Be¬ 
trieb samt I für Stargard und die 
Strecke Schönwerder, Doelitz, 
Kollin, Strebelow. 

Starkenberg, Sprengelarztstelien1) 
bei der früheren Altenburger 
Knappschaft (jetzt zur Halle¬ 
schen Knappschaft gehörig). 

Strtbelon, siehe Stargard, Bahn¬ 
arztstelle. 

Treben, Sprengelarztstelien1) bei 
der früher. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Tarchau siehe Zittau. 
Waldenburg, Schics., Neubeset¬ 

zung von Assistenzarztstellen 
am Knappschaftslazarett. 

Weitsensee o.Berl., Hausarztverb. 
Weisswasser (O.-L.) u. Umgeg. 

siehe Rothenburg. 
Wesel, Knappschaftsarztstelle. 
Westerburg, Kommunalverband. 
Windischleuba, Sprengelarztstel¬ 

len1) b. d. früheren Altenburger 
Knappschaft (jetzt zur Halle¬ 
schen Knappschaft gehörig). 

Wintersdor^Sprengelarztstellen1) 
bei der früheren Altenburger 
Knappschaft (jetzt zur Halle¬ 
schen Knappschaft gehörig), 

Zehma, Sprengelarztstelien1) bei 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig-!. 

Zimmerau, Bez. Königshofen. 
Zittau-Hirschfelde (Bezirk), 

Arztstelle bei d. Knappschaft» 
krankenkasse der »Sächsischen 
Werke« (Turchau, Glückauf, 
Hartau). 

Zoppot, AOKK. 
Zwickau, Sa., Arztstelle bei der 

Bergschule. 
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Schätzung ist es geradezu ausschlaggebend, in welchem Maße 
es zu sozialhygienischer Verwendung herangezogen wird. Die 
Zahlen, die Sanitälsrat Gmelin anführt, sprechen hier für 
sich Selbst. Es gab vor dem Kriege 17 soziale Kinderheime 
an der Nordsee, seit 1918 sind es 6!) geworden. Ganz beson¬ 
ders auffallend hierbei ist es. daß die Winterkuren, die 
früher fast nur auf dem Papier standen, nunmehr in reich¬ 
lichster Weise benutzt werden, obgleich trotzdem noch viel- 
zuviele Häuser während der kalten Jahreszeit geschlossen 
bleiben, zum Teil allerdings bedingt durch die nur für den 
Sommer berechnete leichte Bauart. Eine der deutlichsten 
Errungenschaften der neueren klimalologischen Forschung 
ist es. daß den Winterkuren an der See ein ganz besonders 
hoher Wert zukommt. Sanitätsrat Gmelin gibt dann ein mit 
mühevoller Arbeit zusammengelragenes Verzeichnis der so¬ 
zialen Kinderheime, das «eien Aerzten von großem Wert 
sein dürfte. — 

So vereinigt die Broschüre alles für den Arzt Wissens¬ 
werte über die Nordseekur. und wir legen das Büchlein mit 
dem Gefühl aus der Hand, daß wir in unserem Nordseeklima 
einen Heilschatz ersten Ranges, nicht für einzelne Luxus¬ 
besucher. sondern für weite Schichten unseres Volkes be¬ 
sitzen. 

Für die Redaktion verantwortlich: Dr. H. Scholl, München. 
Für die Inserate: Adolf Dohn, München. 

Arznei mittelreferate. 
NoTasnrol. Von Dr. med. Stappert jun.. Sterkrade. 

..Quecksilber als Eiterung förderndes Mittel.“ Münch. Med. 
Woch. 1927. Nr. 14. 

Das Jahr 1924 hindurch habe ich an einer kleinen Ver¬ 
suchsreihe von 21 Fällen die Wirkung einer Quecksilber¬ 
injektion auf eitrige Entzündungen der Haut und des Unter¬ 
hautbindegewebes beobachtet. Als Präparat wählte ich das 
Novasurol. Bei Karbunkeln und Furunkeln führt die Ver¬ 
abreichung einer Sprilze Novasurol zu einer Steigerung des 
Exsudationsprozesses und zu einer beschleunigten Heilung. 
Am einwandfreiesten war eine Wirkung der Quecksilbergabe 
bei allen Karbunkeln festzustellen. Dieselben blühen auf. ver¬ 
größern sich zum Teil, aber sie grenzen sich ab. sie werden 
weich, verlieren ihre Spannung und ergießen aus den erwei¬ 
terten Perforalionsöffnungen reichlich Pus bonum et laudabile. 
Diese Erscheinungen waren bei den Furunkeln auch da, aber 
lange nicht so deutlich. Unregelmäßig wirkte die Quecksilber¬ 
spritze bei den Panaritien. Die vorhandenen sekundären 
Lymphbahn- und Lymphdrüsenentzündungen ließ ich unbe¬ 
achtet; sie bildeten sich immer zurück. Erklären läßt sich 
diese Quecksilberwirkung am besten, wenn wir dem Queck¬ 
silber eine Beeinflussung des Exsudationsprozesses zuerken¬ 
nen. die in erheblicher Steigerung der Eiterproduktion sich 

kennen 6ie MefeiSSeföjen? 

Sie jtn&en e* auf jelem Qefte fcet £ieb= 
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fteHung in allen |d)öngeiftigen Stagen bie 
^etjen fjunberttaufenber erobert k«btn. 
Die tjefte enthalten eine SSH« »on Bei¬ 
trägen unteriialtenber unb belekrenber 
Art auf allen (Bebieten bes IDiffens, 
Denkens, gorfdiens unb Sdjaffens. 
Der befonbere töert oon „fDeftermanns 
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Sarbbrudte, bie künftlertf$ auf feitener 
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gine probenummer erhalten Sit gern 
koftentos. — £iefttung burd» jtbe gute 
Bud)t)anbiung. 

Seriag bon »effermanna Jltonatöfieften, Praunfc&weia 

kundtut, wenn wir es also als ein eiterungförderndes Mittel 
ansehen. Zunächst empfehle ich, es anzuwenden, wenn es 
gilt, eine rasche eitrige Einschmelzung von Karbunkeln und 
Furunkeln herbeizufüliren. Seine Wirkung ist in diesen 
Fällen eindeutig. 

Totocalii. Von Dr. Kurt Teich er t, Assistent der 
Chirurg. Universitätsklinik zu Königsberg i. Pr. (Direktor: 
Prof. Dr. Kirschner). „Tutocain, ein neues Anästhetikum.“ 
(Münch. Med. Woch. Nr. 32 v. 8. August 1924.) 

Wir haben Tutocain sowohl zu Lokal- und Lumbal¬ 
anästhesie wie bei der Zystoskopie verwandt. Bei der Lokal¬ 
anästhesie gebrauchten wir 0,12—0,2proz. Lösungen unter Zu¬ 
satz von Suprarenin. Die 0,2proz. Lösung genügt immer, 
um vollständige Anästhesie herbeizuführen. Das Vorschieben 
der Nadel war unter Einspritzung von Lösung schmerzlos, 
die Anästhesie tritt also sofort ein. Sie dauerte bis zu fünf 
Stunden. Wir machten die auch von anderer Seile bestätigte 
Erfahrung, daß das Tutocain ohne genügenden Zusatz von 
Suprarenin an seiner Wirksamkeit stark verliert. Neben¬ 
erscheinungen' haben wir nie beobachtet. In 35 Fällen haben 
wir Tutocain auch zur Lumbalanästhesie verwendet, und 
zwar 3 ccm einer l,5proz. Lösung, ebenfalls unter Zusatz 
von Suprarenin. In 2 der 35 Fälle war die Wirkung un¬ 
genügend. Bei der Zystoskopie genügten 30—40 ccm einer 
Iproz. Lösung unter Zusatz von Suprarenin, um das Ein¬ 
führen des Zystoskops schmerzlos zu gestalten. Fasse ich 
unsere Erfabrungen zusammen, so läßt sich sagen, daß das 
Tutocain als Lokalanästhetikum geeignet und dem Novocain 
zum mindesten gleichzuachten, wenn nicht als ungefährlicher 
und in der Wirkung sicherer den übrigen Mitteln vorzu¬ 
ziehen ist. 

Allgemeine^. 
Die Firma »Rheumasan- und Lenicetfabrik Dr. Rudolf Reiss, 

Berlin NW 87/Bz bringt in diesem Jahre die 25. neu bearbeitete 
und ergänzte Auflage der Uebersicnts Broschüre über sämtliche 
von ihr hergestellten Präparate, des Vademecoms, heraus. Hier 
wird in übersichtlicher Form dem Praktiker und wissenschaftlich 
arbeitenden Arzt ein herrliches Taschenbuch therapeutischen In¬ 
haltes geboten. 

Der Bezug des Vademecums kann durch direkte Bestellung 
bei der Firma kostenlos erfolgen. 

Zur gefl. Beachtung! 
Unserer heutigen Nummer liegt ein Prospekt der Firma E. Merck,! 

C. F. Boehringer & Soehne - Knoll A.-G. über »Laxatlvum vege¬ 
tabile«,sowie der Firma Laboratorium Dr. Albrecht Wünsch, Ulm a.n,, 
über »Hamal« bei. — Wir empfehlen diese Beilagen der besondere» 
Beachtung unserer Leser 

..int 
Ferro-calciumsaccharat 12: 1000 

enthält das Eisen in der wirksamen Ferro-Formi 
Entspricht weitgehendst den Forderungen 

der modernen Elsenthernple. 

Aegrosan wird selbst vom kranken Magen gut vertragen, mischt sieh 
ohne weiteres mit dem Magensaft, braucht weder reduziert noch aufgelöst 

werden und wird schnellstens und restlos resorbiert. 

Daher tohnelle und durohaohlagende Elten- und Kalkwirkung 
ohne Verdauungsstörungen, selbst bei Säuglingen und Grellen. 

Preis Mark 1.40 In den Apotheken. Versuohsproben auf Wunsch. 

Johann G. W. Opfermann, Köln 64 

Sprechstundenhilfe 
von 

Hals-, Nasen-, Ohrenarzt 
per sofort oder 1. Oktober 

gesucht. 
Gewandte, jüngere Dame, die schon bei gleichem Facharzt 
tätig war, bevorzugt, jedoch nicht Bedingung. Firm in Kaascn- 
abrcchnung, Instandhaltung von Instrumenten etc. Angebote 
mit Lichtbild, das sofort zurückgeht, unter W. 3834 an ALA 

I 4 n ,1 n i-f r>( n Ä/ \/ r \ r»! n f- 

Alle den Inseratenteil 

betreuenden Sendungcii 

erbeten an 

ALA Anzeigerj 

Aktiengesellschaf. 

München, karlsplatz £ 

Fernsprecher 92201- 
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Einladungen zu Versammlungen. 

Aerztlicher Bezirksverein München-Land. 

.Milgliederversammlung am Sonnlag, den 16. Sep¬ 
tember 1Ü2S. nachmittags 3 Uhr, im Ilolel Deutscher 
Kaiser in München, Arnulfslraße 2. Konferenzzimmer. 
Tagesordnung: 1. Einlauf, 2. Aufnahmen, 3. Vortrag 
des Herrn Oberarzt Dr. Hoderich Mayr Eglfing): ..Die 
Hechte und Pflichten des Arztes gegenüber Geistes¬ 
kranken", I Beitragsfrage, ä. Wünsche und Anträge. 

Aerztlicher Bezirksverein Gemünden-Lohr. 

Nächste Sitzung Samstag, den 29. September 1928, 
1 Uhr nachmittags, in Genuinden. Bahnhofhotel. Ta¬ 
gesordnung: 1. Bericht über den 10. Bayer. Aerzletag, 
2. Einlauf, 3. Verschiedenes. Dr. Vorn dran. 

Mitteilung der Bayerischen Landesärztekammer. 

Diejenigen Herren Kollegen, welche am Bayeri- 
selien Aerztetag leilnchmen wollen, ohne ein Quartier 
zu benötigen, also hauptsächlich die Herren aus der 
Pfalz, werden gebeten, ebenfalls dem Ortsausschuß dies¬ 
bezügliche Mitteilung zu machen. Der Ortsausschuß 
braucht die volle Zahl der teilnehmenden Kollegen, 
um rechtzeitig die Vorbereitungen, besonders für das 
Festessen usw.. treffen zu können. 

Antrag des Vorstandes des Vereins zur Unterstützung 
invalider hilfsbedürftiger Aerzte an die Landesärzte¬ 

kammer: 
,.I)ie Landesärztekammer wolle beschließen: Die 

bisherige Zusammenarbeit zwischen Landesärzlekam- 
incr und Invalidenverein bleibt als Provisorium für 
ein weiteres Jahr bestellen, und die von der Landes¬ 
ärztekammer cingezogenen Beiträge für Unlcrslützungs- 
zwecke werden in der bisherigen Weise verwaltet. 

Der Vorstand der Landesärztekammer und der Vor- 
slaml des Invalidenvereins werden beauflragt. unter 
Mitarbeit der Aufsichtsbehörde bis zur ordentlichen 

Sitzung der Landesärztekammer im nächsten Jahre 
brauchbare Satzungsbestimmungen aufzustellen, welche 
unter möglichster Wahrung der alten Verhältnisse den 
Invalidenverein als Wohlfahrtseinrichtung der Bayeri¬ 
schen Laudesärztekammer erhalten.“ 

Von der Schulkommission des Aerztlichen Vereins 
München an alle ärztlichen Bezirksvereine! 

Liegt auch das .Arbeitsfeld der Schulkommission 
des Aerztlichen Vereins, als Unterabteilung eines rein 
wissenschaftlich eingestellten Vereines, hauptsächlich 
auf theoretisch-wissenschaftlichem Gebiete, so wider¬ 
spräche es doch ärztlichem Wesen, bei der Theorie 
stehenzubleiben. — Die Schulkommission sah es 
daher für ihre selbstverständliche Pflicht an, ihrem 
regen Interesse an der Frage der Schulgesundheits¬ 
pflege tätigen Ausdruck zu verleihen durch den — erst¬ 
mals 1926 gemachten — Versuch, zur Weiterentwick¬ 
lung des Schulgesundheitswesens ihrerseits etwas durch 
praktische Vorschläge beizutragen. Sie entwarf ihre 
..Leitsätze für eine Neuordnung und Zusam¬ 
menfassung der schulärztlichen Tätigkeit in 
den Volks- und Fortbildungsschulen in Mün¬ 
chen bzw. Bayern" — „mit sinngemäßer Geltung 
für die .Mittelschulen" — in der Absicht, dadurch in 
erster Linie den Schulärzten, wie der gesamten Aerzte- 
schafl eine geeignete Grundlage an die Hand zu gehen 
für die nähere Diskussion dieses ungemein wichtigen 
Fragenkomplexes. Wichtig nicht nur der Sache willen, 
ihrer Zugehörigkeit zum öffentlichen Gesundheitsdienste 
wegen, wie insonderheit wegen ihrer Zusammenhänge 
mit dem I'ürsörgeproblem, sondern gerade auch für den 
Aerztestand selber von nicht zu überschätzender Be¬ 
deutung. In einer Sitzung im Frühjahr d. J. befaßte 
die Schulkommission sich erneut eingehend mit ihren 
„Leitsätzen“, um sie darauf — nur in einigen Punkten 
abgeändert bzw. ergänzt abermals der breitesten 
Oeffentlichkeit in Erinnerung zu bringen*). — Die 

G Um keine Zeit zu verlieren, wurden die ..Leitsätze“, durch 
entsprechende kurze Eingaben begleitet, auch dem Staatsministe¬ 
rium für Unterricht und Kultus und dem Stadtrat übergeben. 
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Schulkommission des Aerztlichen Vereins erlaubt sich 
nunmehr auf diesem Wege an alle ärztlichen Be¬ 
zirksvereine das Ersuchen zu richten, zu den 
folgend wiedergegeheuen ..Leitsätzen" Stellung zu 
n e h m e n. 

I. A. Dr. Erwin v. Hattingberg, Schriftführer. 

Juni 1926/Aprü 1928. 

Leitsätze für eine Neuordnung und Zusammenfassung der 
schulärztlichen Tätigkeit in den Volks- und Fortbildungs¬ 

schulen*) in München bzw. Bayern. 

Aufgestellt von der Schulkommission des Aerztlichen 
Vereins München. 

A. Aeußere Regelung. 
1. Im Interesse der Volkswohlfahrt ist eine Er¬ 

weiterung und Vertiefung der schulärztlichen Ueber- 
wachung dringend erforderlich. Die Bewältigung der da¬ 
mit verbundenen Mehrarbeit kann nur gewährleistet 
werden durch Einführung der entsprechenden Anzahl 
haupt- und nebenamtlicher Schularztstellen für höch¬ 
stens je 5000 bzw. 2000 Schüler in Stadt und Land. 

2. Als Hilfskräfte der Schulärzte (-ärztinnen) sind 
fachlich vorgebildete Schul Sozial-)p'fleger (-pflegerin- 
nen) unentbehrlich. Für jede Schule bzw. jeden Schul¬ 
arzt wäre eine Schul(Sozial-)pflegerin zu bestellen. 

3. Der schulärztliche Dienst ist ein Teil des ge¬ 
samten Gesundheitsfürsorgedienstes, der in den Städten 
einem besonderen Gesundheitsamt unter Leitung eines 
Arztes zu unterstehen hat. 

4. Zum schulärztlichen Dienst sind nur Aerzte ge¬ 
eignet, die eine entsprechende Vorbildung für diesen 
Aufgabenkreis nach weisen können. Die Errichtung von 
Aus- und Fortbildungskursen, ähnlich wie für Bezirks¬ 
arztanwärter, ist unumgänglich nötig. 

5. Der Schularzt ist Mitglied de§ Lehrerkollegiums 
mit beratender Stimme in allen einschlägigen Fragen, 
insbesondere auch in jenen des ärztlich-pädagogischen 
Grenzgebietes. 

B. Innerer Ausbau. 
1. Die möglichst lückenlose Ueberwachung der 

Schuljugend ist nur durchführbar bei 
a) Ausdehnung der ..gründlichen L’ntersuchung” auf 

ein oder zwei mittlere Jahrgänge: 
b) ergänzenden, regelmäßigen halbjährlichen Klassen¬ 

besuchen zur Sichtung des Schülermaterials: 
c) regelmäßigen wöchentlichen Sprechstunden unter 

Ausschluß jeglicher Behandlung): 
d) Führen von Ueberwachungslisten bzw. -karleien: 
e) eingehender, auf das gewissenhafteste betriebener 

nachgehender Fürsorge unter Heranziehung der 
Hilfskräfte [SchubSozial-)pfleger, pflegerinnen]; 

f) weitgehender Ausgestaltung der Zusammenarbeit 
des Schularztes mit den behandelnden Aerzten. den 
Fürsorgestellen für Lungen- und für Geschlechts¬ 
kranke, den Schulzahnkliniken und den Wohl¬ 
fahrtsämtern. 

2. In Würdigung der Unentbehrlichkeit der ärzt¬ 
lichen Untersuchung als Grundlage der Tätigkeit des 
Berufsberaters und der ausschlaggebenden Bedeutung, 
die dem ärztlichen Urteile bei der Berufswahl unter 
Umständen zukommt, ist engste Fühlungnahme zwi¬ 
schen Schularzt und Berufsberater aus individuellen 
und volkswirtschaftlichen Gründen unerläßlich. 

3. Die positive Gesundheitsfürsorge bedarf eines 
weitgehenden Ausbaues; vor allem: Sonderturnkurse, 
Ernährungsfürsorge, örtliche Erholungsfürsorge, Land¬ 
aufenthalt für Stadtschuljugend während der Ferien und 

*) Diese Leitsätze gelten sinngemäß auch für die 
Mittelschulen. 

für Genesende, Erholungseinrichtungen für schwäch¬ 
liche Jugendliche vor Aufnahme der Berufstäligkeil. 
Bei der Erholuugsfürsorge für Jugendliche während der 
Reifezeit sind nicht nur Fälle mit ausgesprochen krank¬ 
haftem Befund, sondern auch mit gestörtem Wachs¬ 
lumsverlauf besonders zu berücksichtigen. - Die Er¬ 
holungsfürsorge für diese Altersstufe jsl vor allem durch 
Uebungsfürsorge zu ergänzen. 

4. Aus wirtschaftlichen Gründen, wie auch zur Si¬ 
cherung der Auswahl und richtigen Verteilung der Für- 
sorgebedürftigen sind sämtliche Gesundheitsfürsorge- 
einriehlungen im Gesundheitsamt zusammenzufassen. 
Zum Nachweis der Wirkung der Erholüngsfürsorge ist 
ein Ausbau der Erfolgsstatistik geboten. 

5. Zur Kenntnis der außerordentlichen Bedeutung 
des Gesundheitsfürsorgedienstes für die Völkswohlfahrl 
wie überhaupt zur Vertiefung des Wissens um die 
Grundbedingungen einer gesundheitsgemäßen Lebens¬ 
führung sind alle Kreise der Bevölkerung durch auf¬ 
klärende Vorträge systematisch zu unterrichten. Im be¬ 
sonderen sind regelmäßige schulärztliche Vorträge vor 
Lehrern, Eltern und Schülern notwendig. Der Gesund¬ 
heitsunterricht in den Schulen ist unter Mitarbeit der 
Schulärzte weiter auszubauen. 

Kassenpatienten in der 2. und 1. Klasse sind Privat- 
/ patienten. 
/ Von Sanilätsral Dr. Wille, Kaufbeuren. 

Unter der Ueberschrift „Kassenpatienten 2. 
und 1. Klasse sind keine Privatpatienten" 
brachte das „Bayer. Aerztliche Correspondcnzblatt“ in 
Nr. 53 des Jahrgangs 1927 einen Auszug aus einem in 
der Zeitschrift „Ersatzkasse“ erschienenen Prozeß¬ 
bericht, nach welchem ein Versicherungsträger, der we¬ 
gen Platzmangels aus der 3. Verpflegsklassc eines Kran¬ 
kenhauses in die 2. verlegt worden war, von der Zah¬ 
lung der Mehrkosten von Gerichts wegen entbunden 
wurde. Angesichts dieses Tatbestandes konnte das ge¬ 
richtliche Urteil wohl nicht verwundern, und der Fall 
beweist an sich nichts. Da jedoch aus diesem Urteil 
der weitgehende Schluß gezogen wurde, daß Versiche- 
rungsträger, die aus eigenstem Wunsche eine höhere 
Verpflegsklasse in Anspruch nehmen, nicht auch zur 
Zahlung der für diese Klassen von der Krankenhaus¬ 
verwaltung festgesetzten Mehrauslagen auch dem Arzte 
gegenüber verpflichtet seien, und da dieser Schluß zu 
irrtümlichen Auffassungen vor allem auch in Aerzte- 
kreisen führen konnte, erscheint es angebracht, nach¬ 
dem inzwischen auf diesem Gebiete neue gerichtliche 
Entscheidungen an Hand einwandfreier und klarer 
Fälle vorliegen, auf diese Streitfrage ausführlicher zu¬ 
rückzukommen. 

So verurteilte das Landgericht Elberfeld nach 
einem Bericht in Nr. 1 der Zeitschrift der Kranken¬ 
hausärzte des diesjährigen Jahrganges in einem l alle, 
in welchem der Kassenpatient sich von der 3. in die 
2. Verpflegsklasse des Krankenhauses verlegen ließ, zur 
Tragung der daraus auf der ganzen Linie erwachsenden 
Mehrkosten. Die Urteilsbegründung des Landgerichtes 
vom 19. Mai 1927 Akt. Z. i. S. 233/27 lautet folgender¬ 
maßen: 

„Wer sich, ohne weitere Abmachungen zu treffen, 
in eine bestimmte Klasse eines Krankenhauses aufneh¬ 
men läßt, verpflichtet sich damit stillschweigend, die 
von dem Krankenhaus für diese Klasse festgesetzten 
Vergütungssätze für Unterbringung, Verpflegung und 
ärztliche Hilfe zu bezahlen. Ob ihm die Höhe dieser 
Sätze bekannt ist oder nicht, ist rechtlich unerheb¬ 
lich. Eine Verpflichtung, dem die Aufnahme begehren¬ 
den Kranken die Höhe dieser Sätze unaufgefordert 
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mitzuleilen, bestellt für den Leiter des Krankenhauses 
bzw. seinem mit der Aufnahme betrauten Vertreter 
nicht. Dieser kann vielmehr annehmen, daß der Kranke 
der sich nach den Sätzen nicht erkundigt, entweder 
keinen Wert darauf iegt, sie zu erfahren, oder sie be¬ 
reits kennt. Ebensowenig wie bei der Neuaufnahme 
eines Kranken ist eine derartige Pflicht des Kranken- 
hausleiters oder seines Vertreters zur unaufgeforderten 
Mitteilung der Aufnahmebedingungen in dem Falle an¬ 
zunehmen, daß ein in eine bestimmte Klasse aufgenom¬ 
mener Kranker seine Verlegung in eine höhere Klasse 
begehrt. Davon, daß sich in letzterem Falle der Kranke, 
wenn nichts weiter vereinbart wird, nur zur Tragung 
der Mehrkosten für Verpflegung und Unterbringung 
verpflichtet, kann keine Hede sein. Eine derartige An¬ 
nahme grenzt um so mehr an Willkür, als in einem 
Krankenhause die ärztliche Behandlung in der Hegel 
die Hauptsache ist. üb der Kranke irrigerweise nur 
mit einer Erhöhung der Verpflegungs- und Unlerbrin- 
gungskoslen rechnet, ist unerheblich. Denn aus¬ 
schließlich maßgebend ist die Bedeutung, welche sei¬ 
ner dem Vertragsgegner gegenüber abgegebenen Erklä¬ 
rung nach Treu und Glauben mit Rücksicht auf die 
Verkehrssitte beizumessen ist. 

Die bei dem Marienheim ebenso wie bei den mei- 
slen Krankenhäusern der hiesigen Gegend für die bei¬ 
den ersten Klassen bestehende Aufnahmebedingung, daß 
der Anspruch auf die Vergütung für die ärztliche Be¬ 
handlung nicht dem Krankenhause, sondern dem be¬ 
handelnden Arzte zustehl, gibt zu einer abweichenden 
rechtlichen Beurteilung des hier in Frage stehenden 
Vorganges keinen Anlaß. Die Rechtslage ist hier nur in¬ 
sofern von dem oben behandelten Falle verschieden, 
als sich die Aufnahme eines Kranken durch Abschluß 
von zwei Verträgen, von denen der eine mit dem Kran¬ 
kenhause, der andere mit dem Arzte abgeschlossen 
wird, vollzieht. Dabei wird der Arzt von der nämlichen 
Person vertreten, die für das Krankenhaus handelt, 
üb hiebei der Kranke selbst oder, wie hier, ein An¬ 
gehöriger des Kranken handelt, macht keinen Unter¬ 
schied Aus dem ganzen Gesagten folgt, daß der Klage¬ 
anspruch dem Grunde nach gerechtfertigt ist.“ 

In einem zweiten, gleichgelagerten Falle, der ein 
norddeutsches Amtsgericht beschäftigte, kam das 
gleiche Urteil zustande. Aus dem Text der Enlschei- 
dungsgründe seien die Sätze hervorgehoben: 

„Die Behandlung und Vergütung von Kassenmit- 
gliedcrn durch Aerzte, die mit den Kassen in einem 
Verlragsverhällnis stehen, ist durch den abgeschlosse¬ 
nen Vertrag besonders geregelt. Nach diesem Vertrage 
zahlen die Kassen einen vereinbarten Betrag für ihre 
Mitglieder, die in Krankenhäusern in die 3. Klasse 
aufzunehmen sind. Der Arzt darf insoweit keine An¬ 
sprüche wegen seiner Dienstleistung an das von ihm 
behandelte Kassenmilglied stellen. Das Kassenmitglied 
ist aber auch nur berechtigt, um von Zahlungen an 
den Arzt und die Krankenhausverwaltung befreit zu 
werden, in der 3. Klasse des Krankenhauses Aufnahme 
zu suchen. Wählt es eine höhere Klasse, so ist die 
Krankenkasse nur verpflichtet, an die Krankenhaus- 
yerwaltung die mit ihr vereinbarten Beträge für die 
3. Klasse zu zahlen. Das Kassenmitglied hat dann aber 
alle die Beträge, die die Lcistungspflicht der Kranken¬ 
kasse überschreiten, selber zu zahlen. Dazu gehören 
die Kosten für die bessere Verpflegung und Unterbrin¬ 
gung und auch die Kosten für ärztliche Behandlung, 
wenn die Krankenhausverwaltung diese in den Sätzen 
lür die 1. und 2. Klasse nicht mit einbezogen hat. Da 
unstreitig .der Beklagte sich freiwillig in eine höhere 
Klasse begehen hat, muß er auch die dadurch ent¬ 
standenen Mehrkosten in voller Höhe tragen.“ 

Diese Erteile decken sich auch vollständig mit den 
bisherigen allgemeinen Gepflogenheiten wie mit der 
rechtlichen Auffassung eines gesunden Laienverstandes, 
vor allem auch hinsichtlich der Mehrkosten für den 
Arzt, bis kommen aber für die Begründung der Richtig¬ 
keit dieser Anschauung noch weitere Gesichtspunkte 
in Betracht, die in der juristischen Urteilsbegründung 
nicht ins Feld geführt sind, aber trotzdem doch ganz 
besonders, namentlich in moralischer Beziehung, ins 
Gewicht fallen. 

In der niedrigsten Verpflegsklasse wird in bayeri¬ 
schen Krankenanstalten, soweit sie hauptamtlich ge¬ 
leitet sind, für Versicherungsträger die ärztliche Be¬ 
handlung innerhalb des festen Gehalles geleistet, in 
nebenamtlichen Betrieben außer der Sondergebühr für 
Üperalionen eine durchschnittliche Tagesgebühr von 
3U Pfennig verlangt, weniger als die Hälfte dessen, was 
nach den Armensälzen der Staatlichen Gebührenord¬ 
nung II. A 5 zu fordern wäre. Mit Recht wurde des¬ 
halb bei den diesbezüglichen zentralen Verhandlungen 
mit den Verbänden der Krankenhauseigentümer die Be¬ 
scheidenheit bzw. soziale Einsicht der Krankenhaus¬ 
ärzte seitens der Gegenseite gerühmt, sowohl der neben¬ 
amtlich wie der hauptamtlich angestellten, welch letz¬ 
tere sich überdies noch bereit erklärten, in großen Be¬ 
trieben auch die Selbstzahler der niedersten Klasse in¬ 
nerhalb ihrer festen Besoldung, d. h. eigentlich ohne 
Entgelt, zu behandeln, was ein um so größeres Ent¬ 
gegenkommen bedeutete, als in der Nachkriegszeit in¬ 
folge der Verarmung insbesondere des Mittelstandes das 
Privatpublikum vorwiegend nach der 3. Klasse drängte, 
während die 2. und 1. Klasse, deren Erträge doch eigent¬ 
lich erst die Möglichkeit eines Ausgleiches zugunsten 
der 3. Klasse boten, nur ganz mangelhaft besetzt waren. 
Denn die Verpflegssätze dieser Klasse sind im allge¬ 
meinen so gering, daß sie vielfach nicht einmal zur 
Deckung der Sei bst au slagen bzw. der Sachkosten 
genügen. Es handelte sich also bei der außerordentlich 
niedrigen Bemessung der Kosten der 3. Klasse sowohl 
hinsichtlich der Verpflegung wie hinsichtlich der ärzt¬ 
lichen Behandlung um eine caritative Leistung in 
des Wortes vollster Bedeutung, um eine öffentliche 
W o h 1 fahrtsein ri ch tu n g, auf die allerdings nur 
die bedürftigsten Kreise der Bevölkerung, zu denen 
man früher auch die Versicherungsträger rechnen 
durfte, berechtigten Anspruch haben. In diesem Sinne 
wurden ja von jeher die aus solchem caritativem Ver¬ 
halten der Krankenanstalten und Krankenhausärzte sich 
ergebenden Fehlbeträge auf Kosten der Allgemeinheit 
aus öffentlichen Mitteln gedeckt und die Kran- 
kenhausärzle lediglich mit einem sogenannten Ehren- 
soldc bezahlt, andererseits dafür zum Ausgleich die 
Insassen der höheren Klassen entsprechend ihren we¬ 
sentlich höheren Ansprüchen mehrbelastet. Begnügt 
sich nun ein Versicherungsträger nicht mit dem, was 
ihm in der 3. Klasse geboten wird, und läßt er sich 
in die 2. oder, wie es vorgekommen ist und vielleicht 
auch bald zeitgemäß wird, in die 1. Klasse, aufuehmen, 
so beweist das schon von vornherein, daß er infolge 
seiner gesteigerten Lebensgewohnheiten und Lebens- 
ansprüche für öffentliche Wohltaten auf Kosten der 
Gesamtheit den moralischen Anspruch nicht 
mehr hesitzt. Den Löwenanteil dieser Wohltat 
oder caritativen Leistung der Krankenanstalt, die von 
diesem Gesichtspunkte aus nur als ein Ganzes be¬ 
trachtet werden kann, bildet doch wohl widerspruchs¬ 
los die ärztliche Leistung; ist sie ja doch der 
Kern und eigentliche Zweck des ganzen Krankenhaus¬ 
aufenthaltes überhaupt. Man ist ja heutzutage in 
Deutschland im geschäftlichen Leben gewöhnt, um so 
mehr zu fordern, je weniger man bezahlen kann, und 
man komme deshalb bei Beurteilung dieser Frage nicht 
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mit dem wohlfeilen Einwand, die ärztliche Behandlung 
müsse in jedem halle eine „ausreichende sein. 1 üi 
Zimmer und Ausstattung desselben, für Beköstigung, 
für Bedienung und Pflege, schließlich auch für Sach- 
aufwand an Medikamenten und \ erbandmaterialien, 
für Bäder u. dgl. zahlt man gerne höhere Preise; nur 
bei dem eigentlichen, dem wichtigsten icil dci ganzen 
Maßnahme, nämlich der ärztlichen Behandlung, da 
möchte man gerne den Arzt um seine wohlverdienten 
Groschen prellen: denn Jene muß ja ohne weiteres und 
selbstverständlich „ausreichend", um nicht zu sagen wo¬ 
möglich erstklassig, sein — um einen Bettel natürlich 
oder besser gleich umsonst. Ganz geriebene und bcson 
ders vornehm denkende Klienten machen dabei den 
Versuch, die Operationskosten in der höheren Klasse 
dadurch zu umgehen, daß sie sich erst nach v ollzogenei 
Operation dort aufnehmen lassen, ein Verfahren, das 
man im gewöhnlichen Leben mit dürren W orten als 
eine glatte Gaunerei bezeichnen darf, so ungefähr, wie 
wenn ein Reisender mit dem Billet ß. Klasse in^ ein 
Abteil der 2. Klasse sich einschleicht, ein Manöver, 
das wohl kaum zum gewünschten Ziele führen dürfte, 
da die betrügerische Absicht often zutage liegt. .Jeden¬ 
falls läßt sich die Präge eines besonderen ärztlichen 
Honorars in höheren Klassen nicht so ohne weiteres 
mit der Phrase abtun, daß die ärztliche Behandlung 
überall und in jeder Klasse gleich gut sein muß. Denn 
es dürfte wohl auch dem einfachsten Verstände ein¬ 
leuchten, daß bei der als völlig unzureichend bezahlten 
und einer caritativen Leistung fast gleich kommenden 
Tätigkeit des Krankenhausarztes in der 3. Klasse mehr 
als das objektiv Notwendige nicht geleistet wer¬ 
den kann. Während der Kranke in der 3. Klasse sich, 
soweit irgend möglich, von Assistenten und jüngeren, 
in Ausbildung begriffenen Aerzten und angehenden 
Aerzten behandeln lassen muß, schon deshalb, weil cs 
dem Chefarzt schon technisch ganz unmöglich ist, dies 
alles in eigener Person zu bewältigen, sich außerdem 
auch für Unterrichtszwecke untersuchen lassen muß 
und dergleichen mehr, ist in den höheren Klassen der 
Chefarzt vertraglich verpflichtet, den Kranken in je¬ 
der Hinsicht in seine persönliche Fürsorge zu 
nehmen, ihm auf Wunsch auch über das objektiv not¬ 
wendige Maß hinaus zur Verfügung zu stehen, ihm 
Sonderbesuche zu machen usf. Es handele sich hiei 
also um eine gesteigerte; den besonderen, sachlich 
durchaus nicht immer berechtigten Wünschen der 
Kranken entgegenkommende Fürsorge, deren Umfang 
bei der heutigen Verwöhnung des Publikums ein sehr 
bedeutender sein kann, die jedoch im Interesse des 
Rufes einer Anstalt und ihrer wirtschaftlichen Existenz, 
die heutzutage mehr und mehr auf eigene Einnahme¬ 
quellen angewiesen ist, allen Kranken der höheren 
Klassen geboten werden muß. Denn wenn die Anstalt 
auf der einen Seite weiten Kreisen in der 3. Klasse Al¬ 
mosen spenden soll, so muß doch wenigstens von einem 
Teil der Klientel etwas verdient werden. Diese gestei¬ 
gerte Fürsorge muß, wie bereits bemerkt, samt allen 
übrigen erhöhten Leistungen allen Kranken der höhe¬ 
ren Klassen mit geringen Unterschieden in gleichem 
Maße zuteil werden, ohne zu fragen, ob es sich dabei 
um einen Privatpatienten schlechthin oder einen in der 
Privatabteilung aufgenommenen Kassenpatienten han¬ 
delt, um so mehr als in der 2. Klasse die Kranken meist 
nicht allein ein Zimmer bewohnen und überhaupt die 
Leistungen der einzelnen Klassen als ein Ganzes ge¬ 
boten und berechnet werden müssen. Wenn nun, wie 
es den Anschein hat, die Sozialversicherung den letzten 
Rest von Privatpublikum sich noch einverleibt, so 
würde es wohl schon eine besondere Zumutung an den 
Krankenhausarzt bedeuten, auch diese Kreise noch im 
Zeichen der öffentlichen Wohlfahrt um einen Ehren¬ 

sold versorgen zu müssen; erst recht ungerecht und 
«eradezu ungeheuerlich aber müßte es erscheinen, 
wenn er diese Kranken um den gleichen Lohn auch 
in den höheren Verpflegsklassen behandeln müßte, von 
welchen diese voraussichtlich reichlicheren Gebrauch 
machen. Im übrigen dürfte es wohl kaum einen kran- 
kenhausärzllichen Vertrag und eine Krankenhaus- 
verwaltung, wenigstens in Bayern, geben, die ihrem 
ärztlichen Leiter etwas anderes zumulet, als bisher 
guter Brauch gewesen, in der Ueberzeugung, daß die 
Arbeitskraft und die Arbeitsfreudigkeit des 
Arztes die lebenspendende Quelle des .ganzen Betrie¬ 
bes ist. Wenn nun nach diesen Gesichtspunkten den 
in den höheren Klassen unlergebrachlen Kassenpatien¬ 
ten nicht nur für alle übrigen, sondern auch für die 
ärztliche Leistung der Anstalt eine Belastung aus eige¬ 
nen Mitteln erwächst, so dürfte sich dieser Betrag na¬ 
mentlich hinsichtlich des ärztlichen Honorars in durch¬ 
aus tragbaren Grenzen halten, wobei in nebenamtlich 
»eleiteten Betrieben die von der Krankenkasse gewähr¬ 
ten Sondergebühren voll in Anrechnung kommen müs¬ 
sen. Für eine reibungslose Abwicklung dieser Ange¬ 
legenheiten dürfte wohl der soziale Geist, in welchem 
jene zentralen Verhandlungen seitens der Aerzteschaft 
geführt wurden, Gewähr genug sein, wie es anderer¬ 
seits als eine erfreuliche Erscheinung anzusehen ist, 
daß in Bayern gerichtliche Auseinandersetzungen aut 
diesem Gebiete bisher nicht statlgefuuden habem 

Sollten aber gleichwohl da oder dort für die Kran¬ 
kenhausärzte Schwierigkeiten zu befürchten sein, so 
wären zweckmäßigerweise beim P.intrill des Kranken 
in die Anstalt Verpflichtungsscheine zu verwenden, für 
welche der Verein deutscher Krankenhausärzte fol¬ 
genden Text vorschlägt: 

„Die Verwaltung des.Krankenhauses hat 
mich darauf aufmerksam gemacht, daß der Verpfhch- 
lungsschein, der...nur zur Aufnahme 
in die 3. Klasse einschließlich der Arztgebühren berech¬ 
tigt und daß bei der Verlegung in eine höhere Klasse 
sämtliche Arztgebühren vom Patienten oder dessen An¬ 
gehörigen zu zahlen sind. Ich wünsche die Aufnahme 
fn die . . . Klasse und verpflichte mich, die für diese 
Klasse in Anrechnung kommenden höheren Kranken¬ 
hauskosten sowie die vollen Arztgebühren zu bezahlen. 

Zum Schluß nur noch ein kurzes Wort. Das Bemer¬ 
kenswerteste dieser gerichtlichen Auseinandersetzungen 
liegt für uns nicht in den ausgesprochenen l rteilen, 
so bedeutungsvoll sie auch sein mögen, sondern in der 
deutlich erkennbaren feindseligen Einstellung gegen den 
Arzt, dem man allein den Entgelt seiner Arbeit verwei¬ 
gern möchte. Dies ist geradezu typisch für die herr¬ 
schende Geistesrichtung im heutigen Deutschland, wo 
die Massen und nur die Massen regieren Schonungslos 
geht man dabei hinweg über die Lebensinteressen eines 
ziffernmäßig kleinen Standes, der aber für das Volks¬ 
ganze von überragender Bedeutung ist. Noch ist die 
Proletarisierung des deutschen .Acrztestandes, auch 
heute noch des ersten Aerzlestandes der Welt, nicht 
ganz vollendet; scheinbar dauert es nicht mehr lange. 
Dann aber wird auch die Rückwirkung nicht ausblei- 
ben. Einmal werden und müssen in Europa und der 
übrigen Welt auch wieder normale Zustände eintreten, 
und das Ausland, das nach vielen und tüchtigen Aerzten 
förmlich schreit, wird wieder frei. Dann wird die 
Stuhdc kommen, wo sich das deutsche Volk wieder mit 
der ärztlichen Versorgung begnügen muß, die es sich 
durch seine Kurzsichtigkeit selbst redlich verdient hat. 

Milch! 
Kollegen 1 Verordnet Im Interesse der 

Volksgesundhelt mehr Milch l 
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Erfahrungen im Ausschuß für das berufsgerichtliche 
? Vorverfahren. 

i Von Dr. Emil Neustadl, München. 

Nach dem Arztgesetz endigt mit den gesetzlichen Neu¬ 
wahlen das Probejahr der Vorstandschafl des Aerzllichen 
Bezirksvereins München-Stadt, und auch alle Organe des 
Bezirksvereins werden .satzungsgemäß neu gewählt. Da 
die Berufsgerichtsordnung aber erst später, anfangs dieses 
Jahres erschien, so erstreckt sich auch die Tätigkeit des 
Ausschusses für das berufsgerichtliche Vorverfahren nur 
von April dieses Jahres bis heute. 

Immerhin werden die Kollegen das größte Interesse 
haben, zu wissen, welche Erfahrungen wir in München in 
dem größten ärztlichen Bezirksverein Bayerns mit über 
150Ö Aerzten seit Einführung der ärztlichen Berufs¬ 
gerichte insbesondere im Ausschuß für das berufsgerichl- 
liche Vorverfahren gemacht haben. 

Schon bei dem Kreis, welcher der Berufsverlretung 
und damit den ärztlichen Berufsgerichten untersteht, er¬ 
lebten wir eine kleine Ueberraschung, indem gerade die¬ 
jenigen. welche wir durch das neue Arztgesetz in die Stan- 
desordnung zurückbringen wollten, auszubrechen ver¬ 
suchten. Die Aerzte, welche nämlich mit Kurpfuschern 
und kurpfuscherischen Unternehmen zusammenarbeile- 
ten. suchten dem Gesetze zu entgehen, indem sie sich beim 
Bezirksarzt als Aerzte abmeldeten und gleichzeitig ein 
kaufmännisches Gewerbe bei der Polizei anmeldeten. Da¬ 
bei glaubten die meisten dieser Herren ihr beanstandetes 
Trcilnm unentwegt fortführen zu können. Der Ausschuß 
für das berufsgerichtliche Vorverfahren konnte aber nach 
Artikel 1 des Arztgesetzes entscheiden, daß die Abmel¬ 
dung als Arzt beim Bezirksarzt nicht das Ausschlag¬ 
gebende ist. um der Kompetenz der Standesgerichte zu 
entgehen, sondern das Entscheidende ist der Nachweis, 
daß der betreffende Arzt einen anderen Beruf ergriffen 
hat. Damit war die Absicht, dem Berufsgerichte zu ent¬ 
gehen, zumeist fehlgeschlagen. Alle diese Berufsverfeh¬ 
lungen hat der Ausschuß dem Berufsgerichte weitergege¬ 
ben mit dem Antrag, gegen diese Aerzte das berufsgericht¬ 
liche Verfahren zu eröffnen, indem wir glauben, daß für 
derartige, das ärztliche Ansehen schwer schädigende 
Beate die Befugnis des Ausschusses des Vorverfahrens 
nicht ausreicht. Ich darf dabei meine auch am Nürn- 
berger Aerztetag ausgesprochene Ansicht wiederholen, die 
einstimmig gebilligt wurde und der auch die Staatsregie¬ 
rung durch Erhöhung des Strafmaßes zugestimmt hat. 
daß gegen solche, mit Kurpfuschern zusammenarbeitende 
Aerzte nur große Geldstrafen Erfolg haben, da in den mei¬ 
sten Fällen das Unternehmen die Strafe bezahlt und auf 
ihr Spesenkonto bucht. Es wäre also falsches Mitleid, ge¬ 
rade solchen Aerzten gegenüber ihren Klagen von wirt- 
schaftlicher Not nachzugeben. 

Was das Verfahren selbst betrifft, so unterscheidet die 
Berufsgerichtsordnung zwei Arten: das Vermittlungs¬ 
und schiedsgerichtliche Verfahren und das be¬ 
rufsgerichtliche S t r a f v e r f ah r e n. 

Die Mehrzahl der zu behandelnden Fälle trifft auch 
(las Vcrmittlungs- und schiedsgerichtliche Verfahren. 
Streitigkeiten unter Aerzten, Meinungsverschiedenheiten 

• über'standeswürdiges Verhalten werden dem Ausschuß 
zumeist zum Ausgleich und zur Erledigung übergeben. 
Der Gesetzgeber hat uns hierbei vor keine leichte Auf¬ 
gabe gestellt. Der § 55 der Berufsgerichtsordnung lautet: 
„Wenn im Vermitlhmgsvcrfahren ein Ausgleich sich nicht 
als möglich erweist, so kann der Vorstand oder Ausschuß 
einen Schiedsspruch nur dann erlassen, wenn beide Par¬ 
teien sich unter Verzieht auf weitere Rechls- 
vcrfolgung mit einem Schiedsspruch einverstanden er¬ 
klären.-< Mit dieser Voraussetzung des Verzichtes auf den 
Rechtsweg von seilen der beteiligten Aerzte sind wir von 

Anfang an in den meisten Fällen zur Untätigkeit ver¬ 
urteilt. Denn man kann und muß sich schon in die Lage 
eines Arztes denken, daß es ihm bedenklich erscheint, 
vor Kenntnis des Schiedsspruches und mit nur einer ge¬ 
ringen Möglichkeit der Aenderung auf alle staatlichen 
Rechtsmittel zu verzichten. — Geschieht aber dieser Ver¬ 
zicht der Parteien nicht, so ist das Vermitllungsverfahren 
zu Ende. Denn der § 5 t Abs. IV der BGO. bestimmt: 
..Kommt ein Ausgleich nicht zustande, so sind die Ver¬ 
mittlungsangebote und die Stellungnahme der Parteien 
hierzu in einer Niederschrift festzulegen . . .“ Das Ver¬ 
mittlungsverfahren ist damit beendet, der Rechtsweg an 
die bürgerlichen Gerichte ist frei. Aber in den meisten 
Fällen ist keinem der beteiligten Aerzte gedient. Die Form 
hat über das Bewußtsein der Standeszusammengehörig¬ 
keit gesiegt. Um dem zu entgehen, namentlich in Fällen, 
in denen ein Ausgleich zwischen den Parteien unwahr¬ 
scheinlich erscheint, und es sich um Gegner handelt, die 
sich ineinander festgebissen haben, haben wir von dem 
§ 51 Abs. III der BGO. Gebrauch gemacht. Dieser lautet: 
..Ist der Vorstand oder der Ausschuß der Anschauung, 
daß von einem beteiligten Arzt die Berufspflicht verletzt 
worden ist. so hat er von Vermittlungsversuchen abzu¬ 
sehen und nach § 12 ff. zu verfahren.“ Dieser § 12 der 
BGO. bestimmt die Voraussetzungen zur Einleitung des 
berufsgerichtlichen Vorverfahrens. Wir gehen dabei von 
der Meinung aus, daß die Beleidigung eines Kollegen in 
den meisten Fällen als eine Verletzung der Berufspflicht 
aufgefaßl werden kann. Wir glauben ferner, den Kol¬ 
legen dadurch schon einen Dienst zu erweisen, daß wir 
ihnen die Möglichkeit geben, falls die Feststellung oder 
das Urteil im Vorverfahren ihre Billigung nicht fin¬ 
det. sie im berufsgerichtlichen Verfahren eine Nach¬ 
prüfung und Aenderung herbeiführen können. 

Gleichzeitig werden die bürgerlichen Gerichte ausge- 
schaltet. wobei trotzdem auch der Jurist im Berufsgericht 
in gewichtiger Weise zu Wort kommt. 

So relativ einfach wir uns in die Absicht des Gesetz¬ 
gebers beim Vermitthmgs- und schiedsgerichtlichen Ver¬ 
fahren hineingefunden haben, haben wir beim berufs¬ 
gerichtlichen Vorverfahren manche Mühe gehabt, die 
oft auseinanderliegenden Gesetzesparagraphen zu ver¬ 
stehen und größere Fehler zu vermeiden. — 

Dankbar ist hier der stets hilfsbereiten Auskunft des 
Herrn Ministerialrats Dr. Wirschinger zu gedenken, und 
nicht weniger Dankbarkeit schulden wir unserem rechts¬ 
kundigen Mitglied der II. Kammer des Berufsgerichtes, 
Herrn Oberlandesgerichtsrat Dr. Jaenicke. dessen Rat¬ 
schläge nicht nur hohes juristisches Wissen, sondern auch 
schnelles Einfühlen in die ärztlichen Belange und ein 
warmes Herz für die Aerzte erkennen ließen. — 

Schon die Meinung über die Klageberechtigung löste 
im Ausschuß einige Verwirrung aus. Alle Paragraphen, 
die von dem Vorverfahren handeln, sprechen von dem 
Recht des Vorstandes gemeint ist des Bezirksvereins) 
(Hier des hierfür bestellten Ausschusses. In der Satzung 
des Aerzllichen Bezirksvereins München-Stadt ist das ge¬ 
ändert. so daß der Ausschuß allein zu allen beschriebenen 
Rechtshandlungen berechtigt und von der Vorstandschaft 
völlig unabhängig ist. Kläger aber ist in allen Fällen der 
ärztliche Bezirksverein: der Ausschuß nimmt in unseren 
standesgerichtlichen Verfahren die Rolle der Staats¬ 
anwaltschaft ein. Die Meinung, daß auch ein anderer 
ärztlicher Standesverein oder ein ärztlich-wirtschaftlicher 
\ erein als Kläger bezeichnet werden kann, erwies sich 
als Irrtum. Das Gesetz bezeichnet Personen, welche die 
Einleitung des Verfahrens beantragt haben, nicht als 
Kläger, sondern als Anzeiger. Die BGO. gewährt sol¬ 
chen Personen, welche das Verfahren ..angeregt“ haben, 
besondere. Rechte, indem ihnen von dem Abschluß des 
\ orverfahrens Mitteilung gemacht werden muß und sie 
die Möglichkeit haben, die Entscheidung im Vorverfahren 
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dem Berufsgericht zur Ueberprüfung vorzulegen (§ 15 
BGO.).— 

Es ist aber ein großer Irrtum, wenn der Anzeiger 
glaubt, dem Ausschuß des berufsgerichtlichen Yorverfah- i 
rens bzw. dem Berufsgericht die allgemeine Frage vor, 
legen zu können, z. B. ob eine Handlung solcher Arl 
standeswidrig sei. Der Ausschuß und auch das Beruts- 
gericht erstattet keine Gutachten, sondern trifft nur Fnl- 
scheidungen in konkreten Fällen. An diesem Fundament 
seines Aufgabenkreises ..darüber" kann keine Sophislik 
rütteln. 

Dadurch aber, daß überhaupt dritte Personen, also 
auch Nichtärzte, Anzeige gegen einen Arzt erstatten kön¬ 
nen. und diese Anzeigen behandelt werden müssen, er¬ 
wächst zuerst dem Ausschuß für das Vorverfahren und 
dann dem Berufsgerichte eine überaus schwierige Aul¬ 
gabe, — 

Es ist selbstverständlich, daß Anzeigen von Geistes¬ 
kranken nur auf Antrag ihrer gesetzlichen Vertreter ver¬ 
folgt werden. Ungleich schwieriger und verantwortungs¬ 
voller wird die Erledigung der Anzeigen von Psycho¬ 
pathen. Hysterikern, Querulanten und anderer. Die An¬ 
zeige bildet oft nur ein Glied in dem jahrelangen Kampf 
eines vermeintlich Geschädigten. Oft liegt auch ein Körn¬ 
chen Wahrheit zugrunde, das aufgebauscht und übertrie¬ 
ben als unerhörte Freveltat hingestellt wird. 

So leicht die Erledigung erscheint, so schwierig und 
verantwortungsvoll ist die Urteilsfindung. Da dem An¬ 
zeiger das Urteil zugestellt werden muß § 15 BGO. . ist 
doppelte Vorsicht notwendig. Es besteht die Gefahr, daß 
von solchen Personen, die an der Schwelle der I nverant- 
wortlichkeit stehen, das Urteil weiter benützt wird, in 
Laienkreisen herumgezeigt wird, zu weiteren Erpressun¬ 
gen benützt und an "die Strafgerichte weitergeleitet wird. 

Der weibliche Teil spielt bei diesen Anzeigen die her¬ 
vorragendere Rolle. Ihr Gefühlsleben offenbart eindeutig 
nicht den Ruf nach Gerechtigkeit, sondern nach Rache— 

Wir haben auch hier gesucht, nach allgemeinen 
Rechtsgrundlagen zu verfahren, um die Kollegen in den 
ausgeklügelten Gefahren der Großstadt zu schützen. So 
haben Anklagen zumeist nur dann eine Berechtigung, 
wenn sie in angemessener Zeit nach der Kenntnisnahme 
vorgebracht werden. Jahrelang Gewolltes und Geduldetes 
wird oft angezeigt als Racheakt für eine nicht zustande 
gekommene Heirat, für die Verweigerung der Zahlung 
einer großen Geldsumme, für vermeintlich zu hohe Rech¬ 
nungen und anderes. 

Es war jedoch für den Ausschuß selbstverständlich, 
daß Anzeigen, welche schwere und oft strafrechtliche An¬ 
klagen gegen Aerzte enthielten, nicht im Vorverfahren zu 
erledigen sind, sondern vom Berufsgerichte. \\ ir glaubten 
dazu im Interesse der Reinlichkeit unseres Standes und 
der Ehre der Kollegen verpflichtet zu sein. 

In einem besonderen Falle hat eine Mittelstandsver¬ 
sicherung eine Anzeige gemacht, in der die Frage aufge¬ 
worfen wird, oh nicht bei der Rechnungsstellupg die 
Merkmale des Betruges gegeben sind. 

Solche Fälle durch das Vorverfahren zu entscheiden, 
geht nicht an. — 

Im großen und ganzen muß aber gesagt werden: Der 
so oft erhobene Vorwurf, daß in unserem \ alcrland mit 
dem Niedergang der wirtschaftlichen Verhältnisse die 
Moral des Aerztestandes gesunken sei, ist durch die ge¬ 
ringe Anzahl der angefallenen schweren Anklagen end¬ 
gültig widerlegt. 

Die Mahnung unseres Führers, bei Durchführung der 
Berufsgerichtsordnung „Fortiter in modo, suaviter in re 
zu handeln, ergibt sich von selbst, wenn man Sinn hat lür 
Lebenswirklichkeit, ein Herz für die Kollegen und Ver¬ 
ständnis für die Gefahren, welche aus unserem Berufe 
erwachsen. 

Der Gewerkschaftskongreß für Selbstverwaltung in 
der Sozialversicherung. 

Der Hamburger Gewerkschaftskongreß nahm tol- 
gende Entschließung über die Vereinheitlichung 
und Selbstverwaltung in den Einrichtungen 
der sozialen Gesetzgebung an: 

per 13. Kongreß der Gewerkschaften Deutsch¬ 
lands erneuert die Beschlüsse der früheren Kongresse, 
die auf Vereinheitlichung und Vereinfachung der So¬ 
zialgesetzgebung hinzielten. Er fordert mit allem Nach¬ 
druck, daß die Reichsregierung endlich beginnt, der 
nur geschichtlich zu erklärenden Zersplitterung und 
der damit verbundenen Verschwendung an Zeit und 
Mitteln in der Sozialversicherung ein Ende zu machen. 

Nicht die Vereinfachung, sondern die Zersplitte¬ 
rung hat in der Sozialversicherung in den letzten Jaliren 
Fortschritte gemacht. Noch immer wird unter Verken¬ 
nung der großen gemeinschaftlichen Aufgaben Sonder¬ 
wünschen der Unternehmer Rechnung getragen, wo¬ 
für die Neuerrichtung Von Innungskrankenkassen in 
Preußen nur ein Beispiel ist. 

Der Kongreß fordert territorial aufgebaute Versiche¬ 
rungsträger, die, mit Ausnahme der Arbeitslosen'er- 
sicherung. alle Zweige der Versicherung erfassen. Boi 
ihrer Errichtung ist Rücksicht zu nehmen aul Lei¬ 
stungsfähigkeit der Versicherungsträger und leichteste 
Erreichbarkeit durch die Versicherten Beides ist zu 
erreichen durch die Ausdehnung auf große Gebiete, die 
entsprechend bezirklich oder örtlich zu gliedern sind. 
Im Versicherungsträger selbst sind den Aufgaben ent¬ 
sprechende Unterabteilungen zu schaffen. 

Die Reichsverfassung verspricht den Versicherten 
maßgebenden Einfluß bei den Versicherungsträgern. Sie 
wird damit sowohl dem Zweck der Versicherung ge¬ 
recht. als auch dem Umstande, daß «He Versicherung 
getragen wird von den Beitragen der Arbeitnehmer, 
denn auch die Beiträge der Arbeitgeber stammen aus 
dem Arbeitsertrag der Versicherten. Der Kongreß for¬ 
dert daher erneut Befreiung von der Vormundschaft 
der Arbeitgeber und der behördlichen Bureaukratie. 

Die Versicherten haben ein Recht auf die Selbst¬ 
verwaltung. - 

Piiner gründlichen Umgestaltung bedarf auch die 
Gewerbeaufsicht. Auch diese ist zu vereinheitlichen. Sic 
ist, obgleich auf der Reichsgewerbeordnung aufgebaut, 
heute Sache der Länder. Iler Einfluß des Reiches, 
das der Träger der gesamten sozialen Gesetzgebung ist. 
ist dabei verschwindend gering. So entsteht von selbst 
die Forderung nach der Uebemahmc der Arbeitsauf- 
sicht durch das Reich, die der Kongreß nachdröck- 
lichst als seine Förderung erhebt. 

Bei den erforderlichen Reformen ist. der Entwick¬ 
lung folgend, die. auf anderen Gebieten des sozialen 
Rechts sich Bahn gebrochen hat. auf die kollektive 
Mitwirkung der wirtschaftlichen Vereinigungen der 
größte Wert zu legen. Sie sind die Träger des Gcsamt- 
willens. 

Der Kongreß hält die Neuregelung der Sozialver¬ 
sicherung und der Arbeilsaufsichl für besonders dring¬ 
lich. Unberührt bleiben daneben die Forderung nach 
Schaffung von einheitlichen Arbeitsbehörden bestehen. 
Auf dieses Ziel ist hinzuarbeilen auch bei den vom 
Kongreß geforderten Reformen.“ 

Kollegen 
gedenkt der „Dr. Alfons Stauder-Stiftung“! 

BeltrUce Bind etnznhezahlen anf das Postscheckkonto Nürn¬ 
berg Nr. 15370 des LandosansBchnsHei der Aerzte Bayerns oder 
anf das Depotkonto Nr. 32920 bet der Bayer. Staatsbank Nürn¬ 
berg mit der Bezeichnung: „Für die Stauder-Stlftung • 
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Zulassungsverfahren flir die Betriebskrankenkassen 
der Reichsbahn und Reichspost in Bayern. 

Von der Deutschen Reichsbahn-Gesellschafl, Zen- 
tral-Wohlfahrtsamt bei der Gruppen Verwaltung Bayern, 
Rosenhehn, wird uns folgendes geschrieben: 

„Die in Nr. .‘12 Ihres geschätzten Blattes auf unser 
Schreiben vom 1. August d. J. b/Ukz hin erschienene 
Veröffentlichung „Zulassungsverfahren für die Betriebs¬ 
krankenkassen der Reichsbahn und Reichspost jn 
Bayern1' ist mit dem Namen des Unterzeichneten ver¬ 
sehen. Dadurch wird der Eindruck erweckt, als handle 
es sich bei der Veröffentlichung um eine private Mei¬ 
nungsäußerung, was auch aus der Mitteilung des 
Bayerischen Aerzteverbandes auf Seite 400 des Bayer. 
Aerztl. Correspondenzblattes hervorgeht, wo von einer 
„Veröffentlichung des Herrn Karmanm' gesprochen 
wird. Die von uns veranlaßle Notiz in Ihrem geschätz¬ 
ten Blatt ist vielmehr eine amtliche, ausgegangen 
vom Zentralwohlfahrtsamt als dem für die Betriebs¬ 
krankenkassen der Reichsbahn in Bayern zuständigen 
Versicherungsamt. Der Name des Unterzeichneten trat 
dabei nur insoweit in Erscheinung, als er in seiner 
Eigenschaft als derzeitiger Leiter des Zenlralwohl- 
fahrtsamtes alle Mitteilungen, daher auch unser ein¬ 
gangs erwähntes Ersuchschreiben an Sie vom 1. Aug. 
d J.. verantwortlich zu zeichnen hat.“ 

Vereinsnachrichten. 
/ 

(Originalbericht des Bayer. Aerztl. Correspondenzblattes.) 
I M 

Aerztlicher Kreisverband Schwaben e. V. 

Am Sonntag, den 2. September 1928, fand in Augs¬ 
burg eine Versammlung des Aerztlichen Kreisverban¬ 
des Schwaben e. V. statt, wobei 15 Abgeordnete von 
8 Vereinen mit 19 Stimmen anwesend waren. 

Nach Eröffnung der Sitzung um 13 Uhr widmete 
der Vorsitzende, Geheimrat Hoeber (Augsburg) dem 
kurz nacli der Gründung des Verbandes plötzlich ver¬ 
storbenen Geheimrat Radwansky einen warmen 
Nachruf. 

Auf die verwaiste Stelle des I. Vorsitzenden wurde 
einstimmig Geheimrat Hoeber, als II. Vorsitzender 
einstimmig Dr. Ahr (Memmingen) gewählt. Ferner 
wurden Vorschläge für den Vorstand der Landesärzte¬ 
kammer und für die Berufsrichler festgelegt und der 
Vertrauensmann und ein Stellvertreter für den Gau 
Schwaben des Hartmannbundes gewählt. 

Die folgenden Punkte der Tagesordnung beschäf¬ 
tigten sich vornehmlich mit einer Aussprache über den 
Vollzug der Beschlüsse des Danziger Aerzletages 
(Schilder- und Facharzt frage) und über die Beratungs¬ 
gegenstände des Bayerischen Aerzletages in Neustadt 
a. d. H. Hinsichtlich des letzteren Punktes wurde all¬ 
gemein der Befürchtung Ausdruck gegeben, daß der 
in Aussicht genommene Ausbau der Tuberkulosefür- 
sorgeslcllen zu diagnostischen Instituten zu einer wei¬ 
teren Beschränkung des Tätigkeitsfeldes der freiprakli- 
zierenden Aerzte führe. 

Ein Meinungsaustausch über sonstige Wirtschafts¬ 
und Standesfragen beschloß die Tagung um 17 Uhr. 

/ Dr. Schaf fort, Geschäftsführer. 

Aerztlicher Bezirksverein München-Stadt. 

In der Sitzung der Vorstnndschaft vom I. d. M. 
wurden gemäß der Satzung § 7/1II die Herren San.-R. 
Dr. Christoph Müller zum 1. Vorsitzenden, Ober- 
medizinalrat Dr. Fritz Seiderer zum II. Vorsitzen¬ 
den, Dr. Otto Schmid zum Schriftführer und San.R. 
Dr. Richard Siel mann zum Schatzmeister gewählt. 

Vereinsmitteilungen. 
Mitteilungen desMünchenerAerztevereinsfürfreie Arztwahl.^/ 

1. Der andauernd beängstigend und be¬ 
drohlich hohe Krankenstand der Allgemei¬ 
nen Ortskrankenkasse München-Stadt hat zu 
einer Vermehrung der ärztlichen Kontrolllätigkeit ge¬ 
führt. Alle ambulanten Kranken werden jetzt einer 
Nachuntersuchung unterzogen. Die Herren Kollegen 
werden gebeten, die vertrauensärzlliche Tätigkeit in 
jeder Weise zu unterstützen und zu erleichtern, ins¬ 
besondere zweckdienliche Mitteilungen, Röntgenbefunde 
u. dgl. den vorgeladenen Kassenmitgliedern mitzugeben. 

2. Die Krankenkasse der Schutzm ann- 
schafl gibt bekannt, daß ..Heinrich Hof mann. geh. 
28. Juni 1876. seine Mitgliedskarte Nr. 293 verloren hat. 
Zweitausfertigung ist erfolgt“. 

Fortbildungskursus der Wiener medizinischen Fakultät. 
Die Wiener medizinische Fakultät veranstaltet in der Zeit 

vom 24. September bis 6. Oktober d. J. von 9 bis iäl Uhr 
vormittags und von 4 bis 6 Uhr nachmittags einen Kursus 
über Fortschritte der Medizin Landärztekursus . 

1/ 

Seminarübungen vom 8. bis 13. Oktober d. J.. zu wel¬ 
chen die Kursteilnehmer gegen vorherige Anmeldung beim Se¬ 
kretär ak Gäste der Abteilungsvorsteher teilnehmen können. 
Die Teilnehmerkarten sind vorzuweisen. 

Aerzte des In- und Auslandes, die an dem Internationalen 
Forlbildungskursus teilzunehmen beabsichtigen, werden einge¬ 
laden. ihre Namen. Titel und Adressen dem Sekretär der Inter¬ 
nationalen Fortbildungskurse. Dr. A. Kronfeld, Wien. IX., Por¬ 
zellangasse 22. auf schriftlichem Wege bekanntzugeben. Der 
Sekretär steht den Teilnehmern täglich von 2 bis 3 Uhr p. m. 
mit Ausnahme von Samstagen, Sonn- und Feiertagen, zum 

Zwecke der Auskunftserteilung zur Verfügung, ferner während 
des Internationalen Forlbildungskursus in den Vortragssälen. 

Jeder Teilnehmer an den Internationalen Fortbildungs¬ 
kursen hat eine Gebühr als Regiebeitrag zu entrichten: diese 
Gebühr beträgt S 50. Teilnehmerkarten sind erhältlich: 1. beim 
Sekretär der Internationalen Fortbildungskurse zwischen 2 bis 
3 Uhr p. m. mit Ausnahme der Samstage. Sonn- und Feier¬ 
tage ; 2. im Kursbureau an der Wiener medizinischen Fakultät 
YIII.. Sehlösselgasse 22. an Wochentagen von 9 bis 4 Uhr. an 

Samstagen von 9 bis 2 Uhr ; 3. wälfrend des Kursus in den 
Vortragssälen vor 9 Uhr früh und vor 4 Uhr nachmittags. 

Die Wiener medizinische Fakultät bereitet für das Jahr 
1928 noch folgenden internationalen Fortbildungskursus vor: 

XXXI. Forlbildungskursus: Kinderheilkunde. 26. No¬ 
vember bis 7. Dezember 1928. 

Die ausführlichen Programme werden über Wunsch vom 
Sekretär der Internationalen Fortbildungskurse oder vom Kurs¬ 
bureau der Wiener medizinischen Fakultät — etwa 3 Monate 
vor jedem Kursus — kostenlos geliefert. 

Spezialkurse über sämtliche Fächer der Medizin, fer¬ 
ner Grunpenkurse finden Monat für Monat statt. Das Kurs¬ 
bureau der Wiener medizinischen Fakultät liefert über Wunsch 
Verzeichnisse dieser Kurse kostenlos. 

Kursorganisation der Wiener medizinischen Fakultät. 

Wichtig für ausländische Kursteilnehmer. 

Aerzte aus dem Auslande, die an den Internationalen 
Fortbildungskursen oder an den . vom Kursbureau der Wiener 
medizinischen Fakultät VIII., Schlösselgasse 22) veranstal¬ 
teten Monatskursen teilzunehmen wünschen, können eine Legi¬ 
timation erhalten, die sie zur gebührenfreien Ein- und Aus¬ 
reise (ohne Beibringung des Sichtvermerkes einer österreichi¬ 
schen Vertretungsbehörde) ermächtigt 

Russische und ukrainische Staatsangehörige sowie Staa¬ 
tenlose sind von dieser Begünstigung ausgesclilossen. da für 
sie besondere Bestimmungen gelten. 

Teilnehmer an den Internationalen Fortbildungskursen 
erhalten diese Legitimation gegen Einsendung des für den 
betreffenden Kursus vorgeschriebenen Regiebeitrages an den 
Sekretär Dr. A. Kronfeld. Wien. IX., Porzrellangasse 22 ^Tet- 
Xr. A 16 4 80'!. 

Teilnehmer an den vom Kursbureau der Wiener medi¬ 
zinischen Fakultät, Wien. VIII.. Schlösselgasse 22 (Telephon- 
Nr. A 21265). veranstalteten Monats- und Gruppenkursen er¬ 
halten diese Legitimation gegen Zusendung von S 10.— gleich¬ 
zeitig mit einer zum Besuche dieser Kurse obligatorischen 
Teilnehmerkarte, die für das ganze, jeweils vom 1. Oktober 
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des einen bis zum 30. September des folgenden Jahres 
dauernde Studienjahr gilt und zu folgenden Begünstigungen 
berechtigt . . , , , ^. 

a Ausstellung eines Zeugnisses durch das Dekanat du 
medizinischen Fakultät nach mindestens dreimonatigem Kur- 
susbesuch, der auf der Teilnehmerkarte durch die betretteil- 
den Kurslehrer zu bestätigen ist. Das Original-Doktordiplom 
ist vom Zeugniswerber beim Dekanate vorzulegen; 

b' Preisnachlässe in Hotels, Pensionen und Speiseanstal¬ 
ten (Adressen im Kursbureau erhältlich). . 

BUcherschau. 
Chemische und mikrochemische Untersuchungsmethodcn. Leit¬ 

faden für die klinische Diagnostik von Dr. med. Karl Reich- 
Schuntermann. Verlag der Aerztlichen Rundschau Otto 
Gmelin, München. Preis RM. 5 —, geb. RM. 6.50. 

Der vorliegende kurze Leitfaden ist trotz seines geringen 
Umfanges (174 Seiten) eine sehr reichhaltige Anleitung für klinische 
Diagnostik, welche Aerzten, die sich mit chemischen und mikro¬ 
chemischen Untersuchungen befassen, als Nachschlagebuch hoch- 
willkommen sein wird. Und doch: es ist manchmal viel zuviel 
Chemie darin enthalten, als dass es Aerzten, die sich nicht ein- 
sehend während ihrer Studienzeit oder später mit Chemie befasst 
haben, schwer werden dürfte, genau den Vorschriften folgen zu 

Das Büchlein befasst Jäich mit der Untersuchung des Harns, 
des Magen- und Darminhalts sowie mit Blutuntersuchung, Unter¬ 
suchung von Punktionsflüssigkeiten und allgemeinen Bestimmungs¬ 
vorschriften, die zur Durchführung bereits ein ziemlich ausge- 
dehntes chemisches Laboratorium zur Voraussetzung haben. 

Freunden physiologischer und pathologischer Chemie sei das 
Büchlein angelegentlich empfohlen. Kustermann. 

Die Herzleiden, ihre Ursachen und Bekämpfung. Von Dr. O. 
Burwinkel in Bad Nauheim. 36. u 37. Aul läge. Aus Samm¬ 
lung gemeinverständlicher ärztlicher Abhandlungen: »Der Arzt 
als Erzieher«. Verlag der Aerztlichen Rundschau Otto Gmelin, 
München 1928. 64 S. Preis RM. 2.-, geb. RM. 3.—. Russische 
Ausgabe RM. 2.—. 

Volkstümlich und gemeinverständlich gehaltene ärztliche 
Bücher zu schreiben, die den betr. Gegenstand erschöpfend be¬ 
handeln, ohne Verängstigung hervorzurufen, erfordert eine eigene 
Begabung. Die hohe Auflagen'zahl des vorliegenden populären 
Herzbuches scheint Beweis, dass B. diese Fertigkeit in hohem 
Masse besitzt. Wie er selbst schreibt, ist ihm die andauernd 
steigende Verbreitung seiner Schrift ein Ansporn, seine Darstellung 
zu vervollständigen und zu verbessern. »Vor allem bedurfte die 
jetzt geradezu grassierende Blutdruckverängstigung einer beson¬ 
deren Besprechung, ebenso das Misstrauen der Laien gegen unsere 
altbewährten Herzmittel « Hinsichtlich allgemeiner Ratschläge für 
die Behandlung Herzkranker wird auch mancher Nichtlaie aus 
der Lektüre des Büchleins Nutzen ziehen, ebenso vielleicht aus 
der Angabe mancher Spezialbehandlungsmethode des Verfassers, 
die wir jedoch im Hinblick auf die eigentliche Bestimmung des 
Buches — Aufklärung und Erziehung des Patienten als Unter¬ 
stützung der Behandlung durch den Arzt seines Vertrauens — 
lieber weniger betont sähen. Handwerck, München. 

Der gesunde und der kranke Säugling. Ein Lehrkursus für Säug¬ 
lingspflege- und Fürsorgeschwestern. Von Dr. Rischbieter. 
Verlag Martin Salzmann, Dessau. 

Das in 4. und 5. Auflage erscheinende, mit 98 Zeichnungen 
und 4 Tabellen versehene Buch erfüllt vollkommen den Zweck, 
Pflegepersonen über gesundheitliche Behandlung und soziale Be- 
fürsorgung des Säuglings und Kleinkindes ausreichend und zu¬ 
verlässig im Rahmen ihres Pflichtenkreises zu belehren. 

Docrnbergcr. 

Verband der Aerzte Deutschlands (Hartmannbund). 
Hauptgeschäftsstelle: Leipzig CI, Plagwitzer Strasse 15. — Fernruf-Nr 44 001. — Drahtanschrift: „Aerztererband Leipzig“. 

Cayete collegae! 
Die in nachfoleender Zusammenstellung enthaltenen Stellen sind gesperrt, d. h. es ist verboten, sie anzunehmen, sich um sie zu 
bewerben über ihre Annahme Verhandlungnn zu führen oder in ihnen bzw. einzelnen zu ihnen gehörigen Zweigen tätig zu sein. 

’ Wer hiergegen handelt verstösst gegen die Zwecke des Hartmannbundes und damit gegen §2 der Satzung. 
Ueber alle mit nachstehenden Stellen zusammenhängenden Angelegenheiten erteilt die Hauptgeschäftsstelle jederzeit Auskunft 

Es ist verboten, bei Berufsgenossenschaften neue Stellen als Dnrchgangsarzt, Ambulittoriamsarzt, Vertrauensarzt zu übernehmen. | 

Aerztliche,Tätigkeit für alle Mittelstandsversicherungen, die unsere »Hichilnien« nicht anerkannt haben. 
Anerkannt haben nur die in unseren Bekanntmachungen dieser Nummer aufgefUhrtcn Mitlelstandsveraicherungen. 

Uten barg Sprengelarztstellen'Jb. 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetrt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Altkirfhen, Sprengelarztstellen1) 
b.d. früherenAltenburgerKnapp- ; 
schaft (jetzt zur Halleschen 1 
Knappschaft gehörig). 

Anspach, Taunus, Gemeinde- u. 
Schularztstelle. 

Barmen, Knappschaftsarztstelle. 
Bensheim, Arztstelle am Kranken¬ 

haus. 
Berlin-Liehtenberg und benach¬ 

barte Orte, Schularztstelle. 
Berlin-Xiederschonhansen, Arzt¬ 

stelle beim Altersheim d. Franz. 
Kolonie, Nordendstr. 67. 

Blankenburg,Harz, Halberstädter 
Knappschaftsverein. 

Blumenthal, Hann., Komraunal- 
assistenzarztsteilen des Kreises. 

Borna Stadt, Sprengelarztstellen1) 
bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Breitbardt, Untertaunus, Kreis, 
Reg.-Bez. Wiesbaden. 

Bremen, Fab.K.K. der Jutespinn, 
und Weberei. 

Bremen, Arzt- und Assistenzarzt¬ 
stelle am berufsgenossenschaft¬ 
lichen Ambulatorium. 

Bremen, Fabrik-, Betriebs- und 
Werkarztstellen jeder Art. 

Bngglngen, Arztstelle der Südd, 
Knappsch. München, Gewerk¬ 
schaft Baden, Kaliialzbergwerk. 

t'ulm, S.-Altbg., Knappschafts- 
(Sprengel-) Arztstelle. 

Dieburgb. Darmstadt,Vertragliche 
Tätigkeit oder Anstellung beim 
Sanitätsverein. 

Dobitschen, Sprengelarztstellen1) 
bei d. früh. Altenburger Knapp- 

*) und jede ärztlirhe Tätigkeit 

schaft (jetzt zur Halle^chen 
Knappschaft gehörig). 

Doelitz, siehe Stargard, Bahnarzt¬ 
stelle. 

Eckernforde, Vertrauensarztstelle 
d A. O. K. K. 

Ehrenhain, Sprengelarztstellen *) 
b. d früher. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Elberfeld, Knappsch.-Arztstelle. 
Elmshorn, Leit. Arzt- u. Assistenz¬ 

arztstelle am Krankenhaus. 
Erfurt, Aerztliche Tätigkeit hei 

dem Biochem. Verein »Volks¬ 
heil« u. d. Heilkundigen Otto 
Würzburg. 

Essen, Bohr, Arztstelle an den 
von d. Kruppschen KK. eii.ge 
rieht. Behandlnngsanstalten. 

Finsternralde, Stadtantstelle. ^ 
Freien walde (Oder), Stellung eines 

Chirurgen als gleichz. städt. 
Krankenhaus, Füuorge- md 
behänd. Arzt für Stadiarme und 
Kleinrentner. 

Frohburg, Sprengelarztstellen x) b. 
der früheren Altenbureer Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Gipnsmannsdorf. ^chles. 
Gorbersdorf, Schics., Neubeset 

zung von Assistenzarztitellen 
an der Römplerschen Heil¬ 
anstalt und den Weickerschen 
Heilanstalten ('Krankenheim und 
Marienhaus). 

GSssnit/., Sprengelarztstellen1) b. 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Groitzsch, Sprengelarztstellen1) b. 
der früheren Altenburger K napp- 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Güstrow. Arztstelle i. Landesfur 
sorgehaus u. Landeskinderheim 
in Güstrow, Landes Strafanstalt 
Dreibergen und Zentralgefängnis 
Bützow. 

Halle’sche Knappschaft, fach- 
ärztl. Tätigkeit und Chefarzt- J 
stelle einer Augen* und Obren- i 
riation. 

Halle a. S., Sprengelarztstellen *) 
bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Hammelbarh »Odenwald), Kr. 
Heppenheim : Gemeindearztst 

Hannover, Assistcnrarziitelle an 
der bernfsgenoss. Unfallklinik. 

Hartan, siehe Zittau. 
Hessisch T hü ring. Knappschaft. 

Kassel. 
Hirsrbfelde, siehe Zittau. 
Kandrzln, Oberschi. Eisenbahn 

BKK. ; ärztliche Tätigkeit am 
Antoniusstift. 

Keula, OL, s. Rothenburg. 
Knappschaft, Sprengelarztstellen1) 

bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Knappschaft (Obcrsch'esische , 
sämtliche Sprengel* und Fach* 
arztstellen. 

Kollin, siehe Stargard, Bahnarzt¬ 
stelle. 

Kohren, Sprengelarztstellen1) bei 
der frühercp Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Kotzenau, BKK. d. Marienhütte. 
Langenleuba-Nlederhaln, Spren* 

gelarztstellen *) b. d. früh. Alten¬ 
burger Knappschaft (jetzt zur 
Halleschen Knappsch. gehörig). 

Lacka, Sprengelarztstellen1) b. d. 
früh. Altenburger Knappschaft 
(jetzt zur Halleschen Knapp- 
ichaft gehörig). 

Mergerskirchen, Oberlahnkreis, 
Gemeindearztstelle i. Bez. 

Merseburg, A.O.K.K. 
Munster 1. W., Knappschaftsarzt¬ 

stelle. 

Maskau (O.-L.) und Umgegend, 
siehe Rothenburg. 

Naumbnrg a. S., Knappschaft!- 
arztstclle. 

Xohitz, Sprengelarztstellen1) b. d. 
früh. Altenburger Knappschaft 
(jetzt zur Halleschen Knapp¬ 
schaft gehörig). 

Nöbdenitz, S. Alten1 urg., Knapp 
schafts- (Sprengel-) Arftstelle. 

Oberichlesisrhe Knappschaft, 
sämtliche Sprengel* und Fach* 
arzts'el «n. 

Olberadorf, siehe Zitlau. 
Oschatz, hauptamtliche Fürsorge- 

arztstclle. 
Pegau, SprengeLrzU’.ellen *) b. d. 

früh. Altenburger Knappschaft 
(jetzt zur Hallcschen Knapp¬ 
schaft gehörig). 

Pölzigy S.-Altb., Knappschafts- 
(Sprengel-) Arztstelle. 

Ilaunhelm (b. Mainz), Gemeinde* 
arztstclle. 

Kegls Sprengelarztstellen1) b. d. 
früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

liennerod (Westerwd.), Gemeinde* 
arztstelle. 

Runnebnrgy S.-Altbg. Knappsch.- 
(Sprengel*) Arztstclle. 

Könitz, Sprengelarztstellen1) b. d. 
früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschcn 
Knappschaft gehörig). 

Rothenburg, Schics., f. d. g. Kr., 
Niederschl. und Brandenburg. 
Knappschaft , LKK. u. AOKK. 
des Kreises Sagan. 

Kasan, (f. d. Kr.) Niederschles. 
u. Brandenb. Knappschaft. 

Kchmiedrborg, Bez. Halle, leit. 
Arztstelle am städt. Kurbad. 

Schmitten, T., Gern.-Arztstclle. 
Schmölln, Sprengelarztstellen1) b. 

derfrüheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Schönwerder, siehe Stargard 
Bahnarzlstelle. 

Singhofen, Unteriahnkreis. Ge 
meindebezirksarzttieUe. 

Stargard, Pommern, Bahnarzt¬ 
stelle d. RBD. Osten beim Be¬ 
triet samt 1 für Stargard und die 
Strecke Schönwerder, Doebtl, 
Kollin, Strebclow. 

Markenberg, Sprer geJarzUtellen1) 
bei der früheren Altenburger 
Knappschaft (Jetzt zur Halle¬ 
schen Knappschaft gehörig). 

Strrbelow, siehe Stargard, Bahn- 
arztstelle. 

Treben, Sprengelaiztstellen») bei 
der früher. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Tnrchan siehe Zittau. 
Waldenburg, Schles., Neubeset¬ 

zung von Assistenzarrtstellen 
am Knappschaftslararett. 

WHasenaee o.Berl., Hausarztverb. 
WelMwaeaer (O.-L.) u. Umgeg. 

siehe Rothenburg. 
Wesel, Knappschaflsarztitelle. 
Westerburg, Kommunalverband. 
Windischleuba, Sprengelarztstel- 

len1) b. d. früheren Altenburger 
Knappschaft (jet*t *ur Halle- 
sehen Knappschaft gehörig). 

Wlnt«r«dorf,SprengelarzUtellen») 
bei der früheren Altenburger 
Knappschaft (jetzt zur Halle- 
sehen Knappschaft gehörig). 

Zehma, Sprengelarztstellen *) bei 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig'. 

Zimmerau, Bez. Königshofen. 
Zlttau-IIlrHchfelde (Bezirk), 

Arztstelle bei d. Knappschaft» 
krankenkasse der »Sächsischen 
Werke« (Turchau, Glückauf, 
Hartau). 

Zoppot, AOKK. 
Zwickau. Sa., Arztstelle bei der 

Bergichule. 
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Diätetische Therapie nebst Diätbeispielen. Von Vogeler- 
Schröder. 8. neubearbeitete vermehrte Auflage. Leipzig 1928. 
Verlag und Buchhandlung des Verbandes der Aerzte Deutsch¬ 
lands (Hartmann-Bund). 160 S. Preis RM. 3—. 

Das vorliegende Buch ist eines von denen, welche auf dem 
Schreibtisch des Arztes von grossem Nutzen sein werden. Unter 
Berücksichtigung der vielfachen neuen Erkenntnisse über den 
Nährwert der einzelnen Nahrungsbestandteile werden für alle 
möglichen Organ- und Allgemeinerkrankungen die entsprechenden 
Ernährungsformen angegeben unter Hervorhebung besonders be¬ 
währter Schemata. Aus dem reichhaltigen Inhalt sollen nur einige 
besonders wichtige Abschnitte hervorgehoben werden. Diät nach 
Magenoperationen bei Enteritis membranacea, spastischer Obstipa¬ 
tion, Hypertonie, bei Insulinbehandlung (zur Entzuckerung und 
zur Ueberernährung), Leberdiät bei perniziöser Anämie, Diät im 
Klimakterium, in der Schwangerschaft, Diät bei exsudativer Dia- 
these der Kleinkinder. Rohkost Diät; Hungerfastenkuren, Diät 
des Greisenalters, Tuberkulose-Diät nach Gerson. Das heisst, alles 
was in der Literatur zerstreut ist, ist hier in sehr übersichtlicher 
Form zusammengetragen, so dass auch bei der leider so häufig 
notwendig gewordenen Kassen Massenarbeit die Möglichkeit ge¬ 
geben ist, dem Kranken schnell und genau die für ihn zutreffenden 
Emährungsvorschriften zu geben. Neger, München. 

Die natürliclieu Heilungsvorgänge bei der Syphilis im Lichte 
experimenteller Forschung. Von Dr. S. Bergei, Berlin. 29 S. 
Berlin 1928 Verlag Georg Stilke. Preis 1 RM. 

Wer bisher durch das Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten sich in seinem Selbstbestimmungsrecht beschränkt 
gefühlt hat, wird durch den für den Laien bestimmten Voitrag 
Uber die Entstehung der Syphilis, die sich im Anschluss daran 
im Körper abspielcnden Ileilungsbestrebungen, über die Bedeutung 
der Wassermann- und Herxheimerschen Reaktion und durch die 
Aufklärung über die Wirkungsweise der von der Wissenschaft 
entdeckten und erprobten Heilmittel zur richtigen Auffassung von 
der Bedeutung des genannten Gesetzes kommen. Er wird zur 
Ueberzeugung gelangen, dass ein planloses Behandeln des Kran¬ 
ken mit den sogenannten Naiurheilmitteln Licht, Luft und Diät 
auch nicht entfernt genügen kann. Nur immunisatorisch einge¬ 
stellte Therapie kann die an der Arbeit befindlichen aber nur 
ungenügend arbeitenden Abwehrmassnahmen des Körpers unter¬ 
stützen Die Arbeit ist auch für den Arzt lesenswert, sie bietet 
auch für ihn manches Neue aus den im Gang befindlichen, bis 
jetzt bei Tieren zum E folg gebrachten Immunisierungsforschungen, 

auch die Erklärung scheint mir bemerkenswert, warum auch bei 
negativem Wassermann bei klinisch wahrscheinlicher Lueserkran¬ 
kung eine systematische Antiluesbehandlung berechtigt ist und 
dadurch oft ein positiver Ausfall der erneut vorgenommenen 
Wassermannprobe erzielt wird. 

Dem Vortrag ist eine seiner Absicht und Bedeutung ent¬ 
sprechende ausgedehnte Verbreitung zu wünschen. 

Neger, München. 

Für die Redaktion verantwortlich: Dr. H. Scholl, München. 
Für die Inserate: Adolf Doha, München. 

Arzneimittelreferate. 

„Optarson — ein Mittel für unsere Zeit.“ Von Dr. Hans 
Karl von Winterfeld, Rostock. (Med. Klin. 1928, Nr. 15.) 
Gegenüber anderen körperlich roborierenden Mitteln hat das 
Optarson den Erfolg, schon in kürzester Zeit Arbeitsunfähige, 
Ueberarbeitete, Zusammengebrochene und Neurastheniker vor 
allem depressiver Art nicht nur körperlich auf eine höhere Stufe 
zu bringen, sondern auch spielend die geistige Ermüdbarkeit zu 
beseitigen. Was aber an diesem Mittel vielleicht das AVertvollste 
ist, ist die Tatsache einer ausgesprochenen seelischen Wirkung, 
in dem Sinne, dass depressive Neurastheniker die verlorene 
Initiative dem Leben gegenüber wieder ergreifen und zu leistungs¬ 
fähigen Menschen werden. Die bei Optarson schnell einsetzende 
Euphoiie ist gerade bei der Behandlung unserer Neurastheniker 
von unschätzbarem Werte. 

Es ist viel zu wenig bekannt, dass das in dem Optarson ent¬ 
haltene Strychnin eine ausgesprochen potenzsteigernde Wirkung 
bat, und zwar eine bessere als das in Spritzenform oft recht pein¬ 
liche Nebenerscheinungen verursachende Yohimbin. 

Unbedingt bedarf aber auch die Dosierung des Optarsons 
einer gewissen Korrektur. Die Angabe der herstellenden Firma, 
dass Optarson jeden zweiten oder sogar dritten Tag injiziert wer¬ 
den soll, ist übertrieben ängstlich. Ausgedehnte Versuche mit 
Op'arson haben mir gezeigt, dass die wirksame Dosierung täglich 
1 ccm beträgt, und zwar bis zu 24 oder 36 Spritzen hintereinander. 
Ich habe nie auch nur die geringsten schädlichen Wirkungen 
gesehen, im Gegenteil Erfolge, wie ich sie vorher nicht zu ver¬ 
zeichnen hatte. 

Alles in Allem möchte ich kurz zusammenfassen: 
In dem Optarson ist uns bei richtiger Dosierung ein Mittel 

an die Hand gegeben, das gerade in unserer nervenschwachen 
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Zeit ungeahnten Nutzen entfalten kann, und welches dazu be¬ 
rufen ist, vielen Ermüdeten und Verzweifelten in kürzester Zeit 
Frohsinn und Leistungsfähigkeit wiederzugeben. 

lieber gleichzeitige Yerwemlnng von Strophanthin und Digi¬ 
talis. Von Prof. Dr. H. Bohnenkamp Die Therapie der 
Gegenwart 1928, Heft 8. Die kombinierte Strophanthin-Digitalis- 
Behandlung wird in allen den Fällen empfohlen, in denen Digi¬ 
talis allein nicht zum Ziele geführt hat, z. B. wenn nach ein bis 
zwei regelrechten Digitaliskuren noch Leberstauung oder Stauungs¬ 
bronchitis vorhanden ist. Auch infektiöse, schwere Zustände mit 
versagender Herzleistung kommen für diese kombinierte Therapie 
in Betracht, wie sie auch bei auffälliger Unbeköromlichkeit der 
reinen Digitalis-Darreichung von Nutzen ist Man gib: 0,3 bis 
0,4 mg Strophanthin Boehringer, welche Menge evtl, am zweiten 
oder dritten Tage wiederholt wird. Dann werden drei Tage per 
rectum zweimal 0,8 mg Verodigen = 0,1 Fol. digit. gegeben, da¬ 
nach wieder Strophanthin, und zwar weniger als 0,5 mg Bei Bes¬ 
serung des Zustandes werden die Strophanthin-Injektionen seltener 
gemacht. 

■Behandlung der Erkältungskrankheiten. Aus der Abteilung 
für innere Krankheiten im Heiligengeistkrankenhaus Warschau 
(Primärarzt Dr. O.Czeslaw). Von Dr. Aleksander Krasusk i. Referat 
aus »Die Medizinische Welt« 1928, Nr. 24. Erkältungskrankheiten, 
bei denen meist als Eintrittspforte Mund und Rachen anzusehen 
sind, können selbst durch sorgfältige Desinfektion der Mund- und 
Rachenhöhle nicht kupiert werden Der Verfasser weist darauf 
hin, dass man besser solche Mittel anwendet, die vom Blut aus 
die eingedrungenen Keime vernichten können und gleichzeitig 
die Widerstandskraft des Körpers zu steigern vermögen. Ausser 
manchem Injektionspräparat kommt hier vor allen Dingen das 
Chinin in Betracht. Aber auch Chinin versagt in manchen Fallen, 
so dass eine Ergänzung erforderlich ist, die am besten durch ein 
Salizylpräparat erfolgt. Besonders Grippe und der akute Gelenk¬ 
rheumatismus pflegen meist gut auf eine kombinierte Chinin- 

Salizyl-Therapie zu reagieren. Vom Verfasser benutzt wurde 
Quinisal, das Chininum bisalicylosalicylicum. Durchschnittlich 
reichen dreimal täglich 2 Tabletten zur Behandlung aus. 

Tutocain. Von Dr. Mas Beckmann, I. Assislenl der 
(lynäkologischen Ableilung des Wilhelininenspilals VorsUmd: 
Prof. L. Adler). „Zur Lokalanästhesie bei gynäkologischen 
Operationen.“ Wiener Klin. Woch. Nr. 10 v. 10. März 1927.) 

Die Vorteile der Int'illralionsanäslhcsie sind sehr bedeu¬ 
tend. Dementsprechend verwenden wir an unserer Abteilung 
bei allen vaginalen Eingriffen die lokale Infiltralionsanäslhe- 
sie, über deren günstige Resultate mein Chef, Herr Professor 
Adler, in einer jüngst erschienenen Arbeit berichtet hat. Ihn 
die Empfindlichkeit der Patientin der unbequemen Lagerung 
und den psychischen Eindrücken gegenüber herabzusetzeh, 
schicken wir der Lokalanästhesie eine Dämmcrschlafvorberei- 
Inng voraus. Wir geben den Frauen abends vor der Operation 
1 g Verona), um Morgen des Operalionxtages >/» X Yeronul 
und l 'i bzw. ; i Stunden vor der Operation je 0,015 Morphin 
und 0,0003 Skopolamin subkutan. Als Anüsthetikum benützten 
wir bis Mitte 1921 lAproz. Suprarenin-Novokninlösung, seit¬ 
her das von der Firma Fricdr. Bayer A Co. hergestellle 
Tulokain in i,i- bzw. 1/5proz. Lösung. Zu 109 ccm der letz¬ 
teren setzen wir 8 Tropfen Suprarenin hinzu. Unsere Resul¬ 
tate berechtigen wohl, die lokale Infiltrationsanästhesie bei 
allen vaginalen Operationen zur ausgedehntesten Anwendung 
zu empfehlen. Selbst bei der Schautaschen Operation, hei 
der wir nur in einem Drittel der Fälle (35 JToz. einOn 
20 ccm Überschreilenden Actherverbrauch verzeichnclen. Ihre 
völlige llngcfährlichkeit, die Einfachheit ihrer Ausführung, der 
gute postoperative Verlauf lassen es gerechtfertigt erscheinen, 
sie bei allen vaginalen Operationen an die erste Stelle der in 
Betracht kommenden Anästhesierungsverfahrcn zu setzen. Zum 
Schlüsse möchte ich die Notwendigkeit einer guten Dämmer- 
schlalvorhereitung zur Erreichung einer vollkommenen An¬ 
ästhesie betonen. 

Aerztliches Rechnungs-Formular für Krankenkafjen 
zum Durdifdireiben 

ermöqlidit: Zustellung abgefchloffener Original-Rechnungen am 1. jeden Monats, 

erjpart -. Rechnungsftellung und Führung eines Kranken-Journals, 

ergibt: nach Krankenkaffen geordnete Original belege. 

Für die größeren Kaffen wird am beflen ein Heft als Eintrags-, ein zweites Heft als Rechnungsheft verwendet. Alsdann flehen 
dem Arzt die Rüdifeiten für zwanglofe Aufzeichnungen zur Verfügung, und die abgefchriebenen Rechnungen machen einen fauberen 
Eindruck. Für verfchiedene Kaffen können mehrere Perfonen die Rechnungen gleichzeitig abfehreiben, was eine bedeutende Ent- 

lafhing und Zeiterfparnis für den Arzt bedeutet. 
Probeblock (50 Blatt) perforiert und gelocht Mark 2.—. :: Bei Mehrbezug billiger. 

Zu beziehen vom Verlag der Aerztlichen Rundfdiau Otto Gmelin München 2 NO 3, Wurzerflrahe 1 b. 
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Gesunde Füsse! 
Von Dr. V. Hähnlein, Dresden. 80 S. 8°. Mit 30 Abb., 5 Tafeln. RM 3.-, gcb. RM 4. 

Drei bedeutungsvolle Gründe sind es, die das Erscheinen dieses Büchleins geradezu zu einer Notwendigkeit mache 
Einmal die ungeheuere Verbreitung von Fussleiden. Findet man doch unter den Kulturvölkern kaum noch einen Mcnsdn 
der wirklich gesunde und normale Füsse hat. Der Senk-, Schweiss- oder Ballenfuss ist heute — wie etwa die Brille 
schon zum regelmässigen Merkmal des Arbeitsmenschcn geworden. Zweitens steht trotj der ungeheueren Vcrbreitui 
von Fussleiden die Bevölkerung der Fusspflcge mit geradezu sträflicher Gleichgültigkeit gegenüber. Bis weit hinauf 
die Kreise der Gebildeten wird die primitivste Reinhaltung des Fusscs gröblich vernachlässigt. Die „Behandlung" d 
erkrankten Fusses überlässt man Friseuren, Hühncraugenschncidern und Profitjägern. Und ganz in Widerspruch zu dicsi 
Erscheinungen ist ein gesunder Fuss für die Berufsarbeit heute wichtiger und notwendiger denn je, werden doch ä 
meisten Berufe im Stehen und Gehen ausgeübt. 

In klaren, einfachen Schilderungen, unterstütjt von geeigneten Illustrationen, zeigt das Buch „Gesunde Füssc!" de 
kunstvollen Aufbau des menschlichen Fusses und seine Funktionen. Es berichtet über die Untugenden unseres Ganges 
bespricht eine vernünftige Fussbekleidung und Fusspflege und bringt endlich alles, was der Laie über Fusslciden ui 
ihre Behandlung wissen muss. 

Die Herzleiden, ihre Ursachen und Bekämpfung. 
Von Dr. O. Burwinkel, Bad Nauheim. 36.-37. Auflage Preis RM 2.-, geb. RM 3. 

Das volkstümlich und gemeinverständlich gehaltene Buch liegt wiederum in neuer, durchgesehener Auflage vor, u 
in gesundheitlicher Hinsicht aufklärend und erzieherisch zu wirken; es ist eines der wenigen, guten, volkstümliche 
Bücher, die man jedem Patienten ruhig und mit Nutjen in die Hand geben kann. Der fachkundige Verfasser, Kurar 
in Bad Nauheim, behandelt die Verbreitung und Behandlung von Herzkrankheiten, die Art, Ursachen, Folgczustänc 
und Heilbarkeit der Kreislauferkrankungen, angeborene Herzfehler, Herzverletjungcn, nervöse Herzleiden usw. Die hol 
Auflagenzahl ist der beste Beweis dafür, wie viele Freunde sich die flüssig gesdiriebene Darstellung von Dr. Burwink 
bereits erworben hat, sie verdient auch weiterhin die weiteste Verbreitung. 



Bayerisches 

AerzMes Correspondenzblatt 
Bayerische Aerztezeitung- 

Amtliches Blatt der Bayerischen Landesärztekammer und des Bayerischen Aerzteverbandes (Geschäftsstelle Nürnberg 
Luitpoldhaus, Gewerbemuseumsplatz 4, Telephon 23045, Postscheck-Konto Nürnberg Nr. 15376, Bankkonto Bayerische 

Staatsbank Nürnberg Offenes Depot 32 926). 

Schriftleiter San.-Rat Dr. H. Scholl, München, Pettenbeckstrasse 8. Tel. 9200t. 

Verlag der Aerztllchen Rundschau OttoGmelin München 2 NO.3, Wurzerstr. I b, Tel. 20443, Postscheckkonto 1161 München. 

D“ A'rztL Correspondenz-Blatt« erscheint jeden Samstag. Bezugspreis vierteljährlich 4 Mk. — Anzeigen kosten für die 6 gespaltene Milümetei- 
zeile 15 Goldpfge. — Alleinige Anzeigen- u. Beilagen-Annahme: ALA Anzeigen-Aktiengesellschaft in Interessengemeinschaft mit Haasenstein & Vogler A.-G. 

Daube & Co., G. m. b. H. München, Berlin und Filialen. 

_München, 22. September 1928. XXXI. Jahrgang. 

Inhalt: 10. Bayerischer Aerztetag in Neustadt an der Haardt. — Die Doppelstellung des Arztes. — Aerztliches Berufs¬ 
geheimnis. — Die Durchführung des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. — Ein Gedenktag der »Freien 
Arztwahl*. — Revision bei Ausschluss eines Arztes aus der Kassenpraxis. — Durchführung von Konventionalstrafen — 
Beteiligung der Sozialversicherung und der Wohlfahrtspflege an den Aufgaben der Krankenfürsorge. — Im Dienste der 
Kranken. Der Kassenarzt als Gutachter. — »Wohlwollende« Quittungen. — Vereinsnachrichten: München-Stadt; 
Münchener Aerzteverein für freie Arztwahl. — Fortbildungslehrgang betr. Tuberkulose. — Dritte Rheumatagung in 

Berlin. — 44. Baineologenkongress. — Bücherschau. 

, “T* 

S p 

Neustadt an der Haardt. 

Willkommen zum 10. Bayer. Aerztetag! 
Stadtverwaltung und Bevölkerung von Neustadt an 

der Haardt heissen die Mitglieder des Bayerischen Aerzte¬ 
verbandes und der Bayerischen Landesärztekammer in 
ihren Mauern aufs herzlichste willkommen. Wir alle 
sind dankbar dafür, dass Sie die Mühe und die Opfer 
nicht scheuen, den Weg zu uns in die Pfalz, das am 
längsten besetzte Gebiet der Rheinlande, zu machen. 
Wir hoffen, dass Sie mit uns in Neustadt an der Haardt, 
dem Zentrum des pfälzischen Weinbaues und Wein¬ 
handels, den Beginn einer wenigstens qualitativ herz- 
erfreuenden Weinernte feiern können. Der herrliche 
Wein der Pfalz und der gesunde Optimismus der Pfälzer 
hat ihnen in den vergangenen Jahren über gar manchen 
politischen Krankheitsfall hinweggeholfen. Wir würden 
uns freuen, wenn unsere Gäste von diesen beiden Heil¬ 
mitteln eine gute Erinnerung mit nach Hause nehmen 
würden. 

Neustadt an der Haardt, den 5. September 1928. 
gez. Dr. Forthuber, 1. Bürgermeister. 

Einladungen zu Versammlungen. 

Aerztlicher Bezirksverein Gemünden-Lohr. 

Nächste Sitzung Samstag, den 29. September 1928, 
1 Uhr nachmittags, in Gemünden, Bahnhofhotel. Ta¬ 
gesordnung: 1. Bericht des Vorsitzenden über den 
10. Bayerischen Aerztetag; 2. Aerztlicher Krankenunter¬ 
stützungsverein; 3. Private Verrechnungsstellen: 4. Ein¬ 
lauf; 5. Verschiedenes. Dr. Vorn dran. 

Zum 10. Bayerischen Aerztetag in Neustadt a. d. Haardt. 
Auf dem letzten Bayerischen Aerztetag in Lindau 

wurde die L'msteliung der ärztlichen Organisation in 
Bayern beschlossen, die notwendig war, weil der Baye¬ 
rische Aerztetag eine Trennung zwischen den Standes¬ 
vereinen und den ärztlich-wirtschaftlichen Vereinen ver¬ 
langt. Mit Genugtuung und mit dem Gefühl der Freude 
konnte der bewährte Führer der bayerischen Aerzte- 
schaft, Herr Kollege Stander, in Lindau sagen: ,.Ha- 
bemus domum“, wir haben ein Haus für die baye¬ 
rische Aerzteschaft errichtet. Die Neugestaltung unserer 
bayerischen Organisation muß sich erst noch auswir¬ 
ken und einspielen, ehe man ein richtiges Lrleil über 
sie abgeben kann. Im allgemeinen kann man aber sa¬ 
gen, daß der Dualismus der Vertretung unserer Inter¬ 
essen nicht trennend und nicht schädigend auf den 
Stand als solchen gewirkt hat, wenn auch die unglück¬ 
selige \ erhältniswahl, die das Gesetz den größeren Ver¬ 
einen vorschreibt, die Spaltungen in der Aerzteschaft 
begünstigt. Es wäre ein großes Unglück für den Stand, 
wenn er sich dieselben parlamentarischen L'nsitten an¬ 
eignen würde, die im politischen Leben so vergiftend 
und zersetzend wirken. Ein Berufsstand kann nur dann 
mit Erfolg sich durchsetzen, wenn er geschlossen bleibt 
und seine alte Tradition pflegt. Das englische Volk hat 
deshalb eine so ruhmreiche Geschichte, weil es an sei¬ 
ner Tradition festhält und Erfahrung und Sachkenntnis 
über alles wertet. 

Der diesjährige Aerztetag besieht eigentlich aus 
zwei Tagungen: aus der Ordentlichen Sitzung der Baye¬ 
rischen Landesärztekammer und der Hauplversamm- 
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lung des Bayerischen Aerzteverbandes. In der Sitzung 
der Landesärztekammer wird neben den geschält liehen 
Angelegenheiten, die Herr Kollege Steinheimer in alter, 
bewährter Weise bearbeitet, als hauptsächlichste Tages¬ 
ordnung behandelt werden: ..Die Bekämpfung der 
Lungentuberkulose auf Grund der jetzigen 
Anschauung", eine Sache, welche die Allgemeinheit 
angeht. Die bayerische Aerzteschaft beweist dadurch 
wieder einmal, wie es in der „Standesordnung für die 
deutschen Aerzte"; heißt, daß: „der Beruf des deutschen 
Arztes Gesundheitsdienst am deutschen Volke ist”. Die 
aufgestellten Berichterstatter, die Herren Geheimrat 
Prof. Dr. v. Romberg (.München), Geheimrat Dr. Fran¬ 
kenburger Nürnberg) und Geheimrat Dr. Hans Dörf¬ 
ler Weißenburg), geben die Ge\Yähr, daß dieses Thema 
gründlich und von höchster Warte aus behandelt wird. 
Auch der Antrag des Vorstandes betr. K o n s i 1 i a r - 
zwang bei Schwangerschaftsunterbrechung, 
der beschlossen werden soll, zeugt, für die Uneigen¬ 
nützigkeit uiid die hohe ethische Gesinnung der Aerzte. 

Am zweiten Tage, an dem die wirtschaftlichen Fra¬ 
gen des Standes behandelt werden, wird Herr Kollege 
Schmitz (Abbach) den Vertrag mit dem Landes¬ 
verband bayerischer Land kranken Lassen er¬ 
läutern und aufzeigen können, wie notwendig und für 
beide Teile nützlich eine Arbeitsgemeinschaft zwischen 
Aerzten und Krankenkassen ist. 

Herr Kollege Kustermann wird über die Wirt¬ 
schaf tlicheVerordnungs weise und die Zu¬ 
sammensetzung der Landesarzneimittelkom¬ 
mission berichten. 

Zum Schlüsse wird unter dem allgemeinen Thema: 
„Wirtschaftliche F'ragen des Standes“ Herr 
Kollege Scholl nicht wie bisher über das Verhältnis zu 
den Krankenkassen, KLB., Ersätzkrankenkassen, Be¬ 
rufsgenossenschaften. Mittelslandsversicherungen usw. 
sprechen, sondern über die drohende Sozialisierung der 
Aerzte, d. h. über die beabsichtigte Erhöhung der 
VersicherungSpflichtgrenze in der Kranken¬ 
versicherung und die bevorstehende Reform 
der RVO. Wenn die von verschiedenen Seiten ver¬ 
langte Erhöhung der Versicherungsgrenze und die Ein¬ 
beziehung neuer Kreise in die Versicherung, also die 
Volksversicherung, verwirklicht werden sollte, geht es 
mit dem freien Berufsstand der Aerzte zu Ende. Die 

bayerische Aerzleschall wird dazu energisch Stellung 
nehmen und ihre Forderungen anmelden müssen. Die 
Sehickjialsst unde der Aerzleschafl lud wirklich ge¬ 
schlagen. Nur ein ziel bewußter, disziplinierter und ge¬ 
schlossener Stand wird sie meistern. Scholl. 

Oie Doppelstellung des Arztes. 
Von Erich Meyer f. 

Im Nachlaß des im Vorjahre verstorbenen 
Göttinger Klinikers befanden sich die Vor- 

•• arbeiten zu einem Buche „Vom Wesen und 
Werden, des ärztlichen Berufes“. Ein tragi¬ 
sches Geschick ließ ihn «las Werk nicht be¬ 
enden; es blieb Entwurf, der aber dennoch 
seinen.'Standpunkt klarstellt, brau Anna Erich 
Meyer veröffentlicht in der ..Klin. Wochen¬ 
schrift' Bruchstücke daraus. Wir gehen einen 
Abschnitt wieder. Red. 

Wenh sich weder aus dem Bestehen der Hilfsbereit¬ 
schaft des Arztes noch aus dem Künstlertum an sich 
die Eigensachlichkeit ärztlichen Tuns gewinnen läßt, 
noch aus dem Rückblick auf das Vergangene eine Ein¬ 
stellung für die ärztlichen Aufgaben erwachst, so muß 
der Versuch gewagt werden, die Besonderheit des 
ärztlichen Berufs aus sii^t heraus zu fassen. Es 
bedarf keiner Erörterung^ daß ohne Mitlciden, dem Ur¬ 
sprung aller menschlichen Hilfe, jeder Heil versuch un¬ 
möglich ist; das ist ebenso eine Selbstverständlichkeit, 
wie die immer wieder betonte,' daß die Aufgabe der Me¬ 
dizin das Heilen sei; cs isl aber keineswegs überflüssig, 
sicli zu fragen, was über- diese Voraussetzungen hinaus 
die Differenzierung' des ärztlichen Hclfens von jedem 
anderen Helfen bewirkt. \ 

SieJiL man in der Hinneigung zur Not des anderen 
das.Ureigne und beruflich Differenzierte, so muß jede 
aus dieser Hinwendung entstehende Hilfeleistung folge¬ 
richtig als „ärztliche“ bezeichnet werden. Das wider¬ 
spricht aber dem Gebrauch des Wortes. Selbst der isl 
noch nicht Arzt, der durch einen schulgelernlcn Griff 
Abschnürung einer Eklremitüt; eine tödliche Blutung 

verhindert; er wird erst zum Arzt, wenn er bei dieser 
ärztlichen Hilfeleistung krall seines Wissens vom Kör-’ 
perlichen bewußt die. natürliche Heilbestrebung unter¬ 
stützt oder die Ursache der krankheil beseitigt. Aber 
auch der ist hoch nicht Arzt, der die seelische Nol des 
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Nächsten durch die Beseitigung störender Hemmungen 
aul'hebl, er mag ihn (noch so sehr fördern, wenn er nicht 
zugleich die gesamte physiologische und psychische 
Person des Hilfesuchenden erfaßt. Wenn aber alles 
das zum Wesen des Arzttums gehört, ihm nicht nur 
wie ein technisches Hilfsmittel heigegeben ist, sondern 
sein Wesen und sein Wirken bestimmt, so kann nur 
der Arzt sein, der alles Menschliche seiner Zeit umfaßt; 
Arzt sein ist nicht eine ins Zeitlose gestellte Allgemein¬ 
erscheinung, vielmehr ein llinausgestelllsein und Her- 
ausentwickeltwerden aus einer zeitlich bestimmten 
Kultur. 

Wenn das richtig isf, so kann es auch keine für 
alle Zeiten passende Definition des Arzttums geben. Die 
ärztliche Persönlichkeit, hineingestelll in unsere Zeit, 
ohne das Verständnis für ihre Kultur, könnte wohl ein 
beratender Helfer, niemals aber ein Arzt sein. Das ist 
so selbstverständlich, daß es eines Beweises kaum be¬ 
dürfte, wenn nicht die gegenteilige Auffassung heule ge¬ 
radezu Modeanschauung wäre. Daß das Menschlich- 
Elhische, das zur Erreichung ärztlichen Wirkens not¬ 
wendig ist, im Laufe der Jahrtausende ungewandeli 
blieb, liegt daran, daß, soweit wir die Geschichte der 
Menschheit überblicken können, eine ethische Höher¬ 
entwicklung nicht erkennbar ist. Die ethische Grund¬ 
lage ist unverrückt geblieben, wenn auch ihre Auswir¬ 
kung im Sozialen sich dauernd wandelt. Altindische 
Weisheit. Sophokleische Dramen, die Worte der Evan¬ 
gelien zeugen in ihrer Wirkung auf die lebende Genera¬ 
tion von der Unwandelbarkeit der Grundlage und ihrer 
Unabhängigkeit von dem, was wir Kulturzustand nen¬ 
nen. Hierin sind sich alle wahren Aerzte aller Zeilen 
gleich geblieben. Das aber ist nicht, was sie von anderen 
Helfern unterscheidet; was sie trennt, ist etwas Ent¬ 
wicklungsfähiges, etwas zeitlich Geborenes und dadurch 
mit dein Kulturzustand Wandelbares. Der zeitlich be¬ 
stimmte Arzt vermag deshalb nur in der Zeit, die er 
erfaßt hat, lebendig zu wirken; er mag seiner Zeit „vor¬ 
aus sein" oder ihr „nachhinken“, aber er bleibt in der 
Zeit und das Produkt dieser. 

Man kann die Frage aufwerfen, ob es nicht schlimm 
um die Heilkunde bestellt sei, wenn sie vom Wissen 
und Unwissen einer Zeit bestimmt sei; dem ist tatsäch¬ 
lich so, und gerade darin liegt es begründet, daß jede 
Krisis der Kultur auch „eine Krisis der Medizin" be¬ 
deutet. Wer von dem Unwert der Kultur überzeugt ist, 
wird auch den der Heilkunde nicht leugnen. Die Frage 
ist deshalb angebracht, ob ärztliches Tun überhaupt 
einen Sinn hat, oh es nicht klüger ist, wie Blüher meint, 
den Arzt zu meiden und sein Leid auf sich zu nehmen. 
Die Antwort hierauf vermögen wir nicht zu geben. Sie 
mag jedem überlassen bleiben, je nach der Einstellung, 
die er zum Kulturzustand einzunehmen gewillt ist; wohl 
aber wissen wir, daß Flucht aus der Kultur den nicht 
im Beschauen untätig Beharrenden zu den Errungen¬ 
schaften der Kultur zurückführen muß. Dafür ist der 
im tropischen Afrika wirkende Arztmissionar Albert 
Schweitzer ein weithin sichtbares Zeichen; dieser 
frühere Straßburger Dozent der Theologie, Bach-Bio- 
grapli, Bach-Spieler, Umhauer der Silbermann-Orgel, 
forscher und approbierte Arzt heilt Schlafkranke, Aus¬ 
sätzige und frambösiekranke nicht mit alten Zauber- 
Ionnein und Wundermitteln, sondern mit intravenösen 
Injektionen; er scheut sich nicht, alle Errungenschaften 
der modernen Lahoraloriumsforschungen in seine Wild¬ 
nis kommen zu lassen, ja selbst zu operieren. Das alles 
lut er, obwohl er sich, wie jeder wahrhafte Arzt, „vor 
der Gottheit beugt“ (Hippokrates). 

Es gehört eben zum Wesen des wahren Arztes, 
alles Menschliche, aber auch alles Wissenschaft¬ 
liche und Technische zu können, das seiner Zeit 
entspricht; darin liegt die Stärke und die Beschrän¬ 

kung dessen, was wir als ärztliche Betätigung ansehen. 
Dagegen kann der Arzt nicht wie der Biologe, der Phy¬ 
siologe oder Pharmakologe, wie der Immunitätsforscher 
und Bakteriologe bloß Naturwissenschaftler sein. Aber 
ebensowenig bloß Philosoph und Priester. Es ist die 
Größe und die Tragik seines Berufes, daß er nach 
zwei Richtungen schauen und in diesem Schauen seine 
ureigene ärztliche Persönlichkeit entdecken und bilden 
muß. Wenn er so das Wesen des Menschlichen zu er¬ 
fassen sucht, so mag er die Gesetze des Körperlichen 
und des Seelischen studieren und daraus eine Einheit 
bilden, die anders gestaltet ist als die des Naturwissen¬ 
schaftlers. Man mag die Erwerbung dieser Einheit 
Kunst nennen, in ihrer Auswirkung eine Künstlerschaft 
sehen, man kann sie aber auch Wissenschaft nennen, 
denn in ihren letzten Zielen streben beide dem gleichen 
Ende zu. 

Liegt aber in der Verbundenheit dieser zweifachen 
Einstellung zum Leben das Wesenhafte des Arztes, so 
kann es nicht angeboren sein, denn zu dem Ausgleich 
und zur Ueberwindung des Gegensätzlichen gehört 
Reife: diese aber entsteht allein aus innerer Arbeit, aus 
Kampf und eigenem Erleben. Angeboren sein kann die 
mehr oder weniger große Einfühlbarkeil in das Leiden 
der anderen - sie ist, wie wir gesehen haben, nichts 
spezifisch Aerztliches —, ebenso die Beobachtungsgabe, 
auch die technische Fähigkeit, alle Einzelheiten ärzt¬ 
licher Grundeigenschaften können vorhanden sein, zu 
einer Einheit bindet sie erst das tägliche Leben mit 
seinen Erfahrungen und der Ueberwindung seiner Ent¬ 
täuschungen. Nur insoweit hat es einen Sinn, vom ge¬ 
borenen Arzt zu sprechen, als man den größeren oder 
geringeren Reichtum einer Natur in seiner Hinwenduilg 
nach den beiden Seilen seiner Kulturaufgabe erblickt. 
Die Schwierigkeit, die daraus entstehenden mannig¬ 
fachen und zum Teil gegensätzlichen Aufgaben zu be¬ 
herrschen. erscheint so groß, daß daraus eine resignierte 
Stimmung sowohl in der Aerzteschaft wie in den Krei¬ 
sen akademischer Lehrer bemerkbar wird. Sie ist es, 
aus der heraus die oben zitierten Warnungsrufe zu ver¬ 
stehen sind, die von dem Zuviel des Erstrebten zu einer 
Einfachheit, vom „Laboratorium“ zurück ans Kranken¬ 
bett führen sollen. 

Die Unzulänglichkeit ärztlicher Hilfe in der Praxis 
des Arztes ist es ferner, die dem Laien eine „Krisis in 
der Medizin" vortäuscht und sie von der Schulmetho¬ 
dik fort zu alten und starren Systemen überlebter Dog¬ 
matiker führt, deren zuversichtliche Sprache in Wort 
und Schrift eine erhoffte Sicherheit vorspiegelt. 

Aerztliches Berufsgeheimnis. 

Gegen die zunehmende Preisgabe des ärztlichen 
Berufsgeheimnisses wendet sich Geheimrat Ker¬ 
sch e ns t einer München in einem Vortrag der Wis¬ 
senschaftlichen Aerzlegesellschaft in Innsbruck. Den 
hauptsächlichsten Vorstoß macht die Einrichtung der 
Sozialversicherung. Kerschensteiner sagt zum Schlüsse 
seiner Ausführungen: Das ärztliche Berufsgeheimnis 
ist nicht nur die mächtigste Säule für den Tempel der 
ärztlichen Standeswürde, es ist eine Einrichtung, die 
höchstes öffentliches Interesse hat. Nur ein Arzt, den 
das Berufsgeheimnis bindet, kann dem Kranken der 
echte \ ertraute und Freund sein, den er braucht, wie 
nur der Priester der wahre Befreier von Gewissens¬ 
qual sein kann, den das Beichtsiegel bindet. Die Verrot¬ 
tung und Verwahrlosung dieser höchsten ärztlichen 
Gewissenspflicht im Zeitalter der sozialen Gesetzgebung 
ist ein trauriger Beweis, wie seelenlos, handwerksmäßig 
die Heilkunde nun betrieben wird. Es ist traurig zu 
sehen, mit welcher Kälte tiefst quälende Geheimnisse 
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eines Menschen, einer ganzen Familie — welche Tra¬ 
gödie steckt oft in dem Worte „Lues congenita“ — einer 
Schal- von Schreibern geopfert werden, die an einen 
toten Paragraphen gebunden sind. Die Aufrechterhal¬ 
tung des ärztlichen Geheimnisses ist aus vielen Gründen 
notwendig, nicht zum wenigsten, um den Aerztestand 
wieder auf die ethische Höhe zu heben, die das Volk 
mit Recht von ihm fordert. 

Die Durchführung des Gesetzes zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten. 

Von Sanitälsrat Dr. Neger, München. 

Durch das Gesetz soll das deutsche Volk allmählich 
von den Geschlechtskrankheiten gereinigt und im beson¬ 
deren der Nachwuchs vor der Vererbung bewahrt wer¬ 
den. Die Forderung des Gesetzes, die Kranken zu erfassen 
und sie einer sachgemäßen Behandlung und Heilung zu¬ 
zuführen, bzw. sie zu einem nicht neuen Schaden brin¬ 
genden Verhalten zu zwingen, wird sich erfüllen lassen. 
Am meisten Schwierigkeiten wird aber die Freigabe 
der Erkrankten machen. 

Das, was die Wissenschaft zu leisten vermag, scheint 
mir den Forderungen, welche das Gesetz erhebt, einiger¬ 
maßen nachzuhinken. Wenn wir in den Lehrbüchern die 
Kapitel nachlesen über die Zustimmung zur Eheschlie¬ 
ßung, so sehen wir, daß die Entscheidung, ob definitive 
Heilung angenommen werden kann, sowohl bei Lues als 
noch mehr bei Gonorrhöe außerordentlich schwer ist. Bei 
Lues können trotz negativem Wassermann, dessen wahre 
Bedeutung immer noch nicht ganz geklärt ist — ist der 
positive Wassermann ein Zeichen, daß ein krankhafter 
Zustand besteht, oder daß ein Mensch einmal an Lues er¬ 
krankt war? — , Krankheitskeime im Menschen noch 
schlummern, welche von deletärem Einfluß sein können 
auf die Lebensfähigkeit der Frucht. Bei Gonorrhöe, zu¬ 
mal bei der Frau, liegen die Verhältnisse noch kompli¬ 
zierter, wenigstens in manchen Fällen. Auch nach der 
sorgfältigsten Behandlung wird man im günstigsten Falle 
nur mit Vorbehalt über die definitive Heilung sich äußern 
dürfen. So sagen wenigstens die Lehrbücher. 

Sorgfältige Untersuchung, nach den Lehren der 
Schule durch geübte Fachleute ausgeführt, welche alle 
Möglichkeiten berücksichtigt, wird das Einzige und 
Höchste sein, um im Sinne des Gesetzes die übertragbaren 
Geschlechtskrankheiten zu verhindern. Unter der Wir¬ 
kung des Gesetzes hat die Arbeit der Aerzte, welche sich 
auf diesem Gebiete betätigen, eine Vertiefung, größere Be¬ 
deutung und Verantwortung erhalten. Allerdings hat der 
Arzt durch das Gesetz für die Durchführung seines Ileil- 
und Beobachtungsplanes eine mächtige Rückenstärkung 
erfahren. Auch an den Erkrankten sind größere Anforde¬ 
rungen gestellt: Geduld zum Ausharren bis zum guten 
Ende und Anforderungen wirtschaftlicher Art. 

Es ist klar, daß diese sorgfältigen, zeitraubenden, je 
nach Lage des Falles oft wiederholten Untersuchungen 
von materiellen Opfern begleitet sind, materiellen Opfern 
des einzelnen nicht nur für ihn selbst, sondern für die 
durch das Gesetz geschützte Allgemeinheit. Wer hat diese 
Opfer zu tragen? ln erster Linie naturgemäß der Kranke, 
solange er nicht mit einer an Gewißheit grenzenden Wahr¬ 
scheinlichkeit geheilt ist. Die meisten sind aber in einer 
Kasse, also hat diese nach dem gegenwärtigen Stand der 
Dinge die Kosten zu tragen. 

Sicher werden auch die Aerzte in der Genugtuung 
darüber, daß sie endlich nun auch in Deutschland mit 
dem Gesetz die Superiorität über die Kurpfuscher erlangt 
haben, sich ethisch verpflichtet fühlen, an einem Gelingen 
der Durchführung des Gesetzes mitzuarbeiten und ge¬ 
wisse Opfer zu bringen, beim nichtzahlungsfähigen Pri¬ 
vatkranken durch Verzicht, bei Kassenkranken in Form 

von gestrichenen oder gar nicht verrechneten Leistungen. 
Damit wäre alles schön geordnet, wenn nicht in un¬ 

serer, durch die Schwierigkeit der Lebenshaltung stark 
materiell eingestellten Zeit zu fürchten wäre, daß das alle 
Wort „Wie der Lohn, so die Arbeit“ seine Geltung erhält. 
Der Staat hat das Gesetz gegeben, aber war er sich auch 
klar über das Ausmaß der zur Durchführung not wen1- 
digen Mittel, war er sich auch klar darüber, daß, wenn 
die notwendigen Mittel fehlen, daß in solchem Falle der 
Erfolg unvollständig bleiben kann? 

Die Hauptlasten werden immer die Pf licht kran¬ 
ken kassen zu tragen haben, diese sind ohnehin schon 
durch die unpsychologische Durchführung der sozialen 
Gesetzgebung stark belastet; können diese auf die Dauer 
die durch das Gesetz bedingten Lasten tragen? 

Die Kasse muß für Wiederherstellung der Ge¬ 
sundheit und Arbeitsfähigkeit sorgen, nicht aber für Vor¬ 
beugung, damit kämen die Anforderungen an die Kas¬ 
sen ins Uferlose. 

Es kann einer mit positivem Wassermann sich ganz 
gesund fühlen ein ganzes Leben lang, er kann auch mit 
irgendwelchen Gonokokken in irgendwelchem versteckten 
Organ seines Körpers als subjektiv gesund angesehen wer¬ 
den. Zum Schutze der Allgemeinheit hat das Ge¬ 
setz diese Grenze der Gesundheit weit hinausgeschoben 
und damit die Versicherungsträger schwer belastet. 

Diese werden gut tun, in der nächsten Zeit rechnCf 
risch festzulegen, wie groß die mit der Durchführung des 
Gesetzes verbundene besondere Belastung ist, die el>en 
doch zu einem erheblichen Teile der Allgemeinheit 
zugute kommen wird, und damit den eigentlichen Auf¬ 
gaben kreis der Kassen überschreitet. 

Man mag einwenden, daß sich diese Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten eines Tages dahin auswirken 
wird, daß durch das Abnehmen der Erkrankungen die 
Kasse entlastet wird. Aber das ist ein Wechsel auf die 
ferne Zukunft. Für Heute steht fest, daß auf lange Zeit 
hinaus die Versicherungsträger durch die finanzielle Aus¬ 
wirkung der Durchführung desr Gesetzes einseitig be¬ 
lastet sind. 

/Ein Gedenktag der „Freien Arztwahl“. 

Der 24. September 1903 war für die Münchener 
Aerzteschaft ein entscheidender Tag erster Ordnung! 
An diesem läge wurde im Münchener Rathaus in einer 
Schlußverhandlung zwischen den Vertretern der Aerzte 
und den Vorständen der damaligen zehn Ortskranken,- 
kassen und der Gcmeindekrankenversichcrung die 
Einführung der „Freien Arztwahl“ bei allen 
Krankenkassen — mit Ausnahme der Bahn- und 
Postbetriebskrankenkassen — mit einem Schlage be¬ 
schlossen. 

Schwere Kämpfe mit jeder Kasse in manchmal recht 
stürmischen öffentlichen Verhandlungen und zähem Bin¬ 
gen zwischen den einzelnen Vertretungen waren voraus¬ 
gegangen. Dieser in ganz Deutschland beispiellose Erfolg 
war nur möglich durch die damals lückenlose Geschlos¬ 
senheit der Münchener Aerzte. Es war, was noch nie der 
Fall war, eine hundertprozentige Organisation der Aerzte 
erreicht worden! Mögen künftige Kämpfe mit der glei¬ 
chen Einigkeit gesegnet sein! Ein kleines Häuflein ent¬ 
schlossener und standesbewußter Männer, unter Führung 
von Kollegen Kastl, hatte das in unermüdlicher Arbeit 
erreicht. 

In der denkwürdigen Mitgliederversammlung vom 
24. Juni 1903 konnte der Abschluß eines Schulz- und 
Tr u t zbü n d n isses sämtlicher in München praktizie¬ 
renden Aerzte verkündet werden. Der Vorsitzende des 
Aerztlichen Bezirksvereins kündigte am 26. Juni im Na¬ 
men der Münchener Aerzteschafl für den 1. Juli die Ver¬ 
träge bei sämtlichen Krankenkassen und beim Sanitälsr 
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verband. Es war für den einzelnen Kassenarzt ein schwe¬ 
res Opfer, indem er sein Schicksal und seine Zukunft 
ohne Garantie für den Erfolg in die Hände einiger Märn 
ner legte. 

Wer die damaligen unwürdigen Kassenarzlverhält- 
nisse miterlebte und die jämmerliche Pauschalbezahlung 
— Sonderleistungen, d. h. kleine und große Operationen, 
wurden überhaupt nicht honoriert; alles operative Mate¬ 
rial mußte in die öffentlichen Krankenhäuser geschickt 
werden — , der allein kann ermessen, welch ungeheuren 
Fortschritt die „Freie Arztwahl“ und die „Freie 
K r a n k e n h a u s w a h 1“ den Münchener Aerzten brachte. 
Das Kassenhonorar betrug damals 1 Mark bis 1.50 Mark 
Jahrespauschale, und da die Aerztevertreter ein sol¬ 
ches von 1 Mark forderten und schließlich auch durch¬ 
setzten, glaubten die Krankenkassen, „durch diese unge¬ 
heure Ausbeutung zugrunde gehen zu müssen“! Es wäre 
sehr lehrreich, einmal den Kollegen der jüngeren Genera¬ 
tion die unwürdigen Zustände zu schildern, unter denen 
die Münchener fixierten Kassenärzte vor dem Jahre 1901 
arbeiten mußten. 

Nach den Beschlüssen des Aerztetages vom Jahre 1903 
wurde eine Vertrags- und Verlrauenskommis- 
sion unter der Leitung des leider zu früh verstorbenen 
Kollegen Artur Müller gegründet. Auf dem a.o. Aerzte- 
tag vom März 1901 wurde für die gesamte deutsche 
Aerzleschafl „die Organisierung der lokalen 
Selbsthilfe“, als Losung im Kampfe um die „Freie Arzt¬ 
wahl“ hinausgegeben. Im übrigen Reiche wurde die 
„Freie Arztwahl“ im Laufe der Jahre erst etappenweise 
errungen. Die Vertragskommission in Zusammenarbeit 
mit der Vorstandschaft des Aerztlichen Bezirksvereins re¬ 
gelte nunmehr alle Vertragsverhältnisse. Während vorher 
jeder einzelne Arzt von jeder einzelnen Krankenkasse 
angestellt und entlassen wurde, wie es dem Kassenvor- 
sland belichte, war jeder Arzt, der in den neugegründeteb 
„Münchener Aerzteverein für freie Arztwahl 
aufgenommen wurde, dadurch unabsetzbarer Kassenarzt. 
Den Krankenkassen stand nunmehr ein geschlossener 
und gleichberechtigter Kassenarztverein gegenüber, der 
Kollektiwerträge für seine Mitglieder abschloß. 

Die Schaffung und Einrichtung des neuen Vereins 
war, da kein Vorbild vorhanden war, eine keineswegs 
leichte Aufgabe. Der neue Verein mußte vor allem Ein¬ 
richtungen der Selbstkontrolle und der Selbst¬ 
disziplin schaffen. Aber auch dies glückte den damali¬ 
gen rührigen Führern trotz vielfachen Widerstrebens von 
seilen der Krankenkassen und der Aerzte. Die muslei> 
gültigen Kontrolleinrichtungen: Arzneimittel-, Ho¬ 
norar- und Kranken ko n trollkomm ission, so¬ 
wie die Kommission für Arbeiterhygiene und 
und Statistik, der eine Reihe von sozialhygienischen 
Einrichtungen zu verdanken ist. wurden im Reiche vor¬ 
bildlich. Besondere Verdienste erwarben sich hierbei die 
Herren: Scholl, Kustermann, Goßmann, Fried¬ 
rich Bauer. Artur Müller und Epstein. Die Mün¬ 
chener kassenärztliche Organisation schloß sich sofort der 
großen deutschen Organisation des Leipziger Ver¬ 
bandes an unter der bewährten Führung des Kollegen 
K recke. 

Der neue Verein errichtete am 1. Januar 1901 eine 
Geschäftsstelle mit einem ärztlichen Ge¬ 
schäftsführer, dem damaligen Schriftführer des 
Aerztlichen Bezirksvereins, Kollegen Scholl, da die 
Aerzteschaft eine Art Selbstverwaltung errungen 
halte und alle Beziehungen nicht mehr zwischen Einzel¬ 
arzt und Einzelkasse, sondern zwischen der kassenärzt¬ 
lichen Organisation und den Krankenkassen sich abspiel- 
len. Die ärztliche Organisation bildete also eine Berufs- 
Genossenschaft; es siegte der genossenschaftliche 
Gedanke. Es ist irrig, die kassenärztlichc Organisation 
als Gewerkschaft anzusehen, da die Gewerkschaften 

bekanntlich politische Gebilde sind und die Aerzte nicht 
als Arbeitnehmer der Krankenkassen angesprochen 
werden können. 

Die Fülle der bei dieser Umwälzung geschaffenen Ar¬ 
beit wird am besten illustriert durch die Tatsache, daß 
einschließlich der Kämpfe um die „Freie Arztwahl“ bei 
der Bahn- und Postbetriebskrankenkasse bis zum Oktober 
1901: 120 Mitgliederversammlungen des Aerzt¬ 
lichen Bezirksvereins, 8 allgemeine Aerzte- 
versammlungen und 2 öffentliche Versamm¬ 
lungen abgehalten wurden, und daß die Vorstandschaft 
des Aerztlichen Bezirksvereins fast in Permanenz tagte. 

Wenn auch unter schweren Erschütterungen, gelang 
es dem ..Münchener Aerzteverein für freie Arztwahl“, sich 
über Weltkrieg, Revolution und Inflation hinaus zu halten 
und trotz der Ausnahmegesetzgebung vom Jahre 1923 sich 
durchzusetzen, dank der Einsicht der Kollegen und der 
erfolgreichen Leitung ihrer Führer. 

Am 1. Januar 1929 kann der „Münchener 
Aerzteverein für freie Arztwahl“ sein 25jäh- 
riges Jubiläum begehen. Wenn auch durch eine 
unvernünftige und ungerechte Gesetzgebung das ur¬ 
sprüngliche System der ..Freien Arztwahl“ die Zulassung 
jedes vertragsbereiten Arztes geändert und für den Nach¬ 
wuchs ein Numerus clausus gesetzlich eingeführt wurde, 
so kann der Verein doch mit Stolz auf das Erreichte zu¬ 
rückblicken. Möge die Münchener Aerzteschaft 
nie vergessen, daß die Voraussetzung aller 
Erfolge gegenseitiges Vertrauen und Einig¬ 
keit ist! K. S. 

ässigkeit der Revision bei Ausschluß eines Arztes 
aus der Kassenpraxis. 

Zu dieser Frage äußerte sich das Reichsschiedsamt 
am 9. Juli d. J. folgendermaßen: 

Die Zuständigkeit der Schiedsinstanzen ist soweit 
die Ausübung der Kassenpraxis durch einzelne Aerzte 
in Frage kommt, in den §§ 368 m Abs. 2. 368 o Abs. 6 
der Reichsversicherungsordnung geregelt. Danach sind 
die Schiedsämter zur Entscheidung über Berufungen 
gegen Beschlüsse der Zulassungsausschüsse ..in Zulas¬ 
sungsangelegenheilen“ und das Reichsschiedsamt zur 
Entscheidung über Revisionen gegen Entscheidungen 
der Schiedsämter in Zulassungsfragen § 368 m Abs. 2 
der Reichsversicherungsordnung'' zuständig. Unter ..Zu¬ 
lassungsangelegenheiten“ bzw. ..Zulassungsfragen“ im 
Sinne der angeführten Vorschriften sind zunächst Strei¬ 
tigkeiten über die Zulassung eines Arztes zur Kassen¬ 
praxis im engeren Sinne zu verstehen. Wie das Reichs¬ 
schiedsamt aber in der Entscheidung Nr. 37 vom 
16. März 1927 Amtliche Nachrichten des RVA. 1927. 
Seite 278' ausgesprochen hat. sind die Zulassungsinstan¬ 
zen auch bei einem Streit darüber zuständig, ob eine 
Zulassung noch fortbesteht. In dieser Entscheidung hat 
das Reichsschiedsamt ausgeführt, daß die Ausdrücke 
..Zulassungsangelegenheit“ und „Zulassungsfragen“ in 
ihrer Allgemeinheit dafür sprechen, daß die Zulassungs¬ 
instanzen in allen die Zulassung betreffenden Angelegen¬ 
heiten bzw. Fragen in weitestem Umfange — umfas¬ 
send die ersten Voraussetzungen der Zulassung bis zu 
ihrer Beendigung zuständig sind. In einer weiteren 
Entscheidung Nr. 43 vom 15. September 1927 (Amtl. 
Nachrichten des RVA. 1927. Seite 527) hat das Reichs¬ 
schiedsamt noch ausdrücklich ausgesprochen, daß ins¬ 
besondere auch Arztregisterstreitigkeiten zu den „Zu¬ 
lassungsangelegenbeilen“ bzw. „Zulassungsfragen" im 
Sinne der 368 m Abs. 2, 368 o Abs. 6 der Reiehs- 
versicherungsordmmg gehören. Die Arztregisterstreitig¬ 
keiten in diesem Sinne umfassen auch Streitfälle über 
Streichung aus dem Arztregister §§ 3. 1 der Zulas- 
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sungsbestimmungen bzw. § 6 der Zulassu ngsgrundsätzc 
des Reichsausschusses für Aerzte und Krankenkassen 
vom 15. Mai 1925 in der Fassung vom 14. November 
1925, Reichsarbeitsblatt 1925. S. 539 ff.). Nach den Zu- 
lassungsbestimmungen des Reichsausschusses, wie sic 
zur Zeit gelten, ist aber die Streichung aus dem Arzt¬ 
register der einzige Weg. um eine stehende Zulassung 
als solche, unbeschadet einer etwaigen Kündigung des 
bürgerlich-rechtlichen Vertrags Verhältnisses, zum Weg¬ 
fall zu bringen und dadurch den Arzt von der Aus¬ 
übung der Kassenpraxis bei den beteiligten Kranken¬ 
kassen auszuschließen. Einen Ausschluß aus der Kas¬ 
senpraxis, wie ihn § 2 des kassenärztlichen Landes¬ 
vertrags für Bayern vorsieht, kennen die Richtlinien 
des Reichsausschusses in dieser Weise nicht. Infolge¬ 
dessen hatte das Reichsschiedsamt bisher keine Mög¬ 
lichkeit. sich mit Ausschlußstreitigkeiten in diesem 
Sinne zu befassen. 

Das Reichsschiedsamt möchte aber vorbehaltlich 
einer Entscheidung im Rechtszuge seiner Auffassung, 
wie folgt. Ausdruck geben. Soweit Ausschlußstreitigkei¬ 
ten überhaupt denkbar wären, sei es im Falle einer 
Aenderung der Reichsrichtlinien, sei es auf Grund eines 
Kollektiwertrags zwischen der Kasse und der ärzt¬ 
lichen Organisation, der einen Ausschluß aus der Kas¬ 
senpraxis vorsieht, würden auch sie grundsätzlich unter 
den Begriff der ..Zulassungsangelegenheiten"' bzw. „Zu¬ 
lassungsfragen" im Sinne der §§ 368 m Abs. 2, 368 o 
Abs. 6 der Reichsversicherungsordnung fallen. Denn der 
Ausschluß aus der Kassenpraxis ist insoweit nicht an¬ 
ders zu behandeln als .die Streichung im Arzlregister. 
hinsichtlich deren, wie bereits ausgeführt, die Zustän¬ 
digkeit der Schiedsinstanzen gegeben ist. 

Das Reichsschiedsamt möchte das gleiche auch für 
etwaige Streitigkeiten, betr. den vorübergehenden Aus¬ 
schluß aus der Kassenpraxis, annehmen. Denn es han¬ 
delt sich auch hier um eine Einschränkung der sich 
auch aus der bestehenden Zulassung ergebenden Rechte. 
Mithin liegt auch hier eine Zulassungsangelegenheit bzw. 
Zulassungsfrage vor. für die die Zuständigkeit der 
Schiedsämter bzw. des Reichsschiedsamts gegeben ist. 
Das Reichsschiedsamt vermag aber auch hier eine 
Aeußerung auf Grund praktischer Erfahrung nicht ab¬ 
zugeben. weil derartige Streitigkeiten bisher nicht zu 
seiner Entscheidung gelangt sind, da nach den Reichs¬ 
richtlinien ein vorübergehender Ausschluß aus der Kas¬ 
senpraxis im Sinne des bayerischen Rechts nicht vor¬ 
kommt. In jedem Falle aber muß nach Auffassung des 
Reichsschiedsamts, wenn für derartige Streitigkeitpn die 
Zuständigkeit des Schiedsamts eröffnet ist, auch der 
Rechtszug an das Reichsschiedsamt gegeben sein: denn 
der Begriff „Zulassungsfragen“ im § 368 o Abs. 6 der 
Reichsversicherungsordnung bedeutet nichts anderes als 
der Begriff „Zulassungsangelegenheiten“ im Sinne des 
§ 368 m Abs. 2. und nach § 368 o Abs. 6 der Reich.s- 
versicberungsordnung ist die Zuständigkeit des Reichs¬ 
schiedsamts zur Entscheidung über Revisionen gegen 
Entscheidungen der Schiedsämter in Zulassungsfragen 
(§ 368 m Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung) ohne 
Einschränkung, also immer dann gegeben, wenn das 
Schiedsamt über eine Berufung in einer Zulassungs¬ 
angelegenbeit entschieden hat. Diese Zuständigkeit des 
Reichsschiedsamts könnte durch Kollektivverträge zwi¬ 
schen Kassen und ärztlichen Organisationen nicht be¬ 
seitigt werden, ebensowenig aber auch durch Richtlinien 
auf Grund des § 368 e der Reichsversicherungsordnung, 
weil diese sich sonst mit der reichsgesetzlichen Vor¬ 
schrift des § 368 o Abs. 6 der Reichsversicherungsord¬ 
nung in Widerspruch setzen würden. Die Fälle des 
§ 368 r Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung haben, 
wie das Bayerische Landesscbiedsamt zutreffend aus¬ 
führt, mit der vorliegenden Frage nichts zu tun, weil 

hier das Schiedsamt gewissermaßen als Vollstreckungs¬ 
stelle handelt, nicht aber als entscheidende Instanz im 
Sinne der §§ 368 m Abs. 2, 368 o Abs. 6 der Reichsver¬ 
sicherungsordnung. 

Das Reichsschiedsamt möchte dem Bayerischen 
Landesschiedsamt auch darin beitreten, daß die Vor¬ 
aussetzungen für einen etwa zulässigen Ausschluß des 
Arztes von der Kassenpraxis jedenfalls ausreichend und 
sorgfältig fcstgestellt sein müssen, weil es sich, ebenso 
wie bei der Zulassung selbst, um eine Entscheidung 
handelt, die für die Existenz des betr. Arztes von aus¬ 
schlaggebender Bedeutung sein kann. Schon aus diesem 
Grunde erscheint es erforderlich, den bei der eigent¬ 
lichen Zulassung gegebenen Instanzenzug auch hier in 
vollem Umfange zu eröffnen, selbst wenn dadurch hin 
und wieder eine unerwünschte Verzögerung eintreten 
sollte. 

Anmerkung der Schriftleitung: 

Man ist versucht, dem „Expose“ die Uebcrschrift 
zu geben: „V e r n u n f t wird U n s i n n“. 

Es gehört schon eine große Portion juristischen 
Denkens dazu, den zeitweiligen Ausschluß eines Arztes 
aus der Kassenpraxis zu einer Zulassungsfrage zu stem¬ 
peln. Kein Mensch hat bisher daran gedacht. In allen 
Satzungen der ärztlichen Organisationen, in den Dienst¬ 
anweisungen für Kassenärzte usw. wurde der Aus¬ 
schluß eines Kassenarztes stets unter den Disziplinar- 
befugnissen behandelt. Man konnte bisher von seiten 
der Krankenkassen und der Regierungsstellen nicht 
genug Vorwürfe machen den ärztlichen Organisationen, 
daß sie ihre Mitglieder nicht im Zaume halten können. 
Man gebrauchte das Wort: „Eine Krähe hackt der 
anderen die Augen nicht aus“. Statt daß man die ärzt¬ 
lichen Organisationen stärkt und schützt und ihnen 
Mittel an die Hand gibt, die Krankenkassen und Aerzte- 
schaft schäfligende Mitglieder zu disziplinieren, unter¬ 
gräbt man mit solchem „Standpunkt“ die Autorität der 
Aerzteorganisation und sabotiert ihre Disziplin. Im 
Grunde genommen wirkt eine solche Anschauung sich 
aus zum Schaden der Krankenkassen und der Aerzte- 
schaft, zum „Schulze der Minderwertigen“. Dadurch, 
daß man dem Schädling, der bestraft werden soll, die 
Möglichkeit der Berufung bis an «las I.andesschiedsamt 
bzw. Reichsschiedsamt gibt, begeht man zwei psycho¬ 
logische Fehler: man versündigt sich gegen die be¬ 
kannte Tatsache, daß eine Strafe nur dann wirkt, wenn 
sic dem Vergehen auf dem Fuße folgt. Weiter läßt man 
den betreffenden Schädling solange weiter arzten und 
weiterschädigen, bis alle Berufungsmöglichkeiten er¬ 
schöpft sind. Dies kann, wie ein Fall in München 
zeigt, einige Jahre dauern. Dazu kommt, daß die kassen¬ 
ärztliche Organisation dafür, daß sie in ihren Reihen 
Ordnung aufrechterhallen und die Krankenkassen vor 
Schaden bewahren will, auch noch Gebühren bei den 
Berufungsinstanzen zu zahlen hat, wenn sie nicht glalt 
obsiegt, die natürlich wie eine Strafe wirken. Unter die¬ 
sen Umständen könnten die kassenärztlichen Organisa¬ 
tionen direkt davor äbgeschreckt werden, von ihren 
Disziplinarbefugnissen Gebrauch zu machen. Den Scha¬ 
den haben «lic Krankenkassen und «lie Oeffcnllichkeit. 
Solange wir ein freier Beruf sind, werden wir nicht 
müde werden, darauf hinzuweisen, daß unsere Bureau- 
kratie und unser Formalismus im neuen Deutschland 
jeflc gesunde Entwicklung hemmen und das Leben 
ersticken. Wir Aerzte werden unentwegt verlangen: 
E i n f ü h r un g der Sel bs t ve r w a 11 u ng der Ae r z t e 
in der Sozialversicherung und los von der 
Bureaukratie! 
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' Die Durchführung von Konventionalstrafen. 

j/jr” * Um der einseitigen Vormachtstellung von Wirt- 
schaftskonzernen zuungunsten der Allgemeinheit wirk¬ 
sam zu begegnen, hat man vor längerer Zeit bei'rn 
Reichsarbeitsministerium das, Kartellgerichtt geschaffen. 
Dieses ist berufen, gewisse wirtschaftliche Maßnahmen 
der Verbände zu beaufsichtigen und eventuell zu revi¬ 
dieren. Namentlich auf dem Gebiet der Preiskonventio¬ 
nen, der Lieferungsverbote für bestimmte Firmen und 
dergleichen herrschen hei den genannten Organisatio¬ 
nen strenge Bestimmungen und Beschlüsse. Demjeni¬ 
gen, der hiergegen fehlt, drohen stets hohe Konven¬ 
tionalstrafen. die einklagbar sind. Die Wirtschaft 
weiß, daß in solchen Fragen eine empfindliche Geld¬ 
strafe das beste Vorbeugungsmillei bildet. Auch die Or¬ 
ganisationen der Arbeitnehmer, der freien Berufe usw. 
kommen oft in die Lage, Beschlüsse zu fassen, die dem 
einzelnen Mitglied unbequem sind, aber im Interesse 
der Mehrheit bzw. Allgemeinheit der Verbandsangehö¬ 
rigen sich nicht vermeiden lassen. Das Reichsgericht 
hat wiederholt entschieden, daß solche Maßnahmen von 
allen Mitgliedern durchgeführt werden müssen, und 
daß Strafbestimmungen der Salzung verbind¬ 
lich sind. Wir finden, daß von dieser Möglichkeit 
der Durchführung und von den Mitteln, die das Reichs¬ 
gericht — als eine sonst durchaus nicht immer dem 
neuzeitlichen Organisationsgedanken wohlwollend ge- 
genüberstellende Instanz den Vorständen und Or¬ 
ganen eines Verbandes an die Hand gegeben hat, kei¬ 
neswegs immer der entschiedene Gebrauch gemacht 
wird, der ihnen zukommt. Auf unser Gebiet übertragen: 
Warum umkleidet man nicht gewisse Beschlüsse, von 
deren Durchführung unter Umständen die gesamte ge¬ 
sunde Weiterentwicklung eines ganzen Standes abhän- 
gen kann, mit der Schulzmauer von Konventionalstra¬ 
fen? Wir wären in manchem sicherlich schon weiter. 
Bei den Apothekern z. B. wendet man dieses Verfahren 
schon lange an. 

Mitunter berufen sich findige Mitglieder, denen 
irgendein Beschluß nicht paßt, auf den sogenannten 
wichtigen Grund, um eine sofortige Kündigung der 
Mitgliedschaft zu rechtfertigen. Sie erklären, daß der 
und jener Beschluß sie in ihrem wirtschaftlichen Fort¬ 
kommen schädige, oder daß die Voraussetzungen sich 
geändert hätten, unter denen sie seinerzeit eingelreten 
wären. 

Mit solchen Erwägungen räumt eine Entscheidung 
des Kartellgerichts vom 12. Juli 1928 (Akt. Z. K 2828 
Tsch.) auf. Eine einem Industrioverband angehörige 
Firma erklärte ihren fristlosen Austritt, weil'gewisse 
Beschlüsse sie wirtschaftlich sozusagen dem Ruin preis¬ 
geben sollten. 

Der mit satzungsgemäßer Mehrheit gefaßte Be¬ 
schluß verbot den Mitgliedern, den Klienten irgend¬ 
welche besonderen Zuwendungen, Rabatte oder andere 
\ orteile zu gewähren. Ferner wurde für den Fall von 
Ratenzahlungen die Höhe der Anzahlung festgesetzt. 
Schließlich wurde durch den dritten Beschluß verboten. 
Provisionen an Privatvermiltler zu bezahlen. Diese 
Beschlüsse waren mit der durch die Salzung vorge¬ 
sehenen qualifizierten Mehrheit zustande gekommen. 

Obwohl die Satzung ganz allgemein dem Verbände 
die \ oll macht für Maßnahmen aller Art einräumt, er¬ 
hob die Firma den Eiuwand, mit derartigen Verpflich¬ 
tungen nicht gerechnet zu haben. Von besonderem In¬ 
teresse war noch die Einwendung, daß die Verbands- 
leitung nicht imstande sei, die Beschlüsse rechtzeitig 
und vollständig durchzuführen. Eine gewisse Zahl der 
Mitglieder sei vertragsunlreu. Die Verbandsleitung gab 
das Vorkommen solcher Verstöße zu. Trotzdem kam 
das Gericht zu einer Verurteilung der Firma. Diese ist 

nun gezwungen, die Mitgliedschaft aufrechtzuerhalten 
und die Beschlüsse anzuerkennen. 

Dieser Entscheidung kommt eine gewisse Bedeu¬ 
tung auch für die Organisationen der freien Berufe zu. 
Das Kartellgericht geht sonst ziemlich streng gegen 
Maßnahmen vor. die geeignet sind, die Interessen der 
Allgemeinheit zu berühren. Wenn hier ein Urteil ge¬ 
fällt wurde, das dazu angetan ist, das Gefüge eines 
Verbandes zu festigen, so sollte man hieraus die nöti¬ 
gen Schlußfolgerungen ableiten. 

Zahnärztliche Mitteilungen Nr. 34/1928.) 

lieber die Beteiligung der Sozialversicherung und der 
Wohlfahrtspflege an den Aufgaben der Krankenfürsorge 

hat Ministerialdirektor Dr. Gries er auf der Internatio¬ 
nalen Konferenz für Wohlfahrtspflege und Sozialpolitik 
vom 9. bis 13. Juni 1928 in Paris einen Vortrag gehalten, 
der nach einem Bericht in der Zeitschrift ..Die Reichs¬ 
versicherung-. Heft 7. 1928. die folgenden Richtlinien ent¬ 
hält: 

L Im Kerne ihres Wesens sind beide Einrichtungen 
verschieden. Sozialversicherung ist besser und edler als 
Wohlfahrtspflege. Die Versicherung ist Bestandteil des 
Arbeitsrechts, das Versicherungsverhältnis ist in das Ar- 
beitsverhältnis hineingebaut, wie vom Gärtner auf den 
Baumstamm das Edelreis aufgepfropft wird zur Hervor¬ 
bringung von Edelfrucht. Vermöge der Versicherung 
wird das Arbeitsverhältnis solidarisch ausgebaut zur Vor¬ 
sorge für die Zukunft. Im Versicherungsbeitrag verhärtet 
sich Lohn, in den Reserren der Versicherung konserviert 
sich der Lohn. Der ersparte Lohn wird wieder flüssig bei 
Krankheit oder Unfall, bei Arbeitsmangel und dauernder 
Erwerbsunfähigkeit. Sozialversicherung ist eben organi¬ 
sierte Selbsthilfe, eine leistungsfähige Spargemeinschaft 
mit Risikoausgleich. 

Was dagegen die Wohlfahrtspflege gewährt, ist, so 
edel auch das Motiv sein mag. Unterstützung ohne Gegen¬ 
leistung. hart in der Form, kümmerlich im Maße und 
fragwürdig in der psychologischen Wirkung. 

2. Die Krankenversicherung ist heute Gemeingut, 
wenn auch die Formen, unter denen sie in den" einzelnen 
Ländern auftritt. verschieden sind. Die Pflege der Sozial¬ 
versicherung gehört zu den bewährten Traditionen der 
internationalen Arbeitsorganisation. Im Jahre 1927 be¬ 
schloß die Internationale Arbeitskonferenz in Genf Ab¬ 
kommen über die gewerbliche und landwirtschaftliche 
Krankenversicherung. Eine Reihe von Ländern, darunter 
auch Deutschland, haben diese Abkommen ratifiziert. 

Nach der Erfahrung wird jeder zweite Arbeiter ein¬ 
mal im Jahre krank und dabei auf etwa 25 Tage am Ver¬ 
dienen gehindert. Am höchsten ist die Krankenziffer im 
Bergbau, am günstigsten in der Landwirtschaft. 
Im allgemeinen sind immer 4 Prozent der Arbeiter krank 
und arbeitsunfähig. Die Zahlen deuten Umfang und Art 
der Arbeits- und Wirtschaftspathologie tind die Aufgaben 
der Arbeits- und Wirtschaftstherapie an. 

Die fortgeschrittene Krankenversicherung schützt 
nicht bloß den Arbeiter, sondern auch seine Angehörigen, 
sie tragt den Versicherungsschutz in die Familien. Die 
Krankenversicherung hat in sich die Bestimmung, die 
Wohlfahrtspflege auf dem Gebiete der Krankenfürsorge 
zu verdrängen und an ihre Stelle zu treten. Das Ziel ist 
noch nicht erreicht, daher besteht noch ein Nebeneinan¬ 
der und Nacheinander. Krankenversicherung und Wohl¬ 
fahrtspflege bilden zwei konzentrische Kreise. Der 
innerste Kreis ist die Wohlfahrtspflege, er nimmt die 
Kranken auf. für welche die eigene Vorsorge oder der 
\ ersicherungsschutz nicht ausreichen. Der breite Gürtel, 
den die Krankenversicherung um den Kreis der Wohl¬ 
fahrtspflege legt, bildet eine Schulzwehr vor der Armen- 
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pflege. Langsam, aber sicher erzieht die Krankenversiche¬ 
rung die arbeitende Bevölkerung zur Selbstveranlwortung 
geordneter Ausgabenwirtschaft und verständiger Lebens¬ 
führung. nicht bloß für Tage und Wochen, sondern für 
Jahre und Jahrzehnte. Krankenversicherung verhält sich 
zur Wohlfahrtspflege wie Hygiene zur Medizin. Die Ar? 
menpflege wird dadurch entlastet und kann mit den fpci- 
gewordenen Mitteln ihre eigenen Einrichtungen sozial¬ 
hygienisch ausgestalten. Krankenversicherung ist die lei¬ 
stungsfähigste sozialhygienische Einrichtung, sie hat die 
Armenpflege zurückgedämmt, verbessert und veredelt. 

Wo Krankenversicherung und Wohlfahrtspflege auf 
demselben Felde gegenüberstehen, sollen sic Arbeits¬ 
gemeinschaften bilden zur Förderung der gemeinsamen 
Zwecke, zur Erreichung einer planmäßigen und zusam¬ 
menhängenden. umfassenden und wirksamen Kranken¬ 
fürsorge. Wo die Einrichtungen der Wohlfahrtspflege aus- 
reichen, soll die Versicherung von der Schaffung neuer 
Einrichtungen absehen. Sie soll sich mit ihren Mitteln 
beteiligen an der Schaffung, Förderung und Unterhaltung 
einer ausreichenden Zahl gutgeleiteter und zweckmäßig 
ausgestatteter Fürsorgestellen. Heil- und Genesungsanstal¬ 
ten. Erholungsstätten und ähnlicher Einrichtungen. 

In der Krankenfürsorge bilden Versicherung und 
Wohlfahrtspflege einen Heeresverband. Einteilung, Be¬ 
waffnung und Ausrüstung richten sich nach den Krank¬ 
heiten. mit denen der soziale Körper bedeckt ist. Die 
Heereskasse enthält die Mittel für Versicherung und Für¬ 
sorge. 

4. Ein bedenkliches Schlagwort nennt diese Mittel 
„soziale Lasten“. Das Schlagwort sieht nur die Schatten¬ 
seiten und übersieht die lichte Seite, macht aus einem 
kostbaren Aktivum ein lästiges Passivum. verkennt die 
Wechselwirkung zwischen Versicherung und \\ irtschaft. 
Was die Wirtschaft an die Versicherung und Fürsorge 
abgibt, erhält sie an Arbeitskraft und Volksgesundheit 
wieder zurück. Der Xationalökonom gibt die zeitlichen 
Bedingungen an, unter denen Versicherung und Fürsorge 
auftreten und wirksam werden. der Sozialhygieniker 
weist auf das höchste Ziel und der Ethiker auf den tieE 
sten Grund hin. Versicherung und Fürsorge lösen Span¬ 
nungen im Volkskörper. Internationale Versicherung und 
Fürsorge enthalten einen Beitrag zur Lösung internatio¬ 
naler Spannungen und zur Befestigung des Weltfriedens. 

bkk. Im Dienste der Kranken 

stehen nach dem Ergebnis der letzten Betriebszahlung, 
die alle Anstalten mit mehr als 10 Belten erfaßte, im 
Deutschen Reiche 27(30 allgemeine Krankenhäuser. 400 
Anstalten für Geisteskranke, 163 Entbindungsanstalten 
und 125 Augenheilanstalten mit zusammen über 50001)0 
Bellen. Auf Kranken- und Pflegeanslalten entladen 
2261 Anstalten mit 167046, auf Einrichtungen für Ab¬ 
norme 363 Anstalten mit 50557. auf Siechen- und Al¬ 
tersheime 2056 Anstalten mit .>2081, sowie aut Ge- 
nesungs- und Erholungsheime 1378 Anstalten mit 
95971 Betten. Die Gesamtzahl der in Krankenanstalten. 
Heil- und Pflegeanstalten sowie Siechenheimen „tätigen 
Personen betrug 190000 Personen, nämlich rund 10000 
Aerzte, 80(KW) Pfleger und Pflegerinnen sowie 100000 
sonstige Beschäftigte. Daneben waren noch zusammen 
129361 Mitglieder von Brüder- und Schweslcrngemein- 
schaften in der deutschen Krankenpflege tätig, die sich 
aus religiösen und sittlichen Beweggründen dem Kran¬ 
kenpflegeberufe widmen. Von diesen 129361 im Für¬ 
sorgedienst tätigen Personen entfielen auf die Organi¬ 
sation des Deutschen Karitasverbandes 70737, der Inne¬ 
ren Mission 51114 und des Boten Kreuzes 7180. 

vT 
0/ 

Der Kassenarzt als Gutachter. 
Von Dr. Möller, Altona. 

Der Kassenarzt hat als Arzt für seine Kassenkran- 
,;en zwei Aufgaben zu erfüllen: erstens hat er sie zu 
behandeln, ihnen seine ärztliche Hilfe zu ihrer Wieder¬ 
herstellung oder Linderung ihrer Leiden zu gewähren, 
und zweitens hat er sie auf Arbeitsfähigkeit zu be¬ 
gutachten. Er hat auf dem Krankenschein die an ihn 
gerichtete Frage nach Arbeitsfähigkeit zu bejahen oder 
zu verneinen. Das ist Gutachtertätigkeil. Es handelt 
sich dabei um die Erstattung eines Werturteils über 
die gesamte Persönlichkeit des Begutachteten; In Ge¬ 
genwart seines Patienten hat der Kassenarzt schnell 
sein Urteil schriftlich niederzulegen und durch Ucber- 
gabc des ausgefüllten Scheines den Patienten von sei¬ 
nem Gutachten in Kenntnis zu setzen. Viel Zeit zur 
reiflichen und gründlichen Ueberlegung steht ihm na¬ 
mentlich während seiner Sprechstunde nicht zur Ver¬ 
fügung. Dabei ist diese Gutachtertätigkeit verantwor¬ 
tungsvoll und sehr häufig schwierig. 

Auf dem letzten Deutschen Aerzletag zu Danzig 
haben zwei Berichterstatter, Bundt und de Bary, 
ausführlich über das Thema „Der Arzt als Gutachter“ 
gesprochen und Leitsätze aufgestellt, die vom Aerzte- 
tag einstimmig gebilligt worden sind. In denselben kom¬ 
men folgende Sätze vor: „Der Gutachter soll sein Gut¬ 
achten unparteiisch nach bestem Wissen und Gewis¬ 
sen abgeben. Er darf in dieser Tätigkeit niemals Partei 
(Ankläger oder Anwalt) sein. Er muß objektiver Helfer 
der Rechtsfindung in weitestem Umfange sein. Dem 
Begutachteten soll von dem Inhalt des Gutachtens keine 
Kenntnis gegeben werden. Eine streng gewahrte Ver¬ 
traulichkeit dem Untersuchten gegenüber verbürgt die 
Objektivität der Gutachten. Der Aerzletag verpflichtet 
jeden deutschen Arzt zur sorgfältigen Erfüllung seiner 
Aufgaben als Gutachter.“ In dem Billigungsbeschluß 
des Aerztetages wird insbesondere noch folgendes be¬ 
tont: „Ansehen und Geltung des ärztlichen Standes 
erfordern vollwertige Gutachtertäligkeit“. Sehr richtig! 

Kann nun aber auch der Kassenarzt diese Leit¬ 
sätze und Forderungen des Aerztetages erfüllen? Kann 
er unparteiisch nach bestem Wissen und Gewissen 
und. sorgfältig seine Tätigkeit als Begutachter der Ar¬ 
beitsfähigkeit ausüben? Kann er den Begutachteten von 
seinem Urteil in Unkenntnis lassen? Diese Fragen stel¬ 
len, heißt sie verneinen. Er kann nicht gleichzeitig 
behandelnder Arzt und unparteiischer Gutachter, ob¬ 
jektiver Helfer der Rechtsfindung sein; er fühlt sich 
bei dem System der freien Arztwahl dem Versicherten 
gegenüber, der ihn als den Arzt seines Vertrauens ge¬ 
wählt hat, zu sehr als warmherziger Berater und Hel¬ 
fer, als sein Anwalt gegenüber der Kasse. Der behan¬ 
delnde Arzt hat nach Stier eine andere „innere Ein¬ 
stellung“ wie der Gutachter. Ein humanitär denkender 
Arzt kann als Ratgeber seiner Kranken nicht gleich¬ 
zeitig objektiv urteilender Sachverständiger und Gut¬ 
achter sein. Der amtliche Gutachter, sei er nun Kreis-, 
Gerichts- oder Vertrauensarzt, hat es in dieser Hinsicht 
leichter; er ist nur sachverständiger Gutachter und nicht 
gleichzeitig behandelnder Arzt. Er kann ol»jvktiv und 
unparteiisch sein, der behandelnde Kassenarzt dagegen 
nicht. 

Nach de Bary soll der Gutachter sein Urteii 
„ganz frei und unabhängig“ abgeben. Ist nun der Kas¬ 
senarzt ganz frei und unabhängig? Antwort: nein. Er 
ist in seiner wirtschaftlichen Existenz mehr oder we¬ 
niger abhängig von der Gunst der Versicherten, die 
ihn bei dem System der freien Arztwahl als den Arzt 
ihres Vertrauens wählen. Wird er bei ihnen unbeliebt, 
kommt er nicht ihren Wünschen nach Arbeilsunfühig- 
keilsbescheinigung, also Krankengeld, Erholungsurlaub 
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Stimulan und Prophylaktikum! 
Unser Bestreben ist es, das Publikum aufruklären über die energ;e- 

steigernden und sonstigen hygienischen Wirkungen der ärztlich geleiteten 
Bestrahlungen mit dt: Quarzlampe Künstliche Höhensonne*1 — 
Original Hanau — auf den gesunden Menschen. 

Wir weisen dabei darauf hin, dass sehr viele Aerzte im Besitze einer 
Quarzlampe ,(Künstliche Höhensonne“ sind, dass die Behand¬ 
lung nicht viel Zeit beansprucht und nicht teuer ist. 

Dadurch führen wir eine Menge gesunder, besser situierter ! ersonen 
ohne Vermittlung der Krankenkassen der ärztlichen Behandlung zu. 

Die prophylaktische und stimulierende Behandlung gesunder, aber 
durch ihren Beruf abgehetzter und überarbeiteter Personen, Geistesarbeiter 
(auch Sportsleute zur Erhöhung ihrer Leistungen) eröffnet sich als neues 
Betätigungsfeld. Wir sorgen somit dafür, dass die Beschaffung einer Quarz¬ 
lampe sich schnell bezahlt macht, besonders wenn der behandelnde Arzt 
darauf Rücksicht nimmt, dass es sich vielfach um Leute bandelt, deren 
Zeit sehr knapp bemessen ist, oder die sich nur ausserhalb ihrer Berufs¬ 
stunden einfindtn können. Es empfiehlt sich deshalb besondere Behandlungs- 
stunden abends anzusetzen, und dies durch Plakate im W'artezimmer 
bekanntzugeben. 

Erfahrungsgem'ss lassen sich solche, die einmal die wohltätige Wirkung 
der Bestrahlung kennen lernten, regelmässig bestrahlen und die Anschaffung 
der Quarzlampe ,,Künstliche Höhensonne“ — Original 
Hanau sichert dadurch dem Arzte eine dauernde und regelmässige 
Einnahme, zumal der Stromverbrauch gering ist. 

Durch die Bestrahlungen wird der Blutdruck herabgesetzt und der Stoff- 
wecbsel gesteigert! Bemerkenswerte Erfolge werden erzieh bei Stoffwechsel- 
Störungen, Herz- und Gefässkrankbeiten, bei Darmkrankheiten und angioneu- 
rotiseben und neurasthenischen Zuständen. Bei Alterserscheinungen, Schlaf¬ 
losigkeit, bei skrofulösen und tuberkulösen Erkrankungen und schwer 
heilenden Hautdefekten und eiternden Wunden. 

NEUHEIT 1928 
Kleine Künstliche Höhensonne (Handiampe) 

— Original Hanau — 

Tragbar zum Gebrauch am Bett 
des Patienten! (Passende Transport¬ 
koffer aus Vulkanfiber sind ebenfalls 
lieferbar.) 

An jeder normalen Wanddose an- 
schliessbar! Zündstrom nicht über 
6 Ampere. Keinerlei Leitungsände¬ 
rungen. Keine Defektgefahr durch 
Falschpolung 1 

Für Krankenhäuser ausserordent¬ 
lich zweckmässig, weil man jetzt alle 
bettlägerigen Patienten, für die ein_ 
Transport zum allgemeinen Bestrah¬ 
lungsraum nicht in Frage kommt, 
schon in den Krankenzimmern be¬ 
strahlen kann. 

PfCIQQ ^ erk einschliesslich Vej-- 
riClOC packung u. Bruch Versicherung 

für Gleichstrom ! das Porto tritt hinzu. 
für Wechselstrom RM. 263,— [ 

r.f Die Bezeichnung ,Künstliche Höhensonne4 ist das uns gesetzlich geschürzte 
«Warenzeichen für unsere rewährte Quarzlampe — Original Hanau —. Es ist nicht 
"gestattet, irgendwelche andere Bestrahlungsapparate etwa als ^Künstliche Höhen¬ 
sonne“ oder „Höhensonne4 zu bezeichnen! Wir warnen vor jeder derartigen m 
bräuchüchen Benutzung unseres Warenzeichens. 

Grnsse Ersparnisse für Krankenhäuser 
ergeben sich durch verstärkte Anwendung der Höhensonnenbestrahlungen, 
weil sie den Heilverlauf fast jeder Erkrankung durch Verstärkung oder 
Wiederbelebung der natürlichen Abwehrkräfte beschleunigen. Besonders die 
neue „Kleine Künstliche Höhensonne“ — Original Hanau - 
müsste in jedem Stockwerk aller Krankenhäuser zur Verfügung stehen. 

Man erzielt schnellere Heilung \on Operations- und Verletzungswunden; 
die Höhensonnenbestrahlung wirkt desinfizierend, desodorisierend, aus¬ 
trocknend, regt die Wundreaktion an, reinigt infolgedessen die Wunde, 
fordert die Bildung einer gesunden Granulation und randständiger Epi- 
thelien. wirkt durch Förderung der oxydierenden und reduzierenden Stoff- 
wcchsclvorgänge indirekt auch in jdie Tiefe, fördert die Resorption von 
Exsudaten. 

Man erzielt schnellere Kräftigung bei Erschöpfungszuständen nach Ope¬ 
rationen, Geburten oder Abortus; beschleunigte Genesung bei Rekonvales¬ 
zenten durch allgemeine Krafiigung und schnellere Hebung des Allgemein¬ 
befindens, durch Vertiefung des Schlafes und Hebung des Appetits. 

Mit der neuen „Kleinen Künstlichen Höhensonne“ — 
Original Kanau — können bei eintretenden Infektionen auch solche 
Kinder ohne Unterbrechung weiter bestrahlt werden, die isoliert worden 
sind und der Ansteckungsgefahr wegen nicht mehr in den gemeinsamen 
Bestrahlungsraum hineingebracht werden dürfen. 

Quarziampen-Gesellschaft m. t>. H. 
HANAU AM MAIN, Postfach S96 
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usw., nach, so verliert er Praxis und Einkommen. Seine 
Patienten wandern zu seinem Konkurrenten ab. Er ist 
daher unfrei. 

Dazu kommt noch, daß der Kassenarzt, wenn er 
nicht ..nett“, d. h. willfährig und nachgiebig ihren 
Wünschen gegenüber ist. Unannehmlichkeiten, ja sogar 
körperlichen Gefahren ausgesetzt ist. Häufig genug 
kommt es vor, daß ein Versicherter, wenn er vom Arzt 
nicht arbeitsunfähig oder seiner Meinung nach zu früh 
wieder arbeitsfähig geschrieben wird, den Arzt be¬ 
schimpft und bedroht, im Wartezimmer anpöbelt, die 
dort wartenden Patienten beunruhigt und gegen den 
Arzt aufhetzt, ihn bei seiner Verwandtschaft und Be¬ 
kanntschaft schlecht macht, also auch wirtschaftlich 
schädigt. 

Aus diesen Gründen ist der Kassenarzt nicht „frei 
und imabhängig“; er ist der denkbar ungeeignetste Be¬ 
gutachter der Arbeitsfähigkeit und kann daher auch die 
angeführten Forderungen des Aerztetages nicht erfül¬ 
len. Er ist.- juristisch ausgedrückt, „befangen“. Hier¬ 
durch findet auch die häufig von Unkundigen nicht 
verstandene Tatsache ihre Erklärung, daß bei der Nach¬ 
untersuchung der von Kassenärzten arbeitsunfähig Ge¬ 
schriebenen in ganz Deutschland durchschnittlich etwa 
60 Proz. für arbeitsfähig befunden werden. Diese Un¬ 
freiheit und Abhängigkeit der Kassenärzte ist auch der 
Grund, weshalb in Rußland die arbeitsunfähig Geschrie¬ 
benen schon am dritten Tage, in Moskau am fünften 
Tage nach der Krankmeldung vertrauensärztlich nach¬ 
untersucht werden. Der Kassenarzt sollte sich daher 
auf die Behandlung seiner Kranken beschränken; die 
Behandlung sollte von der Begutachtung getrennt wer¬ 
den. — *p 

Es war ein grundsätzlicher Fehler der sozialen Ge¬ 
setzgebung. dem Kassenarzt neben der behandelnden 
Tätigkeit auch die ihm wesensfremde und schwierige 
Begutachtung der Arbeitsfähigkeit zu übertragen. 

Bei der bevorstehenden Revision der RVO. sollte es 
Aufgabe der gesetzgebenden Körperschaften sein, zu 
prüfen, ob die Trennung der behandelnden von der be¬ 
gutachtenden Tätigkeit des Kassenarztes möglich und 
durchführbar ist. In England ist meines Wissens eine 
solche Trennung schon durchgeführt. 

(Norddeutsches Aerzteblatt 1928/87.) 

„Wohlwollende“ Quittungen. 

/ Bei einer schlesischen Mittelstands-Versicherung 
(Krankenunterstützung ohne Vertrag mit der Aerzte- 
schafl — in der Art der „Selbsthilfe“) wurden von den 
Mitgliedern vorschriftsmäßig die bezahlten Arztliquida¬ 
tionen vorgelegt und mit einem Abzug von 20 Proz. von 
der Kasse vergütet. Dabei stellte es sich heraus, daß ein 
.Arzt den Kranken stets den vollen Betrag seiner Liquida¬ 
tion quittiert hatte, aber sich selbst nur 80 Proz. des Be¬ 
trages zahlen ließ. Da der Zulauf aus den Kreisen dieser 
Versicherung ein recht bedeutender war — wobei dahin¬ 
gestellt bleibt, ob dies die Folge der wohlwollenden Quit¬ 
tungserteilung oder seiner Beliebtheit in diesen Kreisen 
war — , sah sich die Verwaltung der Kasse durch das Ver¬ 
halten der Mitglieder geschädigt. Sie zieht nunmehr die 
zuviel quittierten Beträge — auf die der betreffende Arzt 
verzichtet haben soll — von den Mitgliedern ein. Sie stellt 
sich dabei offenbar auf den Standpunkt, daß dem Arzt, 
der solche Quittungen über den gezahlten Betrag hinaus 
ausslellt, die Möglichkeit einer wohltätigen Handlung 
freistehen soll, daß aber die Schädigung der Versiche¬ 
rungskassen darin besteht, daß die Sperre gegen eine 
übertriebene Inanspruchnahme der ärztlichen Behand¬ 
lung, die in der satzungsgemäßen Teilzahlung durch den 
Versicherten liegt, unwirksam gemacht wird, wenn das 
Mitglied derartige unrichtige Quittungen der Versiche- 

rungskasse zur Wiedererstattung einreichl. Von diesem 
Standpunkte aus wird die Einziehung des zuviel gezahlten 
Betrages von den Mitgliedern verständlich. 

Die Angelegenheit gewinnt jedoch für die Allgemein¬ 
heit der Aerzteschaft eine weit größere Bedeutung. Der 
Hartmannbund, der seitens des Deutschen Aerzlevereins- 
bundes den Auftrag erhalten hat, die Verhandlungen mit 
den Mittelstandsversicherungen zu führen und gegebenen¬ 
falls Vereinbarungen zu treffen, hat im Rahmen seiner 
Kommissionen, aber auch in voller Oeffentlichkeit vor der 
Hauptversammlung in Eisenach diese Angelegenheit zur 
Sprache gebracht und dabei unzweideutig es ahgelchnl, 
den Aerzten zu gestalten, Gefälligkeitsquitlungen in ir¬ 
gendwelcher Form auszustellen. Es ist dabei von nam¬ 
hafter ärztlicher Seile offen ausgesprochen worden, daß 
die Ausstellung einer Quittung vor Bezahlung oder dio 
Ausstellung einer Quittung über einen höheren Betrag, 
als der Arzt verlangt, sich als Betrug oder Beihilfe zum 
Betrug kennzeichnen würde. Die Standesorganisationcn 
der Aerzteschaft würden in solchen Fällen Vorgehen müs¬ 
sen, und es bestünde auch die Gefahr des Einschreitens 
der Gerichte. Es ist aus diesen Gründen an der Zeit, Maß¬ 
regeln zur Beseitigung eines UebeLstandcs zu treffen, der 
dem Ansehen der Aerzteschaft schädlich sein muß. Es 
muß jedem Kollegen, der selbst in bester Absicht eine 
solche Quittung über den wirklich erhaltenen Betrag hin¬ 
aus ausstellt, klar werden, daß er hiermit in Gegensatz 
zu den berechtigten Interessen einer Einrichtung tritt, die 
zwar nicht direkt zum Nutzen der Aerzteschaft geschaffen 
worden ist, wohl aber in dem Vertrauen auf die Richtig¬ 
keit der Angaben der einzelnen Aerzte aufgebaut ist und 
diesen insofern Vorteil bringt, als das Aufsuchen des Arz¬ 
tes mindestens erleichtert wird. Wenn sich nun für diese 
Einrichtung ein prozentualer Zuschuß seitens des Patien¬ 
ten als notwendig erwiesen hat, um auf die übermäßige 
oder oft unnötig starke Inanspruchnahme des Arztes eine 
Sperre zu legen, so bedeutet eine solche unrichtige Quit- 
tungserteilung seitens einzelner Aerzte, die zumeist auf 
Wunsch der Patienten immer stärker um sich zu greifen 
scheint, nicht nur eine Schädigung der Vcrsicherungs- 
einrichtung, sondern sogar eine Gefahr für deren Be¬ 
stehen. Es sind daher auch bereits im Westen Deutsch¬ 
lands Fälle vorgekommen, in denen die Mitglieder der 
Versicherung mit eiher Klage wegen Betruges, die Aus¬ 
steller der „wohlwollenden“ Quittungen aber wegen Bei¬ 
hilfe zum Betrüge bedroht worden sind. 

Der Hinweis auf solche Möglichkeit wird sicherlich 
genügen, um auch diejenigen Kollegen, die in der Ab¬ 
sicht, einen Teil ihrer Forderung bedürftigen Patienten 
zu erlassen, einen höheren Betrag quittieren, als gezahlt 
wurde, klarzumachen, daß diese Wohltätigkeit auf Kosten 
der Krankenversicherung geübt wird, und daß es notwen¬ 
dig ist, für solche Wohltätigkeit andere Wege einzuschla¬ 
gen, die weder der Versicherung, noch dem Ansehen der 
Aerzteschaft Schaden bringen. 

(Schlesische Aerzte-Korrespondenz Nr. 15, 1928.) 

Vereinsnachrichten. 
(Originalbericht des Bayer. Aerztl. Correspondenzblattes.) 

Aerztlicher Bezirksverein München-Stadt. 

(Ordentl. Mitgliederversammlung vom I I Scpt. 1928.) 

Vorsitzender: Herr Ghristoph Müller. 
Der Vorsitzende gibt zunächst bekannt, daß die 

am 13. August gesetzmäßig gewählte Vorstandschaft 
sich inzwischen konstituiert und ihn zum 1., Herrn 
Obermedizinalrat Dr. Seiderer zum 2. Vorsitzenden, 
Herrn Dr. Otto Schmid zum Schriftführer und Herrn 
Sanilätsrat Dr. Siel mann zum Schatzmeister gewählt 
habe. Er gedenkt alsdann der großen Verdienste 
der letzten Vorstandschaft, insbesondere ihres 
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1. Vorsilzenden Dr. Kustermann. Kustennann habe 
im .Jahre 1!J22, wo kaum ein anderer Stand mehr als 
die Aerzteschalt sicli in einer wirtschaftlichen Not¬ 
lage befand, sein schweres Amt übernommen und die 
Not durch geeignete Maßnahmen jzu lindern gesucht, 
und auch später sich den Belangen der Aerzteschalt 
mit ganzer Kraft gewidmet. Besonderer Dank gebühre 
ihm auch für die Geschäftsführung in der Uebergangs- 
zeit und seine schwierige und umsichtige Tätigkeit 
als Wahlleiler. — Bezüglich der Schaffung des Aerzle- 
gesetzes, auf dessen Grundlage der Verein heute auf- 
gebaut sei, sei auch vor allem unseres überragenden 
Führers Stander gedacht, neben ihm des Ehrenvor¬ 
sitzenden des Vereins, Dr. Kerschensteiner. Dank 
gebühre auch dem Landtag und der Regierung, mit 
ihnen den Herren Geheimrat Dieudonne und Mi¬ 
nisterialrat Wirsch inger für das große Verständ¬ 
nis, das sie den Wünschen der Aerzte entgegenge- 
bracht haben. Auf das Programm, unter dem er die 
Führung des Vereins übernommen, eingehend, stellt 
Redner die Einigung der Münchener Aerzte an die 
Spitze. Alles Persönliche müsse ausgeschaltet, die Ver¬ 
handlungen sollten nicht nur in einem parlamentari¬ 
schen, sondern auch in einem akademischen Tone ge¬ 
führt. in dem Gegner stets der Kollege gesehen wer¬ 
den. Der Verein müsse sich, seiner Größe und Bedeu¬ 
tung entsprechend, an den zentralen Stellen mehr Gel¬ 
tung verschaffen, nicht nur als ausführendes Organ 

dastehen. Die vielseitigen, für die Aerzteschalt erstre¬ 
benswerten Ziele berührend, versichert er, daß er nach 
bestem Können und mit dem größten Verantwortungs¬ 
gefühl sein Amt versehen werde. Man solle ihm Zeit 
lassen, sich das Vertrauen der Kollegen zu erringen. — 
Anläßlich des 70. Geburtstages Geheimrat Frdr. von 
Müllers beantragt der Vorsitzende unter Hervor¬ 
hebung seiner Bedeutung als Gelehrter und Lehrer 
und seiner mannigfachen Verdienste auch in anderer 
Richtung unter allgemeiner Zustimmung der Versamm¬ 
lung, ihn telegraphisch zu beglückwünschen. 

Herr Kustermann dankt für die vom Vorsitzenden 
an ihn gerichteten anerkennenden Worte, die er auf seine 
Mitarbeiter zu übertragen bittet, und wünscht der Vor¬ 
standschaft vollen Erfolg. 

Herr Theodor Brunner gibt nach vorangehenden 
erläuternden Ausführungen im Aufträge der der Wahl¬ 
gemein schaft angehörenden Mitglieder der Vorstand¬ 
schaf l folgende Erklärung ab: 

„Die erste Aufgabe, wTelehe die neugewählte Vor¬ 
standschaft des Bezirksvereins zu lösen hatte, war die 
Wahl der engeren Vorstandschaft. Dabei hat unsere 
Gruppe, um ihrerseits die Grundlage zu einer ein¬ 
trächtigen Standesarbeit zu schaffen, in loyaler Wür¬ 
digung des Ausfalls der Wahlen und mit Zurückstel¬ 
lung der Parteimeinung freiwillig alle ihre Stimmen 
dem Kandidaten der Gruppe C, Herrn Müller als 
1. Vorsitzenden gegeben. Wir heben hervor, daß dieses 
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Die Lungentuberkulofe und ihre diagnofiifdien Irrtümer 
Von Dr. K. NICOL und Dr. G. SCHRÖDER 

VIII, 196 Seiten und 42 Abbildungen. Preis Mk. 2.50, gebunden Mk. 9.—. 

Das er/reulidienvei/e in redit handlicher Kürze gefdxriebene Bändchen enifpridd einem feit langem vorhandenen 
Bedürfnis und ift in erfier Linie für den praktifchen Arzt beflimmt, „der im Kampf gegen die Tuberkulofe in vorderfter Linie 
fleht". Da uns die letzten Jahrzehnte in immer fteigendem Maße zu diefem Kampfe zwangen, die klaffifchen Forfchungs- 
ergebniffe namentlich Rankes uns aber audt zu vielfach neuen Ergebniffen und Anfchauungen über Entfiehung und 
weitere Entwicklung der Tbc. beim Menfdien führten, bringt das Werk namentlich für den älteren Praktiker eine ausge¬ 
zeichnete Gelegenheit, fleh mit der ebenfo wichtigen wie z. T. fchwierigen Materie vertraut zu machen und mit feinem 
Wiffen fein Können umzußellcn. Für einen erfolgreichen Kampf ift es nicht nur von größter Bedeutung, die verheerende 
Seuche möglichft im Beginn zu erkennen und zu erfaffen, fondem auch die erforderliche Kritik nicht zu kurz kommen 
zu taffen, um nidit für den einzelnen, wie für die Allgemeinheit fchwer wieder gut zu machenden Schaden anzurichten; 
die reddzeitige Erkennung einer beginnenden Tbc. und die Ausfonderung der wirklich behandlungsbedürfligen Fälle aus der 
großen Sdiar der Kranken und Krankgcwefcnen ift gerade jetzt in der Zeit der fchweren wirtfchaftlichen Not ein unum- 
gängUdies Gebot. Ein Wegweifer dafür fall das Werk fein. — Die Darftellung ift klar und in ihrer Kürze wohltuend, fie 
wird aufs hefte unierftüizt durch forgfäliig ausgewählte Abbildungen. In jedem Fall ift das Buch eine wirkliche Bereicherung 
unferer Tuberkulofeliteraiur und jedem Arzte zur Anfthaffung warm zu empfehlen. Birke. 

Zentralbl. f. d. gef. Tbc.-Forfchung 6. 2. 28. Berlin. 

Die ambulaiorifche Beobachtung Lungenkranker 
mit den Hilfsmiiieln des prakiifdien Arztes 
Von Profeffor Dr. med. et phil. H. v. HAYEK, Innsbruck. 

IIS Seiten. Preis Mk. 4.—, gebunden Mk. 5.—. 

Ein edder Hayek, inhaltlidi wie fpraddich aus einem Guß. In der fchlichteften, jedem Arzt verftändlichen Weife 
fpridit hier der geübte Fach- zum Allgemeinpraktiker über ambulante Beobachtung, ihre Hilfsmittel in der Allgemein¬ 
praxis, häufige Krunkhcitsbilder und fchließt mit der Bekanntgabe klajfifcher Leitfätze. IRas verfchlägt es da, wenn der 
einzelne zum Beifpiel objektive Unterlagen (Röntgenbild, Blutunterfuchungen ufw.j, ebenfo wie Gasbruftbehandlung anders 
bewertet, wenn man die Möglichkeiten der Erkennung und erfolgreichen Behandlung durch den praktifchen Arzt zurück¬ 
haltender beurteilt! Jeder kann da nur aus feiner Erfahrung fein Urteil bilden. Und Hayeks Erfahrung ift kurz gefaßt 
die: wir braudien keine überfeinerten Zuftandsdiagnofen, fondem gute Dauerbeobahtung. wir wollen keine tehnifh- 
hamhverksmäßige Arbeit, fondem ein Erfaffen der Perfönlihkeit des Kranken. Man mähte wünfhen, daß reht viele 
Kollegen das Budi lefen und feine Anregungen befolgen und daß alle feine treffenden Ausführungen über die Gefahren¬ 
quellen aus dem Röntgenbild, über das Wefen der Körperwärme, über Pleuritis u.a.m. in der Praxis verwerten. 

Deutfhe Med. Wohenfhrift Nr. 5, 1928 (Leipzig). 
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Zugeständnis gemacht wurde, trotzdem die Gruppe (' 
nicht einmal eine Aussprache zu diesem Waldgang 
zugelassen hatte. 

Der Dank für unsere Haltung ließ nicht auf sich 
warten: er bestand darin, daß die Gruppe C hierauf 
auch noch die Stelle des 2. Vorsitzenden, die schon 
nach dem allgemeinen Slärkeverhällnis und dem ein¬ 
lachen parlamentarischen Brauch zweifellos unserer 
Gruppe gebührte, für sich forderte und mit 12 gegen 
9 Stimmen ihrem Mitglied. Herrn Seiderer, übertrug. 

Die zwingende Folge dieser Xiederslimmung eines 
gerechten Anspruchs war für uns der Verzicht auf 
die Teilnahme an der Wahl der übrigen beiden Stellen. 
Diese wurden von der Gruppe C besetzt, hin \ er¬ 
such. weiterhin die Führer der Gruppe G von der 
Unhaltbarkeit des Zustandes zu überzeugen, wurde 
unter Hinweis auf die Majorität, die tatsächlich nur 
1 Stimme beträgt, abgelehnt. 

Diese Vorgänge haben programmatische Bedeutung 
und geben eindeutigen Aufschluß über die von den 
Vertretern der Gruppe G zu erwartende Behandlung 
der Münchener Standesverhältnisse, die nur zum t n- 
frieden führen muß. Die von der Gruppe C geschaf¬ 
fene Lage veranlaßt die Vorstandsmitglieder der Wahl¬ 
gemeinschaft folgendes im besonderen zu erklären: 

Bei der Stimmabgabe für den I. Vorsitzenden sind 
wir von der Hoffnung und der unerläßlichen Voraus¬ 
setzung ausgegangen, bei den Führern der Gegenseite die¬ 
selbe ernste und gewissenhafte Verständigungsbereit¬ 
schaft zu finden, die wir selbst bewiesen haben. Nach den 
gemachten Erfahrungen ist eine solche Bereitschaft nicht 
vorhanden. Wir sind deshalb auch nicht mehr in der 

Lage, Herrn Müller das in entgegenkommender Weise 
zugebilligte Vertrauen weiterhin zu erweisen.“ 

Der Vorsi Izcndc fühlt sich veranlaßt, dieses Vor¬ 
gehen als Sabotage zu bezeichnen. Herr Perutz erklärt, 
daß er keiner der beiden Gruppen angehöre. Nach seiner 
langjährigen Erfahrung sei es bisher nicht Sille gewesen, 
solche Interna der Vorstandschaft im Plenum zu behan¬ 
deln. Er wendet sich gegen die Angriffe Brunners. Die 
von tiefem Ernst und Verantwortungsgefühl getragenen 
programmatischen Ausführungen des Vorsitzenden hät¬ 
ten eine andere Antwort verdient. Wir hätten die Pflicht, 
uns hinter ihn zu stellen und dem Versuch, Unfrieden 
und Mißtrauen zu Beginn der Arbeit der Vorslandschafl 
zu säen, entgegenzutreten. — 

Herr Sielmann als Schatzmeister erstattet den Vor¬ 
anschlag für den Mitgliedsheitrag, den er nach umfang!- 
reichen Berechnungen aufgestellt hat. Es handelt sich um 
1450 Mitglieder. Der Beitrag wird für die Aerzle in freier 
Praxis auf 30 M. festgesetzt, für beamtete Aerzle ohne 
Praxis auf 10.50 M., für beamtete Aerzte mit Praxis auf 
15 M., während die Assistenzärzte beitragsfrei bleiben. 
Das Geschäftsjahr beginnt am 1. Juli. 

Es folgt alsdann die Wahl der Ausschüsse, die 
auf Antrag der Vorslandschafl schriftlich vorgenommen 
wird. Die Amtsdaucr der Ausschußmitglieder wird auf 
4 Jahre festgesetzt. Bei der Wahl des Ausschusses für 
das berufsgerichtliche Vorverfahren weist der Vor¬ 
sitzende auf die außerordentliche Bedeutung dieses 
Ausschusses besonders bin und dankt hierbei Herrn 
Neustadt für die prompte Erledigung des in die Ücber- 
gangszeit gefallenen, sehr umfangreichen Materials. 

Das Ergebnis der Ausschußwahlen soll im „Roten 
Blatt“ veröffentlicht werden. G. 

Schutz- 
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Fortbildungslehrgang betr. Tuberkulose. 

Die Landesversichcruhgsanstalt Schwaben veranstal¬ 
tet in der Zeit vom 1. bis (i. Oktober d. .1. in ihrer Ileü- 
stätte Wasach bei Oberstdorf im-Allgäu einen ärztlichen 
Fortbildungslehrgang in der Diagnose, Prognose und 
Therapie der Tuberkulose. 

Vortragen werden die Herren Universitätsprofessor 
Dr. Groll (München), Universilätsprof. Dr. Häcker 
Augsburg), Privatdozent Dr. Ly dt in (München), Lhet- 

arzt Dr. Schäfer (Wasach), Anstaltsärzte Dr. Schmitt 
und Littig (Wasach). 

In der 2. Oktoberwoche ist Gelegenheit zu prak¬ 
tischen Hebungen in der Heilstätte gegeben. 

Zu dem Lehrgang sind auch praktische Aerzte will¬ 
kommen. Für die Teilnahme wird keine Gebühr eiv 
hoben. Unterkunft wird vermittelt. 

Anmeldungen werden an den Vorstand der Landes¬ 
versicherungsanstalt Schwaben in Augsburg erbeten, 
von dem auch der Tagungsplan zu beziehen ist. 

Amtliche Nachrichten. 

Dienstesnachrichten. 

Vom 1 Oktober 1928 an wird der prakl. Arzt und 
Krankenhausarzt Dr. med. Anton Fuchs in Roding 
zum Rezirksarzt für den Verwaltungsbezirk des Bezirks¬ 
amts Burglengenfeld und der Stadl Schwandorf in etat¬ 
mäßiger Eigenschaft ernannt. 

Vereinsmitteilungen. 

2. Zur Aufnahme in den Verein als außerordent¬ 
liches Mitglied hat sich gemeldet Herr Oberregierungs- * 
Mcdizinalrat Dr Karl Weiler, Facharzt für NerVen- 
und Gemütsleiden, Luisenstr. 13. 

3. Der Vorsitzende der Honorarkontrollkommission, 
Herr San.-Rat Dr. Cohn, ist vom 21. September bis 
12. Oktober verreist. Vertreter: Herr Sanitätsrat Dr. 
Neger. 

Dritte Rheumatagung in Berlin. 

Die dritte Tagung der Deutschen Gesellschaft für Rheuma¬ 
bekämpfung wird unter dem Vorsitz von Ministerialdirektor i. R. 
Wirk!. Geh. Obermedizinalrat Prof. Dr. Dietrich Berlin; vom 4. 
bis 7. November 1928 in Berlin tagen. Gegenstand der Tagung ist 
die ..Klinik der rheumatischen Erkrankungen ‘. Es werden in den 
verschiedenen Kliniken Berlins Demonstrationsvorträge über die 
rheumatischen Erkrankungen und ihre Beziehungen zu den ver¬ 
schiedenen Disziplinen der Medizinen stattfinden. Vorträge haben _ 
bis jetzt zugesagt die Herren: Prof. Adrion. Prof. v. Bergmann, 
Geheimrat Prof. Bier. Prof. Gocht. Prof. Gudzent, Dr. J. Kroner, 
Geheimrat Prof. Krückmann. Dr. Laqueur, Geheimrat Prof. Straß¬ 
mann, Geheimrat Prof. Strauß. Prof. Umber. Prof. Weingärtner 
und Dr. Zimmer. 

44. Baineologenkongreß. 

Der 44. Balneologenkongreß wird vom 23. bis 27. Januar 1929 
unter dem Vorsitz von Ministerialdirektor i. R. Wirk!. Geh. Ober- 
medizinalraf Professor Dr. Dietrich in Berlin tagen. Er ist ein 
Jubiläumskongreß, nachdem die Balneologische Gesellschaft am 
14. Oktober 1878 begründet wurde und der erste Balneofogen- 
kongreß an den gleichen Tagen des Jahres 1379, also genau vor 
50 Jahren, getagt hat. Das Grundthema lautet: „Wissenschaft und 
Forschung in der Balneologie". Der Kongreß wird Gelegenheit 
geben, einen Rückblick auf die Fortschritte der Balneologie in 
dem letzten haiben Jahrhundert zu geben, und dürfte wohl auch 
über die Aufgaben und Ziele der Balneologie manch Wissens¬ 
wertes bringen. Es ist bereits eine Reihe von Vorträgen hervor¬ 
ragendster Vertreter der Balneologie angemeldet, u. a. von Hofrat 
Prof. Dr. H. H. Meyer Wien . Geheimrat Prof. Dr. H. Sellheim 
Leipzig . Prof. Dr. A. Strasser Wien . Geheimrat Prof. Dr. Strauß 
Berlin . Prof. Dr. Adolf Loewy (Davos;, Prgf. Dr. A. Buschke 
Berlin . Prof. Dr. W. Heubner Göttingen), Sanitälsrat Dr. Saat¬ 

feld (Berlin), Prof. Dr. Cursehmann Rostock;, Prof. Dr. Arnoldi 
Berlin . Dr. \V. Kaiser Berlin-Adlershof , Dr. Hirsch (Charlotten¬ 

burg . Dr. Eduard Weisz Bad Pistyan), Dr. A. Laqueur (Berlin . 

BUcherschau. 

Die Schäden der sozialen Yemchernngen nnd Wege zur Besserung. 
Von Erwin Liek, Danzig. Zweite stark vermehrte Auflage 
J. F. Lehmanns Verlag, München 1928.118 S. Preis geh Mk. 5.—. 

Von dem Liekschen Buch liegt eine neue Auflage vor, das 
7. bis 9. Tausend. — Die Einnahmen aus dem Buche hat Verfasser 
bekanntlich einem karitativen Zwecke zugewendet. Der Umfang 
des Buches hat sich um fast 40 Seiten vermehrt. Am Schlüsse 
stellt er das gesamte Quellenmaterial zusammen. Einige rechnerische 
Versehen, für Grundlage und Ziel des Buches belanglos, wurden 
richtiggestellt. Die Beweiskraft seiner Ausführung wurde durch 
viele Zusätze gestützt. Ueber das Buch ist so viel geschrieben 
worden, dass es kaum möglich sein wird, etwas Wesentliches 
hiozuzufügen, höchstens den Wunsch, dass alle Kollegen und 
auch die andern, die es angeht — die Gesetzgeber und die es 
noch nicht gelesen haben — sich seinen Inhalt zunutzen machen 
möchten, denn bei der heutigen, unter der Auswirkung der letzten 
Reichstagswahl immer mehr sich verschärfenden Krise des ärztlichen 
Berufs kann es dem gesamten Aerztestand nur willkommen sein, 
wenn alle Kollegen ernsthaft mit den im Buche berührten Fragen 
sich beschäftigen und in geschlossener Einigkeit jeder an seinem 
Teil an der Besserung der Verhältnisse mitarbeiten. Das Buch 
ist von prominenter Beite als gefährlich bezeichnet worden und 
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manche der an der Durchführung der sozialen Versicherungen 
Beteiligten, zumal die Nutzniesser, mögen sich getroffen fühlen. 
Wahrheit pflegt meistens wehe zu tun, und doch hat Liek so ein¬ 
dringlich wie nie einer zuvor ausgesprochen, was viele in unseren 
Reihen längst gefühlt haben. Noch niemand hat so von grossen 
Gesichtspunkten ausgehend, so umfassend und in so glänzender Dar¬ 
stellung die ganze Frage behandelt, wie der ganze Ausbau der 
Sozialversicherungen der Stellung des Arztes, seiner und der 
Versicherten Moral der Leistungsfähigkeit der einzelnen Menschen 
im Ueberwinden, dem Gefühl der Selbstverantwortlichkeit Schaden 
gebracht hat. Dabei hören wir immer, wie andere Völker unsere 
Sozialversicherung bewundern, merkwürdigerweise machen sie uns 
dieselbe, wenigstens nicht in dem Ausmasse und nicht in der 
Art der Durchführung nach, sie scheinen die ethischen Aus¬ 
wirkungen des »stolzen Baues der sozialen Gesetzgebung« offen¬ 
bar zu furchten. Der Verfasser reisst aber nicht nur zusammen, 
sondern er gibt sich redlich Mühe auszusinnen, wie der gerügte 
Schaden behoben werden kann. Mag man auch nicht mit ihm 
in allem, was er hier vorschlägt, einig gehen, gerade dieser Teil 
wird mit besonderem Interesse gelesen werden. Auf diesem vom 
Verfasser betretenen Gebiet — mit oder ohne Liek — wird sich 
in kommenden Zeiten der Kampf um die wirkliche — auch ethische 
Gesundung des deutschen Volkes, der Kampf der Aerzte um ihr 
Ansehen und ihre Existenz abspielen. Neger, München. 

Die Apotheke zum Mohren in Nürnberg von Hermann Peters, 
neubearbeitet, ergänzt und illustriert von Fritz Ferchl, Mitten¬ 
wald. Verlag: Wissenschaftliche Verlagsanstalt Stuttgart. 

Nach der ausgezeichneten Monographie »Münchens älteste 
Apotheke« von Fritz Ferchl, Mittenwald, ist eine zweite Mono¬ 
graphie »Die Apotheke zum Mohren in Nürnberg« in neuem Ge¬ 
wände erschienen Sie reiht sich der ersten Monographie würdig 
an. Ganz ausgezeichnet geschrieben ist Kapitel I: Das mittel¬ 
alterliche Apotheken wesen in Nürnberg, Kapitel II behandelt: 
Aus der Gründungszeit der Apotheke zum Mohren und Kapitel 
HI: Die höchste Blüte Nürnbergs und seines Medizinalwesens. 
Diese Kapitel geben einen vorzüglichen Einblick in Apotheken 
und Apothekengebräuche des frühesten Mittelalters wie zu An 
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fang des 17. Jahrhunderts. Hervorragend und sehr interessant ist 
der Bildschmuck. Die Ausstattung des Buches gereicht der 
Wissenschaftlichen Verlagsanstalt Stuttgart zur Ehre. 

Kustermann. 

Zur Erinnerung au F. A. Fltickiger als Fharmaziehisloriker. 
Ein fleissig geschriebenes Buch mit hervorragender Ausstattung 
von Privatdozent Dr. A. Haefliger in Basel, dem Andenken des 
Altmeisters der Geschichte der Pharmazie gewidmet. Es ist das 
zweite Buch der »Veröffentlichungen der Gesellschaft für Ge¬ 
schichte und Pharmazie«. Kustermann. 

Für die Redaktion verantwortlich: Dr. H. Scholl, München. 
Für die Inserate: Adolf Dohn. München. 

Arzneimittelreferate. 
Ueber Arsenbehantllnng bei Morbns Basedowll. Von Dr. E- 

Hauser (Therapeutische Berichte 1928, Nr. 1). Bei der internen 
Behandlung des Morbus Basedowii muss das Hauptgewicht auf 
die Allgemeinbehandlung gelegt werden. Zur Bekämpfung der 
Abmagerung, der Nervosität und Herzstörung ist in erster Linie 
für körperliche und geistige Ruhe zu sorgen. Gegen die Ab¬ 
magerung ist neben einer Mastkur die Ir.jektionstherapie mit 
Solarson wärmstens zu empfehlen. Dieses Arsenpräparat wird 
im Gegensatz zu den Kakodylaten im Organismus völlig ausge¬ 
nützt, macht nie Reizerscheinungen und ist frei von unangenehmen 
Nebenwirkungen, wie Knoblauchausdünstungusw. Ich habein einer 
ganzen Reihe von Fällen prompte Gewichtszunahme bei ausge¬ 
zeichneter Verträglichkeit und Besserung des Allgemeinzustandes 
erzielt. 

Allgemeines. 
Bad Kissingen. Der 4. ärztliche Fortbildungskurs in Bad 

Kissingen wurde in diesem Jahre von einer grossen Anzahl Aerzte 
des In und Auslandes besucht. Nicht nur die interessante Vor¬ 
tragsfolge hervorragender Dozenten, sondern auch die modernen 
Kureinrichtungen des Bades geben Veranlassung zu der stets 
steigenden Beteiligung der Kurse. 

bürg hat neuerdings ein Patientenbuch herausgegeben, dessen 
Anordnung des Schemas für alle Aerzte, ob mit grosser Kassen¬ 
oder Privatpraxis oder für kleine und grosse klinische Betriebe, 
zweifellos sehr praktisch zu nennen ist. 

Unserer heutigen Ausgabe liegt ein Prospekt dieser Druckerei 
bei den wir besonderer Beachtung empfehlen. 

(Das Buch kann auch vom Verlag der Aerztlichen Rundschau 
Otto Gmelin München 2 NO 3, Wurzerstr. 1 b, bezogen werden.) 
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]Cr(i(Jnungsansprache von Geheimrat Dr. Dr. h. c. Alfons Stauder. 

Sehr geehrte Damen und Herren! 
^ * Liebe Kollegen! 

bayerische Staatsministerium des Innern, da¬ 
gegen die oberste Verwaltungsbehörde für unsere so viel¬ 
seitigen bedeutungsvollen und lebenswichtigen Beziehun¬ 
gen zu den reichsgeselzlichen Krankenkassen das Staats- 
ministerium für Landwirtschaft und Arbeit 
als Rechtsnachfolger des Ministeriums für soziale Für¬ 
sorge ist. 

Nun sind wir bayerischen Aerzte über den Rhein in 
die bayerische Rheinpfalz gezogen, um am Ostrande der 
Haardt im schönen Neustadt den 10. Bayerischen Aerzte- 
lag zu begehen. Unsere Tagung soll den pfälzischen Kol¬ 
legen sagen, wie dankbar wir ihnen sind, daß sie in den 
vergangenen zehn schweren Jahren so treu und unent¬ 
wegt oft unter den schwierigsten Verhältnissen zur baye¬ 
rischen Aerzteorganisation hielten mid die neun vergan¬ 
genen Acrztetage in Nürnberg, Passau, Würzburg und 
Lindau besuchten. Sie will Ihnen und der Bevölkerung 
dieses schönen bayerischen Landes bekunden, daß wir 
vom anderen Ufer des Rheins mit den herzlichsten Wün¬ 
schen und innigster Anteilnahme das Ringen, Streben und 
Sehnen der bayerischen Pfalz begleiten, daß Ihre Sehn¬ 
sucht und Ihre Ziele auch die uiisrigen sind, und daß wir 
uns als durch gleiches Schicksal eng verbundene Brüder 
fühlen, die unzertrennbar zusammengehören. In dieser 
Gesinnung bringe ich Ihnen, liebe Pfälzer Kollegen, und 
der schönen Pfalz den Gruß der ganzen bayerischen und 
deutschen Heimat und rufe Ihnen zu: „Glückauf!“ 

Zum erstenmal begehen wir den Bayerischen Acrzle- 
lag in der neuen Form; die alle isl von uns im vorigen 
Jahre in Lindau zum letzlenmal zur Anwendung ge¬ 
kommen. 

Heute (eilt sich der Aerztetag in eine Sitzung der 
Bayerischen Landesärztekammer, der slaat- 
lichen und durch das neue bayerische Aerztegeselz vom 
I. Juli 1927 begründeten Vertretung der bayerischen ärzt¬ 
lichen Bezirksvereine, und der Hauptversammlung der 
bayerischen ärztlich-wirtschaftlichen Vereine, die im 
B a y e r i s c h e n A e r z t e v e r 1) a n d ihre Landesorganisa¬ 
tion besitzen. Die Geschicke des ärztlichen Standes lassen 
sich zwar nach juristischen und vcrwaltuugsrechtlichen 
Grundsätzen trennen und aufteilen, wie wir dies ja auch 
in der Tatsache erblicken, daß die staatliche Aufsichts¬ 
behörde für die Bayerische Landesärztekammer, das 

In Wirklichkeit jedoch sind die Aufgaben unserer 
staatlichen und unserer freien wirtschaftlichen Berufs- 
verlrelung so innig miteinander verbunden, die W echsel- 
wirkungen gegenseitig so weitgehend, daß eine völlige 
Trennung unmöglich ist. 

So erscheint es mir berechtigt und notwendig, den 
beiden nach Gesetz und Satzung getrennten Tagungen 
von heute und morgen ein gemeinsames Vorwort, eine 
gemeinsame Einleitung zu geben und dadurch eine be¬ 
reits zur Tradition gewordene Sitte unserer bayerischen 
Acrztelage zu erhalten. 

Darüber hinaus aber lassen sich Geschick und Auf¬ 
gaben des bayerischen Arztes keineswegs trennen 
von denen des deutschen Arztes, und so wird es 
nicht zu vermeiden, sondern im Gegenteil immer wieder 
nötig sein, die Schicksalsverbundenheit unseres Tims mit 
dem aller deutschen Aerzte zu bekunden, weil es gerade 
auf dem Gebiete der Sozialpolitik im wesentlichen von 
der Gesetzgebung des Reiches abhängig ist. 

Ucberblicken wir die uns zur Bearbeitung gestellte 
Tagesordnung, so sehen wir zunächst bei der Tagung der 
Landesärztekammer, daß wir die zeitraubende und tech¬ 
nisch nicht leicht zu bewältigende Aufgabe vor uns haben, 
die Wahlen des Vorstandes der Kammer für die 
nächster vier Jahre vorzunehmeri. sowie die Wahlen 
zu den Berufsgerichten. 

Der Vorstand der Kammer und die Berufsgerichte 
erster und zweiter Instanz werden verantwortungsvolle 
und vielseitige Aufgaben zu lösen haben. Die Reinigung 
unseres Standes von Mißständen, wie sie durch die Ueber- 
füllung. die Kriegs- und InfiationsJahre, die materialisti¬ 
sche Berufsauffassung und die Absicht mancher Berufs¬ 
genossen. den Beruf des Arztes mehr als eine möglichst 
auszuschöpfende Yerdienstquelle ais wie ein mit rei¬ 
nen Händen, ehrlicher Hingabe und edlem 
Streben zu bearbeitendes Feld schwerster 
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und verantworlungsreicher Pflichten zu be¬ 
trachten. wird noch viel Arbeit verursachen. Auch wird 
es nicht ganz leicht sein, die Zusammenarbeit und das 
möglichst rasche Ineinandergreifen der Instanzenzüge 
im berufsgerichtlichen Verfahren sicherzu¬ 
stellen. 

Zweifellos hatte das frühere, mehr kollegiale und 
ohne Adel Aeußerlichkeit und Formalismus arbeitende 
Ehrengerichtsverfahren vor dem jetzt geltenden Berufs¬ 
gerichtsverfahren die Schnelligkeit seiner Ent¬ 
scheidungen voraus. Dagegen dürfte bei richtiger An¬ 
wendung der dem Berufsgerichtsverfahren der Aerzte- 
schaft übertragenen Rechte und Möglichkeiten eine Ver¬ 
urteilung von Schädlingen bei aller Möglichkeit prozes¬ 
sualer Verzögerung und Vertagung der Entscheidung um 
so nachhaltiger wirken, wenn allerseits der feste 
Wille besteht, Ordnung zu schaffen, und wenn 
die Bearbeitung des anfallenden Materiales 
ohne viel Zögern frisc’hen Mutes erfolgt. Es 
liegt an den Berufsrichtern selbst, die äußere Form mit 
flutendem Leben und Energie zu füllen. 

Das neue Gesetz gibt uns zudem das Recht, gewisse 
Standesgrundsätze für alle bayerischen Aerzte 
als verbindlich zu erklären. Wir werden heute 
zum erstenmal von diesem gesetzlichen Rechte Gebrauch 
machen können und die Beschlüsse zur Frage der ärzt¬ 
lichen Schwangerschaftsunterbrechung, welche 
uns bereits auf dem Passauer Aerztelag 1925 beschäftig¬ 
ten. als verbindliche Richtlinien für künftiges ärztliches 
Handeln zur nochmaligen Abstimmung unterbreiten in 
einer den Beschlüssen des Deutschen Aerztetages 1920 
angepaßlen Form. 

Als Hauptpunkt der heutigen Arbeiten aber wollen 
wir uns mit der Frage der Bekämpfung der Lun¬ 
gentuberkulose auf Grund der jetzigen Anschauun¬ 
gen beschäftigen. Da ist es mir eine große Freude und 
zugleich für die bayerische Aerzteschaft ein dringendes 
Bedürfnis, gemeinsam mit den führenden Gesellschaften 
auf diesem Gebiete, dem Landesverband zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose, den bayerischen 
Lungenfürsorgeärzten, den Landesversiche¬ 
rungsanstalten. den Gesundheitsämtern und 
Fürsorgestellen, diese wichtige ärztliche Aufgabe 
einer organisatorischen Lösung entgegenführen zu dür¬ 
fen. Die Möglichkeit dazu bietet uns der durch Gesetz 
geschaffene Rahmen unserer Landesärztekammer, die 
alle bayerischen Aerzte umfaßt, den Hochschullehrer und 
wissenschaftlichen Forscher, den Fürsorgearzt und den 
praktisch am Krankenbett tätigen Kollegen zusammcn- 
führt auf eine Plattform, welche eine gedeihliche Aus¬ 
sprache und Beschlußfassung ermöglicht und dadurch 
erst die organischen äußeren, aber auch die inneren Vor¬ 
aussetzungen schafft, die allein eine gedeihliche Zusam¬ 
menarbeit aller ärztlichen Kräfte möglich macht, ohne 
die auf dem Gebiete der Bekämpfung dieser wichtigen 
Volksseuche wirklich kein Erfolg erzielt werden kann. 

Heute gilt es, den Anfang zu machen auf dem weit¬ 
gespannten Gebiete der Fürsorge von Krankheitsgruppen, 
zwischen den beamteten Aerzten und der frei 
tätigen Aerzteschaft Ordnung zu schaffen, da¬ 
mit \olk^ und Vaterland den notwendigen Vorteil aus 
unseren Tun haben. Wir müssen gewillt sein, die hier 
noch vorhandenen Reibungsflächen zwischen den 
bestehenden Fürsorgeeinrichtungen und der 
A e r z t e s c h a i t auf ein Mindestmaß z u r ü c k z u - 
führen, die Möglichkeiten der freudigen Mitarbeit aller 
Aerzte bei der Bekämpfung der 'l uberkulose schaffen und 
die Abgrenzung von Fürsorge und Behandlung in einer 
Weise zu regeln, daß vielfach noch bestehende Hemmun¬ 
gen entfallen und die Zusammenarbeit aller maß¬ 
gebenden Faktoren zur Bekämpfung und Ein¬ 
dämmung der Tuberkulose gesichert ist. Es 

dürfte doch wohl die Uebcrzeugung aller maßgebenden 
Stellen sein, daß es ohne die fortlaufende und 
h i n g e b e n d e . Mi t a r b e i t aller A e r z t e a u f d e m 
Gebiete der S e u c h e n b e k ä in p f u n g und insbe¬ 
sondere auf dem der Tuberkulose wirklich 
nicht vorwärts geht und daß die behördliche 
Auf Ziehung der Fürsorge allein das ersehnte 
Ziel nicht näher bringt. 

Bereits der Deutsche Aerztetag in Würzburg im Jahre 
1927 hat die Richtlinien aufgestellt, welche eine gedeih¬ 
liche und friedliche Zusammenarbeit zwischen Fürsorge- 
ärzten und praktizierenden Aerzlen ermöglichen. Diese 
gipfeln in der Forderung der Anerkennung 
zweier Grundsätze durch die die Fürsorgetätigkeil 
maßgebend beeinflussenden Aerzte und Behörden. Sie 
lauten: 

1. Die Fundamente des freien ärztlichen 
Berufes dürfen durch den Ausbau staatlicher 
Fürsorge nicht erschüttert werden. 

2. Grundsätzlich soll ärztliche Behand¬ 
lung in der Fürsorgcarztläligkeit unterbleiben. 

Diese grundsätzlichen Beschlüsse, welche für jede Tä¬ 
tigkeit des Arztes auf jedem Gebiete sozialer Fürsorge zur 
Anerkennung kommen sollen, müssen wir heute auch auf 
dem speziellen Gebiete der Bekämpfung der Lungentuber¬ 
kulose in Beschlüsse niederlegen. Mit freudiger Genug¬ 
tuung darf festgestelll werden, daß die Leitsätze der 
drei Herren Berichterstatter, welche Ihnen ge¬ 
druckt vorliegen, diese Forderungen der Aerzle- 
schaft berücksichtigen, so daß wir, falls die Kam¬ 
mer dieselben billigt, einen guten Schritt vorwärts tun 
zur Beilegung bestellender Streitfragen und zur freudigen 
Mitarbeit auf diesem so wichtigen Gebiete. Es darf nach 
meinem Ermessen unter uns bayerischen Aerzlen künf¬ 
tighin keine Meinungsverschiedenheit mehr darüber be¬ 
stehen, daß es Pflicht jedes gewissenhaften Arztes ist. 
sein bestes Können einzusetzen, damit dit 
Volksseuche Tuberkulose nach den besten 
wissenschaftlichen und organisatorischen 
Methoden bekämpft wird. Finden wir in gemeinsamer 
Beratung den besten VVeg dieser Befürsorgung der an 
1 uberkulose Erkrankten, dann wird es auch nötig sein, 
das neue Wisse nsgut der Erkennung der 
Krankheit sowie die besten und sichersten Be¬ 
handlungsmethoden allen Aerzlen zu lehren 
und sie durch ständige und fortlaufende Weiterbildung 
zu befähigen, als Diener der Volksges und heil im 
Kampfe gegen die Tuberkulose Vortrefflich¬ 
stes zu leisten. Hier gilt es meines Erachtens nicht 
nur die Zusammenarbeit zu sichern, sondern darüber 
hinaus auf dem Wege ärztlicher Fortbildung neben der 
Fürsorge die Behandlung des Erkrankten 
durch den Arzt seines Vertrauens bestens zu 
ordnen. 

Die Arbeiten in der seitens des Vorstandes der Kam¬ 
mer eingesetzten Kommission zur Vorberatung 
von Leitsätzen für die heute zur Entscheidung 
stehende Frage der Tuberkulosebekämpfung, in welcher 
neben den drei Berichterstattern der Vorsitzende der 
Kammer tätig war, haben, wie mir scheint, eine befriedi¬ 
gende Basis zur Weiterarbeit geschaffen. Es scheint 
ratsam, daß eine solche Kommission, ergänzt 
durch die führenden Herren auf den anderen Gebieten 
der !• ürsorge, dauernd als Ausschuß der Kam¬ 
mer bestehen bleibt mit der Aufgabe, bestehende 
Meinungsverschiedenheiten und Streitpunkte zwischen 
praktischer Aerzteschafl und den Fürsorgeärzten einer 
friedlichen Lösung entgegenzuführen und das gemein¬ 
sam Beschlossene bei den Verhandlungen mit 
deii'Organisa tionen der öffentlichen und pri¬ 
vaten 1'ürsorge gemeinsam zu vertreten. 

Als besonders erfreuliches Ereignis möchte ich es da- 
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her betrachten, daß die Arbeitsgemeinschalt der 
bayerischen Fürsorgeverbände ihre Jahres¬ 
versammlung in diesem .1 ahre zusammen mit dem 
Bayerischen Aerzletag hier in Neustadt gestern abge¬ 
halten hat. Ich hoffe, daß das zur Hegel wird, damit eine 
möglichste Fühlungnahme durch gegenseitigen Besuch 
der Tagungen seitens der ärztlichen Delegierten einer¬ 
seits, der Fürsorgeärzte und Fürsorgebehörden anderer¬ 
seits verwirklicht werden kann. Gelingt es so einer ver¬ 
ständnisvollen Zusammenarbeit aller Aerztegruppen, die 
Bekämpfung der Lungentuberkulose richtig zu organisie¬ 
ren, so wird die so gefundene Arbeitsgemeinschaft und 
das aus ihr entstehende gegenseitige Vertrauen dringend 
notwendig werden, um die vielfach zu beobachtenden 
Auswüchse des sozialen Fürsorgegedankens 
beizeiten zu erkennen und das wertvolle Gute, das er 
anerkanntermaßen leistet, nicht überwuchern zu lassen 
durch Maßnahmen, die mir mehr aus dem Bedürfnis 
lokalen oder persönlichen Ehrgeizes und den 
Forderungen parteipolitischer Gedanken¬ 
richtungen als aus der wirklichen Notwendigkeit für 
unser Volk und seine Gesundheit geboren scheinen. 

Es ist natürlich nicht möglich, hier ins einzelne 
zu gehen. Es scheint mir aber, als ob bereits neben dem 
hauptamtlichen Fürsorgearzt für einzelne Teilgebiete 
die gleichfalls hauptamtliche Ernährungsfürsor¬ 
gerin auf dem Marsche ist und daß als Krone des Gan¬ 
zen von mancher Seite der hauptamtliche Be¬ 
zirksfürsorgearzt gedacht ist, der an Stelle des 
Hausarztes den beamteten Hausarzt mit Kar¬ 
tothek, Statistik und Fürsorge Schwester für 
alle in seinem Bezirk wohnenden und ihm zwangsweise 
unterstellten Familien darstellen soll, und daneben die 
Konstilutionsklinik, in der von Fürsorgeärzten 
die Behandlung aller krank Befundenen erfolgen soll. 
Es würde zu weit führen, solche Gedankengänge bis 
zum bitteren Ende auszumalen. Der von der Wiege 
bis zur Bahre befürsorgte, statistisch auf 
das peinlichste registrierte und von den so¬ 
zialen Instanzen in jedem Lebensabschnitt 
he vor mundete und überwachte deutsche So¬ 
zialrentner steht auf alle Fälle als Endziel solcher 
Pläne uns bereits heute vor dem bewundernden Auge. 
Mit Freiheit, Selbstverantwortlichkeit, per¬ 
sönlicher Vorsorge für Tage der Not, der Er¬ 
krankung und des Alters des deutschen Staats¬ 
bürgers, aber auch mit der Freiheit aufopfern¬ 
den ärztlichen Schaffens und der Unabhän¬ 
gigkeit eines für die Erkrankten absolut not¬ 
wendigen, dem eigenen Gewissen sei bst ver¬ 
antwort liehen Arzttu ms hat solche Auffassung 
nichts gemein. 

Mil solchen Gedankengängen scheint mir die Für- 
sorgetätigkeit in sich selbst bereits den Keim kommen¬ 
den Rückgangs zu legen. Sie werden entschieden von 
der ihre Freiheit als höchstes und unent¬ 
behrliches Gut schützen d e n Aerzteschaft 
abgelehnt, da sie bei Ausübung des ärztlichen Berufes 
ihre sittliche Freiheit im Interesse des Kran¬ 
ken mehr denn je bedarf. 

Diese ärztliche Freiheit, die durch Fürsorgemaßnah¬ 
men aller Art immer mehr eingeengt zu werden droht, 
dürfte besonders gefährdet sein, falls die bereits ange¬ 
kündigte Erhöhung der Versicherungspflicht¬ 
grenze unter Einbezichung der freien Berufe 
in der kommenden Novelle zur Reichsversiche¬ 
rungsordnung nach den Wünschen der Antragstel¬ 
ler wirklich Gesetz werden würde. Es muß deshalb 
offen ausgesprochen werden, daß dem ärztlichen Stande 
ernste und schwer zu bannende Gefahren drohen. Schon 
in meiner Eröffnungsrede am Danziger Aerzletag habe 

ich auf den Ernst unserer Lage nachdrücklichst hin¬ 
gewiesen. Wie steht zur Zeit diese Lage? 

Dem Reichstag liegt ein Antrag der Zentrums¬ 
partei Stegerwald und Genossen vor, der Reichstag 
wolle beschließen, die Reichsregierung zu ersuchen, die 
Pf 1 ich t versieh er u ngsgrenze in der Kranken- 
und Angestellten Versicherung in angemesse¬ 
ner Weise zu erhöhen. 

Auf der Jahreslagung des Haupt Verbundes 
deutscher Krankenkassen in Breslau hat sein 
geistiger Führer Helmut Lehmann ein Referat erstattet, 
nach dem neben völliger Umgestaltung der Organisa¬ 
tionen der Kassenverbände zu öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften mit dem Aufsichtsrecht über die ihnen 
angehörigen Kassen unter völliger Aufhebung 
des Aufsichtsrechtes des Staates alle Befreiung 
von der Pflichtversicherung und der Kassenzugehörig¬ 
keit beseitigt werden und die Pflichlversicherungs- 
grenze bis zu 6000 RM. Jahresarbeilsverdienst erhöht 
werden soll. Dabei sollen Sozial- und Kleinrentner, die 
versicherungsfreien Hinterbliebenen Versicherter und 
die Selbständigen bis zu dieser Grenze der Pflichtver¬ 
sicherung in die soziale Versicherung einbezogen 
werden. 

Das Reichskabinett hebt sodann auf Antrag 
der Demokratischen Partei und wohl bereits in Be¬ 
folgung der im Reichstag und in Breslau gegebenen An¬ 
regungen die Versicherungsgrenze von 6J00 RM. 
bei der Angestellten Versicherung auf und 
verfügt die Erhöhung der Versicherungs¬ 
pflicht bei dieser auf 8400 RM. 

Wenige Tage später erscheint in einem großen Teil 
der deutschen 1 agespresse eine Mitteilung, wonach im 
Reichsarbeitsministerium eine Verordnung 
fast fertiggestellt sei, nach der die Versicherungs¬ 
grenze für die Ortskrankenkassenpflichtigen auf 500 bis 
üOü RM. Monatseinkommen, also auf ein Jah¬ 
reseinkommen von 6000—7200 RM. erhöht wer¬ 
den solle. In dieser Pressemitteilung heißt es weiter: 

„Ferner sollen auch die bisher nicht krankenkassen- 
pflichtigen Berufe in die Versicherungspflicht einbezo¬ 
gen werden. Die Neuregelung soll schon im Laufe dieser 
Woche auf dem Verordnungswege durchgeführt werden, 
ähnlich der eben jetzt erfolgten Neuregelung der Ange¬ 
stelltenversicherung. Die Pläne, den Kreis der Ortskran- 
kenkassenpflichtigen erheblich zu erweitern, gehen 
schon Monate zurück. Entsprechende Anträge der So¬ 
zialdemokratie und des Zentrums liegen, wie bekannt, 
dem Reichstag vor.“ 

Unmittelbar nach dem Erscheinen dieser Presse¬ 
notiz. die in der Tagespresse am 14. August erschien, 
habe ich unter dem 15. August Herrn Ministerialdirek¬ 
tor Grieser um Aufschluß gebeten, ob die Zeitungsnach¬ 
richt im vollen Umfang richtig ist oder nicht. Ich 
unterbreitete den dringenden Wunsch, bei der Vor¬ 
nahme so einschneidender und für die deut¬ 
sche Aerzteschaft so bedeutungsvoller Ab¬ 
änderungen der Reichsversicherungsord¬ 
nung die Spitzen verbände der deutschen 
Aerzteschaft einzuvernehmen. 

Am 17. August erwiderte der Herr Reichsarbeits¬ 
minister. gez. Dr. Krohn, wie folgt: 

„Die in der Tagespresse verbreitete Meldung, die 
Versicherungsgrenze in der Krankenversicherung solle 
durch eine unmittelbar bevorstehende Verordnung des 
Reichsarbeitsministeriums erhöht werden, trifft nicht 
zu. Die in der Reichsversicherungsordnung enthaltene 
Ermächtigung des Reichsarbeitsministers zu einer der¬ 
artigen Verordnung ist im vorigen Jahre durch 
Gesetz aufgehoben worden. Eine Erhöhung der 
Versicherungsgrenze kann daher nur durch Reichs- 
gesetz erfolgen. 
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Die Frage, ob Angehörige freier Berufe in die Ver¬ 
sicherungspflicht einzubeziehen seien, wird zur Zeit 
auf Wunsch des Reichstags geprüft. 

Was die Frage einer Ausdehnung der Sozial¬ 
versicherung auf die Angehörigen der freien 
Berufe betrifft, darf ich auf mein Rundschreiben vom 
24. Februar 1928 Bezug nehmen, das vom Deutschen 
Aerztevereinsbund unter dem 2. April 1928 beantwortet 
worden ist." 

Die Rundfrage des Reichsarbeilsministeriums, auf 
welche in diesem Antwortschreiben Bezug genommen 
wird, betrifft eine Anfrage, die dem Deutschen Aerzle- 
vereinsbund und dem Hartmannbund zur Stellung¬ 
nahme seitens des Reichsarbeitsminislers vorgelegl war. 
In Durchführung eines vom Reichstag angenommenen 
Antrags der Demokratischen Partei behandelt diese An¬ 
frage die Möglichkeit der Ausdehnung der Alters-, In¬ 
validen- und Hinterbliebenenversorgung auf die lleil- 
berufe und die übrigen freien Berufe. Die Antwort der 
ärztlichen Spitzenverbände verneinte das Bedürfnis, die 
freiwillige Weiter Versicherung und den frei¬ 
willigen Beitritt zur Sozialversicherung zu¬ 
gunsten der Selbständigen zu erweitern, da eine Ein¬ 
beziehung in die Alters- und Invalidenversicherung den 
Wünschen des ärztlichen Standes in keiner Weise ent¬ 
spricht. Dabei wurde betont, daß die Assistenzärzte ihre 
Befreiung von der Yersicherungspflicht bei der An¬ 
gestelltenversicherung wünschen. 

Aus der oben mitgeteilten Antwort des Reicharbeils- 
ministeriums geht klar hervor, daß auf dem Wege der 
Gesetzgebung eine weitere Erhöhung der Versicherungs¬ 
pflichtgrenze beabsichtigt ist und daß große Reichs¬ 
tagsparteien die Versicherungspflicht auch 
in der Krankenversicherung auf die Kreise 
der freien Berufe auszudehnen beabsichti¬ 
gen, mit anderen Worten, daß bei maßgebenden Stel¬ 
len der Gedanke geprüft und befürwortet wird, nahezu 
den gesamten Mittelstand, soweit er in freien 
Berufen tätig ist, bis zu der neu beabsichtigten Ver¬ 
sicherungsgrenze in die Sozialversicherung 
zwangsweise einzugliedern. 

Es mag Aufgabe der Wirtschaftskreise sein, auszu¬ 
rechnen, wie schwer sie durch diese Ausdehnung der 
Versicherungspflicht belastet werden und welche Ver¬ 
luste ihnen drohen, wenn der ganzen deutschen Aerzte- 
schaft nahezu der letzte Rest freier Praxis entzogen 
wird. Die amtliche Statistik wird errechnen, daß Mil¬ 
lionen bisher nicht Versicherter, die wahr¬ 
lich nicht mehr den bedürftigen Volksschich¬ 
ten angehören, zwangsweise in die Krankenkassen 
des Staates eingefügt werden sollen, wodurch blühende 
Versicherungsgesellschaften ihrer Vernichtung entgegen¬ 
gehen. 

Aufgabe der Aerzteschaft wird es sein, in dieser 
Entscheidungsstunde über die wirtschaft¬ 
liche Freiheit ihres Standes mit allem zu Ge¬ 
bote stehenden Nachdruck und mit Ausnützung aller 
gegebenen Möglichkeiten darauf hinzuweisen, daß diese 
Form der gesetzlichen Erhöhung der Versicherungs¬ 
grenze und der Einbeziehung der freien Berufe gleich¬ 
bedeutend ist mit der wirtschaftlichen Vernich¬ 
tung eines selbständigen, für Volk und Volks¬ 
gesundheit notwendigen freien ärztlichen 
Berufslebens, mit der Beseitigung der Ärztlichen 
Kultur, die ihre Lebenswurzel im freien Spiele der Be¬ 
rufsausübung hat und haben wird. 

Es mag der kommenden Aussprache am morgigen 
Tage und der Berichterstattung des hierfür aufgestellten 
Referenten Vorbehalten bleiben, die Folgen dieser be¬ 
absichtigten Gesetzesänderung für uns und für die Oef- 
fenllichkeil eingehend zu schildern. Heute sei nur fol¬ 
gendes gesagt: 

Der oben dargelegte Plan einer Ausdehnung der 
Versicherungspflicht auf den Mittelstand kann mit 
dem Geiste und dem Zweck der bisherigen 
sozialen Gesetzgebung nicht mehr in Ein¬ 
klang gebracht werden. Er bricht mit dem Grund¬ 
satz, den sozial Bedürftigen gegen die Unfälle des Le¬ 
bens, gegen Krankheit, Invalidität und Alter zu schüt¬ 
zen. Er gliedert neue Versicherungskreise zwangsweise 
der Sozialversicherung an, welche eine solche Ver¬ 
sicherung zum mindesten größtenteils nicht bedürfen 
und wohl auch nicht wünschen. Er macht die So¬ 
zialversicherung der bedürftigen Volksschichten zu 
einer allgemeinen VolksVersicherung. Dieser 
Plan unterhöhlt die Existenz des selbstän¬ 
digen Arztes, nimmt ihm sehr erhebliche Teile 
seines Einkommens, zerstört so die in Jahrhunderten 
geschaffene Kultur des deutschen Aerztestandcs und 
verletzt meines Erachtens den Artikel 1 ü 1 der 
Reichsverfassung, der die Reichsregierung 
verpflichtet, den selbständigen Mittelstand 
in Gesetzgebung und Verwaltung zu fördern 
und gegen Ueberlastung und Aufsaugung zu 
schützen. Er setzt an Stelle des freien Berufes des 
Arztes den ärztlichen Privat beamten, den Kas¬ 
senarzt für die gesamte Bevölkerung, sozia¬ 
lisiert den Arzt und nimmt ihm dadurch Selbstverant¬ 
wortlichkeit und Berufsfreude. 

Gegen einen solchen gesetzgeberischen Plan muß 
sich die ganze deutsche Aerzteschafl entschlossen 
und einig erheben und die Gesetzgebung vor sol¬ 
chen Gedankengängen warnen. Die deutsche Aerzte¬ 
schaft und in ihr die bayerischen Aerzte halten -sich 
für berechtigt, bereits in einem Zeitpunkt, wo die end¬ 
gültigen Pläne der Gesetzgebung vielleicht noch nicht 
festgelegt, wenigstens aber nicht öffentlich bekannt- 
gegeben sind, ihre Anschauung und ihre einhellige Ab¬ 
lehnung öffentlich auszusprechen und die Mithilfe aller 
derer anzurufen, die wissen, daß ein unabhängiger, 
in seinen Entschlüssen nur vom eigenen M is¬ 
sen und Gewissen abhängiger Arzt unent¬ 
behrlich ist an den deutschen Kranken- und 
Sterbebetten und keineswegs ersetzt werden kann 
durch den ärztlichen Kassenbeamten, der sein Handeln 
milbestimmen lassen muß von staatlichen, nicht per¬ 
sönlichen Notwendigkeiten. 

Die Aerzteschaft hat in dieser Lage die Pflicht, 
die Staatsregierung öffentlich zu fragen, was sie aus 
dem freien Berufe des Arztes zu machen gedenkt. 

Die bayerische Aerzteschaft hat meines Erachtens 
die Pflicht, die bayerische Staatsregierung zu 
fragen, ob sie bereit ist, ihre Aerzte zu unter¬ 
stützen im Streben um clie Erha11ung der ihr 
noch verbliebenen Rechte; ob sie die Befürchtun¬ 
gen und Anschauungen der bayerischen Aerzteschaft 
durch die von ihr bestellten Reichsratsmitglieder zu 
vertreten gedenkt. Heute scheint mir der Zeitpunkt ge¬ 
kommen, mit aller Nachdrücklichkeit der bayerischen 
Staatsregierung diese Bitte um Hilfe und Unterstützung 
zu unterbreiten. 

Wir wissen es nicht, wie der Schicksalsweg unseres 
ärztlichen Standes gegenüber starken und maßgebenden 
politischen Faktoren sich gestalten wird. Wir wissen 
es aber bestimmt, daß die Lage nur dann zu meistern 
sein wird, wenn ein einmütiger Wille zur Ab¬ 
wehr und eine geschlossene Einheit aller 
Aerzte die Führer befähigt, im Namen des 
ganzen Standes zu handeln. Es gilt, schwerste 
Gefahr zu meistern. In diesem Augenblick fordere 
ich für die Führer des Standes Vertrauen 
und selbstlose Geschlossenheit. Gegensätze 
persönlicher und sachlicher Art müssen zurückgestelll, 
Uneinigkeit da und dort beigelegl werden. Es gilt, das 
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Bekenntnis in die Tat umzusetzen, der ärztliche 
Stand ist frei und muß frei bleiben und wäre 
er in tausend Fesseln geschlagen. Nur so ist 
und bleibt er der wahrhafte und demütige Diener seiner 
Berufsidee und des ärztlichen Ideales, der Gesundheit 
des deutschen Volkes und Vaterlandes dienen zu dürfen. 

Lassen Sie uns, meine sehr verehrten Herren, nach 
diesem ernsten und sorgenvollen Ueberblick und Aus¬ 
blick zu den Pflichten des Tages zurückkehren. 

Wir haben in diesem Jahre den Verlust eines aus¬ 
gezeichneten Kollegen zu betrauern. Am ‘I. Mai starb 
der Neu-Ulmer Arzt Geheimer Sanitätsrat Dr. Gustav 
Radwansky an einem schweren stenokardischen An¬ 
fall mitten in der Ausübung seines Berufes am Schlüsse 
der abgehaltenen Sprechstunde im (ü). Lebensjahr. Ein 
vorbildlicher Kollege, der Führer der schwäbischen 
Aerzleschaft ist damit aus dem Leben geschieden. In 
Leobschütz in Schlesien geboren, war er praktischer 
Arzt in Holzheim, seil 191)0 in Neu-Ulm. Er war lang¬ 
jähriger Vorsitzender des dortigen Bezirksvereins, Mit¬ 
glied der schwäbischen Kreisärzlekammcr. seit Dezen¬ 
nien deren I. Vorsitzender. Als solcher gründete er die 
Sterbekasse der schwäbischen Aerzle. Er war Mitglied 
des Vorstandes unserer bayerischen Landesorganisation 
und jetzigen Landeskammer seit deren Beginn und hat 
in dieser Eigenschaft Außerordentliches geleistet. Als 
Vorsitzender des früheren Kreisehrengeriehles und 
jetzigen Berufsgerichts von Schwaben, als Vertrauens¬ 
mann des Gaues Schwaben des Ilarlmannbundes und 
als Vorstandsmitglied unseres Bayerischen Aerzlever- 
bandes war er unermüdlich tätig. 

Seine schlichte und zuverlässige Treue, seine un¬ 
ermüdliche Hingabe an die von ihm vertretenen Auf¬ 
gaben, seine ausgezeichneten Charaktereigenschaften, 
unter denen die absolute Zuverlässigkeit und Ehrlich¬ 
keit besonders hervorleuchten, sicherten ihm die volle 
Achtung und das einmütige Vertrauen seines Standes. 
So vorbildlich er lebte, so vorbildlich starb er in den 
Sielen, in der Treue zu seiner Berufspflicht. 

Außer seiner Berufstätigkeit und der dem Stande 
geleisteten Arbeit hat er Hervorragendes auch als Bür¬ 
ger seiner Stadt geleistet. Neun Jahre war er Mitglied 
des Gemeindekollegiums, hervorragend tätig auf dem 
Gebiete des Sanitätswesens, der Volksaufklärung und 
der Gesundheitspflege in Neu-Ulm, seine feierliche Bei¬ 
setzung war ein Zeichen von der außerordentlichen 
Verehrung und Beliebtheit, die eine treue Lebensarbeit 
bei der gesamten Bevölkerung seiner Vaterstadt und 
insbesondere bei deren Behörden hinterließ. Wir ver¬ 
lieren in ihm einen unserer Besten. Möge sein Vorbild 
noch lange nachwirken und der Jugend unseres Stan¬ 
des zeigen, daß nur Eines dem Stande vorwärts hilft: 
die Mitarbeit. Er ruhe in Frieden! 

Auch dieser Aerztetag erfreut sich der Anwesenheit 
vieler Ehrengäste. Es ist mir eine große Auszeichnung, 
die Vertreter des Staalsininisteriums des Innern. Herrn 
Geheimen Bat Prof. Dr. Dieudonne und Herrn Mi¬ 
nisterialrat Dr. h. c. Wirschinger, den Vertreter 
des Staalsininisteriums für Landwirtschaft und Arbeit, 
Herrn Stäntsrat Wimmer, zugleich als Vorsitzenden 
des Landesausschusses für Aerzte und Krankenkassen, 
ferner den Herrn Regierungspräsidenten der Pfalz und 
Schöpfer des Gesetzes der bayerischen Aerzteversor- 
gung, Herrn Dr. med. h. c. Pfülf, den Herrn Präsi¬ 
denten der Bayerischen Versicherungskammer, Herrn 
v. Suttner, als Nachfolger unseres hochverehrten 
Herrn Präsidenten v. Fingiert, und seine für die Aerzle- 
versorgung so maßgebenden und erfolgreich tätigen 
Beamten, Herrn Oberregierungsrat Hilger und Herrn 
Dr. Lubcr, begrüßen zu können. 

Ferner heiße ich mit gleicher Freude willkommen die 

Vertreter der Kreisregierungen: von Oberbayern Herrn 
Oberregierungsrat Dr. Frickhinger. Oberpfalz Herrn 
Oberregierungsrat Dr. Stömmer, Oberfranken Herrn 
Oberregierungsral Frhrn. v. Ebner. Miltelfranken Herrn 
Oberregierungsrat Dr. Heydner. Unterfranken Herrn 
Oberregierungsrat Dr. Beltinger. der Landesversiche¬ 
rungsanstalt der Pfalz, von Oberbayern, Niederbayern, 
Unterfranken, des Bezirksamtes Neustadt a. d. H. Herrn 
Oberregierungsrat Wagner. 

Besonders dankbar empfinden wir bayerischen 
Aerzle die Anwesenheit des Herrn I. BürgermeLsters 
unserer Festsladt Herrn Dr. Forthuber, den ich zu¬ 
gleich als Vertreter des Bayerischen Städtebundes, der 
Landesverbände zur Bekämpfung der Tuberkulose und 
für Mutterschutz, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge be¬ 
willkommne. 

Mit ihm begrüße ich zugleich eine große Anzahl 
Ehrengäste aus Neustadt und der Rheinpfalz und 
danke ihnen für die Ehre des Erscheinens. 

Ich heiße weiter willkommen die anwesenden Ver¬ 
treter bayerischer Krankenkassenverbände und örtlicher 
Krankenkassen. Herrn Dr. Nürnberger für den Baye¬ 
rischen Ortskrankenkassenverband, Herrn Dr. Weiß 
(Ludwigshafen für den Verband bayerischer Belriebs- 
krankenkassen und für die Arbeitsgemeinschaft bayeri¬ 
scher Krankenkassenverbände: Herrn Direktor Trelten- 
bach für den Landesverband bayerischer Landkranken¬ 
kassen; Herrn Dörrzapf für die Ortsgruppe Neustadt 
des Verbandes bayerischer Betriebskrankenkassen. 

Ich begrüße mit gleicher Freude die anwesenden Ver¬ 
treter der verwandten Berufe der Zahnärzte imd Apo¬ 
theker. < 

Ein besonders herzlicher Dank für ihr Erscheinen 
und aufrichtiger Willkommgruß gilt den anwesenden 
Vertretern unserer Spitzenorganisationen, Herrn Dr. 
Schneider (Potsdam als Vertreter des Deutschen 
Aerztevereinsbundes. Herrn Sanitätsrat Dr. Streffer 
Leipzig als den Führer des Hartmannbundes, Herrn 

Dr. Viehweger (Leipzig) als den Vorsitzenden des 
Reichsverbandes der angestellten Aerzle. dem Vertreter 
der Württembergischen Aerztekammer und des Würtiem- 
bergischen Aerzteverbandes Herrn Dr. Doerfler (Bi- 
berach), dem Vertreter der Badischen Aerztekammer Hrn. 
Dr. Harms (Mannheim) und den Vertretern der Aerzt- 
lichen Landeszentrale für Baden, den Herren Dr. Mam- 
pell und Dr. Cahen: ferner dem Vertreter der hessi¬ 
schen Aerztekammer Herrn Sanitätsrat Dr. Vogel Darin- 
sladO. 

Mit großer Freude erfüllt uns des weiteren die An¬ 
wesenheit eines Vertreters der Saarländer Kollegen. Ich 
heiße Herrn Dr. Ul Im an n Homburg a. d. Saar herz¬ 
lich willkommen. 

Zu großer Ehre gereicht uns die Anwesenheit der 
Herren Professoren Geheimrat v. Krehl (Heidelberg . 
Geheimrat Heidenhain (Worms), Geheimrat v. Rom- 
berg München und der Herren Berichterstatter, unter 
ihnen Herr Geheimrat Dr. Frankenburger Nürn¬ 
berg). 

Herzlich begrüße ich die anwesenden Vertreter der 
öffentlichen und der S t a n d e s p r e s s e. Die Mitarbeit 
der Presse, die Bekanntgabe der Ergebnisse unserer Be¬ 
ratungen in der Oeffentlichkeit ist uns um so unentbehr¬ 
licher. je wichtiger unsere Verhandlungen sind, je ernr 
ster die Lage unseres Standes ist. 

Besonders herzlich begrüße ich die Kollegen der 
Pfalz, die wir in diesen Tagen als Delegierte und als 
Gäste hier anwesend finden. Unter ihnen nenne ich ins¬ 
besondere den verehrten und für das Leben unserer 
Pfalz so hochverdienten Reichstagsabgeordnelen Herrn 
Geheimen Samtätsrat Dr. Bayersdörfer, ferner den 
Führer der Pfälzer Kollegenschaft, Herrn Geheimen 
Sanitätsrat Dr. Maxon (Landau). 
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Der einladenden Aerzteschaft des Aerztlichen Be¬ 
zirksvereins Neustadt mit ihrem unermüdlichen Vor¬ 
sitzenden, Herrn Kollegen Spieß, und seinem Mit¬ 
arbeiterstab sage ich schon in dieser Stunde den herz¬ 
lichsten Dank. 

Auch in diesem Jahre begrüße ich mit aufrichtiger 
Freude den reichen Damenkranz, den ich auf den 
Tribünen dieses schönen Festsaales versammelt sehe. 

Meine hochverehrten Damen und Herren! An den 
vergangenen neun Aerztetagen habe ich es für eine 
Ehrenpflicht des Vorsitzenden gehalten, jeweils der 
Kollegen aus der Pfalz besonders zu gedenken und 
ihnen zu danken für all das, was sie in der besonders 
schwierigen Lage ihrer schönen Heimat an Treue und 
Hingabe für Vaterland und Stand leisteten. Heule ist 
es den bayerischen Aerzten eine große Freude, in der 
Pfalz selbst weilen zu dürfen, eine ernste Pflicht, die 
Not dieses prächtigen bayerischen Landes mit zu emp¬ 
finden und nicht nur den einzelnen Abgeordneten der 
ärztlichen Vereine, sondern vielen Pfälzer Kollegen und 
darüber hinaus den Vertretungen von Kreisregierung 
und Feststadt und der ganzen Bevölkerung dieses 
schönen Landes sagen zu dürfen, wir sind sehr gern, 
dem Zuge unseres Herzens folgend, hierher gekommen, 
um Ihnen aus ganzem Herzen zu danken. Dieser 
10. Bayerische Aerztetag. der erste im be¬ 
setzten Gebiet, wird hoffentlich nicht der 
letzte in der Pfalz sein. Wir wollen aber hof¬ 
fen und wünschen, daß er der letzte in der 
besetzten Pfalz sein möge. 

Tief im Herzen eines jeden ehrlich ringenden Men¬ 
schen liegt der Drang zur Freiheit. Wie er uns als 
Aerzte beseelt und zwingt, das Beste zu geben für un¬ 
sere berufliche Freiheit, mit gleicher Sehnsucht und 
Stärke wünschen wir die Freiheit der besetzten 
Gebiete, die Befreiung unserer schönen 
Rheinpfalz, die als echt deutsches Kernland 
durch ihre Geschichte, durch ihre Treue und 
ihre Opfer für die deutsche Sache untrenn¬ 
bar dem bayerischen Lande zugehört. Wir 
wollen alle mit Ihnen. Ihr lieben Pfälzer Kollegen und 
Freunde, den Tag ersehnen, der Sie frei macht, 
einig zusammenstehen in diesem Streben und in der 
Liebe zu unserer gemeinsamen Heimat. 

Im Dienste für Deutschland und unser bayerisches 
^ aterland. mit dieser Liebe zu Volk und Heimat im 
Herzen wollen wir unsere Arbeit für den ärztlichen 
Stand an dieser 10. Tagung beginnen und vollenden. 
Möge sie dem Vaterlande und uns Aerzten zum Segen 
dienen! Damit eröffne ich den 10. Bayerischen Aerzte- 

ilndividuelle^riyatkrankenversicherung bei dem jeweils 
freigewählten Arzt. 

Von Rechtsanwalt Dr. Dübel], München. 

Unter diesem Titel hat ein Herr Jul. Epstein Leip¬ 
zig) den in Nr. 36 des ..Bayer. Aerztl. Correspondcnz- 
blattes-1 abgedruckten Vorschlag gemacht, die Privat¬ 
patienten in der Form eines direkten Einzelvertrages 
mit einem bestimmten Arzt gegen Krankheit zu ver¬ 
sichern dergestalt, daß der Patient sich verpflichtet, 
jährlich etwa 120 Mark 'auch in Raten zahlbar) an einen 
Arzt zu zahlen, wofür dieser sich verpflichtet, ein Jahr 
lang den Hausarzt bei dem Patienten zu machen. Dieser 
Vorschlag erinnert verdammt an ein „Abonnement“, 
z. B. bei einem Schneideratelier, das gegen Bezahlung 
von monatlich soundso viel im Jahre soundso viel An¬ 
züge usw. liefert. 

Aber auch, wenn man diesen Beigeschmack von 
„Bestellung und Lieferung“ nicht hätte, so könnte ein 

solcher Arztvertrag seinen Zweck niemals oder nur sehr 
mangelhaft erfüllen, da es in puncto Krankenbehand¬ 
lung mit der Tätigkeit eines Hausarztes leider nicht 
mehr abgetan ist, denn dazu müßte der Hausarzt ent¬ 
weder ein Universalist sein, oder der Patient müßte, um 
die evtl, notwendige Behandlung gesichert zu haben, 
etwa ein Dutzend solcher Arztverträge zugleich ab¬ 
schließen, z. B. auch noch mit einem Magen-, Darm-, 
Lungen-, Herz-, Hals-, Augen-, Nerven- usw. Arzt, oder 
dieser Hausarzt müßte sich verpflichten, auch alle diese 
Sonder- und Spezialbehandlungen mit zu „liefern“. Da 
er aber dies alles unmöglich in eigener Person könnte 
(man denke nur an Operationen, Röntgenleistungen 
u. dgl.), müßte er womöglich mit seinen Fachkollegen 
einen Rückversicherungsvertrag zur Lieferung dieser 
Spezialleistungen abschließen. 

Auch sonst wäre an dem Vorschlag Epstein noch 
allerhand auszusetzen, z. B., wer bestimmt Zahl und 
Umfang der Leistungen? 

Der Vertrag soll auch gleichzeitig mit einer Gruppe 
von Hausbewohnern oder Bewohnern desselben Bezirks 
abgeschlossen werden. Müßte also dann der Arzt wie 
ein Hausierer von Haus zu Haus, von Wohnung zu 
Wohnung gehen und anfragen: „Untersuchung gefällig?“ 
Außerdem wissen wir aus der Kassenpra\is zur Genüge, 
daß die Familienmitglieder sogar verschiedene Aerzte 
haben. Das gäbe nette Zustände: Heute fragt der Arzt 
des Hausherrn, morgen der der Hausfrau, am nächsten 
Tag der für den Sohn, dann der für die Tochter usw. 
nach. Niemand will doch zu kurz kommen! Dazwischen 
hinein kommt der Kassenarzt für das Dienstmädchen, 
für das Kinderfräulein oder für die Zofe usw. 

Nein, auf dem von Herrn Epstein vorgeschlagenen 
Weg geht es nicht! 

Gut, aber nicht neu an dem Vorschlag ist nur der 
Gedanke, daß an der Privatkrankenversicherung als 
Vertragspartner der Arzt direkt beteiligt sein soll. Was 
wir nämlich heute als Privatkrankenversicherung ken¬ 
nen. ist überhaupt keine „Krankenversicherung, son¬ 
dern ist nur eine ganz vage und sehr mangelhafte 
„KostenersatzVersicherung. Denn worauf es bei der 
Krankenversicherung dem einen Teil, der sich ver¬ 
sichern will, eigentlich ankommt und was er will, näm¬ 
lich im Falle der Krankheit ärztliche Hilfe zu haben, 
das kann der andere Teil, die Versicherungsgesellschaft, 
überhaupt nicht leisten. 

Der Grundgedanke der gesetzlichen Krankenver¬ 
sicherung war und ist, für den Arbeitnehmer im Falle 
der Erkrankung die notwendige ärztliche Hilfe in jeder 
Hinsicht sichergestellt zu haben, und zwar ohne eigene 
Kosten. Dieser Gedanke und diese Absicht beherrscht 
auch den Privatpatienten voll und ganz. Auch er will 
durch seine Krankenversicherung im Falle der Erkran¬ 
kung die notwendige ärztliche Hilfe sichcrgestellt haben, 
und auch er will, daß ihn diese nichts mehr kostet. 

Dieser Versicherungszweck, die Gewährung der 
freien Arzthilfe, ist aber nur bei der gesetzlichen Kran¬ 
kenversicherung möglich, weil hier der Gesetzgeber den 
Kassenarzt zwingt, das Kassenmitglied frei zu behandeln 
und Bezahlung dafür von der Kasse anzunehmen So 
einen Zwang gibt es aber in der Privatpraxis nicht. 

Das Verhältnis zwischen Patienten und Arzt ist 
ein höchst persönliches. Dieses gilt grundsätzlich auch 
in der Kassenpraxis, nur daß hier unter Auswirkung 
der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse der Ge¬ 
setzgeber zwischen beide Teile zwischen Patienten 
und Arzt ein Finanzinstitut fdie Kasse) eingeschoben 
hat, welches einerseits dem Arbeitnehmer zwangsläufig, 
auch gegen seinen Willen, einen bestimmten Anteil von 
seinem Arbeitsverdienst abnimmt, um andererseits da¬ 
mit die für ihn im Falle der Krankheit notwendige Arzt¬ 
hilfe bezahlen zu können. 
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Das persönliche Verhältnis zwischen Patienten und 
Arzt ist aber in der Privatpraxis von jedem Zwange 
frei und kann nicht einseitig gebunden werden. Mag 
auch ein Privatpatient mit einer VersicherungsgeseJi- ,■ 
schaft einen Kranken Versicherungsvertrag abschließeny' 
so bleibt dieses Vorgehen absolut einseitig, soweit und 
solange nicht von der Versicherungsgesellschaft die Idn- 
clung mit dem Arzte hergestcllt wird. 

Nun die grundsätzliche Frage: Sollen auch in der 
Privatpraxis allgemeine vertragliche Beziehungen zwi¬ 
schen Patienten.und Aerzten geschaffen werden? 

Diese Frage möchte ich unbedingt bejahen, und 
zwar im Interesse von beiden Teilen. Einmal für den 
Patienten, damit er ohne finanzielle Sorge einer even¬ 
tuellen Erkrankung für sich und seine Angehörigen 
entgegensehen kann, und sodann für die Aerzle, damit, 
nicht bloß die Privatpraxis sich wieder belebt, sondern 
damit auch deren angemessene Honorierung sicher¬ 
gestellt ist. und nicht zuletzt auch, damit der Kur¬ 
pfuscherei Abbruch getan wird. Ist schon in der gesetz¬ 
lichen Krankenversicherung für die Kurpfuscherei kein 
Raum, dann erst recht nicht in der privaten Kranken¬ 
versicherung! 

Nun die weitere Frage: Wie sollen diese Beziehun¬ 
gen zwischen Privatpatient und Arzt geschaffen wer¬ 
den? Die beste Form einer Bindung ist meines Erach¬ 
tens für beide Teile die Versicherung, und zwar eine 
\ ersicherung, in der beide Teile allein die Partner sind, 
ohne ein fremdes Bindeglied! Aber eine Versicherung, 
die die Gewähr gibt, daß der Versicherte jede nötige 
Form der ärztlichen, d. h. auch der fachärztlichen Hilfe 
erhält und andererseits der Arzt persönlich von den 
Versicherten unabhängig bleibt. Das läßt sich nur durch 
einen Kollektiv vertrag mit der Gesamtheit der für die 
Behandlung in Frage kommenden Aerzle erreichen. 

Dadurch würde auch der persönliche Charakter der 
gegenseitigen Beziehungen und würde die Freiheit des 
Aerzlestandes gewahrt. Meines Erachtens dürfte dieses 
überhaupt der einzige Weg sein, um die Freiheit des 
Aerzlestandes auch unter dem Druck der sozialen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse zu wahren. 

ein Gebrechen 
(§ 1259 Abs. 1 

Von Sanitätsrat Dr. Wetzl er, München. 

im Sinne der RVO.? 
Satz 3.) 

Der Wege, eine solche Privalkrankenversicherung 
durchzuführen, gibt es verschiedene; den geeigneten zu 
finden, ist aber erst eine spätere Sorge. In den eigenen 
Krankenversicherungen der Aerzle und in den privaten 
Verrechnungsstellen sind schon sehr brauchbare Funda¬ 
mente dafür gegeben! Zunächst handelt es sich aber 
darum, ob die. Aerzteschaft als solche des Willens ist. 
in (icmeinsamkeit mit den Privatpatienten seihst eine 
Krankenversicherung dieser zu schaffen. Wo ein Wille 
ist. wird sich auch ein Weg finden. 

Zu dieser seit einigen Jahren umstrittenen Frage hat 
der Spruchsenat des RVA. in einer Sen. E. vom 18. April 
1928 eine grundsätzliche Entscheidung dahin getroffen, 
daß ..als Gebrechen im Sinne des § 1259 Abs. I Satz 3 
der RVO. ein von der Regel abweichender körperlicher 
oder geistiger Zustand bestimmt wird, mit dessen Dauer 
für nicht absehbare Zeit zu rechnen ist". 

Dieser Begriff kommt bekanntlich in Frage im In¬ 
validenversicherungsgesetz usw., wenn einem Kinde 
über das 15. Lebensjahr hinaus die Waisenrente be¬ 
lassen bzw. der Kinderzuschuß weiter gewährt werden 
soll. Allerdings erfährt der Begriff der Gebrechlichkeit 
die F.inschränkung. daß dem Gebrechlichen nur dann 
die Rente bzw. Zulage gewährt wird, wenn er sich nicht 
selbst „erhalten" kann. 

W enn nun damit einem Zustande ein gewisses Ende 
gesetzt wird, der zu manchen Mißhelligkeiten Veranias- 
sung g3!)- so dürften doch bei dieser Gelegenheit einige 
Bemerkungen kritischer Art am Platze sein. 

Zunächst sei bemerkt, daß diese entscheidende 
Auslegung des Begriffes Gebrechen bzw. Gebrechlich¬ 
keit allerdings im „gesetzlichen Sinn" — so ganz und 
gar von dem gesunden Allgemeinempfinden und dem 
Sprachgebrauch abweicht, das unter Gebrechen doch 
etwas ganz anderes versteht als den oben zitierten Be¬ 
griff. der eigentlich ohne Grenze in das Gebiet des 
Krankheitsbegriffes übergeht, es streng genommen 
eigentlich ist. Aber der Wortlaut jenes Paragraphen 
verlangte ja ausdrücklich ein „Gebrechen", und auch 
der Ausweg in den Begriff der Invalidität, wenigstens 
der dauernden, als Auslegung des Gebrechenbegriffes 
wird in der Begründung des RVA. als „nicht begründet" 
abgelehnt. 

Nun wird es sich ja in der Praxis zeigen, wie sich 
diese Neuauslegung des Begriffes „Gebrechen im ge¬ 
setzlichen Sinn der RVO." auswirkt. 

Diese kritischen Ausführungen wären einseitig, 
wenn sie nicht den Hauptgrund für derartige Un¬ 
sicherheiten anführen würden, das ist die sich überstür¬ 
zende Gesetzgebung, die bei aller Anerkennung des gu¬ 
ten Willens der gesetzgebenden Faktoren zu Unklar¬ 
heiten führen muß und dadurch den Stempel der Ober¬ 
flächlichkeit. um nicht zu sagen Leichtfertigkeit, an 
sich trägt. 

Die neuen Gesundheitsbehörden in 
Von Dr. v. Pezold. Karlsruhe. 

Badern 

l nerläßlichc Voraussetzung isl aber und bleibt, daß 
die Aerzteschaft mit von der Partie ist. Auf sie allein 
kommt es jetzt an. oh dem im großen Publikum be¬ 
stehenden \\ mische und Bedürfnis auf Versicherungs¬ 
schulz gegen Krankheit in freiwilliger Weise mit und 
durch die Aerzteschaft oder zwangsweise durch Ausdeh¬ 
nung der Sozialversicherung gegen ihren Willen Rech¬ 
nung gelragen werden soll. 

Fs ist die elfte Stunde für die deutsche Aerztc- 
schafl. ihre Freiheit und Unabhängigkeit sich zu retten, 
denn. Krankenversicherung tut not so oder so! 

Anmerkung der Scbriftleitung. Wir haben den Aus¬ 
führungen des Herrn Dr. Dühell Raum gegeben, ohne 
seinen Anschauungen restlos zuzuslimmen. Wir stellen 
seine immerhin sehr beachtenswerten Vorschläge zur 
Aussprache und hoffen, daß die Kollegen sich lebhaft be¬ 
teiligen werden, handelt es sich doch um ein aktuelles 
mul für die freie. Praxis entscheidendes Problem. 

Der badische Landesverband der Deutschen Ge¬ 
sellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
hat in seiner Jahresversammlung die Auswirkungen 
des neuen Reichgesetzes besprochen, wobei Vertreter 
aller in Betracht kommenden Körperschaften zu Worte 
kamen. Da im Deutschen Reiche eine ähnliche Aus¬ 
sprache bisher nicht stattgefunden zu haben scheint 
ist das Ergebnis der Karlsruher Besprechung nicht ohne 
allgemeines Interesse. 

ln Baden war geplant, die Bezirksämter mit den 
Aufgaben der im Reichsgesetz zur Bekämpfung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten vorgesehenen Gesundheitsbehör¬ 
den zu beirauen. Der Referentenentwurf zu den badi¬ 
schen Ausführungsbestimmungen lag den verschiede¬ 
nen Sachverständigen und Körperschaften vor. und nur 
eine geringe Opposition wünschte, die Gemeinden mit 
dieser Aufgabe zu belasten. Die Mehrheit sagte sich, 
daß die Bezirksämter bisher in Baden in mustergültiger 
Weise die Frage der Prostitution und Geschlechtskrank- 
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heilen geregelt hatten, und daß in ihren Händen auch 
nach dem 1. Oktober diese schwierige Materie am besten 
aufgehoben sei. Ganz überraschend kam in letzter 
Stunde die Entschließung des badischen Ministeriums 
des Innern, das den Gemeinden die den Gesundheits¬ 
behörden erwachsenden Aufgaben übertrug, nicht den 
Bezirksämtern. Maßgebend für diese unerwartete l m- 
stellung war neben der Kostenfrage der Wunsch der 
Städte. 

Man kann über die Zweckmäßigkeit dieser Ent¬ 
schließung verschiedener Meinung sein. Die Mehrzahl 
hat sie bedauert. Auf jeden Fall kam sie so spät, daß 
am 1. Oktober beim Inkrafttreten des neuen Reichs¬ 
gesetzes die Organisation noch nicht umgestellt war, 
so daß vielfach ein Vakuum in der behördlichen Re¬ 
gelung der einschlägigen Fragen eintrat. 

Im ganzen war der 1. Oktober 1927 der Beginn 
einer Zeit allgemeiner Ratlosigkeit über das, was ge¬ 
schehen sollte, da alle Grundlagen fehlten: Gesundheits¬ 
behörden waren noch nicht organisiert, und die Betei¬ 
ligten schienen sich nicht recht zu trauen, schärfer 
vorzugehen; so mußte den Gefahrquellen gegenüber 
ein Tempoverlust eintreten. der dem Versuch entgegen¬ 
lief, diese rechtzeitig zu erfassen. Ein Eingreifen gegen¬ 
über der gewerbsmäßigen Prostitution schien vielfach 
so erschwert, daß die Gefahr einer Entwicklung be¬ 
stand. die im badischen Land eine gesundheitliche Ver¬ 
schlimmerung herbeizuführen drohte. Die Aerzteschaft 
zeigte sich durchweg schlecht orientiert. Meldungen der 
Aerzte über Unterbrechung der Behandlung liefen in 
erheblichem Umfang nicht ein. Die Zwangseinweisun¬ 
gen waren nicht so prompt wie vor dem 1. Oktober 
zu erzielen, die nicht behördlich ernannten Aerzte wiesen 
nicht ein. und die im übrigen überall gelobte weibliche 
Polizei konnte bei ihren Streifen nicht annähernd das 
Ergebnis erreichen, das vor dem 1. Oktober erzielt 
wurde. Die Hafenprostitution ließ die früheren Polizei¬ 
streifen unentbehrlich erscheinen. Allgemein dürften die 
Zustände nicht besser, sondern schlechter geworden 
sein. 

Es handelt sich hier um Kinderkrankheiten, die 
verschwinden werden, wenn alle Beteiligten sich mehr 
in das neue Gesetz eingelebt haben. 

Baden hat 2,3 Millionen Einwohner. 40 Bezirks¬ 
ämter und 1555 Gemeinden. Der Referentenentwurf sah 
also für das Land 40 Gesundheitsbehörden vor, jetzt 
haben wir aber 1555. Jeder Gemeinderat bildet eine 
Gesundheitsbehörde. Vorsitzender ist der Bürgermeister, 
der sich in der Regel durch einen Referenten vertreten 
lassen wird. Ihm zur Seite steht ein Rureaubeamter 
bzw. eine Fürsorgerin, zuweilen auch beide. Und bei 
der Gesundheitsbehörde hat ein fachlich vorgebildeter 
Arzt mitzuwirken. Einst stritt man darüber, ob der 
Verwaltungsbeamte oder der Arzt Vorsitzender sein soll. 
Davon ist jetzt nicht mehr die Rede. Der Arzt wird 
herangezogen, er wirkt mit. Nicht jede Gesundheits¬ 
behörde konnte sich gleich vorstellen, worin die Mit¬ 
wirkung des fachlich vorgebildeten Arztes außer in der 
Vornahme der Untersuchungen bestehen solle, ob die 
einlaufenden Meldungen, sei es vom Publikum, sei es 
von den Aerzten. von ihr zu bearbeiten seien oder vor¬ 
her bei dem beratenden Arzt durchlaufen sollten. Die 
Ansicht, daß es sich ja um eine Verwaltungsangelcgen- 
heit handle, die rein verwaltungsmäßig erledigt werden 
müsse, war verbreitet. 

Dreifach ist der Charakter der Gesundheitsbehörde; 
sie ist in erster Linie Verwaltungsbehörde, in zweiter 
Linie Fürsorgestelle und in letzter Linie ärztliche In¬ 
stanz. Anders wollten es die Schöpfer des neuen Ge¬ 
setzes. 

Auf dem Lande ist die Arztfrage einfach, da ist 
stets der Bezirksarzt der Arzt der Gesundheitsbehörde, 

anders in der Stadt. Da kommen der Stadtarzl, der 
Bezirksajrzt, der Krankenhausarzt, der Arzt der Be¬ 
ratungsstelle und die Fachärzte in Frage. 

Kann der leitende Arzt der Beratungsstelle zugleich 
Arzt der Gesundheitsbehörde sein? Diese Frage ist 
sicher zu bejahen. Ob es empfehlenswert ist, ist aber 
mindestens fraglich. 

Die Landesversicherungsanslall Baden steht auf 
dem Standpunkt, daß diese Frage je nach den ört- 
lichen Verhältnissen verschieden zu beantworten ist. 
Der 1. Oktober übertrug den Gesundheilsbehörden die 
Zwangsmaßnahmen. Sind Leiter der Beratungsstelle und 
beratender Arzt der Gesundheilsbehörde eine Person, 
und machen sich bei renitenten Kranken Zwangsmaß¬ 
nahmen nötig, so wird der Leiter der Beratungsstelle 
gleichmäßig mit diesem Odium belastet, und das große 
Vertrauen, welches seitens der Bevölkerung den Bera¬ 
tungsstellen bisher entgegengebracht worden ist, wird 
sehr beeinträchtigt. Besonders unerwünscht erschien 
die Personalunion, wenn der Betreffende zugleich Lei¬ 
ter der Krankenhausabteilung ist. Abgesehen von ande¬ 
ren Gründen, wäre er der dreifachen Arbeit körperlich 
nicht lange gewachsen. 

Am 1. Oktober war es eine Aufgabe von besonderer 
Wichtigkeit, in der sanitären Ueberwachung der Pro¬ 
stituierten keine Unterbrechung eintreten zu lassen. 
Tatsächlich war der ärztliche Ausruf zu hören: „Fis 
gibt eigentlich keine Prostituierten mehr", und diese 
selbst glaubten vielfach, jetzl jeder ärztlichen Zwangs¬ 
maßnahme entrückt zu sein. 

Die badischen Richtlinien überlassen dem Krank¬ 
heitsverdächtigen grundsätzlich die Wahl des Arztes, 
von dem er sich ein ärztliches Zeugnis über seinen Ge¬ 
sundheitszustand ausstellen läßt. Es ist aber auf öffent¬ 
liche Einrichtungen (Beratungsstellen für Geschlechts¬ 
kranke) hinzuweisen, in denen er sich unentgeltlich 
untersuchen und ein ärztliches Zeugnis ausstellen las¬ 
sen kann. Von Personen, von denen bekannt ist, daß 
sie häufig wechselnden Geschlechtsverkehr ausüben 
und bei denen damit gerechnet werden kann, daß sic 
durch Täuschungsmittel ein etwaiges Geschlechtsleiden 
zu verbergen suchen, kann gefordert werden, daß sie 
das Zeugnis eines von der Gesundheitsbehörde benann¬ 
ten Arztes oder das Zeugnis einer öffentlichen Be¬ 
ratungsstelle beibringen. Ein Gutachten des Arztes der 
Gesundheitsbehörde ist darüber einzuholen, wo solche 
Ausnahmen vorliegen. 

In diesen Ausnahmefällen wird der Arzt der Ge¬ 
sundheitsbehörde selbst die Untersuchung vornehmen, 
oder die Gesundheitsbehörde wird für diese l nter- 
suchungen im Einvernehmen mit der Acrztekammer 
oder einer örtlichen Acrzleorganisalion bestimmte 
Aerzte und Aerztinnen, die tunlichst Fachärzte für Ge¬ 
schlechtskrankheiten sind oder für diese Krankheiten 
fachlich vorgebildel sind, benennen. 

Lokale Verhältnisse, vor allem die in Betracht kom¬ 
mende Zahl der Prostituierten, haben hierbei zu ver¬ 
schiedenen Arten der Regelung dieser Zwangs- oder 
Präventivuntersuchungen in den verschiedenen Städten 
geführt. 

Von einer Seite wurde gefordert, auch für diese 
Zwangsuntersuchungen die volle freie Arztwahl beizu¬ 
behalten. Dagegen ist zu sagen, daß so verantwortungs¬ 
volle, schwierige Untersuchungen doch unbedingt in 
der Hand des fachlich vorgcbildelen Arztes bleiben sol¬ 
len. Jeder, der die Psyche der Prostituierten kennt, 
weiß, daß sie nichts mehr scheuen als die Krankenhaus¬ 
einweisung, die ihren Erwerb unterbricht. Vom Arzt 
der Behörde wissen sie, daß er sie im Erkrankungs¬ 
fall stets einweist, da sie ihrem Gewerbe auch als 
Kranke nachgehen, um nicht zu verhungern. Bei freier 
Arztwahl werden sie beim geringsten Verdacht einer 
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Erkrankung nicht die kostenlose Untersuchung des be¬ 
hördlichen Arztes aulsuchen, sondern stets den Arzt 
wählen, bei dem sie eine optimistischere Beurteilung 
ihres Präparats oder die Möglichkeit ambulanter Be¬ 
handlung erhoffen. 

Gegen die Einführung der freien Arztwahl hei den 
Präventivuntersuchungen spricht in Baden die Erfah¬ 
rung, daß mit dem 1. Oktober eine Pause in den 
Zwangseinweisungen eintrat, daß die hrauenstalionen 
entvölkert wurden. Dann noch eins! Hat ein Arzt allein 
diese Untersuchungen, so lernt er seine Schützlinge 
bald kennen, und es ist kaum möglich, daß er stall 
der Verdächtigen ihre gesunde Freundin untersucht. 

Nach den badischen Richtlinien kann die Gesund¬ 
heitsbehörde die Präventivuntersuchungen der kosten¬ 
losen Beratungsstelle der Landesversicherungsanstalt 
zuschieben. Die Sachverständigensitzung des badischen 
Landesverbandes hat hiervor gewarnt. Als Dirnen¬ 
untersuchungsstelle würde die Beratungsstelle in Gefahr 
sein, jeden Kredit beim Publikum zu verlieren. Bei 
den Beratungsstellen der Universitätsstädte ist ein Mas¬ 
senaufgebot von Prostituierten, die zu bestimmten Stun¬ 
den kommen, besonders mißlich. Man kann es der ein¬ 
zelnen Prostituierten nicht verwehren, daß sie sich in 
der Beratungsstelle unentgeltlich untersuchen läßt. Ein 
derartiges Verbot würde dem Geiste des neuen Reichs¬ 
gesetzes direkt widersprechen. Aber gegen die regel¬ 
mäßigen Massenuntersuchungen muß sich nach dem 
Urteil des Sachverständigen die Beratungsstelle sträu¬ 
ben. Es käme auch sonst leicht dazu, daß der Arzt der 
Gesundheitsbehörde gegen (len Arzt der Beratungsstelle 
ausgespielt würde. Das darf nicht Vorkommen, diese 
beiden Instanzen müssen absolut konform sein. Das 
Badische Ministerium des Innern ist diesen Anschauun¬ 
gen beigetreten. 

Im Gegensatz zu den preußischen Bestimmungen 
müssen in Baden alle ärztlichen Meldungen von Kran¬ 
ken. die sich der ärztlichen Behandlung oder Be¬ 
obachtung entziehen oder infolge ihres Berufes oder 
ihrer persönlichen Verhältnisse andere besonders ge¬ 
fährden. an die Beratungsstelle gehen, nicht an die 
Gesundheilsbehörde. 

In dieser Anordnung kommt das große Vertrauen 
und der Dank zum Ausdruck, den die Landesversiche¬ 
rungsanstalt Baden als alleinige Organisatorin der ba¬ 
dischen Beratungsstellen voll verdient hat. Sie hat das 
Land Baden mit einem lückenlosen Netz von zwölf 
Beratungsstellen überzogen, von denen einzelne erst 
jetzt vor dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes trotz 
mancherlei Schwierigkeiten mit erheblichen Kosten ein¬ 
gerichtet wurden Dieselbe Großzügigkeit zeigt die Lan¬ 
desversicherungsanstalt Baden auch in der Frage der 
Kostenübernahme. Ihr ist es zu danken, daß schon 
vor dem 1. Oktober in Baden die Kostenlosigkeit der 
Behandlung wie in den skandinavischen Ländern ge¬ 
sichert war. 

Fs ist schon vor dem 1 Oktober in Baden kein 
Hilfsbedürftiger gezwungen worden, sich wegen Er¬ 
langung der Kurkosten an die Armenbehörde oder an 
eine Krankenkasse zu wenden, wenn er triftige Gründe 
dagegen anzuführen hatte. In all diesen Fällen hat die 
Landesversicherungsanstalt Baden, gleichviel, ob es sich 
um Versicherte oder Nicht versicherte handelte, je nach 
der finanziellen Leistungsfähigkeit des zu Behandeln¬ 
den die Heilverfahrenskoslen entweder ganz oder zum 
Teil übernommen, unter Umständen die Reisekosten 
und den Arbeitsausfall ersetzt. Deshalb werden auch 
in Zukunft die Aerzte der Gesundheitsbehörde, vor 
allem auf dem Lande, also die Bezirksärzte, gut tun, 
alle ihnen zugehenden Meldungen, die keine polizei¬ 
lichen Maßnahmen erfordern, an die Beratungsstellen 

weilerzugeben. Diese vermitteln die Kostenübernahme 
ohne Wissen des GemeLnderals. 

Die Beratungsstelle steht unter Leitung eines Arz¬ 
tes, der in ärztlichen und sozialhygienischen Fragen 
völlig freie Hand hat. Die Beratungsstelle ist somit eine 
rein ärztliche Instanz, jetzt nach Abgabe der Zwangs¬ 
maßnahmen an die Gesundheitsbehörde noch mehr 
als vorher. Von der Gesundheitsbehörde kann man das 
gleiche nicht sagen. So lag es schon deshalb nahe, die 
ärztlichen Meldungen an jene ärztliche Stelle zu wei¬ 
sen. Dazu kommt, daß die länger bestehenden Bera¬ 
tungsstellen mit ihrem großen Aktenmaterial oft die 
gemeldeten Säumigen besser kennen als der meldende 
Arzt, vor allem aber besser als die Gesundheitsbehörde. 
Diese müßte ärztliche Meldungen, die trotzdem an sie 
kommen, der Beratungsstelle weitergeben. Unter allen 
Umständen muß vermieden werden, daß eine Doppel¬ 
arbeit eintritt. daß Beratungsstelle und Gesundheits¬ 
behörde dieselben Personen überwachen. Die Gesund¬ 
heitsbehörde hat sich auf Prüfung der Meldungen des 
Publikums und auf die Präventivuntersuchungen zu 
beschränken und den Anträgen der Beratungsstelle auf 
Zwangsmaßnahmen nachzukommen. 

Wenn, wie es vorgekommen ist die Gesundheits¬ 
behörde Fälle frischer Erkrankung in ambulanter Be¬ 
handlung läßt, obgleich der zuständige Arzt sie ein¬ 
gewiesen hat. dann handelt sie ebenso gegen die Absich¬ 
ten des Gesetzgebers, wie wenn sie die Zwangseinwei- 
sung verfügt, ohne den zuständigen Arzt zu hören. 

Es kommt noch ein Drittes dazu. Der Fels, auf 
dem die Beratungsstellen stehen und den sie trotz aller 
Anstürme behaupten müssen, ist das unverbrüchliche 
ärztliche Geheimnis. Dies ist bei der Beratungsstelle 
leicht gewahrt, wenn der Leiter hart bleibt. Bei der 
Gesundheitsbehörde ist das etwas anderes. Man denke 
sich in einem Dorf den Gemeinderat und den Bürger¬ 
meister als Wahrer des Geheimnisses, das vielleicht 
Sohn oder Tochter eines Gemeinderats betrifft, oder 
wo wesentliche Kosten in Frage kommen. 

Die ärztlichen Meldungen an die Beratungsstelle 
werden honoriert, die an die Gesundheitsbehörde nicht. 

Von außerordentlicher Wichtigkeit für die Gesund- 
heitsbehörde ist die Fürsorgerin, auf deren Schultern 
die Hauptarbeit liegen wird. Von ihr wird es in erster 
Linie abhängen. ob die Arbeit wirklich sinngemäß vor 
sich geht. Sie ist vor allem dazu bestimmt, die so wich¬ 
tige Verbindung mit den caritativen Verbänden, den 
Fürsorgestellen und anderen Aemtern herzustellen. Sie 
durch eine männliche Kraft ersetzen zu wollen, wäre 
bedauerlich, wird sich aber bei kleinen Gemeinden 
nicht umgehen lassen. 

Dem Leiter der Gesundheitsbehörde steht ein be¬ 
ratender Fachausschuß zur Seite, in dem alle in Frage 
kommenden Fürsorgestellen, die Aerzteschaft. der Be- 
z.irksarzt und viele andere vertreten sein müssen. Dieser 
Ausschuß ist zu groß, um in jedem Fall zusammen¬ 
gerufen werden zu können. In ihm stehen aber jeder¬ 
zeit Persönlichkeiten zur Verfügung, die nach Art des 
Bedürfnisses zugezogen werden können. 

Der Versuch christlichen Erbarmens, bisherige Kon- 
trollmädchen in ein Berufsleben wieder einzugliedern, 
ist weitgehend gescheitert. Um so aussichtsreicher er¬ 
scheint die Gefährdetenfürsorge, wie sie auch von der 
Polizeifürsorgerin und ihrer weiblichen Polizei aus- 
geübt wird. Aber deren Wirken wäre zwecklos ohne 
die Heime, die von konfessioneller Seite zur Verfügung 
gestellt sind. Doch fehlt da noch eine Uebergangsstelle, 
ein Heim, in dem der Schützling sofort untergebracht 
werden kann. Vor allem fehlt in Baden noch ein Ver- 
wahrungsgesetz. 

Die Polizei, deren Unentbehrlichkeit in der Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten überall aner- 
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kannl wurde, hat naturgemäß in der Zeit des Ueber- 
gangs starke Zurückhaltung gezeigt. Fraglich schien, 
ob im einzelnen Fall jeweils erst alle anderen Mittel 
durchprobiert sein müssen, ehe die Polizei eingreifen 
kann, oder ob die Voraussetzungen nicht schon dann 
gegeben sind, wenn aller Voraussicht nach andere Mittel 
nicht ausreichen. Die letzte Auffassung ist wohl die 
richtigere. So ist wohl denkbar, daß in eiligen hallen 
sich die Beratungsstelle direkt an die Polizei wendet, 
und diese Ausnahmefälle werden häufig sein, wenn die 
Gesundheitsbehörde versagt. 

Die neuen Gesundheitsbehörden haben in Baden 
die an sie herantretenden Aufgaben entsprechend der 
Verschiedenheit der lokalen Verhältnisse ganz verschie¬ 
den gelöst, teilweise sich überhaupt noch nicht fest¬ 
gelegt. Auch hier wird die praktische Erfahrung den 
richtigen Weg weisen. 

dem für diese Zwecke aufgewandten Betrag von 
680 Millionen Dollar entfallen nicht weniger als '650Mil¬ 
lionen auf die Patienten selbst. 

Dr. Folks schließt seine gewiß auch für Europa 
sehr interessanten statistischen Mitteilungen mit der 
Feststellung, daß es bedauerlich sei. wenn Amerika an¬ 
gesichts dieser ungeheuren Krankheitskosten seiner Be¬ 
völkerung nur den relativ verschwindend kleinen Be¬ 
trag von 76 Millionen Dollar jährlich für Zwecke der 
Verhütung von Krankheiten ausgibt. Er betont jedoch 
ausdrücklich, daß er das europäische System der all¬ 
gemeinen, zwangsweisen Einführung von Krankenkas¬ 
sen keineswegs empfehlen könne, sondern eine entspre¬ 
chende Erhöhung der für vorbeugende Maßnahmen 
ausgeworfenen Summen für weitaus zweckentsprechen¬ 
der hielte. 

(Deutsche Aerzlc-Zeitung Nr. 116 v. ln. 7. 28.) 

Das Land ohne Krankenkassen. 
Wyfis man in den Vereinig!en Staaten 

Heilzwecke ausgibt. 
f ü r 

Entsprechend der allgemeinen Verarmung der Be¬ 
völkerung ist heute in den europäischen Ländern die- ' 
Krankenkassenbehandlung zur Regel, die reine Pri¬ 
vat beh and 1 u ng geradezu schon zur Aus¬ 
nahme geworden. Pis ist nun interessant, einer ame¬ 
rikanischen amtlichen Statistik zu entnehmen, daß die 
Verhältnisse in den Vereinigten Staaten ge¬ 
rade umgekehrt liegen. Ein auf Grund staatlicher 
Kontrolle und bindender Gesetze durchgeführtes Kran¬ 
kenkassensystem gibt es bekanntlich in der l nion über¬ 
haupt nicht, und der freiwillige Zusammenschluß von 
Berufsständen und sozial gleichgestellten Schichten zu 
irgendeiner Art von Krankenversicherungen zählt zu 
den seltenen Ausnahmen. 

ln der Sektion für Gesundheitswesen der in Paris 
abgehaltenen Internationalen Konferenz für 
Sozial Wissenschaft hat Dr. Homer Folks inter¬ 
essante statistische Ziffern vorgelegt, denen wir fol¬ 
gendes entnehmen: Der Gesamtbetrag, der von 
der 120 Millionen zählenden Bevölkerung 
der P’nion für Heilzwecke oder im Zusam¬ 
menhang mit Krankheit getragen werden 
muß, beträgt die nahezu unvorstellbar hohe 
Summe von 15 Milliarden Dollar im Jahr, von 
denen nicht weniger als 93 Prozent direkt von den 
Kranken und ihren Familien getragen werden. Die 
Höhe der Summe wird allerdings dadurch erklärt, 
daß — echt amerikanisch — auch eine Statistik über 
jene Summen aufgestellt wird, die durch vorzeitigen 
Tod infolge Krankheit nicht ins Verdienen gebracht 
werden. Selbst wenn man diese, zwar angeblich auf 
wissenschaftlichem Wege ermittelten, aber immerhin 
horrenden Summen ebenso äbrechnet wie die Lohn¬ 
verluste, die während der Krankheit entstehen, bleibt 
noch immer ein Betrag von rund 8,26 Milliarden Reichs¬ 
mark übrig, der nur für Aerzte-, Krankenhaus- und 
Heilungskosten aufgebracht werden muß. Von den 
745 Millionen Dollars, die durchschnittlich jährlich in 
Amerika an Aerztehonorare bezahlt werden, sind 708 
Millionen direkt von den Patienten und nur 37 Mil¬ 
lionen durch staatliche Fürsorge zu tragen. Etwas 
„europäischer- ist das Verhältnis bei den Krankenhaus¬ 
kosten. Sie machen im Durchschnitt 101 Millionen 
Dollar aus, von denen immerhin 261 von der Allge¬ 
meinheit getragen werden, da zahlreiche öffentliche 
Krankenhäuser entweder vom Slaa^ oder von privaten 
Wohltätigkeilskorporationen unterhalten werden. Eine 
kassenmäßige Vorsorge für Heilmittel scheint man in 
der Union fast überhaupt nicht zu kennen, denn von 

ie kann man JteuschsUchtigen helfen? 
.Von Sanitütsrat Dr. Otlo Juliusburger, Berlin. 

/ In immer wachsendem Maße hat die Sucht, zu 
-liauschmitteln zu greifen, in fast allen Schichten der 
Bevölkerung zugenommen. Die Bekämpfung dieses 
Volksschadens im Einzelfalle leidet aber noch unter 
einer empfindlichen Lücke im Gesetze. P.s kann nämlich 
nur dann eine zwangsweise Entziehung von Rauschmit¬ 
teln bei einem Individuum vorgenommen werden, wenn 
dieses zuvor freiwillig damit einverstanden war; liegt 
eine solche Einverständniserklärung nicht vor, so kann 
von fremder Seite nicht eingegriffen werden, mag die 
Gesundheit, die Arbeitsmöglichlyeit und Leistungsfähig¬ 
keit des Individuums, seine wirtschaftliche Lage, der 
materielle und moralische Zustand seiner Familie noch 
so sehr bedroht und schwer geschädigt sein. Nur 
dann kann zwangsweise cingegriffen werden, wenn be¬ 
reits ein schweres Unglück sich ereignet hat, vielleicht 
ein Menschenleben schon vernichtet wurde. Man denke 
nur, daß in solchen Fällen das Rauschmittel bereits 
lief in das Seelenleben des Individuums und damit in 
die Leistungsfähigkeit seines Gehirns eingegriffen haben 
wird; wir dürfen nie vergessen, daß nicht nur der In¬ 
tellekt. sondern auch alle anderen Seelenvorgänge, die 
niederen und Ijöheren Gefühle, die Regungen des Wil- 
/ens. die feineren Vorgänge der Moral, alle hemmenden 
seelischen Abläufe, die das Wesen der freien Willens¬ 
entscheidung ausmachen, in unlöslicher, funktioneller 
Verbindung mit dem Gehirn stehen. 

Darum erscheint es durchaus verfehlt, einem 
Rausch süchtigen, also einem Gehirn-Seelenkranken, 
noch in einer so individuell und sozial wichtigen An¬ 
gelegenheit. wie es die Entziehung des Rauschmillcls 
darstellt, die freie Verfügung, die sogenannte freie Wil¬ 
lensentscheidung, zu überlassen, ja sic überhaupt als 
möglich vorauszusetzen. Schon hier zeigt sich auf einem 
sehr wichtigen Gebiete eine Grenze für die seelische Be¬ 
handlung, die nur dort ihr Anwendungsgebiet finden 
kann, wo die Gesundheit des Gehirn-Seelenlebens noch 
so weil besteht, daß seine Beeinflussung nicht durch 
Widerstände unmöglich gemacht wird, die grober, ver¬ 
mutlich schon materieller Natur sind, durch die also 
die Plastizität des Gehirns bereits mehr oder weniger 
aufgehoben ist. In solchen Fällen, wo die Gchirnvergif- 
lung durch den fortgesetzten, langen Gebrauch oder 
Mißbrauch von Rauschmitteln schon das Seelenleben 
in seiner Rreite und Tiefe ergriffen und die Gchirn- 
bestandteile, als deren Funktion und Arbeitsleistung wir 
das Seelenleben ansehen, materiell geschädigt hat, muß 
die eigentliche seelische Behandlung solange zurück¬ 
gestellt werden, bis das Gehirn von den Rauschmittel¬ 
giften wieder befreit ist und normale Arbeit vollziehen 
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kann. Wenden wir uns nun kurz einer solchen Ent¬ 
ziehung von Rauschmitteln zu. 

Im Vordergrund dürfte der Mißbrauch alkoholi¬ 
scher Getränke stehen. Noch weil verbreitet ist das Vor¬ 
urteil, daß der Genuß alkoholischer Getränke nicht so¬ 
fort, ohne weitere Schädigungen zu gewärtigen, auf- 
gegeben werden könnte, sofern er über lange Zeiten 
und in hohem Maße bestanden hat. Das ist ein großer, 
oft verhängnisvoller Irrtum. Durch den sofortigen Ent¬ 
zug des gewohnten Genusses alkoholischer Getränke 
wird in keinem I-'alle ein Schaden angerichlel werden, 
es sei denn, daß bereits durch den vorangegangenen 
Alkoholmißbrauch der Organismus so tiefgehende Schä¬ 
digung erfahren hat, daß selbst der völlige Entzug be¬ 
reits zu spät eingesetzt wurde. In bedrohlichen Fällen 
muß der Arzt, der in allen Fällen allein befugt und be¬ 
fähigt ist, die Entziehung zu leiten, rechtzeitig Mittel 
verabreichen, die den Organismus, insonderheit das 
Herz, stärken, wozu aber die Fortsetzung des Alkohol¬ 
genusses nicht gerechnet werden kann. Wir verfügen in 
solchen Fällen über ungleich wirksamere und unschäd¬ 
lichere Mittel. Bettruhe, unter Umständen verbunden 
mit einer Schlafkur, worüber noch gesprochen wer¬ 
den wird, sind nicht selten notwendig. Ist die Alkohol¬ 
entziehung beendet, so muß sofort die seelische Behand¬ 
lung mit aller Energie einsetzen. Dann müssen die 
Hinter- und Untergründe im Seelenleben aufgedeckt 
werden, aus denen die Antriebe zum Alkoholgenuß ent¬ 
stiegen. Seelische Erschütterungen verschiedener Art 
und Herkunft, die mannigfachen Enttäuschungen, die 
das Leben bringt, unerfüllte Wünsche auf individuel¬ 
lem und sozialem Gebiete, sexuelle, erotische Entbeh¬ 
rungen und Hilflosigkeiten, körperliche und seelische 
Maltigkeitsgefühle, der Kleinmut und die Zaghaftigkeit 
in den Kämpfen wirtschaftlicher Natur, das Gefühl der 
Schwäche gegenüber den mannigfachen Aufgaben des 
Lebens, — kurz, der ganze Wille zum Leben, wie er 
den Kern unserer gesamten Individualität darstellt, in 
seiner Fruchtbarkeit und Dürftigkeit, in seinem nie 
ruhenden Drange nach Intensität und Extensität, in 
seinen Hemmungen, wie in seinem oft stürmischen 
Rauschverlangen muß vom Intellekt des Kranken und 
des Arztes beschienen und durchleuchtet werden, um 
so das Rausch verlangen, das Narkosebedürfnis an der 
Wurzel zu packen, den Willen zum Leben aus der nie¬ 
deren, ungeistigen Sphäre zu den höheren und reineren 
Formen seelischen Strebens gelangen zu lassen. 

Hier stellt sich nun eine neue große Schwierigkeit 
der seelischen Behandlung entgegen. Zu berücksichtigen 
ist die Heredität, die gesamte leiblich-seelische Konsti¬ 
tution, die Veranlagung des Rauschsüchtigen, und neben 
diesen inneren Faktoren dürfen wir die Umwelt des 
Kranken nicht aus dem Auge lassen. Die Verführung, 
die Gewohnheiten und Sitten näheren und weiteren 
Umgangs, den der Mensch pflegt, die materiellen Le- 
bcnsvcrhüllnisse, nicht zum wenigsten der Wohnungs¬ 
raum, der zur Verfügung bleibt, geben oft ernste 
Schwierigkeiten, mit denen die seelische Behandlung 
schwer und auch nicht selten aussichtslos zu kämpfen 
hal. In allen Fällen ist darauf zu dringen, daß die 
nächste Umgebung des Kranken freiwillig auf jeden 
Genuß alkoholischer Getränke verzichtet, um clas be¬ 
lebende, ermutigende Beispiel der Enthaltsamkeit zu 
geben, um zu zeigen, daß das Leben auch ohne Al¬ 
kohol gelebt werden kann, seine Schwierigkeiten auch 
ohne Umgaukcluug des Geistes, ohne trügerischen und 
nur scheinbaren Kraftzuwachs, dafür aber mit um so 
nachhaltigeren Kräften des Leibes und der Seele über¬ 
wunden werden können. Häufig kann eine Entziehung 
des Alkohols nicht in der Familie durchgeführt und 
der Kranke muß in eine Heilstätte gebracht werden, die 
ganz zu diesem Zwecke eingerichtet ist. Neben der see¬ 

lischen Behandlung kann dann auch der segensvolle 
Einfluß zielbewußter geistiger und körperlicher Arbeit 
und somit die wahre Belebung des wichtigen Gemein- 
schaflsbewußtseins gewonnen werden. 

Was bei der Alkoholentziehung in nicht wenigen 
Fällen notwendig erscheint, nämlich die Heitslätten- 
behandlung, sollte in allen Fällen erfolgen, in denen 
es sich um die Entziehung anderer Rauschmittel han¬ 
delt, nämlich Opium, Pantopon, Morphium, Eukodal, 
Kokain und anderer derartiger Rauschmittel. Während 
das Kokain sofort radikal entzogen werden kann, emp- 
liehlt es sich doch bei den anderen genannten Stoffen, 
die Entziehung durch einen sachkundigen Arzt wäh¬ 
rend einer Schlafkur unter Zuhilfenahme geeigneter 
Schlafmittel in einer gut eingerichteten Heilstätte oder 
Anstalt vornehmen zu lassen. Nur der sachverständige 
Arzt, dem gut geschultes Personal bei Tag und Nacht 
zur Seite stehen muß, wird alle Schwierigkeiten 
rechtzeitig erkennen und überwinden können, die un¬ 
erwartet bei einer Entziehung auftreten können. Es 
darf aber nie vergessen werden, daß hinter dem jeweili¬ 
gen Mittel das bewußte und unbewußte, triebhaft be¬ 
dingte Rausch verlangen, ein Narkosebedürfnis, steckt, 
das in erster Linie bekämpft werden muß. Erst wenn 
das gelungen ist, kann man von einer wirklichen Ent¬ 
ziehung sprechen, und erst dann ist die Gefahr des 
Rückfalls ausgeschaltet. Die Nachbehandlung muß in 
allen Fällen intensiv seelischer .Art sein; freilich darf 
die körperliche Erstarkung und Ertüchtigung niemals 
vergessen werden. Ohne auf wichtige Einzelheiten ein¬ 
zugehen, sei hier nur kurz an die Bäderbehandlung, 
die Anwendung von aus Keimdrüsen hergeslellten Or¬ 
ganpräparaten erinnert. Nach vielen Entziehungskuren 
macht besonders die Erzielung von Schlaf große Mühe; 
hier bedarf es von allen Seiten großer Geduld und 
Selbstbeherrschung. Jede Entziehungskur muß von einer 
moralischen Orthopädie begleitet werden. Das 
Individuum muß lernen, sich neu dem Kampfe mit dem 
Leben und seinen Aufgaben zu stellen, mit frischen 
Kräften ans Werk zu gehen. Es bedarf keiner \\ orte 
über die Größe der Aufgaben, die hier einer ziel¬ 
bewußten Psychotherapie gesteckt sind, aber auch, wie 
nahe nicht selten ihre Grenzen zu finden sein werden. 

Gar nicht leicht ist eine Entziehung zu bewerk¬ 
stelligen. die sich in der Gegenwart in nicht seltenen 
Fällen mehr und mehr als notwendig erweist, nämlich 
beim Mißbrauch des Tabakgenusses. Alle Entziehungs¬ 
kuren, bei denen es sich zugleich um Individuen han¬ 
delt. die reichlich dem Tabakgenuß fröhnten, verlau¬ 
fen schwierig, langwierig und bereiten dem Kranken 
wie dem Arzt viel Pein, Mühe und Arbeit. In solchen 
Fallen wird man wohl kaum auf eine Schlafkur ver¬ 
zichten können, — aber auch hernach noch saure 
Wochen durchleben müssen, ehe das frohe Fest des 
Lebens wieder gefeiert werden kann. Hinsichtlich der 
Methode der Psychotherapie nach der Entziehung des 
Rauschmittels wird der kritische Psychotherapeut in 
der Richtung Freuds und Adlers forschen und wir¬ 
ken. er wird sich keinem ganz verschreiben, dabei frei¬ 
lich auf den billigen Beifall der Schule verzichten, da¬ 
für aber im Bunde mit den Tatsachen und der Wirk¬ 
lichkeit stehen und so dem Kranken den besten Dienst 
leisten, hierbei jedoch auch nicht der Lebensarbeit 
eines Dubois und Forel vergessen. 

Kollegen 
gedenkt der „Dr. Alfons Stauder-Stiftung“! 

Beiträge sind eininbezahlen auf das Postsclieckkonto Nürn¬ 
berg Nr. 15376 des Landesansschnsses der Aerzte Bayerns oder 
auf das Depotkonto Nr. 32926 bei der Bayer. Staatsbank Nürn¬ 
berg mit der Bezeichnnng: „Für die Stauder-Stiftung“. 
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Auch Ungarn führt eine Alters- und Invaliden¬ 
versicherung ein. 

In Ungarn ist soeben ein Gesetz über die Aiters- 
und Invalidenversicherung beschlossen worden, durch 
das die gewerblichen Arbeiter und die Angestellten 
zwangsversicherl werden. Für die Arbeiter besteht eine 
Versicherungsgrenze nicht, die Angestellten sind jedoch 
nur soweit zwangsversichert, als ihr Gehalt monatlich 
360 RM. nicht übersteigt. Die Arbeiter zahlen an Ver¬ 
sicherungsbeiträgen 4 Proz., die .Angestellten 5 Proz. 
ihres Arbeitsverdienstes. Der Arbeitgeberanteil ist 
ebenso hoch wie der Arbeitnehmerbeitrag. Außerdem 
leistet der Staat einen Zuschuß in ungefährer Höhe von 
11 Proz. der Gesamtbeitragsleistungen. 

Die Versicherungsleistungen bestehen in einer Al¬ 
tersrente, auf die der Versicherte nach Vollendung des 
65. Lebensjahres und nach mindestens 100 Beitrags¬ 
wochen .Anspruch hat. ferner aus einer Rente für die 
Witwe und schließlich aus einer Invalidenrente, die 
nach mindestens 800 Beitragswochen beansprucht wer¬ 
den kann. Wie in der deutschen Rentenversicherung, 
bestehen die Renten aus einem festen Grundbetrag von 
jährlich 90 RM. und einem Steigerungsbetrag nach der 
Summe der geleisteten Beiträge. Die tatsächliche Lei¬ 
stung ist überaus gering. Ein Arbeiter mit 1000 Bei¬ 
tragswochen erhält nur etwa 2 RM. Wochenrente. 

Erneute Warnung vor dem Medizinstudium. 
Die an den deutschen Hochschulen Medizin Stu¬ 

dierenden machen immer noeft 9,5 vom Hundert aller 
Studenten aus. Da merkwürdigerweise trotz der immer 
und immer wiederholten Warnungen vor den akademi¬ 
schen Berufen die Zahl der Studenten überhaupt stetig 
zunimmt, bedeutet dieser Prozentsatz ebenfalls eine Ver¬ 
mehrung der Medizinstudenten. Im Jahre 1927 haben 
etwa 14 Proz. mehr Studenten sich der Medizin ge¬ 
widmet als im Jahre 1926. Wenn jetzt mit Ausgang 
des Sommers sich die jungfen Leute, die zu Ostern 1929 
das Abiturientenexamen machen wollen, über die Be¬ 
rufswahl schlüssig werden, dann mögen Eltern, Vor¬ 
münder und Lehrer ernstlich das Gewicht ihrer Auto¬ 
rität in die Wagschale werfen, um vor unüberlegtem 
Medizinstudium zu warnen. Außer der langen Zeitdauer 
und den dementsprechend hohen Kosten wird dabei 
auch ins Gewicht fallen, daß dem Arzt und Mediziner 
so vielfältige Verwendungsmöglichkeiten ihrer Kennt¬ 
nisse im Erwerbsleben nicht offenstehen wie etwa dem 
Juristen oder dem Ingenieur. 

Gründung eines Deutschen Ausschusses zur Förderung 
der wissenschaftlichen Erforschung des Alkoholismus. 

Aus einer Arbeitsgemeinschaft, die der Internatio¬ 
nalen Zeitschrift gegen den Alkoholismus nahestand, 
hat sich in der letzten Hälfte des abgelaufenen Jahres 
der „Deutsche Ausschuß zur Förderung der wissen¬ 
schaftlichen Erforschung des Alkoholismus gebildet, 
um für die Erfüllung bestimmter, mit der Alkoholnot 
unserer Zeit zusammenhängende Aufgaben eine' geeig¬ 
nete Grundlage zu schaffen. Der Ausschuß hat die 
Aufgabe, solche Maßnahmen anzuregen und zu fördern 
sowie gegebenenfalls auch durchzuführen, die der Er¬ 
forschung des Alkoholismus — besonders auch in Hin¬ 
sicht auf die Heilfürsorge - zu dienen geeignet sind. 
Er ist aus der Not der Zeit, die eine Lösung bestimmter 
Aufgaben zur Heilung und Abwehr der in zunehmen¬ 
dem Maße drohenden Alkoholschäden dringend fordert, 
entstanden: dieses ist bestimmend für seine Gestalt, 
Ziel- und Programmsetzung. 

Der Ausschuß hat somit Aufgaben, für deren Lö¬ 
sung eine organisatorische Kräftezusammenfassung in 
Deutschland bisher noch nicht versucht wurde. Er tritt 
mit keiner der erwähnten Vereinigungen, die an der 
Bekämpfung der Alkoholschäden arbeiten, in Wett¬ 
bewerb, sondern füllt eine Lücke aus, deren Vorhan¬ 
densein — gerade in der praktischen Arbeit — bisher 
oft schmerzlich empfunden wurde. Infolge des Aus¬ 
baues der Arbeit zur heilenden und vorbeugenden Für¬ 
sorge in bezug auf den Alkoholismus, wie sie in den 
letzten Jahren notwendig wurde, ist die Erkenntnis der 
Notwendigkeit einer planmäßigen wissenschaftlichen 
Fundierung dieser Arbeit in den beteiligten Kreisen 
immer mehr durchgedrungen. Die Durchlührung der 
Arbeiten, die der Ausschuß sich zur Aufgabe gestellt 
hat, ist gewissermaßen Voraussetzung für einen vollen 
Erfolg der praktischen Vereinsarbeit, wie der ein¬ 
schlägigen Fürsorge überhaupt. 

Es ist nicht Aufgabe des Ausschusses, in die prak¬ 
tische Arbeit, wie alkoholgegnerische Vereine sic leisten, 
einzugreifen; die etwaige Auswertung der Ergebnisse 
der Ausschußtätigkeit für die heilende und vorbeu¬ 
gende Fürsorge ist vielmehr Angelegenheit der Stellen, 
denen diese Aufgabe in der öffentlichen und freien 
Wohlfahrtspflege obliegt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses ist Prof. Dr. Rein¬ 
hard Strecker (Berlin), der sich nach der Nieder¬ 
legung seines Amtes als hessischer Kultusminister ganz 
den Fragen der Bekämpfung des Alkoholismus zuge¬ 
wandt hat. Es ist eine Geschäftsstelle (Jena, Gulenberg- 
straße 2, Leiter: Johannes Thiken) eingerichtet wor¬ 
den, die diejenigen im Rahmen der Ziel- und Programm¬ 
setzung des Ausschusses liegenden Aufgaben wahrzu¬ 
nehmen hat, die über die Milgliedspflichten der ein¬ 
zelnen Ausschußmitglieder hinausgehen. Die Arbeit der 
Ausschußmitglieder liegt naturgemäß in erster Linie 
innerhalb des jedem einzelnen gegebenen fachlichen Ar¬ 
beitsbereiches.) 

Die Mitarbeit eines um die Entwicklung der ein¬ 
schlägigen Forschung verdienten Kreises deutscher 
Männer und Frauen, die auf ihren Fachgebieten An¬ 
sehen genießen, berechtigt zu der Hoffnung, daß der 
Ausschuß in sieter lebendiger Fühlung mit dem Leben 
der Gegenwart auch auf zum Teil noch unbeschrit- 
tenen Pfaden den Wrcg finden wird, der ihm durch die 
geschichtliche Entwicklung vorgezeichnet ist, zum 
W’ohle des durch die Alkoholwirklingen geschädigten 
und geschwächten Volkskörpers. 

Zur Frage des Schutzes der Jugend vor den 
Alkoholgefahren. 

Die alkoholische Gefährdung der Jugend nimmt 
nach übereinstimmendem Urteil aller Fachleute bedenk¬ 
lich zu. Eine Erhebung, die im Zusammenhänge mit 
den Vorarbeiten für das Handbuch der Alkoholgefahr- 
detenfürsorge und der Bekämpfung des Alkoholismus 
gemacht wurde, ergab, daß sich unter den bei 12 Für¬ 
sorgestellen für Alkoholkranke gemeldeten 2910 für- 
sorgebedürftigen Alkoholikern 86 Jugendliche unter 
21 Jahren befanden — durchschnittlich 2,95 Prozent. 
Der Prozentsatz der männlichen Jugendlichen unter 
der Gesamtzahl der männlichen Fürsorgebedürftigen 
betrug 2,88 Proz., der Prozentsatz der weiblichen Ju¬ 
gendlichen unter den gemeldeten weiblichen Fürsorge- 
bedürftigen sogar 4,05 Proz. Bei einer Fürsorgestelle 
war der Prozentsatz der Jugendlichen unter den I‘ür- 
sorgebedürftigen sogar 11,54 Proz. Dabei ist zu berück¬ 
sichtigen, daß durch die Jugendwohlfahrtspflege der 
weitaus größte Teil der gefährdeten Jugendlichen auf¬ 
gefunden wird, bevor Fürsorgebedürftigkeit wegen Al¬ 
koholismus eintritt. 
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Vereinsnachrichten. 
✓ (Originalbericht des Bayer. Aerztl. Correspondenzblattes.) 

Aerztlicher Bezirksverein und Aerztlich-wirtschaftlicher 
Verein Amberg. 

((icmeinschaftliche Sitzung am 15. September l‘J28.) 

A. Aerzllicher Bezirksverein. 

Vorsitzender: San.-R. Dr. Doeri'ler. 
Stellungnahme zu den einzelnen Programmpunkten 

des Bayerischen Aerztelages. Hieraul' Vortrag des Herrn 
Vorsitzenden über die „Wandlungen in der Geburts- 
hili'c“. Das sehr aufschlußreiche Referat wird mit all¬ 
gemeinem Interesse aufgenomen und ruft eine frucht¬ 
bare Diskussion hervor. Anschließend teilt Herr Dr. 
Martius mit, daß er aus gesundheitlichen Rücksichten 
sein Amt als Schriftführer und 2. Vorsitzender der bei¬ 
den Vereine nicht mehr beibehalten kann. Der Vor¬ 
sitzende bedauert, daß dieser Schritt infolge seiner Ge¬ 
sundheit notwendig geworden ist, dankt ihm für seine 
langjährige treue Tätigkeit und spricht ihm den Wunsch 
für seine baldige Genesung aus. An seine Stelle wird 
zum Schriftführer und 2. Vorsitzenden Herr Dr. Kord- 
Lütge rt gewählt. Herr Dr. Martins wird, um seine 
Erfahrung weiter in den Dienst des Vereinslebens zu 
stellen, als Beisitzer im Ausschuß an die Stelle Dr. 
Kord-Lütgerts gewählt. 

B. Aerztlich-wirtschaftlicher Verein. 

Vorsitzender: Dr. Kord-Lütgert. 
1. Ersatzwahl für Dr. Martius. Der Vorsitzende 

schließt sich den Dankes Worten und Wünschen des 
Vorsitzenden, des Acrztlichen Bezirksvereins an. Die 
vorgenommene Ersatzwahl ergibt als 2. Vorsitzenden 
und Schriftführer des Aerztlich-wirtschaftlichen Vereins 
Dr. Gillitzer. Auch hier übernimmt Dr. Martius die 
Stelle des Beisitzers im Ausschuß. — 2. Vorsitzender 
weist darauf hin, daß Sachleistungen (Röntgenverfah¬ 
ren, Diathermie, Höhensonne, Lichtbäder) der Geneh¬ 
migung der hierfür ernannten Kommission bedürfen. 
(S. Wirtsch. Verordnungsw.• V. R. 51.) Auswärtige 
Aerzte suchen mittels Postkarte mit Rückantwort bei 
Herrn San.-R. Dr. Nürbauer um die Genehmigung 
nach. Von der zuständigen Kommission nicht geneh¬ 
migte Sachleistungen müssen in Zukunft, entsprechend 
den Bestimmungen, gestrichen werden! — 3. Bericht des 
Vorsitzenden über eine auf Veranlassung des Herrn 
Geh.-Rat Dr. Köhler in Regensburg am 15. August 
HI2.8 stattgehabte Sitzung zwecks Gründung eines Kreis- 
verbandes der Aerzte der Oberpfalz. (Näheres über 
diese Sitzung siehe Bayer. Aerztl. Correspondenzblalt 
Nr. 34.) Die Mehrzahl des Vereins steht auf dem Stand¬ 
punkt, daß es besser ist, die Sterbekasse unter einem 
Verbände der Bezirksvereine, als unter einem Ver¬ 
bände der wirtschaftlichen Vereine unterzubringen. 
Bei der Beratung der Satzung des Kreisverbandes wird 
beanstandet daß die Delegierten zur Landesärztekammer 
gleichzeitig die Delegierten zum Kreisausschuß sein 
sollen. Hs wird vielmehr gewünscht, daß die Vertreter 
zum Kreisausschuß von den ärztlich-wirtschaftlichen 
Vereinen eigens zu wählen sind. 4. Hinweis auf die 
in den letzten Korrespondenzblältern veröffentlichten 
Bestimmungen für die Zulassung bei den Reichsbahn- 
und Reichsposthetriehskrankenkassen. Es wird be¬ 
schlossen. von Vereins wegen alle Mitglieder in das 
Arztregister beim Zenlralwohlfahrtsaml in Rosenheim 
eintragen zu lassen, welche noch nicht in einem ver¬ 
träglichen Verhältnis zu diesen Kassen stehen. (Bayer. 
Aerztl. Correspondenzblalt Nr. 3ß, S. 137.) 

Dr. Gillitzer. 

Amtliche Nachrichten. 
Dienstesnachrichten. 

Vom 16. September 1928 an wird der mit dem Titel 
und Rang eines Obermedizinalrales ausges’tattete Be- 
zirksarzt Dr, Schneller in Bamberg, seinem Ansuchen 
entsprechend, unter Anerkennung seiner Tätigkeit von 
der Stelle eines Mitgliedes des Kreismedizinalausschus¬ 
ses von Oberfranken enthoben. 

Vom gleichen Zeitpunkt an wird der mit dem 
Titel und Rang eines Obermedizinalrates ausgestatteie 
Bezirksarzt Dr. Hönisch in Koburg als Mitglied des 
Kreismedizinalausschusses von Oberfranken berufen. 

Vereinsmitteilungen. 
Sterbekasse der Oberfränkischen Aerzte. 

Am 23. September ist Obermedizinalrat Dr. Ludwig 
Zinn (Bamberg) gestorben. Das Sterbegeld wurde um¬ 
gehend ausbezahlL Die Vereine werden gebeten, die 
Umlage von 10 Mark mal Anzahl der Vereinsmitglieder 
an das Postscheckkonto 13972 Amt Nürnberg der 
„Sterbekasse der Freien oberfränkischen Aerztekammer, 
Silz Bamberg“ einzusenden. Roth. 

Mitteilungen desMünchenerAerztevereinsfürfreie Arztwahl. 

1. Die Monatskarten für Monat September 
sind am Montag, den 1. Oktober 1928, bis spätestens 
nachmittags 5 Uhr auf der Geschäftsstelle abzugeben. 
Honorarauszahlung ab Mittwoch, den 10. Oktober 
1928, auf der Bayer. Hypotheken- und Wechselbank. 

2. Die Krankenlisten des III. Vierteljahres 1928 sind 
bis spätestens Mittwoch, den 10. Oktober 1928, auf 
der Geschäftsstelle einzureichen. 

3. Zur Aufnahme in den Verein als außerordent¬ 
liche Mitglieder haben sich gemeldet: 

Dr. Eugen Lyck. Facharzt für Haut- und Ge¬ 
schlechtskrankheiten. Prielmayerstr. 1. 

Dr. Sam Engel. Facharzt für Augenkrankheiten, 
Residenzstr. 3 2. 

Vorerst öffentlicher Dank. 
Anläßlich meines 70. Geburtstages erhielt ich eine 

große Zahl Glückwünsche. Es gedachten meiner 
Reichs- und preußische Staatsbehörden, die Bezirks¬ 
behörden Kemptens für Verwaltung, Medizin. Justiz. 
Kirche und Schule. Ausländische und norddeutsche 
Institute und wissenschaftliche Vereine schickten 
Wünsche: meine früheren und jetzigen Bezirksvereine 
und wirtschaftlichen Vereine gratulierten und eine große 
Zahl von Kollegen. Allen vorerst auf diesem Wege 
meinen herzlichsten Dank; auch dem liebenswürdigen 
Biographen und der Schriftleitung der Münchener me¬ 
dizinischen Wochenscluift. 

Es hat mich gefreut, daß trotz meiner bajuwari- 
schen Art auch hier sich keine wissenschaftliche Main¬ 
linie bildete, ganz besonders aber, daß jahrzehntelange 
Gegner versicherten, meine Ideen weitertragen zu wol¬ 
len. Alles für das deutsche Volk! 

Kempten im Allgäu, den 22. September 1928. 
Dr. Graßl. 

Fachnormenausschuß Krankenhaus (Fanok). 
Die Gruppe „Vordrucke“ des Faehnormenausschusses Kran¬ 

kenhaus veröffentlicht im Fanokteil des Heftes 18 der Zeitschrift 
für das gesamte Krankenhauswesen, Verlag J. Springer, Berlin. 
Entwürfe zur Normung folgender Kurvenblätter: 

Große Säuglingskurve A 2 (420 X594 nun) 
Kleine Säuglingskurve A 3 (297 X 420 mm) 
Milchkurve" für Ammen A 3 (297 X 420 mm) 
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Deutsche Teppiche 
Divandecken, Verbinder, Bettvorlagen etc. 
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Teppich-Nathan Eing, Eisenmannstr, 

Kurve für Chirurgie, Ge¬ 
burtshilfe u. Gynäkologie A 3 297 X 420 mm) 

• Kurve für Innere Medizin A 4 (210 X 297 mm 
Die Entwürfe sind der Zeitschrift als besondere Anlage bei¬ 

gefügt; sie stellen das Ergebnis einer schwierigen und umfang¬ 
reichen Arbeit dar. an der sich besonders Aerzte aus den ver¬ 
schiedenen Fachgebieten und die Industrie beteiligt haben. Es 
wird allen interessierten Personen und Stellen empfohlen, die 
Xormblattentwürfe zu erproben und dazu Stellung zu nehmen. 

Ferner enthält der Fanoklei! dieses Heftes den Normblatt¬ 
entwurf für eine Darmschere und die Niederschrift der über die 
erste Sitzung der Arbeitsgruppe I ..Dosimetrie' der Normen¬ 
stelle der Deutschen Röntgengesellschaft, welche die Bearbeitung 
der Aufgaben der Standardisierungskommission der Deutschen 
Röntgengesellschaft übernommen hat. Die Gruppe stellte zunächst 
ein Arbeitsprogramm auf, das umfassen soll: 

Dosiseinheit; Normung der kleinen Meßkammern (Fin¬ 
gerhutkammern für die praktische Dosimetrie am Patienten 
und Phantom; Formulierung der Einheitsdefinition, Meß¬ 
regeln usw.; Qualitätsmessung und die Möglichkeit, für die 
Oberflächentherapie die Grundlagen einer einwandfreien De¬ 
finition zu schaffen. 

Zuschriften und Sonderabdrucke von Veröffentlichungen, 
die das Arbeitsgebiet der Gruppe betreffen, werden möglichst 
in mehreren Exemplaren an den Vorsitzenden der Normen¬ 
stelle, Herrn H. v. Buol, Berlin-Siemensstadt, erbeten. 

BUcherschau. 
Geisteskrankheit in alter und neuer Zeit. Von Dr H. A. Adam. 

Verlag von Ludwig Rath, Regensburg. 100 S. 96 Abb. Preis 
M. 10. -. 

Hinsichtlich der Geisteskrankheit und des Schicksals der 
davon Befallenen herrschen bei vielen Leuten noch Anschauungen, 
welche an diejenigen des Mittelalters gemahnen. Der Grund dafür 
ist ein mehrfacher. Es gab Zeiten, wo die Irrenanstalten wirklich 
Stätten des Schreckens waren und die Heilmittel und Sicherungs¬ 
massnahmen nach unseren heutigen Anschauungen sich nicht 
wesentlich von den einstigen mittelalterlichen Torturen unter¬ 
schieden. Kunde davon hallt im Volke noch nach. Dann gibt 
es Geisteskranke, welche ihre Erlebnisse in einer ihren Leiden 
entsprechenden Verzerrung wiedergeben. Das Leben in diesen 
Anstalten bleibt naturgemäss dem Einblick der Welt mehr ver¬ 
schlossen als dies bei anderen Heilanstalten der Fall ist. Endlich 
wird die Tatsache, dass eines in der Familie geisteskrank ist — 
was nicht selten sehr zu Unrecht als persönlicher Makel der 
Familie empfunden wird — mit einer gewissen Scheu und Ge¬ 
heimnistuerei umgeben. Man mag der sog. Aufklärung in medi¬ 
zinischen Dingen skeptisch gegenüberstehen, hier Aufklärung zu 
geben, wie es früher — nicht gerade zum Ruhme menschlichen 
Wissens — gewesen und wie es heute ist, ist eine dankbar zu 
begrüssende Tat. In einer von einem reichen und zum Teil 
seltenen Bildennaterial begleiteten Darstellung schildert Verf., in 
welcher Weise von den ältesten Zeiten bis zur Mitte des 19. Jahr¬ 
hunderts Geisteskranke beurteilt und behandelt worden sind, und 
er zeigt dann auf Grund der Jahresberichte der Anstalt, an der 
er selbst tätig ist, wie allmählich im Laufe von Jahrzehnten die 
Umstellung zur richtigen Erkennung der Geisteskrankheiten als 
Gehirnkrankheiten erfolgte und wie unter Fortfall der Zwangs¬ 
mittel (Tobsuchtzellen, Zwangsjacke) das no restraint-System sich 
durchsetzte. Allerdings waren totale Veränderungen in der Bau- 
weise der Anstalten und in den Pflegeeinrichtungen notwendig, 
um den Kranken aus der >Zelle« in den freundlichen Kranken¬ 
saal, ins Freie zu gern getaner, seinem Können entsprechenden 
Arbeit, in eine relative Freiheit, zu Erholung und Unterhaltung 
zu bringen, und in den hydrotherapeutischen und medikamen- 

Jod organisch anCamphoru. Rosmarinöl sowie an NH, gebunden, Ammoniak u. Alkohol 

ANALGETIKUM 
von eigenartig schneller, durchschlagender und 
nachhaltiger Jod- und Champhorwirkung bei 

Pleuritis, Angina, Grippe, 
Gicht, Rheuma, Myal., Lumb., 
Entzündungen, Furunkulose 

Grosse Tiefenwirkung 
Kassenpackung RM J.05, grosse tlaschen *u RM 1.7 > 
Klinikpackung RM 5.70; in den Apotheken vorrätig. 

Johann G. W. Opfermann, Köln 64 

lösen Massnahmen gelang es, dem Kranken vollgültigen Ersatz 
für die früheren gewalttätigen Zwangsmassnahmen zu bieten. 

Vor unseren Augen spielt sich, wie Verf. verspricht, ein Stück 
Kulturgeschichte ab in Wort und Bild. Neger, München. 

Für die Redaktion verantwortlich: Dr. H. Scholl, München. 

Für die Inaerate: Adolf Dohn, München. 

Arzneimittelreferate. 
Bestrahlung der Milch mit ultraviolettem Licht. Von Dr R. 

von Ostertag (Zeitschrift für Fleisch- und Milchhygiene 1928, 
Nr. 10). Auf Grund der Feststellung des Direktors der Klinik für 
Kinderheilkunde in Düsseldorf, Dr. Schlossmann, dass nach Unter¬ 
suchungen in seiner Klinik bei der Bestrahlung von Milch mit 
ultraviolettem Licht zwecks Vermehrung des in der Milch ent¬ 
haltenen Rachitis verhütenden Vitamins gleichzeitig das antiskor¬ 
butische Vitamin zerstört wird, hat dem Vernehmen nach das 
Reichsgesundheitsamt eine Umfrage an eine Anzahl führender 
Kinderärzte gerichtet. Die darauf eingegangenen Aeusserungen 
lassen sich daliin zusammenfassen, dass die Beobachtung allgemein 
bestätigt wird. In der Mehrzahl der Gutachten wird darauf hin¬ 
gewiesen, dass die Frage einer gesundheitlichen Schädigung durch 
den Genuss bestrahlter Milch zur Zeit noch so wenig erklärt sei, 
dass eine allgemeine, unüberwachte Verwendung von bestrahlter 
Milch nicht ratsam erscheine. Von einzelnen Aerzten wird ausser¬ 
dem darauf hingewiesen, dass die Darstellung des Rachitis ver¬ 
hütenden Vitamins technisch jetzt offenbar so vervollkommnet sei, 
dass dieses Präparat (in verschiedenen Zubereitungsformen) unter 
dem Namen Vigantol in beliebige! Menge bezogen werden 
kann und als dosierbarer Zusatz zur Milch eine Bestrahlung viel¬ 
leicht in absehbarer Zeit unnötig mache. 

Allgemeines. 
Besuch bedeutender nmerlknnlscher Aerzte In Bad Tölz 

unter Führung des Regierungsrats Dr. Appelmann, German Health 
Resorts, Neuyork. Am 10. September besuchten 18 amerikanische 
Aerzte und Aerztinnen das Jodbad Tölz. Unter den Gästen be¬ 
fanden sich Mediziner von Weltruf. Nach einer kurzen Besichti 
gung der Stadt wurden die Gäste im Gebäude der Krankenheiler 
Jodquellen A.G. empfangen. Daran schloss sich die Führung 
durch das Bad und die Kuranlagen. Bei einem zu Ehren der 
Gäste im Kur- und Badehotel Kisskalt veranstalteten Festmahl 
dankte Herr Präsident Dr. H. Albee, Professor der Medizin aus 
Neuyork, namens der Gäste auf dio vorausgegangenen Ansprachen 
Tölz stehe mit seinen Jodtrinkquellen einzig in der Welt da- 
Gerade deshalb habe er und seine anwesenden Kollegen neben 
Bad Reichenhall auch Tölz besucht. Man begrüsse es sehr, dass 
die Krankenheiler-Jodquellen- A G in Neuyork eine feste Ver¬ 
tretung für die Tölzer Quellprodukte eröffnet habe; denn man 
wolle nach den erwiesen glänzenden Kurcrfolgen des Jodbades 
Tölz nunmehr in den US.A. besonders für Tölz und seine 
Quellprodukte eintreten. 

Zur ge fl. Beachtung 1 
Der Gesamtauflage unserer heutigen Nummer liegt ein Prospekt 

der Firma Gödecke & Co., Chemische Fabrik A.-G., Berlin- 
Charlottenburg, über »Gelonida antlneuralgica«, bei. 

Wir empfehlen die Beilage der besonderen Beachtung unserer 
Leser. 


	1928_Nr35
	1928_Nr36
	1928_Nr37
	1928_Nr38
	1928_Nr39

